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Vorwort 


Die Deutschen der Bundesrepublik stehen vor einer neuen Bundestugs- 
wahl. Im wesentlichen kämpfen die Regierungsparteien mit der SPD um 
den Sieg, d. h. darum, wer in den nächsten vier Jahren „herrschen“ soll. 


Die SPD macht sich so große Hoffnungen, daß sie ihre Siegesaussichten 
durch Befragungsinstitute erforschen ließ und ein Abgeordneter im Bun- 
destag bat sogar, doch zu berücksichtigen, daß eben mit Erich Ollenhauer 
der sichere Anwärter auf den Kanzlerstuhl gesprochen habe. 


Als der „Spiegel“ im Jahre 1949 an seine Leser eine Umfrage richtete, 
wer Staalspräsident werden solle, wer der größte Politiker der Ver- 
gangenheit, wer der bedeutendste Deutsche von heute sei, war Erich Ol- 
lenhauer in keiner der Spalten, die jeweils über hundert Namen, dar- 
unter die ausgefallensten, aufwies, enthalten. Auch in dem neuen Promi- 
nentenkatalog „Wer ist Wer in Deutschland“ glänzt er unter 10000 Namen 
durch Abwesenheit. Als kürzlich im Paradies der SPD in Hessen beim 
Intelligenztest die Miß Wiesbaden gefragt wurde wer Ollenhauver sei, 
meinte sie süß: „Bei'm Hessischen Landtag so'n Abgeordneter!“ 


Es ist also höchst notwendig, daß wir dem Mangel an Wissen über 
unseren ehrenwerten Kandidaten etwas abhelfen, denn es kann uns 
wirklich nicht egal sein, wer uns die nächsten vier Jahre vom Stuhle 
Bismarcks herab regiert, weil es nämlich dieses Mal um eine viel wich- 
tigere Entscheidung als um einen einfachen Regierungswechsel geht. Nun 
darf aber der Leser nicht erwarten, daß sich dieses Büchlein nur allein. 
mit Herrn Ollenhauer befasse, denn einmal wäre dies zu langweilig, und 
dann ist ja Herr Ollenhauer nur deswegen Kanzlerkandidat, weil ihn 
seine Partei, die SPD wohlweislich zu ihrem ersten Vorsitzenden erkoren 
hat. Ohne diese Wohlweislichkeit wäre er nur kleiner Funktionär dieser 
Partei und deswegen müssen wir in erster Linie die Vergangenheit und 
sonst wichtige Aspekte dieser Partei unter die Lupe nehmen. Damit auch 
das Volkssprichwort seine Beachtung finde: „Sage mir, mit wem Du um- 
gehst, und ich sage Dir, wer Du bist“, müssen wir auch einige seiner be- 
kanntesten Paladine beleuchten. Dieser letztere Versuch kann nur eine 
Kostprobe sein, denn mehr wäre vom Übel. 


Auf dem Münchener Parteitag der SPD machte einer der Funktionüre 
in einem Anfall von schlechtem Gewissen eine in der Öffentlichkeit kaum 
beachtete Bemerkung im drohenden Ton des Inhalts, daß e3 in Zukunft 
nicht mehr passieren dürfe, daß ein Esel daher komme und fresse das 


Gras weg, das gerade über die bekannt unangenehme Sache gewachsen 
sei. Erstens ist es unklug, von einem Esel so viel Verstand zu verlangen 
und zweitens handelt es sich hier nicht um das Werk eines Esels, sondern 
um die Verwirklichung des Sprichwortes: „Es ist nichts so fein gesponnen, 
es kommt doch ans Licht der Sonnen“, die hier dem deutschen Volke zu 
Hilfe kommen will, um die Gefahren des falschen Weges grell zu be- 
leuchten. 


Die Leser werden aus dem Biichlein die Überzeugung gewinnen, daß 
es den Herren von der SPD nicht mehr gut möglich sein wird, zur Unter- 
drückung der Wahrheit dieser Feststellungen das alte Verfahren durch- 
zuexerzieren, daß sie den Verfasser wegen irgendwelcher Formalbeleidi- 
gungen vor den Kadi zerren. 


Es wäre auch durchaus möglich gewesen, die Fülle des Stofjes zu einem 
starken Buche mit allen wissenschaftlichen Verbrämungen zu ver- 
arbeiten, doch ist darauf mit Absicht verzichtet worden, um den Inhalt 
des Büchleins leicht verständlich für Jeden Deutschen zu machen — auch 
für den, der keine langen Formulierungen liebt sowie keine Zeit und 
Geld für ein dickes Buch hat. Sämtliche Behauptungen sind mit der 
größten Sorgfalt aufgestellt und gehen meistens auf Material zurück, das 
aus Quellen der SPD selbst stammt. Sie sind auch ausreichend belegt und 
bewiesen. 


Wenn das Nachgewiesene noch nicht ausreichen sollte, um den Deut- 
schen die Augen zu Öffnen über das wahre Wesen der SPD, dann kann 
ich nur wünschen, daß Erich Ollenhauer „unser Kanzler“ würde, denn 
dann verdiente unser Volk nicht nur die Erfahrungen einer solchen Kanz- 
lerschaft, sondern auch deren Folgen durchkosten zu müssen. 


Der Verfasser 


Die SPD vor 1933 


Als im August 1914 der erste Weltkrieg ausbrach, stellten sich die Par- 
teien einmütig hinter die Regierung, so daß der Kaiser das stolze Wort 
aussprechen konnte: 


„Ich kenne keine Parteien mehr, ich kenne nur noch Deutsche!“ 


Auch die sozialdemokratische: Partei, die 1912 als stärkste mit 112 Ab- 
geordneten in den Reichstag eingezogen war, konnte sich nicht dem Sturm 
der Begeisterung des deutschen Volkes entziehen und gab zur Frage der 
Kriegskredite am 4. August 1914 folgende Erklärung (im Auszug) ab: 


„Wir stehen vor einer Schicksalsstunde. Die Folgen der imperialistischen 
Polıtik, durch die eine Ära des Wettrüstens herbeigeführt wurde, und durch 
die sich der Gegensatz zwischen den Völkern verschärft hat, sind wie cine 
Sturmflut über ganz Europa hereingebrochen. Die Verantwortung hierfür fällt 
den Trägern dieser Politik zu, die wir ablehnen. 

Die Sozialdemokraten haben diese verhängnisvolle Entwicklung mit allen 
Kräften bekämpft und noch bis in die letzten Stunden hinein durch macht- 
volle Kundgebungen in allen Ländern, namentlich in innigem Einklang mit den 
französischen Brüdern, für die Aufrechterhaltung des Friedens gewirkt. Unsere 
Anstrengungen sind vergeblich gewesen. Nun stehen wir vor der Tatsache des 
Krieges, und es drohen die Schrecken einer feindlichen Invasion. 

Nicht für oder gegen den Krieg haben wir heute zu entscheiden, sondern 
über die Frage, wie für die Verteidigung des Landes die Mittel aufzubringen 
sind. Nun haben wir zu denken an die Millionen Volksgenossen, die ohne ihr 
Verschulden in diese Verhältnisse hineingerissen worden sind. Sie werden von 
den Schrecknissen des Krieges am schwersten betroffen. Unsere heißesten 
Wünsche begleiten unsere zu den Fahnen gerufenen Volksgenossen ohne Unter- 
schied der Partei... 

Für unser Volk und seine freiheitliche Zukunft steht bei einem Krieg mit dem 
russischen Despotismus, der sich mit dem Blute des cigenen Volkes befleckt 
hat, viel, wenn nicht alles auf dem Spiele. Es gilt diese Gefahr abzuwchren, 
die Kultur und die Unabhängigkeit unseres eigenen Landes sicherzustellen. 

Da machen wir wahr, was wir immer betont haben. Wir lassen in der 
Stunde der Gefahr das Vaterland nicht im Stich. Wir fühlen uns dabei im 
Einklang mit der Internationale, die das Recht jedes Volkes auf nationalc 
Selbständigkeit jederzeit anerkannt hat. 

Da wir in Übereinstimmung mit ihr jeden Eroberungskrieg verurteilen, 
hoffen wir, daß die grausame Schule der Kriegsleiden in neuen Millionen den 
Abscheu vor dem Kriege wecken und sie für den Sozialismus und Völkerfrieden 
gewinnen wird. 

Wir fordern, daß dem Kriege, sobald das Ziel der Sicherungen erreicht ist, und 
die Gegner zum Frieden geneigt sind, ein Ende gemacht werde durch einen 
Frieden, der das freundnachbarliche Verhältnis der Völker zueinander ermög- 
licht, nicht nur im Interesse der von uns stets verfochtetenen internationalen 
Solidarität, sondern auch im Interesse des deutschen Volkes. 

Von diesen Grundsätzen geleitet, bewilligen wir die Kredite.“ 


an 


Von dieser Erklärung und dem Gelöbnis der Parteiführer mußten der 
Kaiser und besonders das deutsche Volk glauben, daß es nicht nur cine 
äußerliche theatralische Geste, sondern ein männliches Versprechen sei, 
das seine Geltung für die Dauer des Krieges behalten würde. Wer damit 
gerechnet hatte, berücksichtigte nicht den grundlegenden Unterschied, der 
im deutschen — im Grunde seines Herzens national gesinnten — Arbeiter 
und dem größtenteils marxistisch — international denkenden SPD-Funk- 
tionär — bestand. 

Es wäre zu schön gewesen, um wahr zu sein, daß all die Häßlichkeit, 
welche diese Funktionäre in ihren politischen Kämpfen gegen das Kaiser- 
reich seit 1870 angewandt hatten, mit einem Tage aus der Welt gewischt 
worden wäre. Ein großer Teil dieser Kämpfe hatte der fortgesetzien 
Unterminierung und der Diskriminierung aller vaterländischen Werte 
gegolten. 

Diese äußere Geschlossenheit war nicht echt, weil sie im natürlichen 
Widerspruch zur wirklichen Charakterhaltung und Denkweise der marxi- 
stischen Funktionäre stand. Noch am Vortage hatte man sich in der Reichs- 
tagsfraktion bei der Beratung der Erklärung stundenlang gestritien und 
14 Abgcordnete stimmten gegen die Bewilligung*). Deren Haltung deckte 
sich genau mit der Haltung, die die SPD bis zum 4. August regelmäßig 
eingenommen hatte. Für den größten Teil derjenigen, die zustimmten, 
waren taktische Gründe und der Zwang der Volksstimmung maßgcbend 
und nur für den Rest galt dies, was der bekannte Sozialdemokrat Konrad 
Haenisch mit folgenden Worten zum Ausdruck brachte: 


„Wie das Erwachen aus einem wüsten Traum war es in jenen Augustitazen. 
Wir schlugen die Augen auf und siehe da: Wir hatten plötzlich, aus tiefster Not 
und aus höchster Gefahr geboren, cin deutsches Vaterland! Und dieses Vater- 
land hatte uns!" 


Der Arbeiterdichter Karl Bröger kleidete es in seine berühmten Zeilen: 


„Immer haben wir eine Liebe zu Dir gekannt, 
doch haben wir sie nie mit Namen genannt, 


*») Paul Löbe, der ehemalige Reichstagspräsident berichtet darüber in seinen ErInne- 
rungen: „So von den Problemen hin und hergerissen, entstanden Gruppen, welche 
die Zustimmung für notwendig hielten, und andere, die eine bündige Ablehnung 
der Kredite forderten. Der Riß ging mitten durch die radikale und gemäßigte Rich- 
tung in der Parlel...... Zur ablehnenden Gruppe gehörten zunächst etwa 18, zur 
anderen Seite 90 Abgeordnete. Nach dieser Auszählung wurde Fraktionszwanyg be- 
schlossen, d. h. die Mınderheit mußte mit der Mehrhelt stimmen .. . So erfolgte 
dıe Annahme der Kriegskredite im Reichstag eınstimmig ... Eine solche Entschei- 
dung hatten wir in der Breslauer Redaktion nicht erwartet. Wir rechneten mit 
der Ablehnung der Kredite und mit polizeilichen Maßnahmen gegen die Gesinnungs- 
genossen im Lande ... Erst mit dem Verlauf der Jahre lockerten sich diese 
(polizeilichen, d. V.) Fesseln. Wir schmuggelten kritische Übersichten über die 
Kriegslage ein (aus dem Auslande natürlich, d. V.) und verlangten nach einem 
baldigen Verständnisfrieden ... Wır Breslauer standen in der Mehrzahl bel den 
Kreditverweigerern, lösten aber deshalb unsere Zugehörigkeit zur alten Partei 
nicht." 

Ebert bekannte später: „... Im übrigen Ist die Politik vom 4. August lediglich 
eine Frage der Taktik... .* 
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und erst Deine allergrößte Gefahr zeigte, 
daß Dein ärmster Sohn auch Dein treuester war — 
denk’ es, o Deutschland! —“ 

Der Zwiespalt in der Fraktion war natürlich im Auslande bekannt ge- 
worden, und man sah darin auf der Feindseite eine Möglichkeit, die über- 
raschende deutsche Einheit zu zerstören. Die Zeitungen des Auslandes 
warfen der SPD vor, daß sie ihre auf zahlreichen internationalen Kon- 
gressen vertretenen marxistischen Ideale verraten hätte Auf diese Vor- 
würfe hin erwiderte die SPD mit einer Erklärung, bei der sie ungewollt 
die Katze aus dem Sacke ließ, daß sie nämlich darauf spekuliert hatte, die 
Sozialisten der Feindländer würden ihr Vaterland verraten und der 
marxistischen Internationale zuliebe die Kriegskredite verweigern und 
cdamit der deutschen SPD die Möglichkeit geben, das gleiche zu tun, d.h. 
ihr Vaterland im Stich zu lassen. Die Sozialistenführer der Feindländer 
dagegen riefen ihre Anhänger zur bedingungslosen Unterstützung ihres 
Vaterlandes und zum rücksichtslosen Kampfe gegen Deutschland auf: 

Die Internationale war auf der ganzen Linie zusammengebrochen. Statt 
daß die deutschen Sozialdemokraten daraus die richtigen Schlußfolge- 
rungen zogen, versuchten sie immer wieder, die verlorengegangenen inter- 
nationalen Fäden von sich aus wieder zu knüpfen. Zu diesem Zwecke fuhr 
man während des Krieges in das Ausland und veranstaltete dort inter- 
nationale Konferenzen, bei denen man sich zu den Forderungen verstieg, 
daß das Proletariat wieder auf den Plattformen der internationalen Soli- 
darität und des Klassenkampfes zusammenkomme. Schon am 4. August 
yatte die Redaktion des „Vorwärts“ in einer Erklärung gegen die Bewil- 
ligung der Kriegskredite Stellung genommen und diese Bewilligung als 
„einen schweren Schlag für die Internationale“ bezeichnet. Von diesem 
Tag ab begann die Gruppe der Internationalen den Kampf gegen die 
„Kreditbewilliger“. Dieser Kampf führte zwar zur Spaltung der SPD, doch 
werden wir später sehen, wie gering die ideologischen Unterschiede waren. 
Wie die Gutwilligen bei der SPD über diese Internationalen dachten, er- 
gibt sich aus folgenden Ausführungen des badischen Sozialdemokraten 
Wilhelm Kolb: 

„Über alle Gründe der politischen Vernunft sich hinwegsetzend, verlangt in 
Deutschland dıe marxistische Opposition nicht mehr und nicht weniger als eine 
politische Haltung, die gerade zu einem Verbrechen an der deutschen Nation 
und damit auch an der deutschen Arbeiterklasse wäre. Die Seele dieser Oppo- 
sition bilden jene wurzellosen, kosmopolitischen Emigranten und Literaten, die 
in der deutschen Sozialdemokratie, dank unserer an Unerschöpflichkeit gren- 
zenden Geduld, sich einen unverhältnismäßig großen Einfluß verschaffen 
konnten. Wie wäre es auch sonst möglich gewesen, daß Männer wie Schippel 
und Calwer, die auf wichtigen politischen Gebieten eine autoritative Stellung 
cinnehmen und welche der Sozialdemokratie und ihrer Politik die besten 
Dienste leisten könnten, politisch kaltgestellt, ... während Rosa Luxemburg, 
Radcek u. a. m. ungestört ihre hirnverbrannten Theorien kolportieren und das 
große Wort führen konnten! Man komme nicht mit dem Einwand der sozia- 


listischen Internationalität. Neben ihren internationalen hat die Sozialdemo- 
kratie auch wichtige nationale Pflichten zu erfüllen. Wenn — wie dies in 
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Deutschland geschieht — der sozialdemokratischen Vertretung wegen ihrer 
nationalen Haltung beim Ausbruch des Krieges der Vorwurf des Verrats an 
den Prinzipien des Sozialismus von Leuten gemacht wird, denen offenbar 
jedes nationale Empfinden völlig abgeht, während die französischen Genossen 
die tollsten chauvinistischen Orgien mitfeiern dürfen, dann muß endlich mit 
diesen Elementen Fraktur gesprochen werden. Auch die Geduld des sozial- 
demokratischen Michels hat ihre Grenzen.“ 

Wie sehr die Wühlarbeit der Internationalen allmählich die Überhand 
gewann, können wir hier im einzelnen verfolgen. Es genügt, wenn wir 


folgende Bekenntnisse wiedergeben: 

Am 23. Februar 1915 erklärte der Abgeordnete und Redakteuer des. 
„vorwärts“, Ströbel: 

„Ich bekenne ganz offen, daß ein voller Sieg des Reiches den Interessen der 
Sozialdemokratie nicht entsprechen würde.“ 

Im September 1916 erklärte der gleiche Abgeordnete Ströbel, daß 


„es für die Arbeiterschaft nicht nur Deutschlands. sondern der ganzen Welt 
gut sei, wenn die Illusionen der Mehrheit hinsichtlich eines deutschen Sieses 
nicht in Erfüllung gingen.“ 

Am 6. 11. 1917 schrieb der „Vorwärts“: 

„Wir müssen uns heute klar darüber sein, daß die eigentliche und tiefste Ur- 
sache dafür, daß es so ungeheuer schwer ist, zum Frieden zu kommen, in den 
militärischen Erfolgen Deutschlands liegt.“ 

Wie in Wirklichkeit die „Sozialisten“ bei unseren Gegnern solche Vor- 
gänge werteten, ergibt sich aus folgenden Äußerungen: 

Am 24. November 1914 begrüßte Vaillant in der „Humanite“ den Streit 
in der SPD als Vorzeichen der Spaltung mit den Worten: 

„Diese Bewegung wird unseren Sieg erleichtern und vollständig machen! Wir 
müssen um jeden Preis siegen, und zwar vollständig!" 

Im September 1915 erklärte der „Genosse“ Sembat: 


„Jetzt hat sich die Situation geändert. Deutschland wird bald nicht mehr 
können, der Hunger nimmt zu und — die Opposition wächst. Nun müssen wir 
den Krieg in die Länge ziehen. Denn je länger er dauert, um so schlimmer 
wird die Lage Deutschlands, um so besser werden die Aussichten Frankreichs 
auf den endgültigen Sieg.” 

Besonders interessant ist die Antwort Churchills, die er am 4. Oktober 
1917 auf die Friedensresolution des deutschen Reichstages vom 19. Juli 
1917 gab: 


„Deutschland muß seinen ganzen Einfluß in der Welt verlieren. Unsere 
Freunde im Innern Deutschlands arbeiten für die Zersetzung des Reiches." 


Solche Äußerungen störten aber die Herren von der SPD nicht. Ganz im 
Gegenteil — sie steigerten ihre Propaganda und eine ihrer Phrasenkollek- 
tionen vom Anfang des Jahres 1918 lautete: 


„Die Verständigung über den Frieden mit den Sozialdemokraten der anderen 
Nationen stößt auf keine unüberwindliche Schwierigkeiten! Die internationale 
Solidarität des Proletariats wird einen Frieden durch Verständigung im Geiste 
des internationalen Sozialismus bringen! Der Hauptfeind des deutschen Volkes 
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steht im eigenen Land und nicht an den Fronten! Die internationale Mensch- 
heit fordert, allen Klassenfreunden jenseits der Grenzen im Geiste die Hand 
zu reichen! Wenn die deutschen Arbeiter sich der Pflicht zur Revolution bewußt 
werden, werden es auch die Arbeiter anderer Länder. Der deutsche Arbeiter 
muß voran gehen, um von den französischen, englischen und italienischen Ar- 
beitern Gleiches fordern und erwarten zu dürfen! Wir werden darauf nicht 
lange warten müssen! Nur die Volksrevolution und die Volksrepublik in 
Deutschland wird imstande sein, den allgemeinen Frieden in kürzester Zeit 
herbeizuführen. Vor der deutschen Republik werden auch die jetzt von unserem 
Halbabsolutismus und Imperialismus bedrohten Weststaaten unter dem Drucke 
ihrer Arbeiter sofort die Waffen strecken müssen. Die proletarische Revolution 
in Deutschland bedeutet die Arbeiterrevolution in der ganzen Welt! Ein demo- 
kratisches Deutschland hat in aller Welt Freunde. Siegt die Demokratie in 
Deutschland, so hat Deutschland einen Frieden ohne Annexionen und Kontri- 
butionen! Nicht gegen die Engländer und Franzosen jenseits der Schützen- 
gräben, sondern gegen die „Engländer und Franzosen" in unserem eigenen 
Haus, gegen die Junker, gegen die deutsche imperialistische: Bourgeoisie und 
die deutsche Regierung gilt es zu kämpfen! Wenn nicht diese Interessenten des 
Völkermordens wären, hätten wir schon längst einen loyalen, demokratischen 
Frieden mit England und Frankreich.“ 


Hiernach war es kein Wunder mehr, daß der bekannte Sozialdemokrat 
Friedrich Stampfer am 20. Oktober 1918 im „Vorwärts“, dem führenden 
Organ der SPD, schrieb: 

„Deutschland soll — das ist unser fester Wille als Sozialisten — seine Kriegs- 


flagge für immer streichen, ohne sie das letztemal siegreich heimgebracht zu 
haben.“ 


Es dauerte nicht mehr lange und am 9. November 1918 forderte der 
„Vorwärts“ in seiner Extraausgabe den Generalstreik und schrieb darin 
ausdrücklich, daß die Bewegung gemeinschaftlich geleitet sei von der 
sozialdemokratischen Partei und der unabhängigen sozialdemokratischen 
Partei Deutschlands. In den Tagen zuvor hatte man die Maßnahmen ein- 
geleitet, die zur Abdankung des Kaisers führten. Frohlockend verkündete 
der Abgeordnete Scheidemann am 9. November 1918 von den Stufen des 
Reichstages den Sieg dieser Revolution mit folgenden Worten: 

„Das deutsche Volk hat auf der ganzen Linie gesiegt. Das Alte, Morsche ist 
zusammengebrochen. Der Militarismus ist erledigt. Die Hohenzollern haben 
abgedankt. Ebert bildet die neue Regierung. Alle sozialistischen Richtungen 
werden ihr angehören. Jetzt besteht unsere Aufgabe darin, diesen glänzen- 


den Sieg, diesen vollen Sieg des deutschen Volkes nicht beschmutzen zu lassen. 
Wir müssen stolz sein in alle Zukunft auf diesen Tag.“ 


Die sozialdemokratischen Funktionäre hatten also ihren Willen und es 
war so, wie Oberst House, der Berater Wilsons, bezeugte: 


„Die Feinde der Monarchie zogen in der Erkenntnis, daß ein deutscher Sieg 
eine Revolution unmöglich machen würde, die letztere dem Siege vor in voller 
Bereitwilligkeit, den Preis der Niederlage dafür zu zahlen.“ 

Wie sie ihre Aufgabe lösten, „den vollen Sieg des deutschen Volks nicht 
beschmutzen zu lassen“, ergibt sich aus der summarischen Darstellung 
eines Historikers: 


„Das deutsche Feldheer kehrte in eine Heimat zurück, die ihm völlig unver- 
ständlich war. Überall, von den Volksbeauftragten an der Spitze bis zum 
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letzten Dorf hinunter, waren die neuen Gewalthaber zu finden, die den Krieg 
nur vom Hörensagen kannten, die zwar laut schreien konnten, aber im übrigen 
keine Leistungen aufzuweisen vermochten. Im Gegenteil, die widerlichen 
Szenen waren an der Tagesordnung. Der Umsturz schien nur aus dem Grunde 
gemacht worden zu Sein, um Ordnung, Sitte und Anstand zu zerstören. Das 
Heeresgut wurde verschoben, den Offizieren wurden die Achselstücke, den 
Mannschaften die Kokarden und die Waffen abgenommen. Streiks waren an 
der Tagesordnung, arbeiten wollte niemand, aber um Erhöhung der Löhne 
wurde fast täglich gefeilscht. Hinzu kam, daß die fuhrenden sozialdemokra- 
tischen Männer genau so wenig wußten, was sie mit dem Gelingen 
der Revolte anfangen sollten, wie die Unabhängigen. Als die ersten 
Versammlungen der Arbeiter- und Soldatenräte in Berlin im Zirkus Busch 
stattfanden, verkündete Ebert unter stüurmischem Beifall, daß der Bruderstreit 
zwischen der sozialdemokratischen Partei und den Unabhängigen begraben sei.“ 

Die nackten Tatsachen des bald folgenden Versailler Friedensvertrages, 
dessen Unterschrift durch die Drohung mit der Fortsetzung des Krieges 
und der Vernichtung Deutschlands erpreßt wurde, zerrissen alle Illusionen, 
die im Gefolge der Revolutionsphrasen und der 14 Punkte Wilsons auf- 
getaucht waren. 


1. Nach dem Diktat wurden Deutschland an 14 Stellen seines Gebietes cr- 
hebliche territoriale Verluste zugemutet und das Selbstbestimmungs- 
recht der Betroffenen brutal mit Füßen getreten, 


2. Deutschland wurde seiner sämtlichen Kolonien beraubt, 


3. mit der Wegnahme dieser Gebiete verlor Deutschland hohe Anteile 
seiner landwirtschaftlichen und industriellen Produktion, 


4. ohne den wirtschaftlichen Wert der geraubten Gebiete und Kolonien 
betrug der Wert der uns auferlegten Reparationen über 100 Milliarden 
Mark, 

5. der Vertrag brachte uns folgenschwere wirtschaftliche und politische 
Beschränkungen, 


6. Der Vertrag enthielt zahlreiche ehrverletzende Bestimmungen. 


Die internationalen Sozialisten rührten keinen Finger zu Gunsten ihrer 
deutschen Genossen, geschweige denn zugunsten Deutschlands selbst. Jetzt 
entrüsteten sich sogar die Herren Revolutionäre über den Gewaltfrieden 
und der gleiche Herr Scheidemann, der den Sieg der Revolution gefeiert 
hatte, sprach das berüchtigte Wort von der Hand, die verdorren müßte, 
wenn sie den Vertrag unterschriebe. Auch Ebert propagierte mit phrasen- 
haft schönen Worlen die Verweigerung der Unterschrift*) 

Aber der Vertrag wurde doch unterzeichnet — trotz der verlogenen 
Kriegsschuldklausel. Es ist nun nicht unsere Aufgabe, im einzelnen das 
völlige Versagen der SPD in den Jahren von 1919 bis 1933 zu schildern, 
wo sie teils allein, teils zusammen mit den linksbürgerlichen Kreisen an 
der Macht war. Wir werden darauf später zurückkommen, wenn wir die 


«) Der sozialdemokratische Reichskanzler Gustav Bauer sagte damals: „Die ganze 
welt muß schen, hler wird ein beslegtcs Volk an Lelb und Scele vergewaltigt.“ 
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selbstkritischen Stimmen aus dem Lager der SPD aufzählen. Hier wollen 
wir nur noch festhalten, daß sich die SPD und die USP am 24.9.1922 
wieder vereinigten und daß auch jener Herr Crispien Vorsitzender der 
Partei wurde, der am 8. Januar 1922 anläßlich der Eröffnung des Leipziger 
Parteitlages die berühmte Feststellung getroffen hatte: 

„Die Arbeiterklasse hat kein Vaterland, was Deutschland heißt, das Vater- 
land der Arbeiterklasse ist das internationale Proletariat.” 

Als der Reichspräsident Ebert gestorben war und sein Nachfolger ge- 
wählt werden mußte, goß die SPD sämtliche Schmutzkübel ihres Jargons 
über den greisen Hindenburg aus, und selbst als sie ihn sieben Jahre später 
wählen mußte, um die Wahl Hitlers zu verhindern, forderte sie ihre An- 
hängcer in frecher Weise auf, am Wahltage einen Schnaps zu trinken, wenn 
cs ihnen bei der Stimmabgabe für Hindenburg schlecht werden würde. 
Ihr eigener Reichstagsabgeordneter Löbe äußerte darüber: „es sei ein 
Trauerspiel, daß wir den 84jährigen Mann, den wir vor sieben Jahren 
scharf bekämpften, heute als den Retter betrachten müßten. Aber könnten 
wir die Lage ändern? Bleibe uns etwas anderes übrig? Sei Brüning der 
cinzige Kanzler, der Hugenbcerg verhindern könne, so sei Hindenburg der 
einzige Reichspräsident, der Hitler behindern könne.“ 


Die ganze schmähliche Haltung der SPD in den Jahren 1914-1918 ist von 
Wolfgang Breithaupt in dem Buche „Volksvergiftung 1914-1918“ und die 
der Jahre 1919-1933 von Alfred Bornhardt in dem Buche „Das Janusge- 
sicht der deutschen Sozialdemokratie“, Südwestverlag Stuttgart unter 
Anführung genauen Beweismaterials eindrücklich dargestellt worden. 
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Die „‚sPD” in der Eniigration 


Mit dem Nationalsozialismus Adolf Hitlers erwuchs dem Marxismus 
allmählich ein Trafeind. Hitler: wurde nicht müde, in den 13 Jahren seines 
Kampfes um die »olitische Macht das deutsche VolK über die wahre Natur 
der marxistisch&n Ideologie, deren Träger und deren Leistungen bzw. 
Sünden aufzuklären. 


Gewiß hatie die SPD in den Jahren 1918 bis 1932 im Parlament nie die 
absolute Mehrheit und demzufolge in ‘der Regierung nie die alleinige 
Macht, doch hatte sie. diese in zahlreichen Länderregierungen und be- 
stimmte, zumal die Bürgerlichen in ihrer politischen Haltung sich weit- 
gehend anpaßten, somit das politische Gesicht der sogenannten Weimarer 
Zeit. Sie betrachtete sich’mit Stolz als Gründungspartei und Hüterin des 
neuen demokratischen Staates. Die Kläglichkeit aber, mit der sie am 20. 
Jwli 1932 ihre Machtposition in Preußen räumte, beweist besser als alle 
langen Argumente, wie sehr sie abgewirtschaftet hatte. Sie, die große 
sozialistische Partei, hatte es nicht hindern können, daß am Ende der 
Periode, in der sie seit ihrem Bestehen die größten Chancen besessen hatte, 
eine Situation in Deutschland vorlag, die schlagend die völlige Unfähig- 
keit des Marxismus aufzeigte: 


7 Millionen Kommunisten und 7 Millionen Arbeitslose, 
eine zerrüttete Landwirtschaft und ruinierte Wirtschaft, 
der Staat vor dem völligen Bankrott! 


Die SPD hatte -wohl eine intakte Parteiorganisation, jedoch ohne revo- 
lutionären Gehalt, weil die Mitglieder Kein Zutrauen mehr zu ihrer ver- 
bürokratisierten Führung hatten. Es war daber kein Wunder, daß sie 
wie die Maus vor der Schlange saß, als Hitler am 30. Januar 33 die Macht 
übernahm. Sie war zunächst gelähmt und versuchte, die völlige Zerfahren- 
heit durch illusionäre Aspekte zu beseitigen. ‚Als die Novemberwahl 1932 
einen Rückgang für die Nationalsozialisten brachte, faßte sie neue Hoff- 
nung und glaubte, daß die größte Gefahr vorbei sei. Wie gewohnt, nahm 
man seine Zuflucht zu phrasenhaften Drohungen und verkündete in 
„Vorwärts“: 

„Die Feinde der Arbeiterschaft haben sich in einem reaktionären Kaärtell zu- 
sammen gefunden, die Schwerkapitalisten und Großagrarier mit ihren Inter- 
essen, um eine gemeinsame Schlacht gegen die Arbeiterklasse: zu liefern ... 
Wir stehen bereit, um jedes Mittel anzuwenden, um jeden Angriff zu parieren, 


jeden Angriff auf die politischen und sozialen Rechte des Volkes, .... Jeder 
Versuch der Regierung, die Verfassung zu verdrehen oder zu verletzen, wird 
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auf den heftigsten Widerstand der arbeitenden Klasse und aller freiheitslieben- 
den Menschen stoßen.“ 

Es gab in den Reihen der kleinen Funkticnäre, insbesondere des der 
SPD nahestehenden Reichsbanners, genügend Harsadeure, die mit dem 
Gedanken des offenen Widerstandes spielten. Den verantwortlichen Füh- 
rern der*-Partei jedoch fehlte hierzu der Mut, zumal ihre Versuche, die 
militärischen Kreise für diesen Widerstand zu interessieren, erfolglos blie- 
ben. Sie glaubten angesichts der Macht der SA nicht an den Erfolg eines 
brachialen Widerstandes. Auch den Gedanken eines Generalstreiks muß- 
ten sie ablehnen, da ja nicht sicher war, ob nicht gar die " ‚tionalsozialisten 
oder Kommunisten die Kontrolle über ihre eigenen Mit, 'ieder gewinnen 
würden. 


= 


Als die Regierung schon am 1. Februar den Reichstag auflöste.und er- , 
klärte, daß sie eine legale Mehrheit herbeiführen wolle, erließ die SPD 
am 2. Februar — wiederum im alten Phrasenschema — folgendes provo- 
katorische Wahlmanifest: a: 


„Verteidigt Euch, verteidigt. Eure Unabhängigkeit gegenüber Euern Unter- 
drückern, gegenüber den oberen Zehntausend, gegenüber der erbärmlichen 
Minderheit der Barone, gegenüber den Kapilalisten, zerbrecht ihre wirtschaft-- 
liche und politische Macht! Kämpft mit uns für die Enteignung der Gutsbe- 
sitzer und für die Aufteilung des. Landes unter die Bauern und Landarbeiter! 
Kämpft mit uns für die Sozialisierung er Schwerindustrie, für den Aufbau 
einer sozialen Planwirtschaft! 


Die Folge dieser Sssahklienn war ein dreitägiges Erscheinungsverbot 
des „Vorwärts“ in. Preußen. Es war klar, daß die Nationalsozialisten nun 
die gleichen Methoden anwandten, die ihnen die marxistischen und demo- 
kratischen Regierungen jahrelang vorexerziert hatten.. Die Entrüstung 
der Herren von der SPD war daher reine Heuchelei. Obwohl sie den Ab- 
sichten der Kommunisten nicht trauten, riefen sie „zur Einigkeit im Klas- 
senkampf gegen den Monopolkapitalismus und seine faschistischen Hand- 


langer auf“. 


Die Kommunisten gingen aber nicht auf den Leim, weil sie mit einem | 
baldigen Versagen Hitlers rechneten, dessen Folgen ihnen zuwachsen 
würden. ' 


Wie sich aus dem Protokoll der ersten Kabinettssitzung der Regierung 
Hitlers ergibt, hatte diese einen Generalstreik der Marxisten und seine 
Folgen befürchtet und daher bewußt ein Verbot der KPD abgelehnt, wäh- 
rend ein solches der SPD noch nicht einmal erörtert wurde. Erst der 
Reichstagsbrand schaffte eine völlig neue Lage. Viele Anzeichen mußten 
die Regierung in den Glauben versetzen, daß der Brand ein planmäßiges 
Unternehmen der Marxisten war und diese gaben ihr die Grundlage für 
die scharfe Notverordnung vom 28. Februar zum Schutze von Volk und 
Staat, womit sie die KPD völlig ausschalten konnte. Auch ein kleiner 
Teil der SPD-Funktionäre wurde verhaftet, weil der Brandstifter Marinus 
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van der Lubbe zuerst behauptet hatte, daß er auch Beziehungen zur SPD- 
Presse habe. 


Während ein Teil der SPD-Presse über Verfolgung jammerte, behaup- 
tete ein anderer Teil, daß sie durch die Verfolgung an Kraft gewonnen 
hätten. Das letztere scheint zutreffend gewesen zu sein, denn die Marxi- 
sten zusammen hatten bei der Reichstagswahl vom 5. März zwar 1,5 Mil- 
lionen Stimmen verloren, doch hatte sich die SPD mit 118 Mandaten 
ziemlich gehalten, wenn man die erhöhle Wahlbeteiligung unberücksich- 
tigt läßt. Obwohl am Tage vor der Wahl der preußische Ministerpräsident 
Braun als erster prominenter Emigrant der SPD in die Schweiz geflüchtet 
war, glaubten deren Leiter, daß die Partei ungebrochen sei und ihre Rei- 
hen geschlossener denn je. Sie rechneten mit der Fortsetzung des parla- 
mentarischen Lebens in der gewohnten Form, insbesondere deswegen, weil 
sie glaubten, daß Hitler mit Rücksicht auf die Reaktion des Auslandes ze- 
zwungen sei, das Tempo der Revolutionierung zu stoppen. Die bisherigen 
Schwierigkeiten seit dem 30. Januar verglichen sie mit denjenigen der 
SPD während der Zeit des Bismarck’schen Sozialistengesetzes und trugen 
sich daher mit der Hoffnung, daß Hitler bald abwirtschaften und ihnen 
den endgültigen Sieg überlassen würde. Der bekannte 80jährige Theore- 
tiker der SPD Karl Kautsky sagte nach der Wahl, daß Hitler von seinen 
Anhängern verlassen würde, sobald seine Unfähigkeit und seine ÄAbnei- 
sung, die demagogischen Versprechungen in die Wirklichkeit umzusetzen, 
offensichtlich würde. Während dieser dem endlich stürzenden deutschen ° 
Kapitalismus präsidiere, würden die Massen der sozialdemokratischen 
Partei zuströmen als ihrer letzten und einzigen Rettung vor dem 
politischen und wirtschaftlichen Chaos. Unwissende Narren, die nichts an- 
deres verständen, als sich als nordische Ritter in Positur zu bringen, könn- 
ten niemals eine totalitäre Macht wie die Taschisten und Bolschewisten 
aufrecht erhalten, bis das Regime von selbst verschwände. Die Aufrcecht- 
erhaltung der Parteiorganisalion und die Weiterführung ihrer Propa- 
gandaarbeit sei die wichtigste Aufgabe der SPD. Kautsky warnte auch 
vor illegalen Machtproben. 


Die Folgezeit sollte aber beweisen, wie sehr sich diese Theoretiker in 
Hitler getäuscht hatten. Obwohl seine Partei allein 44 °o aller Stimmen 
und die Regierungsparteien 52°. erhalten halten, also dem parlamenta- 
rischen Spiel in der bisherigen Form mit Ruhe hätten entgegensehen 
können, legte er dem Parlament am 23. März ein Ermächtigungsgesetz 
vor, um eine verfassungsmäßige Grundlage zu haben, mittels der die 
Regierung durch einfache Erlasse und Gesetze regieren könne, ohne je- 
weils auf die Zustimmung des Reichstages angewiesen zu sein. Obwohl 
die Abgeordneten der KPD und auch ein Teil der SPD wegen Verhaftung 
überhaupt nicht anwesend sein konnten und 94 Neinstimmen abgegeben 
wurden, erhielt das Ermächtigungsgesetz doch 444 Jastimmen, so daß 
diese Stimmenzahl auch dann ausgereicht hälte, wenn alle abwesenden 
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Abgeordneten hätten mit nein stimmen können. Das sei wegen der Frage 
der Legalität des Ermächtigungsgesetzes ausdrücklich festgestellt. 


Obwohl es im Hinblick auf das Ausland gut gewesen wäre, daß auch 
die SPD dem Gesetze ihre Zustimmung gegeben hätte, so war dazu der 
Graben doch zu tief und deswegen gab sie durch ihren Sprecher, den 
ältesten Abgeordneten Otto Wels, folgende Erklärung ab*): 


„Nie hat uns irgendein Grundsatz unserer Partei daran hindern können oder 
gehindert, die gerechten Forderungen der deutschen Nation gegenüber den 
anderen Völkern der Welt zu vertreten. Der Herr Reichskanzler hat auch vor- 
gestern in Potsdam einen Satz gesprochen, den wır unterschreiben. Er lautet: 
‚Aus dem Aberwitz der Theorie von ewigen Siegern und Besiegien kam der 
Wahnwitz der Reparationen und in der Folge die Katastrophe der Weltwirt- 
schaft’. Dieser Satz gilt für die Außenpolitik; für die Innenpolitik gilt er nicht 
minder. Auch hier ist die Theorie von ewigen Siegern und Besiegten, wie der 
IIerr Reichskanzler sagte, ein Aberwitz. 

Das Wort des Herrn Reichskanzlers erinnert uns aber auch an ein anderes, das 
am 23. Juli 1919 in der Nationalversammlung gesprochen wurde. Da wurde ge- 
sagt: ‚Wir sind wehrlos, wehrlos ist aber nicht ehrlos. Gewiß, die Gesner 
wollen uns an die Ehre, daran ist kein Zweifel. Aber daß dieser Versuch der 
Ehrabschneidung einmal auf die Urheber selbst zurückfallen wird, da es nicht 
unsere Ehre ist, die bei dieser Welttragödie zugrunde geht, das ist unser Glaube 
bis zum letzten Alemzug’. Zu dem Ausspruch des Herrn Reichskanzlers bildet 
jene Erklärung eine wertvolle Ergänzung. Aus einem Gewaltfrieden kommt 
kein Segen; im Innern erst recht nicht. Eine wirkliche Volksgemeinschaft läßt 
sich auf ihn nicht gründen. Ihre erste Voraussetzung ist gleiches Recht. Mag 
sich die Regierung gegen rohe Ausschreitungen der Polemik schützen, mag sie 
Aufforderungen zu Gewalttaten und Gewalttaten selbst mit Strenge verhin- 
dern. Das mag geschehen, wenn es nach allen Seiten gleichmäßig und unpar- 
teiisch geschieht, und wenn man es unterläßt, besiegte Gegner zu behandeln, 
als seien sie vogelfrei. Freiheit und Leben kann man uns nehmen, die Ehre 
nicht. 

Nach den Verfolgungen, die die Sozialdemokratische Partei in der letzten 
Zeit erfahren hat, wird billigerweise niemand von ihr verlangen, daß sie für 
das hier eingebrachte Ermächtigungsgesetz stimmt. Die Wahlen vom 5. März 
haben den Regierungsparteien die Mehrheit gebracht und damit die Möglichkeit 
gegeben, streng nach Wortlaut und Sinn der Verfassung zu regieren. Wo diese 
Möglichkeit besteht, besteht auch die Pflicht. Kritik ist heilsam und notwendig. 
Noch niemals, seit es einen Deutschen Reichstag gibt, ist die Kontrolle Jder 
öffentlichen Angelegenheiten durch die gewählten Vertreter des Volkes in 
solchem Maße ausgeschaltet worden, wie es jetzt geschicht und wie es durch 
das neue Ermächtigungsgesetz noch mehr geschehen soll. Eine solche Allmacht 
der Regierung muß sich um so schwerer auswirken, als auch die Presse jeder 
Bewerungsfreiheit entbehrt. Meine Damen und Herren! Die Zustände, die 
heute in Deutschland herrschen, werden vielfach in krassen Farben geschildert. 
Wie immer in solchen Fällen fchlt es auch nicht an Übecrtreibungen. Was 
meine Partei betrifft, so erkläre ich hier: Wir haben weder in Paris um Inter- 
vention gebeten noch Millionen nach Prag verschoben, noch übertreibende 
Nachrichten ins Ausland gebracht. Solchen Übertreibungen entgegenzutreten 
wäre leichter, wenn im Inlande eine Berichterstattung möglich wäre, die Wah- 
res vom Falschen scheidet. Noch besser wäre es, wenn wir mit gutem Ge- 


*) Interessant dürfte es sein, daß die Absicht bestand, diese Erklärung wegen 
des Alters von Wels durch den Abgcordneten Kurt Schumacher vortragen zu 
lassen. 
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wissen bezeugen könnten, daß die volle Rechtssicherheit für alle wiederher- 
gestelll sei. Das, meine Herren, liegt bei Ihnen. 

Die Herren von der Nationalsozialistischen Partei nennen die von ihnen 
entfesselle Bewegung eine nationale Revolution, nicht eine nationalsozialı- 
stische. Das Verhältnis ihrer Revolution zum Sozialismus beschränkt sich 
bisher auf den Versuch, die sozialdemokratische Bewegung zu vernichten, 
die seit mehr als zwei Menschenaltern die Trägerin sozialistischen Gedanken- 
gutes gewesen ist und auch bleiben wird. Wollten die Herren von der National- 
sozialistischen Partei sozialistische Taten verrichten, sie brauchten kein Er- 
mächtigungsgesetz. Eine erdrückende Mehrheit wäre Ihnen in diesem Hause 
gewiß. Jeder von Ihnen im Interesse der Arbeiter, der Bauern, der Angestell- 
ten, der Beamten oder des Mittelstandes gestellte Antrag könnte auf Annahme 
rechnen, wenn nicht einstimmig, so doch mit gewaltiger Majorität. 

Aber dennoch wollen Sie vorerst den Reichstag ausschalten, um Ihre Revo- 
lution fortzusetzen. Zerstörung von Bestehendem ist aber noch keine Revo- 
lution. Das Volk erwartet posıtive Leistungen. Es wartet auf durchgreifende 
Maßnahmen gegen das furchtbare Wirtschaftselend, das nicht nur in Deutsch- 
land, sondern in aller Welt herrscht. 

Wir Sozialdemokraten haben in schwerster Zeit Mitverantwortung getragen 
und sind dafür mit Steinen beworfen worden. Unsere Leistungen für den 
Wiederaufbau von Staat und Wirtschaft, für die Befreiung der bescizten 
Gebiete werden vor der Geschichte bestehen. Wir haben gleiches Recht für alle 
und ein soziales Arbeitsrecht geschaffen. Wir haben geholfen, ein Deutschland 
zu schaffen, in dem nicht nur Fürsten und Baronen, sondern auch Männern aus 
der Arbeiterklasse der Weg zur Führung des Staates offen steht. Davon 
können Sie nicht zurück, ohne Ihren eigenen Führer preiszugeben. Vergeblich 
wird der Versuch bleiben, das Rad der Geschichte zurückzudrehen. Wir Sozial- 
demokraten wissen, daß man machtpolitische Tatsachen durch bloße Rechis- 
verwahrungen nicht beseitigen kann. Wir sehen die machtpolitische Tatsache 
Ihrer augenblicklichen Herrschaft. Aber auch das Rechtsbewußltsein des Volkes 
ist eine politische Macht und wir werden nicht aufhören, an dieses Rechis- 
bewußtsein zu appelieren. 

Die Verfassung von Weimar ist keine sozialistische Verfassung. Aber wir 
stehen zu den Grundsätzen des Rechtsstaates, der Gleichberechtizgung, des 
sozialen Rechtes, die in ihr festgelegt sind. Wir deutschen Sozialdemokraten 
bekennen uns in dieser geschichtlichen Stunde feierlich zu den Grundsätzen der 
Menschlichkeit und der Gerechtigkeit, der Freiheit und des Sozialismus. Kein 
Ermächtigungsgesetz gibt Ihnen die Macht, Ideen, die ewig und unzerstörbar 
sind, zu vernichten. Das Sozialistengesetz hat die Sozialdemokratie nicht ver- 
nichtet. Auch aus neuen Verfolgungen kann die deutsche Sozialdemokratie 
neue Kraft schöpfen. 

Wir grüßen die Verfolgten und Verdrängten. Wir grüßen unsere Freunde 
im Reich. Ihre Standhaftigkeit und Treue verdienen Bewunderung. Ihr 
Bekennermut, ihre ungebrochene Zuversicht verbürgen eine hellere Zukunft.“ 


Diese so bestechend schön formulierte Erklärung wurde aber von Hitler 
in seiner Antwort völlig zerfetzt. Dem Gesetz der Gleichberechtigung 
folgend bringen wir sie ebenfalls in vollem Wortlaut: 


„Spät kommt Ihr, doch Ihr kommt! 


Die schönen Theorien, die Sie, Herr Abgeordneter, soeben hier verkündeten, 
sind der Weltgeschichte etwas zu spät mitgeteilt worden. 

Vielleicht hätten diese Erkenntnisse, praktisch angewendet vor Jahren, die 
heutigen Klagen von Ihnen erspart. 

Sie erklären, daß die Sozialdemokratie unser außenpolitisches Programm 
unterschreibt, daß sie die Kriegsschuldlüge ablehnt, daß sie gegen die Repa- 
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rationen sich wende. Nun erhebe ich nur die eine Frage: Wo war denn dieser 
Kampf in der Zeit, in der Sie dıe Macht dazu hatten? Sie hatten einst die Mög- 
lichkeit, dem deutschen Volke das Gesctz des inneren Handelns vorzuschreiben. 
Sie haben es auch auf anderen Gebieten gekonnt. Es wäre genau so möglich 
gewesen, der deutschen Revolution, die von Ihnen mit ausgegangen, denselben 
Schwung und dieselbe Rıchtung' zu geben, die einst Frankreich seiner Erhebung 
im Jahre 1870 gegeben hat. Es wäre in Ihrem Ermessen gewesen, die deutsche 
Erhebung zu einer wirklich nationalen zu gestalten, und Sie hätten dann das 
Recht gehabt, wenn die Fahne der neuen Republik nicht siegreich zurück- 
gekommen wäre, immerhin zu erklären: Wir haben das Äußerste getan, um 
diese Katastrophe durch den letzten Appell an die Kraft des deutschen Volkes 
abzuwenden. In der Zeit mieden Sie. den Kampf, den Sie heute in Worten 
plötzlich der Mitwelt mitteilen wollen. 

Sie sagen, daß wehrlos nicht ehrlos ist. Nein, das- braucht es nicht zu sein. 
Auch wenn wir wehrlos sein müßten: ich weiß, wir würden nicht ehrlos sein. 
Unsere Bewegung war dank der Unterdrückung durch Ihre Partei jahrelang 
wehrlos’ gemacht worden, ehrlos ist sie nie gewesen. Ich bin der Überzeugung, 
daß wir dem. deutschen Volke den Geist einimpfen werden, der es auch bei 
seiner heutigen Wehrlosigkeit sicherlich, Herr Abgeordneter, nicht ehrlos sein 
lassen wird. Auch hier lag es ja an Ihnen, die Sie fast vierzehn Jahre lang 
die Macht besessen haben, dafür zu sorgen, daß dieses deutsche Volk der 
Welt das Beispiel einer Ehre gegeben hätte Es lag an Ihnen, dafür 
zu sorgen, daß, wenn schon die äußere Welt uns unterdrückt, die 
Art, in der das deutsche Volk diese Unterdrückung entgegennimmt, dann 
aber wenigstens eine würdige ist. Sie hatten die Gelegenheit, gegen 
alle die Erscheinungen der Entwürdigung unseres Volkes aufzutreten. 
Der Landesverrat konnte von Ihnen genau so beseitigt werden, wie 
er von uns beseitigt werden wird. Sie .haben kein Recht, diesen An- 
spruch überhaupt auf sich zu beziehen; denn dann hätten Sie damals, in 
jener Stunde, da jede Revolution Hochverrat in Tateinheit mit Landesverrat 
sein mußte, zu dieser Handlung nicht, auch nicht einmal indirekt, Ihre Hand 
bieten dürfen. Und Sie hätten es vermeiden müssen, daß:man dann dem 
deutschen Volke auf Wunsch und Befehl des Auslands eine neue Verfassung 
aufoktroyierte. Denn das ist nicht ehrenvoll, sich vom Feinde seine innere 
Gestaltung aufzwingen zu lassen. 

Und Sie hätten weiter sich damals zur deutschen Trikolore bekennen müssen, 
und nicht Farben, dıe der Feind in Flugblättern in unsere Gräben warf, weil 
man gerade in einer Zeit der Not und der Unterdrückung durch den Gegner 
erst recht seinen Stolz zeigen und sich erst recht zu seinem Volk und zu den 
Symbolen seines Volkes bekennen muß. Sie hätten dann Gelegenheit gehabt, 
selbst wenn die Umwelt uns gezwungen hätte, das alles preiszugeben. was uns 
früher hoch und heilig war, in der inneren Ausführung die nationale "Ehre 
der Welt gegenüber in die Erscheinung treten zu lassen. Sie haben dafür kein 
Verständnis gehabt! 

Sie sagen: Gleiches Recht! So wie wir es nach außen hin wünschen, so 
wünschen wir es auch nach innen. Für dieses ‚gleiche Recht’, Herr Abgeord- 
neter Wels, haben wir vierzehn Jahre gekämpft! Dieses gleiche Recht des 
nationalen Deutschlarids haben Sie nicht gekannt! Also reden’ Sie heute nicht 
von gleichem Recht! _ 

Sie sagen, man solle einen Besiegten nicht für vogelfrei erklären.- Nun, Herr 
Abgeordneter, vogelfrei sind wir gewesen, solange Sie die Macht hatten. 

Sie reden von Verfolgungen. Ich glaube, es sind wenige nur unter uns hier, 
die nicht die Verfolgungen von Ihrer Seite im Gefängnis büßen mußten. Es 
sind wenige unter uns, die nicht die Verfolgung von Ihrer Seite in fausend- 
fältigen Schikanen und in tausendfältiger Unterdrückung zu spüren bekommen 
haben! Und außer uns hier weiß ich eine Schar von Hunderttausenden, die 
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einem System der Verfolzung ausgesetzi waren, das entwürdigend, ja geräde- 
zu niederträchtig sich an ihnen ausließ! Sie scheinen vergessen zu haben, daß 
man uns jahrelang die Hemden herrunterriß, weil Ihnen die Farbe nicht patßte. 
Bleiben Sic jetzt nur im Bereich der Wirklichkeit! Aus Ihren Verfolgungen sind 
wir gewachsen! 

Sie sagen weiter, daß die Kritik heilsam sei! Gewiß, wer Deutschland liebt, 
der mag uns kritisieren; wer aber eine Internationale anbetet, der kann uns 
nicht kritisieren! Auch hier kommt Ihnen die Erkenntnis reichlich spät, Herr 
Abgeordneter. Die Heilsamkeit der Kritik hätien Sie in der Zeit erkennen 
müssen, als wir uns in Opposition befanden. Damals sind Ihnen diese Zitate 
noch nicht zu Gesicht gekommen, sondern damals hat man unsere Presse ver- 
boten und verboten und wieder verboten, unsere Versammlungen verboten und 
das Reden verboten, jahrelang! Und jetzt sagen Sie: Kritik ist heılsam! 

Sıe beklagen, daß die Welt am Ende auch unwirkliche Tatsachen über die 
Zustände in Deutschland erfährt. Sie beklagen, daß man der Welt mitteilt, 
jeden Tag würden an israclitischen Friedhöfen in Berlin zerstuckelte Leich- 
name abgeliefert. Es beklemmt Sie das, Sie möchten so gerne der Wahrheit dıe 
Ehre geben! O, Herr Abgeordneter, Ihrer Partei mit Ihren internationalen 
Beziehungen müßte es spielend leicht sein, die Wahrheit festzustellen. Und 
nicht nur das, ich lese in diesen Tagen die Zeitungen Ihrer eigenen sozial- 
demokratischen Bruderparteien in Deutsch-Österreich. Niemand hindert Sie, 
dorthin Ihre Erkenntnis der Wahrheit zu verbreiten. 

Ich werde neugierig sein, inwieweit die Kraft Ihrer internationalen Bindungen 
auch hier wirksam sind. 

Wollen Sie mich bitte sprechen lassen, ich habe Sie nicht unterbrochen! Ich 
habe Ihre Zeitung im Saargebiet gelesen, Herr Abgeordneter, und dieses Blatt 
treibt nichts anderes als dauernd Landesverrat, Herr Abgeordneter Wels, 
versucht dauernd dem Ausland gegenüber, Deutschland zu belasien, unser 
Volk vor der Welt mit Lügen in eine schiefe Lage zu bringen! 

Sie sprechen von mangelnder Rechtssicherheit. Meine Herren der Sozial- 
demokratischen Partei! Ich habe die Revolution ja im Jahre 1918 auch gesehen 
Ich muß schon wirklich sagen: wenn wir nicht das Gefühl für das Recht hätten, 
dann wären wir nicht hier, und Sie saßen auch nicht da! Sie haben ım Jahre 
1918 sich gegen die gewendet, die Ihnen nichts getan hatten. Wir beherrschten 
uns, gegen die uns zu wenden, die uns vierzehn Jahre lang gequält und ge- 
peinigt haben. Sie sagen, die nationalsozialistische Revolution habe nichts mit 
Sozialismus zu tun, sondern der ‚Sozialismus' bestehe nur darin, daß man die 
‚einzige Trägerin des Sozialismus’, die SPD, verfolge. Sie sind wehleidig meine 
Herren, und nicht für die heutige Zeit bestimmt, wenn Sie jetzt schon von 
Verfolgungen sprechen. Was ist Ihnen geschehen? Sie sitzen hier, und geduldig 
hört man ihren Redner an. Sie reden von Verfolgung. Wer hat Sie denn bısher 
verfolgt? Sie sagen, Sie seien der einzige Träger des Sozialismus. Sie sind der 
Trager jenes geheimnisvollen Sozialismus gewesen, den das Deutsche Volk in 
der Wirklichkeit niemals zu sehen erhielt. Sie reden heute von Ihren Lei- 
stungen und von Ihren Taten; Sie erzählen, was alles Sie beabsichtigten. An 
den Früchten soll man auch Sie erkennen! Die Früchte zeugen gegen Sie! Wenn 
das Deutschland, das Sie in vierzehn Jahren zeugien, das Spiegelbild Ihres 
sozialistischen Wollens ist, dann meine Herren, geben Sie uns gefälligst vier 
Jahre Zeit, um Ihnen das Spiegelbild unseres Wollens zu zeigen. 

Sie sagen: ‚Sie wollen nun den Reichstag ausschälten, um die Revolution 
fortzusetzen.’ Meine Herren, dazu hätten wir es nicht nötig gehabt, erst zu 
dieser Wahl zu schreiten, noch diesen Reichstag einzuberufen, noch diese Vor- 
lage hier einbringen zu lassen. Den Mut, uns auch anders mit Ihnen ausein- 
anderzusetzen, hätten wir wahrhaftigen Gott gehabt! 


Sie sagen weiter, daß die Sozialdemokratie auch von uns nicht weggedacht 
werden kann, weil sie die erste gewesen sei, die diese Plätze hier freigemacht 
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hätte für das Volk, für die arbeitenden Menschen und nicht nur für Barone 
oder Grafen. In allem, Herr Abgeordneter, kommen Sie zu spät! Warum haben 
Sıe über diese Ihre Gesinnung nicht beizeiten Ihrem Freund Grzesinski, warum 
nicht Ihre anderen Freunde Braun und Severing belehrt. die jahrelang mir 
vorwarfen, ich sei doch nur ein Anstreichergeselle! — Jahrelang haben Sie 
das auf Plakaten behauptet. — Und endlich hat man mir sogar gedroht, mich 
mit der Hundepeitsche aus Deutschland hinauszutreiben! 

Dem deutschen Arbeiter werden wir Nationalsozialisten von jetzt ab die 
Bahn frei machen zu dem, was er fordern und verlangen kann. Wir National- 
sozialisten werden seine Fürsprecher sein; Sie meine Herren sind nicht mehr 
benötigt! 

Sie sprechen weiter davon, daß nicht die Macht entscheidend sei sondern 
das Rechisbewußtsein. Dieses Rechtsbewußtsein haben wir vierzehn Jahre 
lang in unserem Volk zu erwecken versucht, und es ist durch uns erweckt 
worden. Allerdings, ich glaube nun einmal nach den eigenen politischen 
Erfahrungen, die ich mit Ihnen gemacht habe daß das Recht allein leider noch 
nicht genügt. — man muß auch die Macht besitzen! 

Und verwechseln Sie uns nicht mit einer bürgerlichen Welt! Sie meinen daß 
Ihr Stern wieder aufgehen könnte! Meine Herren, der Stern Deutschlands 
wird aufzehen und Ihrer wird sinken. 

Sie sagen, daß Sie in der Zeit der Sozialistengesetzgebung nicht gebrochen 
worden seien. Das war die Zeit, in der die deutsche Arbeiterschaft in Ihnen 
noch etwas andcres sah als was Sie heute sind. Warum aber haben Sie denn 
diese Erkenntnis uns gegenüber vergessen?! Was im Völkerleben morsch. alt 
und gebrechlich wird das vergeht und kommt nicht wieder. Auch Ihre Stunde 
hat geschlagen, und nur weil wir Deutschland sehen und seine Not und die 
Notwendigkeit des nationalen Lebens, appellieren wir in dieser Stunde an 
den deutschen Reichstag uns zu genehmigen, was wir auch ohnedem hätten 
nehmen können. Des Rechts wegen tun wir es — nicht weil wir die Macht 
überschälzen, sondern weil wir uns am Ende mit denen. die vielleicht heute 
von uns geirennt sind, aber doch auch an Deutschland glauben. einst vielleicht 
leichter finden können. Doch ich möchte nicht in den Fehler verfallen. Gegner 
bloß zu reizen, statt sie entweder zu vernichten oder zu versöhnen. Ich möchte 
denen, die am Ende vielleicht auf anderen Wegen auch mit ihrem Volk emp- 
finden die Hand reichen und möchte nicht einen ewigen Krieg ansagen. nicht 
aus Schwäche. sondern aus Liebe zu meinem Volk. und um dıesem deutschen 
Volk all das zu ersparen, was in dieser Zeit der Kämpfe mit zugrunde geht. 

Sie wollen mich aber da niemals mißverstehen. Die Hand gebe ich jeden, 
der sich für Deutschland verpflichtet. Ich erkenne nicht an das Gebot einer 
Internationale. Ich glaube, daß Sie für dieses Gesetz nicht stimmen, weil Ihnen 
Ihrer innersten Mentalität nach die Absicht -unbegreiflich ist. die uns beseelt. 
Ich glaube aber, daß Sie das nicht tun würden, wenn wir das wären, was heute 
Ihre Presse im Ausland über uns verbreitet und ich kann Ihnen nur sagen: 
ich will auch gar nicht, daß Sie dafür stimmen! Deutschland soll frei werden, 
aber nicht durch Sie!" 


Dieser parlamentarische Erfolg der Annahme des Ermächtigungsgesetzes 
mit so großer Mehrheit machte es Hitler möglich, zunächst auf eine weitere 
Verfolgung der SPD zu verzichten, zumal er glaubte, sie nochmals für 
seine außenpolitischen Pläne einschalten zu können. Die Sozialdemokraten 
andererseits hielten es für zweckmäßig, eine taktische Verzögerungspolitik 
zu treiben. Ihr Seniorberater Kautsky orakelte: 

„Einem Entscheidungskampf unter ungünstigen Bedingungen aus dem Wege 


zu gehen, das bedeutet noch keineswegs eine Unterwerfung. Wenn auswei- 
chende Taktiken die Fortsetzung des Kampfes gestatten, so wird der Wille, ihn 
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auszutragen, durch diese weit weniger geschwächt werden als durch eine 
katastrophale Niederlage... Ein Heer muß eine Zermürbungsstrategie befol- 
gen, wenn seine gegenwärtige Lage zufällig eıne nachteilige ist, soforn 
sich eine Verbesserung der Lage erwarten läßt, wenn sich der Konflikt hinaus- 
schieben läßt. Die sozialdemokratische Armee ist in diesem Zermuürbungskampf 
den Braunhemden bei weitem überlegen. Hitlers Söldner können nur durch 
leichte und schnelle Plünderungserfolge zusammengehalten werden. Beim 
letzten Widerstand werden sie dahinschmelzen! 


Diese Spekulationen würden aber durchkreuzt durch ein Gewitter, das 
im Ausland auftauchte. Goebbels schreibt unter dem 24. März in scinem 
Buche: „Vom Kaiserhof zur Reichskanzlei“: 

„Die Greuelpropaganda im Ausland macht uns viel zu schaffen. Die vielen 
aus Deutschland emigrierten Juden verhetzen das ganze Ausland gegen uns. 
Jetzt rächt es sich, daß der alte Staat auf dem Gebiet der Auslandspropaganda 
keinerlei Vorbereitungen getroffen hat. Wir sind wehrlos den Attacken unserer 
Gegner preisgegeben.“ 


Göring legte dem SPD-Abgeordneten Löbe, der ihn aufgesucht hatte, 
um eine Aufhebung des Verbots der sozialdemokratischen Parteizeitungen 
zu erreichen, nahe, ihre Gesinnungsfreunde im Ausland zur Einstellung 
der Hetze zu veranlassen, da diese dem Interesse der SPD unzuträglich 
seien. Otto Wels ersuchte dementsprechend die sozialistische Arbeiter- 
internationale, keine Greuelberichte .mehr über angebliche Verfolgungen 
in Deutschland zu veröffentlichen. Ferner reisten die Abgeordneten Hertz, 
Stampfer u. a. zu den sozialistischen Zentralstellen in Europa und baten 
um Einstellung der Hetze und Beschränkung auf wahre Berichte. Da aber 
die internationale Presse von diesen Organisationen unabhängig war 
und eine höhere Macht hinter ihr stand, hörte.die Hetze doch nicht auf. 
Das veranlaßte Wels, als Vorsitzender der deutschen Abteilung aus der 
II- Internationale auszutreten. Dieser Austritt war allerdings nur Heu- 
chelei, denn die Leitung der Internationale war vorher befragt worden 
und stimmte dem Austritt zu. 


Eine vorübergehende Einschränkung der Hetze wurde erst durch einen 
‚dreitägigen Böykott der jüdischen Geschäfte erzielt. Inzwischen machte 
die: Erschütterung des SPD-Gefüges erhebliche Fortschritte. Die Flucht 
zahlreicher Parteiführer wie Braun, Hilferding und Breitscheid hinter- 
ließ bei den Mitgliedern einen denkbar schlechten Eindruck. Die Jugend 
der SPD wurde entweder angesteckt von den nationalen Parolen der 
NSDAP und lief ‚zu ihr über, oder warf den Alten Feigheit vor und for- 
derte von ihnen einen aktiven Widerstand im Untergrund. Zahlreiche 
Mitglieder wieder sahen ein, daß sie von ihrer Führung in den vielen 
Jahren mit Phrasen gefüttert und bitter enttäuscht worden waren und 
gewannen Vertrauen zu Hitler, von dem sie allmählich den Eindruck 
hatten, daß er mit Erfolg an die Verwirklichung sozialer Forderungen 
ging. Die Gewerkschaften gar, die ja eng mit der SPD verbunden waren, 
gingen ihren eigenen Weg und machten die Gleichschaltung rascher mit. 
Sie forderten ihre Mitglieder sogar auf, geschlossen am 1. Mai, dem Tag 
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der deutschen Arbeit, teilzunehmen, und diese taten cs auch ohne 
weiteres. 

Diese Entwicklung zum Zusammenbruch der SPD veranlaßten deren 
Führer, zum 26. April eine „nationale Reichskonferenz“ aller Funktionäre 
nach Berlin einzuberufen. Dort wurden in theoretischen Erörterungen die 
Schuldgründe für die mißliche Entwicklung debattiert und den 
schwachen Geistern neue Hoffnungsspritzen gegeben. „Um die Par- 
tei zu verjüngen und sie wieder aktiv werden zu lassen“, wurde ein 
neues Exekutivkomitee gewählt. Drei Vertreter der jüngeren Generation 
wurden neben vier Vertretern des linken und zwei Vertretern des rechten 
Flügels als Ersatz für die ins Ausland geflohenen Mitglieder neu in den 
Vorstand delegiert, so daß dieser zusammen mit 11 wiedergewählten 
Abgeordneten insgesamt 20 Mann umfaßte. Otto Wels wurde erster und 
Hans Vogel zweiter Vorsitzender, Im allgemeinen. wurde beschlossen, 
den „legalen Kampf gegen Hitler“ fortzusetzen. Aber schon wenige 
Stunden später entbrannten die Differenzen von neuem um die Kern- 
frage, ob man sich auf die reine Legalität beschränken, oder den Kampf 
auch illegal und aus dem Auslande führen sollte. 

Es war ja nun nicht so, daß sich die eingefleischten marxistischen 
Funktionäre mit dem Gedanken vertraut machen konnten, daß es end- 
sültig aus war mit ihren Träumen von einem marxistisch-sozialistischen 
Idcalstaat, sondern es war ihnen unerträglich, daß Hitler ihre Lieblings- 
betätigung, der Verhetzung und dem Klassenhampf ein rauhes Ende 
gemacht hatte. Sie schworen, nicht zu ruhen und zu rasten, sondern 
Hitler bis aufs Messer zu bekämpfen, zumal ja die meisten inzwischen ihre 
gut bezahlten Stellungen als Parteifunktionäre verloren hatten und ein- 
fach nicht einsehen wollten, daß die kleinen Arbeiter und Angestellten 
ınit der Entwicklung gar nicht unzufrieden waren, zumal diese einsahen, 
daß es ihnen nicht schlechter, sondern eher besser gehen könne. Sie 
erlebten die Fortschritte praktisch mit, während die Augen der Funk- 
tionäre „blind vor Haß“ waren und die Tatsachen nicht erkennen wollten. 

In dieser Situation sannen sie auf Möglichkeiten und dachten daran, 
daß in der Geschichte der SPD schon ähnliche Situationen vorlagen. Schon 
zur Zeit des Kampfes. mit Bismarck hatte die SPD ein Führungszentrum 
in Zürich eingerichtet und von dort aus mehrere Zeitungen laufend ins 
Reich geschmuggelt. Damals schon gab es Differenzen mit den daheim 
gebliebenen Reichstagsabgeordneten, die die Partei legal vertraten und 
aus dieser illegalen Maßnahme neue Schwierigkeiten befürchteten. 

1914 wiederholte sich die Sache, als man wegen der unklaren Haltung 
der SPD ein Parteiverbot befürchtete, und Ebert und Braun wurden vor- 
sorglich als Repräsentanten der Partei nach der Schweiz geschickt. 

Man hatte also Erfahrung und wollte auch diesmal wieder vorsorgen. 
Der Redakteur Friedrich Stampfer hatte schon eine sudetendeutsche 
Druckerei an der tschechischen Grenze ausgemacht und die Einrichtung 
einer Auslandsvertretung der SPD vorgeschlagen. 
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Dazu brauchte man Geld und deswegen wurden vorsorglich nahezu 
zwei Millionen Maık deutscher Arbeitergroschen in Devisen umgewandeli 
und kurz nach dem ersten Verbot des Vorwärts und nach dem Reichstags- 
brand ins Ausland verschoben. Diese Schiebungen waren natürlich 
gerüchtweise bekannt geworden und wir haben ja aus der Reichstagsrede 
von Wels erfahren, daß dieser sie seinerzeit abgeleugnet hatte. Heute 
leugnet man sie nicht mehr und Stampfer erinnert sich noch genau, auf 
welch abenteuerliche Weise Wels und Crummenerl ihre Devisenschie- 
bungen vorgenommen haben. Später, als der Streit losging, wer die 
Partei zu vertreten habe, die draußen im Ausland oder die drinnen im 
Reich, haben sich die emigrierten Vorstandsmitglieder einfach auf die 
Tatsache berufen, daß sie ja letzten Endes das Geld besäßen. Darum 
entstand auf der Sitzung der Reichstagsfraktion am 10. Juni 1933 in Ber- 
lin große Empörung. Auf Geld waren die Herren überhaupt sehr scharf. 
Das beweist der Vorfall mit den Geldern der Berliner Jugendorginisation, 
die diese für sich selbst verwenden wollte, und deren Herausgabe sıe 
daher verweigerte. Der Reichsiagsabgeordnete Künstler scheute sich nicht, 
den Jungens mit dem nationalsozialistischen Staatsanwalt zu drohen. 


Ende April drängte Stampfer endgültig auf die Einrichtung einer 
regulären Auslandsverilretung. Diesem Verlangen widersetzten sich aber 
die Daheimgebliebenen energisch. Der frühere Reichstagspräsident Löbe 
besonders war gegen diese Organisierung der Flucht. Er sagte: 

„Die Arbeiterklasse und die Mitglieder müssen in Deutschland bleiben. Sie 
müssen die vordersten Schützengräben im Kampfe besetzen, um die Partei 
zu erhalten, und sie verlangen, daß ihre Führer neben ihnen stehen in diesem 
Kampf.“ 

Als am 2. Mai aber die Gewerkschaften als Organisation zerschlagen 
wurden, sah die SPD-Führung die Zukunft schwärzer und man entschloß 
sich daher auf einer neuen Tagung in Berlin am 4. Mai dazu, die 
Abgeordneten Wels, Stampfer und Crummenerl wenigstens an die tsche- 
chische Grenze zu schicken, damit sie jederzeit übertreten könnten. Die 
Abgeordneten Vogel, Hertz und Ollenhauer reisten schon gegen den 10. Mai 
über Saarbrücken nach Prag, um die Auslandsvertretung endgültig einzu- 
richten. Es war aber ausdrücklich beschlossen worden, daß das Exekutiv- 
komitee der Partei in Berlin bleibe. 

Da der Regierung allmählich die Devisenschiebungen und die Flucht- 
vorbereitungen bekannt geworden waren, erfolgte am 10. 5. die Beschlag- 
nahme der restlichen Parteigelder und des Parteieigentums. Es ist also 
nicht so, wie der SPD nahestehende Historiker darstellen wollen, daß die 
Einrichtung der Auslandsvertretung nach der Beschlagnahme erfolgt sei. 
denn die Beschlagnahme der Gelder war eine Folge der Einrichtung der 
Auslandsvertretung und der Fluchtvorbereitungen. 

Die Regierung war nämlich sehr gut unterrichtet, weil natürlich die 
Sucht, mit den neuen Machthabern zu kollaborieren, auch seinerzeit schon 
groß war. Es lag auch kein klarer Beschluß vor, die offizielle Vertretung 
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der Partei ins Ausland zu verlegen. Die unsicheren Verhältnisse führten 
zu Streitigkeiten und deswegen zu unklaren Regelungen. Am besten 
spiegelt das Protokoll der Sitzung der Reichstagsfraktion diese Streitig- 
keiten wieder, und es ist daher angebracht, dem Leser einen Einblick zu 
geben, damit er sich davon überzeugen kann, wie wenig demokratisch 
sich die emigrierten Vorstandsmitglieder um den Willen der daheim- 
gebliebenen Funktionäre und Mitglieder küummerten*). 


Man muß doch von der Tatsache ausgehen, daß die SPD hunderttausende 
Mitglieder und zehntausende Funktionäre hatte, während seinerzeit noch 
keine tausend Mitglieder und Funktionäre emigriert waren. Es war daher 
Blödsinn, wenn sich die emigrierten Vorstandsmitglieder darauf beriefen, 
daß sie in der Mehrheit gegenüber den daheimgebliebenen Vorstands- 
mitgliedern seien. 


Um der im Ausland durch die emigrierten Juden und sozialistisch> 
Presse entfachten Hetze entgegenzuwirken, entschloß sich Hitler zu einer 
großzügigen Friedensgeste. Er nahm den Abrüstungsplan McDonalds an, 
den der englische Ministerpräsident der Abrüstungskonferenz am 16. März 
vorgelegt hatte, obwohl er für Deutschland nicht günstig war und daher 
von der deutschen Delegation zunächst abgelehnt worden war. In der 
Reichstagssitzung vom 17. Mai wurde die Regierungserklärung Hitlers 
einstimmig gebilligt. Das war ein im Reichstag einmaliges Ergebnis. 
denn sogar die Sozialdemokraten hatten dafür gestimmt. Wenn man aber 
auch diesmal hinter die Kulissen schaut, um die wahren Gründe dieser 
nationalen Bekundung der SPD zu erforschen, so muß man enttäuscht 
wieder die Taktik als oberstes Gesetz der sozialdemokratischen Haltung 
erkennen. Die Auslandsvertreter der SPD entsandten schleunigst, als 
sie diese „Gefahr“ wittierten, die Herren Stampfer und Vogel nach Berlin, 
um die Zustimmung der SPD zu verhindern. Diese würde ihren Ruf als 
oppositionelle und revolutionäre Partei verlieren, die Mitglieder im Lande 
würden ihr nicht mehr folgen, und vor allem würden sie die Unter- 
stützung der internationalen sozialistischen Bewegung verlieren. In der 
Vorstandssitzung, die der Reichstagssitzung vorausging, stimmten einige 
diesen Argumenten zu und waren für ein Manifest, in dem die Gründe 
für die Nichtbeteiligung an der Sitzung dargelegt werden sollten. Die 
Mehrheit jedoch wandte ein, wie man denn den nationalsozialistischen 
Argumentationen begegnen wolle, die der SPD vorwerfen würden, daß 
sie in der Stunde der Not die Nation im Stiche ließe; außerdem könne man 
doch nicht gut gegen eine Regierungserklärung opponieren, die in 
versöhnlicher Form Deutschlands Gleichberechtigung fordere. Um das 
verlorene Ansehen wiederzusewinnen und gehört zu werden, müßte die 
Partei einen klaren Beweis ihrer Vaterlandsliebe erbringen. Außerdem 
würde eine Unterstützung der Regierungserklärung Hitler versöhnlich 





°, Siehe Anhang Nr. |. 
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stimmen,. wodurch Zeit: gewonnen wäre, um eine erneute Regierungs- 
übernahme vorbereiten zu können. Also beschloß die Mehrheit die Zu- 
stimmung. 

Wie 1914-ging auch hier gleich wieder die Hetze los. Vom Auslande her 
erinnerte man die Sozialdemokraten an den „verräterischen“ Charakter 
der Zustimmung. Unter dem Druck dieser Hetze behaupteten auch die 
emigrierten Parteiführer in einer förmlichen Entschließung, daß die 
Zustimmung falsch gewesen wäre und leiteten daraus die Berechtigung 
her, sich als allein vertretungsberechtigie Führung zu bezeichnen. Die 
sozialdemokratischen Sache sei von größerer Wichtigkeit als die Orza- 
nisation und diese müsse‘zu einer kämpferischen gegen den Hitler- 
-despotismus umgebaut werden: Wels widerrief seinen früheren Verzicht 
auf den Vorsitz der deutschen Abteilung der Internationale und teilte 
dieser mit, daß sich die neue Zentrale der SPD in Prag gebildet habe. 

Der Völkische Beobachter erklärte, daß die SPD ein doppeltes Spiel 
{reibe, in Deutschland als Kollaborateure. und im Ausland als Revolu- 
tionäre. Auch Goebbels wandte sich gegen die Emigranten und machte 
zunächst die Daheimgebliebenen für deren Taten verantwortlich. Das 
veranlaßte diese, sich von den Pragern völlig zu distanzieren. Es kam 
zu beiderseitigen Erklärungen in der Presse und jeder beanspruchte für 
sich das Recht der alleinigen Führung. 

Vom 18. Juni ab gaben die Emigranten die erste Nummer des „Neuen 
Vorwärts“ heraus, die unter der Überschrift: „Brecht die Kelten!“ ein 
Manifest enthielt, in. dem die Prager sich als „Auslandsvertretung der 
deutschen Sozialdemokratie“ bezeichneten. Das Manifest selbst war ein 
Sammelsurium von marxistischen Schlagworten und kriegerischen 
Drohungen, das treffend die Dummheit und Ahnüngslosigkeit dieser 
Herren unter Beweis stellte. Daraufhin wählten die Daheimgebliebenen 
ein neues Exekutivkomitee und gaben eine Erklärung ab, daß „das jetzt 
gewählte Parteiexekutivkomitee die einzig verantwortliche Führung der 
Partei darstelle. Deutsche Parteimitglieder, die ins Ausland gegangen 
sind, :sind nicht berechtigt, irgendeine Erklärung im Namen der Partei 
abzugeben. Die Partei lehnt jede Verantwortung für irgendeine ihrer 
Erklärungen ab.“ 

Da aber inzwischen sich einige der bürgerlichen Parteien selbst auf- 
gelöst hatten und die SPD immer mehr zerfiel, wurde ihr am 22. Juni 
jede weitere Betätigung :verboten. - Am 14. Juli 1933 beendete das Gesetz 
gegen die Neubildung von Parteien die Existenz aller Parteien außer der 
NSDAP. 

Jetzt waren natürlich die Prager froh, daß sie alle Rücksichten fallen 
lassen konnten, um nunmehr „einen „revolutionären, militaristischen 
Kampf gegen das Dritte Reich zu führen.“ Am 30. Juli änderten sie ihre 
Firma in „Exekutive der deutschen sozialdemokratischen Partei“ künftig 
kurz SOPADE genannt. 1. Vorsitzender war Otto Wels, stellveriretender 
Hans Vogel. Das jüngste Mitglied des sechsköpfigen Vorstandes war der 
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damals 32-jährige Erich Ollenhauer. Besonders zu erwähnen ist der 
jüdische Redakteur des „Vorwärts“ Friedrich Stampfer, der durch seine 
Worte vom 20, Oktober 1918 berüchtigt wurde: 

„Deutschland soll — das ist unser fester Wille als Sozialisten — seine Kriegs- 
flagge für immer streichen, ohne sie das letzte Mal siegreich heimgebracht zu 
haben.“ 

Er war auch derjenige, der in Zukunft die geschwollenen Drohungen 
und Ankündigungen im neuen Prager „Vorwärts“ verfaßte und den rück- 
sichtslosen Kampf gegen das Dritte Reich predigte. Um den neuen „Vor- 
wärts“ herum gruppierten sich in Prag und Paris eine große Anzahl von 
Emigrantenzeitungen und Zeitschriften, die alle von der Hetze und den 
falschen Nachrichten lebten, bis eine nach der andern im Laufe der Zeit 
wieder einging. 

Seinerzeit erklärte Otto Wels unter dem Druck 'der Vorwürfe und der 

Aufklärung der Daheimgebliebenen, 
„daß sie gerade als echte Patrioten-handelten, daß sie sich Hitler widersetzten, 
um so zu versuchen, ihr Land vor dem sicheren wirtschaftlichen Chaos und vor 
dem Kriege zu bewahren, in den die Regierungen das Volk zu führen im Be- 
grilfe wären. Aufstand gegen Hitler wäre also eine nationale Pflicht." 

Sie bestritten, daß die nationale Revolution Hitler zum Sprecher, ja 
zur Verkörperung des Volkswillens gemacht habe, und behaupteten sogar, 
daß sie die wahren Interessen und Wünsche ihres gefesselten Vaterlandes 
vertreten. Sie sprächen „für die Millionen schweigender Menschen, die 
sich danach sehnten, von der Unterdrückung durch eine kleine verbreche- 
rische Minderheit befreit zu werden“, und ernannten sich zu den Ver- 
tretern des anderen Deutschland. Ein Kampf gegen Hitler sei ein Kampf 
für Deutschland. In ihrem Größenwahnsinn sahen sie nicht ein, daß die 
Massen in Deutschland sich für sie gar nicht interessierten, sondern 
begeistert Hitler zujubelten und von .niemand. „befreit“ sein wollten. 
Trotzdem träumten sie von.einer „Revolution in Deutschland durch eine 
Evolution der Gegenkräfte innerhalb des eigenen Landes“. Aus dem 
Zusammentreffen der auswärtigen und volkswirtschaftlichen Gefahren 
würden sich Widerstandsgruppen- aus dem Volk entwickeln, die sich mit 
den Gruppen zusammenfinden würden, die in ihrem begeisterten Streben 
nach Freiheit und Gerechtigkeit von Anfang an die Todfeinde des Nazi- 
regimes gewesen seien. 

Da seinerzeit die Trauben noch zu hoch hingen, und man durch den 
schmählichen Zusammenbruch etwas bescheiden worden war, forderte 
man als Nahziel „eine echte Volksregierung, die mit starker Hand alle 
Unterstützer des Despotismus und alle Verschwörer gegen die Freiheit 
unterdrücken wird...... Die von diesen Emigranten herbeigesehnte Revo- 
lution- gegen Hitler sollte daher keine proletarische Revolution -gegen 
eine bürgerliche Diktatur, die die Sozialdemokratie schon immer abgelehnt 
hatte, sondern ein Auflehnen im Geist der liberal-demokratischen Revo- 
lutionäre von 1848 gegen eine reaktionäre uneingeschränkte Selbstherr- 
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schaft“ sein. Das Hitlerregime müsse durch die Mobilisierung auf breite- 
ster Grundlage in allen Schichten der Bevölkerung nicdergeworfen 
werden. „Es würde mehr als dumm sein, den Mittelstand künstlich an 
Hitler zu fesseln dadurch, daß man laut Forderungen nach Rache hinaus- 
schreit und ein zukünftiges bolschewistisches Regime vorgaukeli.“ 

Von Prag aus glaubte man, diesen Kampf gegen Hitler am besten führen 
zu können. Dort war man noch im Zentrum Europas, nahe an Deutsch- 
land, das man gestützt auf die sudetendeutschen Waldgebiete leicht 
erreichen konnte. In der Tschechei hatte man außerdem die Unterstüt- 
zung der dortigen sozialdemokratischen Partei, die die Druckerei des 
Karlsbader Volkswillens zur Verfügung stellte, wo die SOPADE ihr Ver- 
lagshaus Graphia einrichtete. Die sudetendeutschen Sozialdemokraten 
Wenzel Jaksch und Siegfried Taub waren Mitglieder der Regierung 
Benesch und konnten in vielerlei Hinsicht praktische und finanzielle 
Hilfe leisten. So wurde Prag bald zum beliebten Zentrum der Emigranten, 
weil sie sich entweder in Deutschland nicht eingliedern wollten oder nur 
vorübergehend dort aufkreuzten, um sich Material für den unterirdischen 
Kampf in Deutschland zu holen. Man richtete entlang der Grenze eine 
Reihe von Grenzsekretariaten ein, die durch die hin und her reisenden 
Kuriere betreut wurden. Solche Sekretariate wurden auch in allen euro- 
päischen Ländern eingerichtet, die an Deutschland grenzten. Die Funk- 
tionäre dieser Sekretariate wurden fest bezahlt, da sie ja keine produk- 
tive Tätigkeit ausübten, die ihnen einen legalen Gewinn abwarf. Sie 
empfingen laufend Besucher aus dem Reich, die über die verschiedensten 
Gebiete und Ereignisse in ihrer Heimat vernommen wurden. Das ganze 
Material ging dann in Form von Berichten an die SOPADE nach Prag, 
wo es gesammelt und „verarbeitet“ wurde. Hernach wurde es geschlossen 
zahlreichen Auslandsregierungen übermittelt. Die Besucher aus dem 
Reiche nahmen auf dem Rückwege nach Deutschland Propaganda- 
material aller Art mit, das sie zu Hause wieder an Mitglieder der Unter- 
grundbewegung ablieferten, die dann ihrerseits die Verteilung vor- 
nahmen. Auf diese Weise kamen die ganzen Elaborate der Prager Hetz- 
küche auf geheimen Wegen ins Reich. Die SOPADE gab sich der Illusion 
hin, daß sie durch eine rücksichtslose kritische Beweisführung ihrer 
Presse usw. das Regime geistig unterminieren und damit in den Massen 
den ideologischen Grundstock für dessen Überwindung legen könne. Da 
der Neue Vorwärts als Zeitung für eine illegale Verbreitung im Reich 
nicht geeignet war, stellte man eine auf Seidenpapier gedruckte Kleinst- 
ausgabe her. Während der Neue Vorwärts für alle Sozialdemokraten, 
auch die im Ausland lebenden, bestimmt war, gab man noch die 
„Sozialistische Aktion“ heraus, die ausschließlich für Deutschland galt. 
Daneben wurden getarnte Flugblätter hergestellt, die in harmlos aus- 
sehende Markenartikelpakete versteckt wurden. Hetzschriften wurden 
getarnt als überall käufliche Romane, billige Klassikerausgaben, Ele- 
mentarbücher für Sprachstudien, als Leitfaden für Sport und Spiel, 
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so daß sie in dieser Tarnung anfänglich auch den Zollbeamten nicht 
auffielen. Es wurden in dieser Hinsicht die tollsten Möglichkeiten aus- 
geschöpft, so daß auf diese Weise gewiß Millionen solcher Schriften 
gedruckt wurden und auch größtenteils den Weg über die Grenze nahmen. 
Ein erheblicher Teil davon aber wurde trotz der sorgfältigsten Tarnung 
von der Gestapo erwischt und beschlagnahmt, wie sich aus den zahlreichen 
Berichten ergibt. Ein weiterer erheblicher Teil kam nicht zur Verteilung, 
weil sich die Verteiler vor den Folgen fürchteten. Wenn ein Teil in 
kleinsten Mengen von Hand zu Hand wanderte, so fand ihr Inhalt doch 
nicht die Beachtung, die sich die Herren in Prag vorstellten, denn die 
tatsächlichen Verhältnisse im Reich standen für die Leser in einem 
solchen konträren Gegensatz zu den Behauptungen der Flugschriften, daß 
sie mit deren Inhalt gar nichts anfangen konnten und die Schriften so 
schnell als möglich vernichteten, um sich keine Ungelegenheiten zu 
bereiten. Der deutsche Arbeiter erlebte den wirtschaftlichen, kulturellen 
und sozialen Aufstieg in jeder Form mit, profitierte davon und sah die 
außenpolitischen Erfolge. Der Inhalt der Schriften war höchstens etwas 
für ewig Unzufriedene, deren Zeit mangels produktiver Arbeit nicht 
ausgelastet war. Im Endeffekt war die politische Auswirkung der Flug- 
schriften eine so geringe, daß diese nicht das Papier lohnten, auf das sie’ 
gedruckt waren. Aber die Herren, die in Prag mit den verschobenen 
Arbeitergroschen einen guten Tag verlebten und diese Hetzschriiten 
zusammenbrauten, störten sich daran ebenso wenig, wie daran, daß die 
kleinen Leute, denen die Kuriere die Schriften ins Haus brachten, ver- 
haftet wurden und zum Teil ihren Kopf verloren. 


Die SOPADE wollte aber nicht nur in Deutschland gehört werden, 
sondern sie wollte auch, daß die Welt sie als die Stimme „von Millionen 
deutscher Arbeiter“ auffaßte, „die durch einen unglaublichen Terror 
zum Schweigen verurteilt waren“, also als Sprecherin des „Anderen 
Deutschland“. Sie gab sich alle erdenkliche Mühe, ihre Botschaften der 
ganzen Welt zukommen zulassen und behauptete, der Kampf der SOPADE 
gegen das Dritte Reich sei zugleich ein Kampf für die europäische Zivi- 
lisation und [für den Weltfrieden. Der Neue Vorwärts erklärte: 

„Jeder, der die inneren Zusammenhänge zwischen den europäischen Natio- 
nalismen erkennt, kommt nicht darum herum einzusehen, daß die Zentrifugal- 
kraft einer großen faschistischen Macht in der Mitte des Festlandes zu einem 


zweiten 1914 führen muß und notwendigerweise ihre Nachbarn mit in das 
Meer des Chaos reißen wird." 


Mit dieser Erklärung begann die SOPADE jene Hoctze, in der sie den 
Völkern des Auslandes suggerierte, daß Hitler Krieg bedeute. Sie bezeich- 
neten es als Pflicht der demokratischen europäischen Staaten, ihren 
(der SOPADE) Kampf zu unterstützen. Sie forderte diese Staaten auf, 
sich den Gebietsforderungen und dem Verlangen 
nach politischen und militärischen Zugeständ- 
nissen, die von der deutschen Regierung geltend gemacht wurden, zu 
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widersetzen. Ausländische Staaten wurden angeru- 
fen, Hitler die diplomatischen Erfolge zu verwei- 
gern, die er suchen würde, um mit den inneren Unzufriedenheiten fer- 
tig zu werden. Der Anfang des Zusammenbruchs des Dritten Reiches 
kann durch eine katastrophale Niederlage auf dem Gebiete 
der Außenpolitik eingeleitet werden. Festigkeit, politische und moralische 
Isolation, wirtschaftlicher Boykott und nichtamtliche Blockade würden die 
Unzufriedenheit innerhalb Deutschlands anwachsen lassen und so den 
Weg für eine Revolution gegen Hitler bahnen. Der sozialdemokratische 
Parteiideologe Rudolf Hilferding betrachtete es daher als die Pflicht des 
Weltsozialismus, den Kampf der SOPADE gegen die deutsche Diktatur 
mit ganzem Herzen zu unterstützen. Die SOPADE bettelte um die mora- 
lisch und: finanzielle Unterstützung der sozialistischen Arbeiter-Inier- 
nationale. Diese Unterstützung wurde als eines der Elemente angesehen, 
das für die Lebensfähigkeit der SOPADE entscheidend wäre, wenn ihr 
Kampf gegen das Dritte Reich überhaupt Aussicht auf Erfolg haben 
sollte. Otto Wels erklärte in seinem Aufruf an die Internationale um 
Unterstützung: 

„Unser Kampf ist ihr Kampf und ihre Ziele sind unsere Ziele.“ Auf 
dem Kongreß der’sozialistischen Internationale, der vom 21.—25. August 
in Paris tagte, um „die Strategie und Methoden der internationalen 
Arbeiterbewegung während der Dauer der faschistischen Reaktion zu 
überlegen“, wollte Otto Wels den Delegierten klarmachen, daß der Zu- 
sammenbruch der Weimarer Republik und die Niederlage der SPD nicht 
einem Versagen zuzuschreiben wäre. Der Sieg der Nazi sei in erster 
Linie die Folge ungenügender Unterstützung der Republik und der 
Sozialdemokratie durch die Sieger von 1918 gewesen. Der Versailler 
Vertrag und die mangelnde Unterstützung der Republikaner im Augen- 
blick der Krise hätten den Nazi erlaubt, auf dem Kamm einer Welle des 
Nationalismus zur Macht zu kommen. Wie sehr diese Behauptungen im 
Widerspruch mit den wirklichen Tatsachen stehen, beweisen die Äuße- 
rungen aus dem eigenen Lager über das Versagen der Sozialdemokratie 
während der Jahre 1919—1933, die wir im Anhang*) gesammelt wieder- 
geben. 

Wegen dieses Versagens schritt der Auflösungsprozeß in der SPD auch 
so schnell £ort, denn die Massen der Mitglieder sahen ein, daß ein nn 
gehen mit der neuen Volksgemeinschaft vernünftig und patriotisch“ s 
zumal ja demjenigen nichts geschah, der sich nicht in brachialer eis 
gegen Angehörige des nationalen Lagers vergangen oder sonst etwas 
verbrochen hatte. Nur wer ein schlechtes Gewissen besaß oder überhaupt 
die Neuordnung nicht begreifen bzw. anerkennen wollte, ging in 'den 
Untergrund oder flüchtete ins Ausland. Über die einzuschlagende Hal- 
tung bestand bei der -Mchrheit der SPD-Mitglieder kein Zweifel, soweit 


"»), Siehe Anhang Nr. 2 
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sie wirklich deutsch dachten. Der bekannte Sozialdemokrat Wilhelm Keil 
schreibt über diese Problematik in seinem Buche: „Erlebnisse eines 
Sozialdemokraten“: 

„Wir haben eine von drei Möglichkeiten zu wählen: 1. Selbstmord, 2. Emi- 
gration, 3. im neuen Staat leben. Wer 1 und-2 ablehnt, dem bleibt nur 3 übrig. 
Ich für meinen Teil hielt es so. In dem Lande, in dem ich geboren bin, blieb ich 
und ordnete mich dem Zwang der Tatsachen unter, ohne meine Gesinnung 
preiszugeben. Illegale politische Tätigkeit hielt ich für sinn- und zwecklos. 
Diesen DES vertrat ich bei allen Zusammenkünlten, vor allem im Lan- 
desvorstand . 1 

An anderer Stelle schreibt er len eine Unterhaltung mit Carl Severing: 

„Trotz solcher wenig erfreulichen Erfahrungen halten wir doch daran fest, 
daß das Verbleiben in der Heimat der Emigration vorzuziehen sei.” 

Interessant sind auch folgende Ausführungen: 


„Die realistische Betrachtung der Gegebenheiten belehrte uns über die totale 
Aussichtslosigkeit eines solchen Beginnens. Wir halten uns entschlossen, im 
Lande zu bleiben und uns im Rahmen der Gesetze zu bewegen. Der Willkür 
konnte man vielleicht durch Klugheit begegnen, die Gesinnung aber blieb 
unveräußerliches Gut. Nur gerüchtweise erfuhren wir Älteren davon, daß 
sich einige Gruppen jüngerer Gesinnungsgenossen gebildet hatten, die glaub- 
ten mit geheimen Verbindungen der -eigenen Überzeugung dienen und die 
Gewaltherrschaft unterminieren zu können. Wir hörten wohl auch von Ver- 
bindungen mit in der Schweiz lebenden Emigranten. Ins Vertrauen gezogen 
wurden wir nicht. Wir hätten den tapferen jungen Freunden. auch nur sagen 
können, daß ihr hochachibares Tun erfolglos bleiben müsse... Ich bin per- 
sönlich keinem Gesinnungsfreund begegnet, der anderer Ansicht war. Soweit 
ich unterrichtet war, blieb die geheime Propaganda, wenn man von einer sol- 
chen sprechen konnte, auf ganz kleine Kreise beschränkt, und je weiter die 
Zeit fortschritt, destoweniger hörte man davon.“ 

Bei dieser Gelegenheit sei auch festgestellt, daß von den führenden 
Sozialdemokraten viele in ihren Ämtern verblieben oder zumindest ihre 
hohen Pensionen erhielten, ja manchen wurde diese sogar ins Ausland 
nachgeschickt, bis ihre Betätigung gegen das Dritte Reich offenbar wurde. 
Der chemalige Reichstagspräsident Löbe, der ja kein Beamter und daher 
in Not .geraten war, erhielt wie auch andere ähnlich. Betroffene durch 
Vermittlung Görings von Hitler eine monatliche Unterhaltssumme, was 
ihn natürlich nicht hinderte, in seinen Erinnerungen*) undankbarerweise 
aus dem einen Ärmel die marxistischen Phrasen und aus dem andern 
Geschichtslügen zu schütteln und sich damit zu brüsten, daß er sich an 
verschiedenen Widerstandsgruppen beteiligt, die ausländischen Sender ab- 
gehört habe und mit den Verschwörern Leuschner und Leber sowie 
Goerdeler zusammengekommen sei. Er sehnte also das Ende seines Wohl- 
täters herbei, von dem er sich monatlich RM 500,— ohne Rechtsanspruch 
geben ließ. Da es aber für den Leser interessant sein dürfte zu erfahren, 
was er über die Tätigkeit seiner Partei in der Vergangenheit, die Erfolge 
Hitlers und die Haltung seiner Kameraden in der Emigration dachte, 


e), Paul Löbe „Erinnerungen eines Reichstagspräsidenten“. 
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wollen wir im Anhang Nr. 3 die Erklärung bringen, die er am 13. Februar 
1934 dem Vertreter der katholischen Zeitung „Libre Belgique“ gab. 

Wir haben gesehen, daß weder die Masse der SPD noch die Elite zur 
Emigration gezwungen wurde, sondern nur jene Elemente, die man 
normalerweise als „Ausschuß“ bezeichnen würde, d. h. um es richtig zu 
definieren: auch sie wären nicht gezwungen gewesen fortzugehen, wenn 
sie ohne Aufopferung ihrer Gesinnung bereit gewesen wären, sich loyal zu 
verhalten. 

Wenn man, wie dies in der Schrift von Dr. Helge Proß*) mehrmals 
geschieht, Emigration als die unfreiwillige Auswanderung in ein fremdes 
Land bezeichnet, so lag in Wirklichkeit gar keine Emigration vor, sondern 
entweder freiwillige Flucht, um der Verfolgung wegen politisch- 
krimineller Delikte zu entgehen, oder freiwillige Sitzverlegung, um 
ungefährdeter aus fremden Ländern gegen das neue Regierungssystem 
arbeiten zu können. Die sogenannten „Emigranten“ sind ja durch das 
Gesetz vom 14. Juli 1933 nicht schon deswegen ausgebürgert worden, 
_ weil sie ins Ausland verzogen sind, sondern weil sie sich seit ihrem Weg- 
zug im Ausland gegen die nationalen Interessen des Staates betätigt 
haben. Die Behauptung in der genannten Schrift, die Obrigkeit habe zur 
Emigration gezwungen, ist deshalb völlig irrig. In Wirklichkeit tragen 
also die „Emigranten“ diese Sammelbezeichnung zu Unrecht. Wenn wir 
sie trotzdem auch gebrauchen, so der Kürze halber und besonders auch 
deswesen, weil sie naturgemäß im Laufe der Zeit zu einer Bezcichnung 
geworden ist, die fast das gleiche besagt wie die richtige Bezeichnung, 
die den Schutzanspruch genießt, eine Formalbeleidigung zu sein. 

Wir müssen uns noch etwas mit Zahlen beschäftigen, um den Umfang 
des Emigrantenproblems richtig beurteilen zu können. Gewiß sind als 
Folge der nationalen Revolution einige Zehntausende in die dem Reiche 
benachbarten Länder geflüchtet. Den größten Teil davon stellten jedoch 
die Juden. Daneben spielten die Flüchtlinge aus wirtschaftlichen und 
konfessionellen Gründen eine erhebliche Rolle. Die Zahl der wirklichen 
politischen Flüchtlinge soll in ganz Europa nur 6000 betragen haben. 
Davon sollen die Hälfte etwa Mitglieder der SPD gewesen sein. Von ihnen 
ist aber ein großer Teil im Laufe der Zeit wieder zurückgekehrt, Die Zahl 
der in der Emigration organisierten Sozialdemokraten lag unter tausend. 
Dabei muß man berücksichtigen, daß, wie ein der SPD wohlgesinnter 
Historiker schreibt, „die sozialistische Gruppe in der Emigration in sich 
zerspalten und von inneren Streitigkeiten erfüllt war.“ In vielen Schriften 
führender Emigranten wird über diese Uneinigkeit geklagt. 

Ein kleiner Bruchteil dieses unbedeutenden Restes maßte sich nun den 
Anspruch an, die rechtmäßige Vertreterin der SPD zu sein, obwohl die 
Rechtmäßigkeit dieses Anspruches von verschiedenen prominenten Emi- 





*, Helge Proß: „Die Deutsche Akademische Emigration nach den Vcreinigten Staaten 
1933 — 19411", Berlin 195. 
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granten bestritten wurde. So Konrad Heiden: „Die Genossen im Prager 
Kyffhäuser sollten erkennen, daß das Fortbestehen eines Parteivorstandes 
der SPD in der jetzigen Form eine Unmöglichkeit ist“, und Alexander 
Schifrin: „... das politische Mandat des Vorstandes ist erloschen“. Solche 
Äußerungen gibt es noch dutzende. Als im März 1938 in Prag ein Kon- 
zentrationsausschuß gewählt werden sollte, waren insgesamt nur 70 
Emigranten anwesend, von denen die beiden Vorstandsmitglieder Stampfer 
und Vogel nur 25 bzw. 24 Stimmen bekamen. Aus all diesen Tatsachen 
ergibt sich also, daß kein Emigrant im Auslande das Recht hatte, sich 
als rechtmäßiger Vertreter der SPD zu bezeichnen. Genau so lagen natür- 
lich die Verhältnisse im Reich. In einem Rechenschaftsbericht der 
„bedeutenden“ sozialdemokratischen Widerstandsgruppe „Neu Beginnen“ 
aus dem Jahre 1940 heißt es: „Es gibt in Deutschland nicht Millionen, 
nicht hunderttausend, vielleicht kaum zehntausend organisierte und 
organisiert arbeitende Gegner Hitlers“, 

Für die Untergrundarbeit gaben sich nur junge unerfahrene Kräfte 
des linken Flügels her, die von den Kommunisten dahingehend belehrt 
wurden, daß die Sozialdemokratie versagt habe, weil sie keinen soziali- 
stischen Kampfgeist besessen hätte. Die jüngeren Männer des rechten 
Flügels wie Kurt Schumacher, Carl Mierendorf und Julius Leber waren 
in Haft und konnten keinen Einfluß auf die Zusammensetzung der Unier- 
grundgruppen nehmen. Es war daher kein Wunder, daß der marxistische 
Geist unter ihnen die Überhand nahm. Die Revolution und Diktatur des 
Proletariats wurden als die einzige Lösung angesehen, und die bolsche- 
wistischen Verschwörermeihoden als die einzig mögliche Organisations- 
form für „revolutionäre Marxisten“ und deren Kampf gegen eine unbarm- 
herzige „Kapitalistische Diktatur“. Die Kommunisten nützten diese Ent- 
wicklung aus, indem sie die Unterstützung der Sowjetunion als sicher in 
Aussicht stellten. Die sozialdemokratische Exekutive in Prag maße sich 
nur eine sozialrevolutionäre Pose an, während sie anderseits an die 
Bourgeoisie appelliere, daß allein die Sozialdemokratie Deutschland davor 
bewahren könne, in ein bolschewistisches Chaos zu verfallen. In einem 
offenen Brief an die deutschen Sozialdemokraten erklärte das Zentral- 
komitee der KPD am 20. 6. 1933, daß „durch Demokratie zum Sozialismus“ 
der verlockende Vorschlag sei, der immer wieder gebraucht würde, um 
die Arbeiter irre zu führen. Die kleinen Gruppen aber, die durch solche 
Propaganda aufgestachelt, sich daran machten, eine starke Widerstands- 
bewegung zu organisieren, mußten bald durch bittere Erfahrung fest- 
stellen, daß ihre primitiven Methoden der Organisation und Untergrund- 
tätigkeit völlig unzureichend waren, um sich mit dem politischen Apparat 
des Dritten Reiches zu messen. Die vervielfältigten oder gedruckten 
Blättchen, die sie herausbrachten, wurden leicht aufgespürt und eine 
organisierte Zusammenarbeit stellte sich als unmöglich heraus ohne die 
Hilfe eines starken Mittelpunktes, der wegen der Situation in Deutschland 
außerhalb des Landes sein mußte. Viele dieser kleinen Einheiten des 
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Widerstandes suchten Kontakt mit den Kurieren und Grenzsekretariaten 
des Exekutivkomitees in Prag, das große Anstrengungen machte, diese 
Gruppen unter seine Kontrolle zu bringen. Dem widersetzten sich die 
Leiter dieser Gruppen und erhoben sogar selbst den Anspruch, die „neue“ 
sozialdemokratische Bewegungs in Deutschland zu repräsentieren, erschie- 
nen in Prag und forderten die Leiter der SOPADE auf, ihnen das um- 
fangreiche Kapital und die Organisation zu übergeben. Diese Entwicklung 
gefährdete die Bemühungen der SOPADE, eine. Widerstandsbewegung 
mit dem Zentrum Prag zu organisieren. An die Spitze der verschiedenen 
Splittergruppen setzte. sich eine Gruppe aus jüngeren Revolutonären, 
deren Entstehen schon auf das Jahr 1931 zurückging. Ihr Führer war der 
ehemalige Kommunist Walter Löwenheim, der unter dem Pseudonym 
„Miles“ im Flugblatt „Neues Beginnen“ 1933 sein Ziel proklamierte. Hier- 
von erhielt die Gruppe ihren Namen Neu-Beginnen, umfaßte aber selbst 
in ihrer Blütezeit höchstens 300 Mann. Ihr gehörten an die Sozialdemo- 
kraten Waldemar von Knoerringen, Erwin Schöttle, Richard Löwental und 
Erich Schmidt, ferner’ein gewisser Karl Frank, der aber in Wirklichkeit 
Karl Müller hieß. Dieser Karl Müller — alias Karl Frank — war 1951 von 
Otto John als Leiter einer westdeutschen Spionageschule empfohlen, 1953 
aber beschuldigt worden, Spionage für die Russen getrieben zu haben. 
Er hätte die Agenten, die er ausbildete, den Russen sofort verraten, als 
diese in die Ostzone kamen. Das Flugblatt von Miles, in dem er einen 
völligen Bruch mit einer überlebten Vergangenheit forderte und sich 
darauf berief, daß die jüngeren energischen Elemente allein die Grund- 
lage für eine erneuerte Existenz der Partei bilden könnte, verursachte 
zunächst ein beträchtliches Aufsehen unter den deutschen Emigranten und 
in der internationalen Arbeiterbewegung. Miles verwarf eine Neuaus- 
gabe der Weimarer Republik und rief nach einem zukünftigen deutschen 
Staat, der ausschließlich von einer sozialistischen Partei auf zentrali- 
sierter Basis beherrscht werde. Er warnte vör der „absurden Illusion..., 
daß die nazistische Machteroberung lediglich ein Episode sei“. Er rechnete 
nicht mit schnellen Erfolgen durch Schwierigkeiten des Nazi-Systems. 
Es wäre ebenso absurd zu glauben, daß dieselben Leute, die die Partei 
vom 4. August 1914 bis 17. Mai 1933 geführt hätten, fähig seien, die außer- 
ordentlich komplizierte und schwierige Politik durchzuführen, die in der 
Periode der Illegalität und der Epoche des Faschismus erforderlich sei. 
Solche Führer könnten nicht plötzlich umgewandelt werden in revolu- 
tionäre Kämpfer gegen den faschistischen Staat und auf einmal Früchte 
hervorbringen, wo nirgends-Kraft, Erfahrung und Verständnis sei, deren 
dieser Kampf so vollkommen bedürfe Auch aus den Reihen der Inter- 
nationale wurde die Legalität der SOPADE angezweifelt.e Es wurde 
bestritten, daß „flüehtige Generale noch das Recht hätten, die deutsche 
Arbeiterklasse im Senat der Internationale zu repräsentieren“. Der eng- 
lische Schriftsteller H. N. Brailsford, der die englische Ausgabe des Flug- 
blattes „Neues Beginnen“ herausbrachte, erklärte: „Eine Organisation von 
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Verbannten verliert nicht nur den Kontakt mit der Wirklichkeit, sie büßt 
auch das Zutrauen derer ein, die zurückgeblieben sind.“ Die Führer- 
schaft der revolutionären Sozialistenbewegung müsse aus dem Innern 
Deutschlands kommen. Auch der Herausgeber der amerikanischen Aus- 
gabe und Leiter der amerikanischen Sozialistenpartei Norman Thomas 
war der Meinung, daß Männer, die keinen erfolgreichen Widerstand gegen 
den Faschismus leisteten, als sie zu Hause waren, nicht im Kampfe gesen 
Hitler führen könnten. 

Die SOPADE versuchte, der wachsenden Kritik durch einen sorgsam 
getarnten Rückzug zu begegnen, der sie von ihrem liberal-demokratischen 
Glaubensbekennilnis wegführen sollte und neu zur revolutionären marxi- 
stischen Tradition hinführen. Sie gab der Diskussion Raum in einer 
neuen „Zeitschrift für Sozialismus“, die zuvor „Sozialistische Revolution“ 
geheißen hatte, und deren Herausgeber Rudolf Hilferding wurde Zum 
Herausgeber des „Neuen Vorwärts“ rückte Kurt Geyer, der Sohn eines 
prominenten Sozialdemokraten auf, der vorübergehend vier Jahre bei 
den Kommunisten, aber wieder zur SPD zurückgekehrt war. Er schrieb 
unter dem Pseudonym Max Klinger und wurde Mitglied der Exekutive. 
Ein weiterer revolutionärer Zuwachs war der junge Erich Rinner aus 
Berlin, dessen Pseudonym Ernst Anders war, Sie forderten eine Raldi- 
kalisierung des Kampfes gegen Hitler und den Bruch mit den bisherigen 
Methoden und Zielen. Das veranlaßte die SOPADE, ihr Programm für die 
kommende Revolution gegen Hitler zu revidieren in der Hoffnung, so den 
Einfluß über die Sozialisten zu behalten. Sie war wenigstens zu einem 
oberflächlichen taktischen Bruch mit den alten Prinzipien bereit, um zu 
demonstrieren, daß sie einen klaren Strich unter die Vergangenheit 
gemacht habe und entschlossen sei, den „revolutionären Kampf zur Ver- 
nichtung des Monopolkapitalismus und für die sozialistische Neuorgani- 
sation der deutschen Gemeinschaft zu beginnen.“ Im Dezember 1933 
beauftragte sie daher die lautesten Kritiker Stampfer, Geyer und Rinner 
ein neues Programm zu entwerfen. 

Nach mehrmaligen Abänderungen wurde dieses neue Programm am 
28. Januar 1934 als „Kampf und Ziel des revolutionären Sozialismus“ 
proklamiert. 

Es wurde zugegeben, daß ernste Unterlassungen vorgekommen seien, als 
die Sozialdemokraten 1918 die Kontrolle über den deutschen Staat 
gewonnen hätten. Im Hinblick auf den gewaltsamen und radi- 
kalen Charakter der kommenden Revolution könne und wolle eine sieg- 
reiche sozialdemokratische Bewegung diese Fehler nicht wiederholen. Das 
Manifest kündigte an, daß der Niederlage des nationalsozialistischen 
Feindes durch die revolutionäre Massenpartei der Arbeiterklasse eine 
strenge revolutionäre Regierung nachfolgen würde, die sich mit drasti- 
schen Maßnahmen die vollständige Kontrolle über den Staat sichere, jede 
in der Anlage vorhandene Opposition in der Wurzel vernichte und fort- 
fahren würde, den Staat iin ein Instrument des Volkswillens umzuwandeln. 
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Alle Teilnehmer und Förderer des vernichteten Regimes seien durch 
ein revolutionäres Tribunal abzuurteilen, und alle Ämter der Armee und 
Polizei seien an zuverlässige Anhänger der revolutionären Regierung zu 
vergeben. Die Macht der alten herrschenden Klassen sei für immer aus- 
zumerzen durch die unmittelbare Enteignung der großen Landgüter, 
Schlüsselindustrien und Banken. Erst nach der Festigung der Macht der 
Revolution und nach der vollkommenen Vernichtung des Kapitalismus, 
Feudalismus und der politischen Hochburgen der Gegenrevolutionäre 
würde das vorübergehende Regime imstande sein, die Wahl eines Volks- 
parlamentis durch allgemeine gleiche und direkte Wahlen zu erlauben, das 
dann eine neue Regierung bilden könne. Die arbeitende Klasse werde 
damit fortfahren, die vorherrschende Kontrolle über den Staat auszuüben 
und ihre Macht dazu zu benutzen, die völlständige Demokratisierung der 
Gesellschaft durchzudrücken, und zwar durch die Sozialisierung aller 
Phasen des ökonomischen und gesellschaftlichen Lebens. Andererseits 
suchte das Manifest den Kreisen des Mittelstandes zu versichern, daß sie 
nicht ausgelöscht würden und ‘daß eine demokratische Regierung wieder 
errichtet würde, sobald der Sieg gesichert sei. Zum Schlusse malte man 
den Teufel an die Wand und behauptete, daß die fortdauernde Exisienz 
des Hitlerregimes eine Bedrohung der Freiheit und Zivilisation der 
ganzen übrigen Welt bedeute. Die Hitlerregierung werde ohne die gering- 
sten Bedenken alle internationalen Verträge brechen zur Verfolgung 
seiner nationalen und expansionistischen Ambitionen, durch die es seine 
Schwierigkeiten bewältigen wolle. Scheinheilig beteuerte das Manifest, 
daß man nicht wolle, daß das nationalsozialistische Regime durch einen 
ncuen Krieg gestürzt werde, sondern im Gegenteil versuche, einen Krieg 
zu verhüten. 


Mit wenig Ausnahmen gläubten die Emigranten zuversichtlich, daß ihre 
Verbannung durch die bevorstehende Niederlage des Dritten Reiches bald 
beendet sein würde. Sie schöpften aus den Nachrichten über die aller- 
geringfügigsten Schwierigkeiten in Deutschland immer wieder Hoffnung 
auf einen baldigen Zusammenbruch des Systems. 


So glaubte. besonders ihr Cheftheoretiker Rudolf Hilferding, daß die 
Schwierigkeiten der Nazis zu Hause und der zu erwartende Widerstand 
der fremden Mächte gegenüber den nationalistisch-expansionistischen 
Schritten bald zur’ Auflösung des Dritten Reiches führen würden. Als 
Ende 1933 bei einer Wahlbeteiligung von 96° „nur“ 95° der Wähler 
ihre Zustimmung zur Austrittserklärung aus dem Völkerbund gaben, 
faselte der „Neue Vorwärts“, daß hier eine Armee von 4 Millionen Anti- 
nazi sei, „eine Kampfgruppe für die kommende sozialistische Revolution“, 
Als zahlreiche Mitglieder der SPD, die in ihrer Ahnungslosigkeit immer 
noch nicht begriffen hatten, wie sehr die nationalsozialistische Führung 
entschlossen war, den Marxismus auszurotten, verhaftet und verurteilt 
wurden, schrieb der gleiche Vorwärts bombastisch: „Eine Bewegung, die 
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solche Ilelden besitzt, kann nicht untergehen.“ Eine völlig unbedeutende 
Niederlage der Nationalsozialisten bei den Betlriebsobmannswahlen wurde 
als Beweis dafür angesehen, das das Dritte Reich sich seinem Endc nähere. 
Der Röhmputsch gar trieb die Hoffnung auf einen Höhepunkt. Als 
Hitler nach Hindenburgs Tod Führer und Reichskanzler wurde, und in 
der Volksabstimmung hierüber „nur“ 90 *% des Volkes gleich 38,4 Millionen 
für ihn stimmten, kündiste der „Neue Vorwärts“ an, die „Wiederauf- 
erstehung der sozialdemokratischen Arbeiterbewegung, die Wicder- 
erweckung dessen, was so viele für immer vcrloren glaubten.“ 

Die ständige Fehlbeurteilung der Außenpolitik des Reiches war gerade- 
zu ein Privileg der Emigranten. Wie wir bereits sahen, versuchten sie die 
Zustimmung der SPD zur Friedenserklärung Hitlers am 17. Mai 1933 durch 
die Entsendung zweier Emissäre in die Fraktionssitzung der Partei 
vergebens zu verhindern. | 

Der sogenannte Viererpakt vom 7. Juni 1933 wurde als eine schwerc 
Niederlage des Dritten Reiches bezeichnet, da sich Hitler verpflichtet 
habe, zehn Jahre lang den Versailler Vertrag zu respektieren und auf 
den Korridor, Danzig und Österreich zu verzichten. Er treibe einc Außen- 
politik, „die jedes Gefühl für nationale Würde vermissen lasse“, Ganz 
abgesehen davon, daß dieser Vertrag niemals ratifiziert wurde, also gar 
keine praktische Bedeutung erlangte, entsprach diese Auslegung keines- 
falls den Tatsachen. 

Die völlige Ohnmacht der Herren Emigranten verleitete sie zu den 
tollsten Haßausbrüchen. Sie bezeichneten Hitlers Friedensbeteuerungen, 
die aber die Welt nicht täuschen könnten über seinen eigentlichen Kriegs- 
willen, als Kriegslist: 

»„Die Hitlerdespotie droht das gefesselte deutsche Volk ihrem Mordwahn zu 
opfern und ganz Europa in Brand zu stecken.“ 

Als Deutschland im Oktober 1933 aus dem Völkerbund austrat (in der 
nachfolgenden Abstimmung billigten 92° den Austritt), erregte dieser 
Schritt zunächst zwar Mißfallen bei den Völkern des Westens, doch legte 
sich die Aufregung bald, denn diese war überwiegend eine künstliche der 
Presse, die nicht damit gerechnet hatte, daß Hitler die fortgesetzte Ob- 
struktion der Westmächte gegen die allerbescheidensten Versuche zur 
Revision des Versailler Vertrages auf diese einfache Weise durchkreuzen 
würde. Rudolf Hilferding erklärte dazu, daß Deutschlands Austritt aus 
dem Völkerbund letzte Klarheit geschaffen habe. Er wandte sich gegen 
neue Kompromisse gegenüber dem Dritten Reich „durch falsche und 
gefährliche Formeln wie die von der Gleichberechtigung“. In der „Sozia- 
listischen Aktion“ vom 3. Dezember 1933 sprach man vom beutehungrigen 
neudeutschen Imperialismus. 

Der Versuch Hitlers, mit Polen auf friedlichem Wege eine Lösung der 
strittigen Frage zu erzielen, erfuhr ebenfalls eine völlige Fehlbeurteilung. 
Es war klar, daß Hitler mit Polen, das seine Machtergreifung mit beson- 
ders großer Sorge verfolgt hatte, eine vorsichtige Politik treiben mußte. 
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Er wollte daher zunächst durch eine Ruheperiode eine Atmosphäre 
schaffen, die es ihm ermöglichen sollte, später durch unmittelbare Ver- 
handlungen eine für beide Teile tragbare Lösung der Danzig- und Kor- 
ridorfrage und einen besseren Schutz der Minderheiten zu erreichen. 
Den Haupterfolg eines Vertrages mit Polen sah er aber darin, daß das 
polnisch-französische Bündnis in seinem Werte gemindert, und die von 
Frankreich gewünschte Einkreisung unterbrochen würde. Die Verein- 
barungen wurden in einer Erklärung vom 24. Januar 1934 veröffentlicht 
und sahen bei zehnjähriger Dauer vor, daß Streitfragen zwischen den 
beiden Ländern, die durch unmittelbare Behandlung nicht gelöst werden 
können, im gegenseitigen Einvernehmen durch die Suche nach anderen 
friedlichen Mitteln und gegebenenfalls durch die Verfahren beseitigt 
würden, die in dem deutsch-polnischen Schiedsvertrag vom 16. Oktober 
1925 vorgesehen waren. Obwohl gerade diese Vereinbarung in der öffent- 
lichen Meinung der Welt als ein Beweis des guten Willens Hitlers, 
kriegerische Konflikte zu vermeiden, aufgenommen wurde und keincrlei 
Verzichte auf Rechte Deutschlands enthielt, löste sie bei den Emigranten 
folgende negative Kritik aus: „Deutsche und Deutsche reden heute ganz 
verschiedene Sprachen. Was für die eine Schande und Knechtschaft heißt, 
heißt bei den anderen Ehre und Freiheit.“ Rudolf Hilferding erklärte in 
der „Zeitschrift für Sozialismus“: 

„Überall schuf man sich Feinde, überall bot man Freundschaft an und landete 
schließlich bei dem Pakt mit Polen, der nur die eine Bedeutung hat: den Ver- 


zicht auf den polnischen Korridor, die Anerkennung der Zerreißung Ost- 
preußens." 


Der Haß ging sogar soweit, daß sie sich „mit aller Entschiedenheit 
gegen eine Revision der Verträge unter der Aegide von Hitler“ aus- 
sprachen. Sie waren der Auffassung, daß diese Erfolge Hitlers Herrschaft 
nur festigten. 

Dieser vaterlandsverräterische Standpunkt erlebte seinen Höhepunkt 
mit der Haltung der Emigranten in der Saarfrage. In treuer Gemeinsam- 
keit mit den Kommunisten agitierten sie gegen die Angliederung der Saar 
an Deutschland. Sie verlangten unter der Vereinigung „Freiheilsfront“ 
die Abstimmung für den status quo und stellten die Behauptung auf, daß 
„sich Hunderttausende von Saardeutschen verzweifelt dagegen wehren 
würden, Untertanen des entarteten Staatswesens zu werden.“ Wie lächer- 
lich diese dämagogische Behauptung war, ergibt sich aus der Tatsache, 
daß trotz einer riesigen Propaganda, die sie unter dem Schutz der Völker- 
bundspolizei ungehindert entfalten konnten, von den 528000 Abstim- 
mungsberechtigten am 13. Januar 1935 nur ganze 46513 für den status 
quo und nur 2241 für Frankreich stimmten. Die Herren Emigranten fielen 
sogar über ihre eignenen prominenten Genossen her, die sich aus natür- 
lichen nationalen Beweggründen für die Rückgliederung der Saar ein- 
setzten. Diese gemeine Methode hat besonders der ehemalige Minister 
Severing über sich ergehen lassen müssen, der nicht emigriert war. Einer 
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der Haupthetzer gegen die Rückgliederung war der Sozialdemokrat Matz 
Braun, Der bekannte Bundestagsabgeordnete Wehner, der damals vom 
Politbüro eingesetzt worden war, um den Kampf der Kommunisten gegen 
die Rückgliederung zu leiten, bestätigt in seiner Darstellung, daß „das 
Verhältnis zu den sozialdemokratischen Leitern Matz Braun, Kirschmann, 
Denicke und Wacker korrekt war und ganz von dem Willen „zu positiver 
Zusammenarbeit im Rahmen der aktuellen Aufgaben geprägt.“ Anläß- 
iich der Ausschußsitzung der 2. Internationale in Paris forderten Breit- 
scheid, Wels und Höltermann in ihren Berichten wirtschaftliche Repres- 
salien und bewaffnetes Eingreifen gegen Deutschland. Nach der vernich- 
tenden Niederlage der Herren Emigranten mußten alle möglichen Argu- 
mentationen herbeigeholt werden, um diese zu begründen. Der Sozial- 
demokrat Curt Geyer traf die Wahrheit, indem er schreibt: 

„Die nationale Parole schlug die klassenmäßig orientierte nicht nur durch 
ihre stärkere physische Kraft, sondern durch einen viel tiefer wirkenden 
Gefühlsappell, der 13 Jahre hindurch der selbstverständlichen Gesinnung eincs 
jeden Saarländers entsprach.“ 

Auch die Heimholung des Memelgebietes wurde als „Etappe auf dem 
Wege nach dem Osten“ diffamiert, obwohl dort bei den Neuwahlen die 
Deutschen von 29 Sitzen allein 24 erhalten hatten. 

Als am 7. März 1936 die deutsche Wehrmacht trotz der „Verträge“ von 
Versailles und Locarno ins Rheinland einmarschierte, stiegen die Hoff- 
nungen der deutschen Emigranten. Sie glaubten, daß hier endlich eine 
offene Herausforderung gegen den status quo vorliege, die die Garantie- 
staaten nicht ignorieren könnten. Sie erwarteten starke Gegenmaß- 
nahmen dieser Mächte und ein Zurückweichen Hitlers, das ihm einen er- 
heblichen Verlust an Ansehen und öffentlicher Unterstützung bringen 
notfalls zu einem Sturze führen würde. 

Der Anschluß Österreichs im Frühjahr 1938, der nicht nur vom ganzen 
deutschen Volke, sondern auch von dem SPD-Führer Renner mit begei- 
sterter Zustimmung begrüßt wurde, fand folgenden gehässigen Kom- 
mentar: 

„Eine wichtige Ausgangsstellung ist für den neudeutschen Imperialismus 
gewonnen. Es ist das innere Gesetz dieses Imperialismus, daß mit seinen Er- 
folgen seine Ziele wachsen. Diese Eroberung Österreichs angesichts einer 
in Entsetzen und Furcht erstarrten Welt ist nach der Rheinlandbesetzung der 
zweite große Erfolg Hitlers. Es ist an der Zeit, sich völlig Klar darüber zu 
werden, was geschehen ist: Das Dritte Reich hat seine Hegemonie über Mittel- 
und Südosteuropa errichtet.“ 

Die schamlose Haltung der sudetendeutschen Sozialdemokraten nach 
dem großen Siege der Henlein-Partei, die mit den Wahlen vom 19. Mai 1935 
zur stärksten Partei der Tschechei aufstieg, ist etwas stärker bei den 
Kapiteln Jaksch und Paul behandelt. Es war klar, daß sich der nationale 
Auftrieb im Reiche auch auf die unter der Arbeitslosigkeit leidends 
Bevölkerung des Sudetengebietes auszuwirken begann, zumal sie sich als 
Minderheit sowieso keiner Gunst der Tschechen erfreuen konnte. Das 
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hinderte aber die sudetendeutschen Sozialdemokraten nicht, gegen die 
Anschlußbestrebungen anzukämpfen, obwohl sie genau wußten, daß, wie 
Josef Hofbauer, einer der ihren, im Mai 1938 erklärte, sehr viele Fehler der 
tschechischen Politik schuld seien, daß die tschechoslowakische Frage zu 
einer brennenden europäischen geworden sei. Der Hauptfehler sei, daß der 
tschechische Mehrnationenstaat als tschechischer Nationalstaat betrachtet 
wurde, Da die Sozialdemokraten die Gefahren sahen, die sich aus dem 
Sieg der Henlein-Partei für sie entwickelten, versuchten sie, ihr durch alle 
möglichen Mätzchen entgegenzuwirken. Da dies alles nichts nützte, 
bettelten sie in hündischer Weise die tschechische Regierung um eine 
Änderung ’ihrer Haltung an: ihr Kampf gegen die „Schaffung eines 
nationalsozialistischen deutschen Staates in der Tschechoslowakei“ sei 
„wahrhaft ein Kampf für das eigentliche Interesse der Nation“ und diene 
„der Erhaltung des Friedens“. Sie jammerten, daß „das sudetendcutsche 
Bürgertum in seiner überwiegenden Mehrheit unbedingt hitlergläubig 
sei und daß sie „im sudetendeutschen Bereich den Höhepunkt der deut- 
schen Seelenkrankheit durchleben müssen, jenes Delirium eines blinden 
Macht- und Führerglaubens, welches wie eine Gehirnpest von den 
Menschen Besitz ergreift und sie der Fähigkeit zu kritischem Denken 
schlagartig beraubt“. 

Daß die SPD-Emigranten für die Zwangsläufigkeit der Schaffung des 
Protektorats Böhmen-Mähren gleich gar kein Verständnis hatten, ist 
begreiflich, nachdem schon die -Anschlüsse Österreichs und des Sudeten- 
gebietes als imperialistische Eroberungen bezeichnet wurden. Daß Böhmen 
und Mähren schon 1000 Jahre zum deutschen Reich gehörten und die 
Tschechei ihre Existenz auch nur dem Versailler Diktat verdankte, 
„wußten“ die Herren Emigranten nicht. Sie wußten natürlich auch nicht, 
daß der Krieg schon gegen Deutschland beschlossen war, bevor Hitler 
durch die drohende Einkreisung zur Protektoratslösung gezwungen wurde. 

Selbstverständlich provozierte er auch den 2. Weltkrieg. Die Herren 
Emigranten „wußten“ nichts davon, daß wir die unmöglichen Gebiets- 
abtrennungen im Osten, den Korridor und die Völkerbundskontrolle über 
Danzig Versailles und einer dort zugrundegelegten — von dem polnischen 
Juden Jakob Spett in eine Nationalitätenkarte umgefälschten — Sprachen- 
karte verdankten. Die Emigranten wissen auch nichts von den Tatsachen, 
deren Wiedergabe wir wegen Platzmangel auf einige Seiten im Anhang 
Nr. 4 beschränken müssen. Hitler war in ihren Augen. an allem schuld. 
Sie hämmerten in Millionen von Hetzschriften diese Schuld in die Köpfe 
der alliierten und neutralen Völker. Sie verzapften auch den Unsinn, daß 
der Krieg nur Hitler persönlich gelte, obwohl den Krieg und seine Folgen 
„Hitler-Deutschland“ zu spüren hatte. Außerdem beweist die kleine Aus- 
wahl von Tatsachen in Anhang Nr. 5 zur Genüge, wem der Krieg in 
Wirklichkeit galt. Deswegen ist auch die „Freisprechung“ Deutschlands 
von der Kollektivschuld eine. Scheinheiligkeit, die den Charakter einer 
nationalen Haltung vortäuschen soll. Ein Volk ist immer „schuld“ an 
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den Entscheidungen seiner von ihm gewählten Führung, ganz abgesehen 
davon, daß diese scheinheiligen Ablehner der Kollektivschuld gerade 
diejenigen sind, die für die freiwillige Übernahme der Lasten und Opfer, 
die uns der Feind willkürlich auferlegt, am meisten plädieren — siehe 
Gebietsabtrennungen, Wiedergutmachung für Israel usw. Die Zuschiebung 
der Kriegsschuld an Hitler belastet nicht diesen Toten, sondern das lebende 
Deutschland. Wenn die Männer der SPD nur einen Funken von nationaler 
Haltung und politischem Verstand hätten, so würden sie bei den reichen 
Geldmitteln ihrer Partei schon längst ein Institut zur objektiven Erfor- 
schung der Kriegsschuldfrage geschaffen haben — aber nein, sie machen 
alle Dummheiten wieder, die sie nach 1918 machten und selbst so 
heftig kritisierten. 

Wir sind den Dingen vorausgeeilt und müssen wieder zurückkehren zum 
Januar 1934, wo die SPD ihr revolutionäres Manifest erließ. Wenige 
Wochen danach kündigte sich ein neuer Kurswechsel an. Die Tatsache, 
daß 1934 in Katalonien in Spanien und in Österreich marxistische Auf- 
stände durch den Einsatz von Militär niedergeschlagen wurden, obwohl 
die Aufständigen zahlenmäßig weit in der Übermacht waren, bewirkte 
eine scharfe Schwenkung der SOPADE. Aus den Ereignissen folgerten die 
Reformisten, daß gerade die Politik des linken Flügels zu dem bewaff- 
neten Streit mit der erdrückenden militärischen Macht der Staaten ge- 
führt habe und daß dies widersinnig sei, wenn den sozialistischen Kampf- 
gruppen die Unterstützung der Mehrheit der arbeitenden Bevölkerung 
fehle. Sie sagten, daß man die Armeen neutralisieren oder noch besser 
gewinnen müsse. Aus jener Zeit scheinen die Versuche aus SPD-Kreisen 
zu stammen, mit führenden Militärs im Reiche in Verbindung zu gelangen. 
Die Organe der SOPADE rissen begierig Berichte an sich, die von Rei- 
bungen zwischen Wehrmacht und Partei berichteten. Sie versuchten, bis 
ins einzeln gehende Informationen über die Aufrüstung Deutschlands 
zu erhalten und gaben diese in ihren Deutschland-Berichten an führende 
Sitaatsmänner und die Macher der öffentlichen Meinung weiter, Die vielen 
Diskussionen über die einzuschlagende Richtung führten zu einer Abkehr 
von den revolutionären Zielen zu den mehr liberal-demokratischen. Da 
die Anhänger des linken Flügels im Hinblick auf die Geldmittel von den 
Reformisten abhingen, konnten sich weder die Linken noch die „Neube- 
ginner“ durchsetzen, wozu auch die Tatsache beitrug, daß es auf das Mani- 
fest vom Januar hin nicht gelungen war, die Einheit in der Antihitler- 
front herbeizuführen. Die Streitereien verursachten neue Absplitterungen. 
Aufhäuser und Böschel wurden aus dem Exekutiv-Komitee ausgestoßen, 
den Linksgruppen die Geldmittel gesperrt. Im Namen der Freiheit und 
Demokratie rief man wieder alle: Sozialdemokraten und Kommunisten, 
Katholiken und Protestanten, Konservative und Liberale, Bauern und 
Arbeiter, Jugend und Lehrer, Mittelständler und Kapitalisten — und 
sogar enttäuschte Nationalsozialisten. Auf die Frage, was nach Hitler 
kommen solle, antwortete die SOPADE: „Sieh nach England, das ist unser 
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Modell, das nach Hitler kommen soll.“ Was uns die klugen Herren von 
der SOPADE mit diesem „Modell“ zumuten wollten, möge der Leser aus 
den im Anhang Nr. 6 wiedergegebenen Berichten über englische soziale 
Verhältnisse zur Kenntnis nehmen. 

Das neue lang diskutierte Programm mit der Hinwendung zur liberalen 
Demokratie wurde von der Exekutive am 30. Januar 1936 veröffentlicht 
und als wahre Erbschaft ihrer Bewegung und als die Strategie bezeichnet, 
die sie nun anwenden wolle. 

Es ist klar, daß sich die rosarote SPD auch in den spanischen Bürger- 
krieg „einmischte“, zumal sich hier endlich einmal Gelegenheit zu „ak- 
tiver“ Betätigung bot. Begünstigt wurde diese Einmischung dadurch, daß 
in Prag eine rot-spanische Gesandtschaft zurückgeblieben war. Die ille- 
gale Organisation „Neu Beginnen“ schaffte mit finanzieller Unterstützung 
aus Amerika, Freiwillige für die internationale Brigade aus Deutschland, 
vornehmlich aus Sachsen, durch Vermittlung dieser spanischen Gesandt- 
schaft nach Spanien, um dort auf seiten der Roten gegen Franco zu kämp- 
fen. Da dieser vom offiziellen Deutschland unterstützt wurde, kämpften 
praktisch also damals schon Deutsche gegen Deutsche. Auch Ollenhauer 
und sein Sohn waren vorübergehend in Spanien. Als führendes Mitglied 
der SOPADE wird er zwar nicht selbst die Waffen für die Freiheit in die 
Hand genommen, sondern seine Truppen nur „inspiziert“ haben, wie dies 
ja auch die Abgeordneten der SPD Dr. Paul Hertz und Toni Sender taten. 
Außerdem hat sich ja Ollenhauer, wie seine Biographen schreiben, „wäh- 
rend des Bürgerkrieges sehr stark in der internationalen Öffentlichkeit 
für seine spanischen politischen Freunde exponiert“. Auch der andere 
Führer des Marxistenaufstandes von 1934 in Österreich Julius Deutsch 
überbrachte als „General“ dem Bataillon Thälmann Grüße von der 
zweiten und der Gewerkschaftsinternationale an die Front, für deren 
Nachschub Herr Wehner sorgte. Da die „rote Front“ der internationalen 
Brigaden in Spanien allmählich zu einer rein kommunistischen, von Mos- 
kau her dirigierten Sache wurde, war die Kriegsführung auch danach. 
Ein deutscher Berichterstatter führte darüber Ende EBENEN 1936 im 
deutschen Rundfunk aus: 

»... Was ich aber auf meinem Wege mit den vorgehenden Truppen Francos, 
mit den Bataillonen der Falange, der nationalen Miliz in diesem Lande gc- 
sehen habe, ist als Anklagematerial gegen die roten Machthaber in Madrid, 
gegen Moskau, so erschütternd, daß man der Welt immer wieder täglich und 
ständlich aufzeigen müßte, welches Schicksal diejenigen Staaten und Völker 
erwartet, die in völliger Mißverkennung der wahren Lage die Augen vor der 
Tatsache verschließen, daß es sich in Spanien nicht um einen Bürgerkrieg, 
sondern um die blutige und endgültige Auseinandersetzung zwischen Bolsche- 
wismus und Nationalsozialismus, zwischen der Weltrevolution auf der einen 
und all jenen Kräften, die auf Ehre, Tradition, Recht und Glauben fußen, 
auf der anderen Seite handelt. 

Das Land, durch das ich zog, ist ein unendliches Leichen- und Trümmerfceld. 


Es ist verpestet vom Verwesungsgeruch der zahllos gemordeten Geiseln, der 
unschuldigen Opfer dieses Haßkrieges. Jede Kirche, welche auf meinem Wege 
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lag, ist nicht nur zerstört, sondern in der unbeschreiblichsten Weise entheiligt 
und beschmutzt. Die Spur der zurückgehenden roten Milizen ist Brand, Plün- 
derung, Mord und Schändung. Unschätzbare Kunstwerte sind sinnlos ver- 
nichtet. Alles, was mit Tradition und Glauben im Zusamenhang steht, ist 
sinnlos verwüstet. Die nationalsozialistischen Truppen wissen, worum es 
geht .. .“ 


Da\natürlich auch die Roten solche Berichte über angebliche Greuel der 
Truppen Francos, Deutschlands und Italiens verbreiteten, ist es interes- 
sant zu erfahren, wie solche Greuelberichte zustande kamen. Darüber 
berichtete uns der frühere Kommunist Arthur Koestler in seinem Buche: 
„Die Geheimschrift“ recht anschaulich: 


"....1936 schrieb jeder von uns (Willy Münzenberg und Koester, d. V.) ein 
Propagandabuch für Spanien — die Bücher sollten sich gegenseitig ergänzen. 
Beide wurden von Willy’s Editions du Carrefour in deutsch und französisch 
und von Viktor Gollancz’ Left Book Club in London veröffentlicht .... Willy 
wollte die Bücher so schnell wie möglich herausbringen. Er pflegte zu mir in 
die Wohnung gestürzt zu kommen ... um zu sehen, wie ich mit der Arbeit 
weiterkam. 

Der spanische Krieg war für ihn, genau wie für uns alle, zu einer per- 
sönlichen Besessenheit geworden. Er pflegte ein paar Blätter des getipplien 
Manuskripts herauszuziehen, sie zu überfliegen und mir zuzurufen: „Zu 
schwach. Zu objektiv. Hau ihnen auf den Kopf. Hau sie fester! Sag der 
Welt, daß sie mit Tanks über die Gefangenen fahren, sie mit Benzin übergießen 
und lebendig verbrennen. Mach, daß die Welt vor Entsetzen das Maul auf- 
reißt. Hämmer es in die Köpfe! Sorg dafür, daß sie aufwachen ... .“ Er häm- 
merte dazu mit den Fäusten auf den Tisch. Ich hatte Willy noch nie in einem 
solchen Zustand gesehen. 

Er glaubte an Greuelpropaganda. Das erste Braunbuch war dank seiner 
grauenerregenden Enthüllungen eine internationale Sensation gewesen, und er 
wollte, daß ich jetzt das gleiche Rezept benütze.“ 


- 


Das alles hinderte die „Sozialistische Aktion“ der Emigranten nicht, im 
März 1937 in einem Artikel bombastisch zu schreiben: 


„Die internationale Brigade kämpft für Deutschland, .... weil sie die Wir- 
kungen einer siegreichen demokratischen Revolution auf die Gestaltung des 
europäischen Kräfleverhältnisses, auf die Wechselbezichungen zwischen den 
damaligen feudalen und republikanischen Staaten erkannt hatten. Vor allem 
aber, weil sie sich des innigen Zusammenhanges wohl :bewußt waren, der 
zwischen der Stärkung der Fortschrittselemente in andern Ländern und der 
Hebung des Widerstandswillens der unterdrückten Klassen in ihrem Heimat- 
land bestand. Wenn erzählt werde, daß unter den zahlreichen Sektionen dieser 
internationalen Brigade, die sich aus Menschen aller Länder zusammensetzt, 
die italienische und die deutsche Emigrantensektion den maurisch-faschistischen 
Landsknechten Francos den zähesten Widerstand leisteten, so liege darin 
sicherlich ein tiefer Wahrheitsgeist.“ 


Die fortgesetzten politischen Erfolge Hitlers erschwerten die Tätigkeit 
der SOPADE außerordentlich. Diese Erfolge nahmen ihr die Zuhörer weg 
und damit den wichtigsten Grund für ihre revolutionären Forderungen. 
Die Verteilung ihrer Literatur in Deutschland selbst war zu einem kleinen 
Rinnsal geworden, das nach und nach austrocknete Die Kuriere und 
Agenten wurden nacheinander abgefangen. Es machten sich Bitterkeit 
und Pessimismus breit, und die Bitterkeit war besonders groß gegen 
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England, von dem man annahm, daß es die treibende Kraft in der Ver- 
söhnungspolitik gegen Deutschland sei. Auch das Verschwinden von 
Geldmitteln zwang die SOPADE, ihre Tätigkeit einzuschränken. Die 
„Zeitschrift für Sozialismus“ hörte schon 1936 auf zu erscheinen und die 
Zeitschrift „Sozialistische Aktion“ im März 1938. In einem Akt der Ver- 
zweiflung steigerten sie ihre Warnungen vor weiteren Angriffsplänen 
Hitlers. Im Jahre 1937 war es ihnen gelungen, aus militärischen Kreisen 
Niederschriften von Vorträgen zu erhalten, die Heß, Himmler und Rosen- 
berg vor einer Gruppe -ausgesuchter Armeeoffiziere über Deutschlands 
zukünftige Ziele gehalten hatten. Diese Niederschriften gaben sie, obwohl 
ihr Inhalt nur für die höchsten Wehrmachtsstellen bestimmt war, im 
Herbst 1937 mit einer entsprechenden- Begründung, daß die Ziele Hitlers 
den Krieg bedeuteten, an das Ausland weiter. Sie.warnten, daß die Freie 
Stadt Danzig. den nächsten Kriegsfall darstellen würde. Schon drei Mo- 
nate vor der Besetzung Österreichs kündigte die SOPADE den Anschluß 
an und während der Tschechenkrise im Sommer und Herbst 1938 warnten 
sie vor weiteren Angriffen Deutschlands. Sie mußten aber einsehen, daß 
dies alles nicht viel nütze und daß „Generale ohne eine Armee“ in der 
internationalen sozialistischen Arbeiterbewegung und anderswo nicht viel 
bedeuteten. Die finanzielle Abhängigkeit und damit die politische von der 
sozalistischen Internationale wurde immer stärker. Die ständigen Forde- 
rungen nach finanzieller Unterstützung seitens aller möglichen Emi- 
grantengruppen, welche alle behaupteten, die eigentlichen Vertreter der 
deutschen Arbeiterbewegung zu sein, ‚waren eine Quelle der fortge- 
setzten Unzufriedenheit. Diese wurde genährt durch die Tatsache, daß 
die Gruppen in ‘den eigenen Reihen Verräter hatten; so wurden 1936 von 
einem Angestellten der Exekutive geheime Listen ihrer Agenten in 
Deutschland einem Agenten der Gestapo übergeben. Ein ähnlicher Fall 
soll im August 1934 in Schweden geschehen sein. Ende 1937 wurde der 
Druck auf die tschechische Regierung seitens der deutschen Regierung 
immer stärker, daß sie die Tätigkeit der Emigranten unterbinden solle, 
weil diese das Verhältnis zwischen den beiden Staaten trüben würde. Be- 
nesch teilte daher der SOPADE durch Vermittlung der sudetendeutschen 
Sozialdemokraten mit, daß er sich nicht länger diesem Druck wider- 
setzen könne, er müsse Veröffentlichungen verbieten und. Aktionen ver- 
hindern und daher die SPD auffordern, freiwillig in ein anderes Land 
auszuwandern, oder als stumme Gäste im Lande zu bleiben. Da sie dies " 
nicht annehmen wollten, verließen sie im Mai 1938 Prag und wandten 
sich über Polen zunächst nach Kopenhagen, wo sie aber auch nicht bleiben 
konnten. Die. holländische Regierung lehnte es ebenfalls ab, weitere 
Flüchtlinge aufzunehmen. In Holland mußte der größte Teil des Archivs 
der SPD an die holländischen ‘Sozialisten verkauft werden. Sie zogen 
daher nach Paris weiter, wo schon ein großer Teil von Emigranten 
festen Fuß gefaßt hatte, aber auch dort kamen sie zu einem sehr un- 
günstigen Zeitpunkt an. Leon. Blum, der bisher den deutschen Emi- 
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granten sehr.-viel Unterstützung gewährt hatte, wurde durch Eduard 
Daladier ersetzt, der den Flüchtlingen klar machte, daß sie nur vor- 
übergehend bleiben könnten. 

Durch den Zuwachs aus Prag wuchsen die IdeBIogischen und politischen 
Differenzen unter den Emigranten. Dies drückte sich in der Gründung 
immer neuer Zeitschriften aus, die allmählich auf die Zahl von 22 an- 
wuchsen. Natürlich wurden dadurch die Zahlen der Abonnenten immer 
kleiner, nur der „Neue Vorwärts“ hatte noch “eine Auflage von etwa 
5000 Stück. Von den anderen Zeitungen gab es solche, die zum Schluß . 
nur noch in vervielfältigter Form herausgegeben wurden und kaum 
mehr als Dutzend Abonnenten ‘aufweisen konnten. 

Als England und Frankreich im Sommer 1939 mit den Russen ver- 
handelten zwecks Abschluß eines Bündnisses, stiegen die Hoffnungen der 
F.migränten gewaltig an, um desto tiefer wieder abzusinken, als sie vom. 
Abschluß des deutschen Vertrages mit Rußland hörten. Als am 1. Sep- 
tember 1939 tatsächlich der Krieg ausbrach, erklärte die SOPADE, daß 
sic Seite an Seite mit den europäischen Mächten kämpfen würde, um 
eine Niederlage Hitlers und seines Systems herbeizuführen und Frei- 
heit und Zivilisation in Deutschland zu retten.. Sie erklärte: 

„Wir kämpfen für die deutsche Nation ... Wir. rufen die Deutschen auf, 
ihre Freiheit zurückzuerobern, um Hitler zu stürzen. Die Vernichtung seines 
Systems wird den Krieg kürzen, wird Millionen vor dem Tode behüten und 
die deutsche Nation erhalten. Hitlers Taten waren nicht mehr im nationalen 
Interesse ... Unser Ziel ist der Frieden. Wir werden das gutmachen, was 
Hitler geschadet hat. Wir werden sein iotalitläres System zerstören. und nach 
Deutschland zurückkehren, und das werden auch alle versklavten Völker 
tun im Namen von Gesetz und Freiheit.“ 

Mit dem Ausbruch des Krieges waren nahezu alle Verbindungen mit 
der Heimat zerschnitten. Von den Mitgliedern der Exekutive waren nur 
noch Stampfer, - Vogel, Rinner und Ollenhauer vorhanden. Wels starb 
zwei Wochen nach Ausbruch des Krieges. Die französische Regierung 
brachte die meisten Emigranten zunächst in Internierungslager und nur ° 
wenige Prominente konnten noch vor dem Waffenstillstand im Juni 1940 
durch Vermittlung von Leon Blum wieder befreit werden. Ein großer 
Teil mußte auf Grund Art. 19 des Waffenstillstandsabkommens ausge- 
liefert werden. Darunter waren. Hilferding und Breitscheid; Hilferding 
soll noch im Gefängnis Selbstmord verübt haben. Die anderen Mitglieder 
der SOPADE konnten in das unbesetzte Frankreich flüchten und sam- 
melten sich in Marseilles, wo beschlossen wurde, so schnell als möglich 
Frankreich zu verlassen. Der einzige Weg, der hierfür möglich war, führte 
über Spanien nach Lissabon in Portugal, wobei die Gefahr bestand, daß 
einzelne von der Francoregierung verhaftet wurden. wegen ihrer Betei- 
ligung im spanischen Bürgerkrieg. In Lissabon fand eine neue Schwä- 
chung der Exckutive dadurch statt, daß Stampfer und Rinner nach New 
York gingen, während sich Vogel und Ollenhauer entschlossen, zusammen 
mit Geyer und Heine nach London zu reisen. Sie mußten einige Monate 
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warten, bis sie mit Hilfe der englischen Arbeiterpartei die Einreise- 
erlaubnis erhielten. Sie kamen Anfang des Jahres 1941 in London an. 


In der Schweiz hat sich von prominenten Sozialdemokraten nur der 
heutige bayerische Ministerpräsident Dr. Wilhelm Hoegner bis zum 
Kriegsende gehalten. Er stand natürlich auch mit den anderen Emigran- 
tenkreisen und den Leuten des Widerstandes im Reich in Verbindung. Er 
war während des Krieges dem Leiter des amerikanischen Spionage- 
dienstes in Europa, dem Obersten Allen Welsh Dulles, behilflich, „mit 
Mitgliedern der deutschen Linken immer wieder Fühlung zu nehmen.“ 
Dieser Verbindung verdankt er seine führende Stellung in der bayerischen 
Regierung. 

InSchweden hielten sich natürlich auch einige hundert Sozialdemo- 
kraten auf, die sich dort allmählich aus den skandinavischen Ländern 
angesammelt hatten. Vornehmlich waren es Sudetendeutsche. Unter 
ihnen befanden sich die Abgeordneten Arno Behrisch, Peter Blachstein, 
willy Brandt, Paul Bromme, Ernst Paul, Walter Saßnick und Herbert 
Wehner — alle von Beruf „Journalisten“, 


Nach Amerika hatten sich folgende führende Sozialdemokraten ab- 
geseizt: 


Aufhäuser S., Reichstagsabgeordneter und Präsident der Angestelltengewcerk- 
schaft 

Brauer, Max, Hamburg 

Bärensprung, Horst W., früher Bölızeinn äsident von Magdeburg 

Braunthal, Alfred 

Glaser, Dr. Kurt, Stadtverordneter in Chemnitz 

Grzsesinsky, Albert C., Preußischer Innenminister 

Hertz, Dr. Paul, Reichstagsabgeordneter 

Hirschfeld, Hans I., Preußischer Ministerialrat 

Katz, Rudolf 

Seeger, Gerhard 

Sender, Toni, Reichstagsabgeordneter 

Sollmann, Wilhelm, Reichstagsabgeordneter 

Stampfer, Friedrich, Redakteur des „Vorwärts“ 


Mit ihren Organisationsversuchen kamen sie auf keinen grünen Zweig. 
Erst 1944 bildete sich ein „Council for a Democratic Germany“ unter 
Führung von Paul Tillich. In einem Bericht hierüber schreibt Karl O. 
Paelel*): 


„Von Kommunisten bis zu unpolitischen Akademikern, von Lyrikern bis 
zu ehemaligen sozialdemokratischen Abgeordneten, von Katholiken und Be- 
kenntniskirchlern bis zu notorischen Freidenkern hatte sich somit doch ein 
recht weit angelegter Rahmen gebildet.“ 


Die „Arbeit“ dieser Vereinigung war aber bedeutungslos, da sie von 
vielen Emigranten überhaupt nicht anerkannt wurde. Interessant ist, 
wie der Verfasser des vorgenannten Berichts über den Erfolg urteilt: 


°*, K., O. Paetel, Zum Problem einer deutschen Exilregierung. 


44 


„Die Geschichte des ‚Council for a Democratic Germany’ in New York lehrt, 
daß eine Opposition, die, ohne eince-ihr Land verlassende legitime Regierung 
zu besitzen, einem diktatorischen Regime aus dem Exil entgegentreten will, 
nur dann eine Chance hat, im Ausland gehört zu werden, wenn sie reale, 
bündnisfähige Kräfte repräsentiert. Ist, zumal nach einer lange währenden 
Emigrationsperiode, der Kontakt zwischen innerem Widerstand und Exil 
gerissen, so hören die Exilierten irgendwann am ‚Tag danach’, was in der 
Heimat vor sich geht. Sie werden womöglich gar ein Teil des Propaganda- 
oder Nachrichtenapparats der anderen Mächte.“ 


Es wird natürlich allgemein stark interessieren zu erfahren, was die 
Emigranten tatsächlich in den anderen Ländern, besonders in England, 
während des Krieges taten. Schon am 8. März 1939 — also schon vor der 
Schaffung des Protektorates — regte der frühere Marineminister Duff 
Cooper die Bildung einer Fremdenlegion mit der Begründung an, daß 
die Emigranten vor Haß brännten und daher den Wunsch hätten, „das 
schwerste Unrecht, das man ihnen angetan habe, zu rächen“. Ein inter- 
national bekannter Emigrant berichtete 1946: 


„... Als der Krieg ausbrach, eilten allein in England über. achttausend 
Emigranten zu den Rekrutierungsbüros: sie haben in der unerfreulichsten 
aller Waffenkategorien, im Pionierkorps, gekämpft und ihren Mann gestellt. 
In Frankreich ließen sich Zehntausende anwerben, und General de Gaulle hat 
später bestätigt: ‚Si tous les francais s’etaint battus comme les legionnaires 
et les volontaires etrangers, la France ajourd’hui ne serait pas lä oü elle en 
est.“ (Wenn sich alle Franzosen wie die Legionäre und die ausländischen 
Freiwilligen geschlagen hätten, stünde Frankreich heute nicht dort, wo es 
nun steht.) Außer den Vereinigten Staaten, wo die fremden Freiwilligen 
amerikanische Staaisbürger wurden, war mit solchem Einsatz keinerlei persön- 
licher Vorteil verbunden. 


Auch aus folgenden Gedächtnisworten des bekannten Malers Oskar 
Kokoschka vom April 1946 in „Kleine Sammlung 1946“ geht hervor, daß 
die Emigranten auf £feindlicher Seite gegen Deutschland kämpften: 


„Was macht sie zu solchen, diese, in ihrer Heimat als Kulturbolschewisten, 
Entartete oder Juden gebrandmarkten Flüchtlinge, die durch die Existenznot 
oder durch Gesetzgebung im Exil gezwungen waren, Tag für Tag sich bloß zu 
halten von Bildern, Formen, ja von ihrem eigenen Sprachgut? Sie waren in der 
Armee, Kriegsindustrie oder Kriegspropaganda gegen das eigene Volk tätig. 
Nichts als wüste, ungestaltete Blöße gab es für sie hier sStait einer Weise, 
Satzung und Maß.“ 


Der bekannte Spanienkämpfer Hans Kahle schrieb in England die Bro- 
schüre: “The plotted against Hitler“ (Sie verschworen sich gegen Hitler), 
die sich in der Hauptsache mit dem 20. Juli befaßt. Auf der vorletzten Um- 
schlagseite befindet sich ein Anhang mit einer Erklärung der freien deut- 
schen Bewegung in England, in der es heißt: 

»... Eigentlich tut jeder Flüchtling aus Deutschland seine Pflicht bei 
Kriegsarbeit, Landesverteidigung oder in der Armee. Wir Deutschen aber 
fühlen die Verpflichtung in uns, mehr als unsere Pflicht zu fun. Wir haben den 
brennenden Wunsch, sofort an die Front zu gehen, um als Deutsche zu den 
Soldaten in den Gräben gegenüber den alliierten Linien zu sprechen und uns 


an das deutsche Volk zu wenden: ,... Hier handelt es sich nicht mehr um 
eine Propagandaangelegenheit. Wir möchten von außen her, an der Front, 
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über den Rundfunk helfen, den Aufstand innerhalb Deutschlands zu organi- 
sieren ... Das wäre der schönste Ausdruck der Dankbarkeit, die wir dem * 
Volk und der Regierung Englands abstatten könnten.’ “ 


Die Bewegung „Freies Deutschland“ gab 1945 in London eine Broschüre 
heraus, in der sie unter der Überschrift: “Free Germans in the French, 
Maquis“ (Freie Deutsche im französischen Untergrund) über die Beteili- 
gung Deutscher an den Kämpfen berichtet: - 

„1940 nahmen die Franzosen Tausende von Deutschen in Frankreich, Tod- 
feinde der Nazis, in die französische Widerstandsbewegung auf. Von diesen 
Anfängen an entwickelten sich diese Widerstandsgruppen zu einer Organi- 
sation, die eine betiächtliche Gefahr für die Hitler’schen Armeen im Wesien 
bedeuteten. .. . In Zusammenarbeit mit der Resistance wurde der ‚Sektor '[A’ 
(Travail Allemand) gegründet. Er umfaßte alle Personen, die Gegner Hitlers 
waren und hatte Zutritt zu offiziellen Quellen der deutschen Wehrmacht, der 
Organisation Todt, dem Verwaltungsapparat, dem Eisenbahnsystem und den 
Fabriken ....Am 12. November 1943 wurde eine Proklamation an alle Deut- 
schen im Westen verbreitet: , .. Tötet diejenigen, die Euch die Befehle geben 
— rettet Euch mit Euren Waffen zu den französischen Freiheitskämpfern.'. 

. Zu Beginn des Jahres 1944 halle der Maquis — bestehend aus Franzosen 
und Antihitlerdeutschen — in der Nähe von Montauban eine Schlacht mit 
deutschen Polizeieinheiten. 40 Hitlerleute wurden getötet und 60 verwundet. 

.. Auf der Strecke Koblenz/Trier wird ein mit Tigerpanzern und l’erdinand- 
Kanonen beladener Güterzug zum Entgleisen gebracht.” 


Mögen auch vorstehende Zeugnisse teilweise von kommunistischer Seite 
stammen, so finden sie doch ihre Bestätigung in den Aufforderungen, 
Wenzel Jäkschs und seiner Genossen an die Emigranten, sich freiwillig 
zum Dienst in der englischen Armee zu melden, was die meisten auch 
befolgten, ja meist aus materiellen Gründen befolgen mußten, ganz ab- 
gesehen davon, daß sie jetzt auch B sagen mußten, nachdem sie solange A 
gerufen, das heißt zum Kriege gehetzt hatten. -: Auch aus dem Kapitel 
Eberhard erfahren wir von der Beteiligung deutscher Sozialdemokraten 
im Kriegsdienst der englischen Armee. 


Ein anderer Teil der Emigranten — meist die schlaueren. Intellektuellen 
— halfen dem berüchtigten Sefton Delmer, der während des Krieges Chef 
der britischen Organisation für Untergrundpropaganda war. Delmer 208. 
zahlreiche Sender auf, darunter die bekannten Soldatensender „Gustav 
Siegfried I“ und „Calais“ und betrieb über sie mit einer unerreichten 
zynischen Lügenhaftigkeit seine Zersetzungspropaganda gegenüber "der 
deutschen Wehrmacht und dem deutschen Volk. In einem Bericht des 
„Spiegels“ vom 8. 9. 1954 über Delmer finden wir folgendes Detail über 
dessen Tätigkeit: 

„Um milieugerechtes Material für die Zersetzungssender zu bekommen, 
wurden Agentenmeldungen ausgewertet, erbeutete Feldpostbriefe gelesen, 
Kriegsgefangene in ihren Lesesälen durch Mikrofone belauscht, die in Tinten- 
fässern oder Tischlampen versteckt waren. Alle deutschen Zeitungen, von 
‚Völkischen Beobachter’ bis zum kleinsten Sportblatt, trafen täglich durch 


Kurier auf dem namenlosen Gutshof ein, in dem Sefton Delmer unfern Lon- 
dons sein Quartier aufgeschlagen hatte.“ 
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Es kann natürlich keinem Zweifel unterliegen, daß Delmer auch alles 
Material auswertete, das die Deutschlandberichte der SOPADE und son- 
stigen Berichte ihrer Agenten lieferten. Auch Herr John war zeitweilig 
bei Herrn Delmer tätig. Für seine Arbeitsmethode legt in dem vorge- 
nannten Spiegelbericht folgende Zeile Zeugnis ab: „Immer wieder bleute 
der Zyniker seinen Untergebenen ein: ‚Bei mir wird nur absichtlich und 
exakt gelogen“. Delmer ist auch der Mann, der gegenüber dem bekannten 
Völkerrechtler Professor Dr. Friedrich Grimm bekannte: 

„Seit Monaten betreibe ich das, was Sie richtig geschildert haben: Greuel- 
propaganda — und damit haben wir den totalen Sieg gewonnen... Nein, nun 
fangen wir erst richtig an! Wir werden diese Greuclpropaganda fortsetzen, 
wir werden sie steigern, bis niemand mehr ein gutes Wort von den Deutschen 
annehmen wird, bis alles zerstört sein wird, was sie in andern Ländern an 
Sympathien gehabt haben, und bis die Deutschen selbst so durcheinander- 
geraten sein werden, daß sie nicht mehr wissen, was sie tun!“ 


Es wäre nun aber ein Irrtum zu erwarten, daß auch die Prominenten der 
SPD, die Herren Ollenhauer usw. solche Tätigkeiten ausübten, denn das 
konnt> man’ihnen nicht zumuten. Sie repräsentierten die Führung und . 
hatten genüg in ihrem Hauptquartier zu tun. Der „Spiegel“ schreibt ın 
seinem Bericht über Ollenhauer vom 1. Oktober 1952 unter der Uber- 
schrift: „Nochmals Nummer eins“: | 

„Abends hatten Ollenhauers oft deutsche Freunde "zu Besuch. Morgens ging 
Erich dann daran, zusammen mit Hans Vogel und Fritz Heine wieder die 
Parteileitung aufzubauen, und Martha machte sich auf den Weg zu Nachbarn, 


um sich für den Lärm der am letzten Abend aus der Ollenhauerschen Woh- 
nung schallenden sozialistischen Lieder zu entschuldigen.“ 


Enitschuldigend setzt der Spiegel hinzu: 


„Sechs Jahre lang lehnte der Emigrant es eisern ab, sich an irgendeiner 
alliierten Propaganda gegen Deutschland zu beteiligen, lehnte es ab, Artikel 
zu schreiben oder im BBC zu sprechen, was man nicht von allen seinen 
Parleifreunden sagen kann.“ i 


Was taten nun die Herren, als. der „Aufbau der Parteileitung“ beendet 
war? Sie organisierten ihre Anhänger und sie diskutierten mit denen, die 
es werden sollten. Diese Diskussionen waren endlos, denn die Streitig- 
keiten unter den Emigranten hörten auch in London nicht auf. Man kann 
nur mit dem Kopfe schütteln, wenn man die Berichte darüber liest, die 
‘Bände füllen könnten. ? 

Vogel und Ollenhauer verbanden sich mit den vorhandenen Führern 
der Gruppe „Neubeginnen“, der sozialistischen Arbeiterpartei sowie des 
internationalen so2Zialistischen Kampfbundes und gründeten im März 1941 
eine „Union deutscher sozialistischer Organisationen in Großbritannien“. 
Der Gründungsbeschluß v. 19. März 1941 (Anhang Nr. 7]) ist ein hoch- 
interessantes Dokument, denn in ihm wird die militärische Nie- 
derlage als unerläßliche Voraussetzung für einen dau- 
ernden Frieden und eine sozialistische Zukunft bezeichnet und 
die Entschlossenheit unterstrichen, den Kampf für die Niederlage Hitlers 
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und seiner Bundesgenossen mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln zu 
führen. u 

Die deutschen Gewerkschafter unter den Emigranten schlossen sich 
in einer weiteren gemeinsamen Erklärung vom Ende September 1941 
diesem vielsagenden Beschlusse an. 

Eines eingehenden Kommenlars bedürfen diese allzu klaren Dokumente 
nicht, doch bieten sie einen guten Anlaß, das Verhältnis der pazifistischen 
SPD zum Problem Krieg näher zu beleuchten, bevor wir mit der Schil- 
derung der Vorgänge fortfahren. 


So wie die Haltung der SPD zu den Fragen der deutschen Außenpolitik 
wankelmütig und ausschließlich von ihren Parteiinteressen bestimmt war, 
so war dies auch ihre Haltung zur Frage „Krieg“. So lange sie noch Hoff- 
nung hatten, daß der Nationalsozialismus bald abgewirtschafteli habe und 
in Kürze ihre Rückkehr nach Deutschland in Frage käme, nahm sie unter 
dem Druck der nationalen Parolen, zu denen sich auch die Daheimge- 
bliebenen in Deutschland bekennen mußten, den Standpunkt ein: 

„Trotz ihres leidenschaftlichen Hasses gegen das herrschende Regime lehnen 
die Sozialdemokraten die Spekulation auf den Krieg als den Erlöser aus der 
jetzigen Not ab.“ | 

Ihr Sprecher Rudolf Breitscheid äußerte sich ähnlich: 


„Nichts liegt mir ferner, als die Forderung, daß gegen Hitlerdeutschland mit 
Waffengewalt vorgegangen werde. Ein neuer Krieg wäre für mich ein verab- 
scheuungswürdiges Verbrechen, er wäre das Ende Europas.“ 


Um diese grundsätzlich-pazifistische Friedensbereitschaft unter Beweis 
zu stellen, behaupten sie fortgesetzt in den Tausenden ihrer Veröffent- 
lichungen, daß Hitler den Krieg bedeute, und daß sie deshalb unter allen 
Umständen seinen Sturz herbeiführen müßten. Der Kampf gegen das 
Dritte Reich sei daher „die nationalste Aufgabe, die es heutzutage für 
einen Deutschen gebe.“ Diese Platte spielten sie besonders gerne, aber nur 
solange, als Hitler noch keine offensichtlichen außenpolitischen Erfolge 
hatte. Als er die ersten nicht mehr abzustreitenden Erfolge erzielte, be- 
gannen sie die Welt vor den Gefahren zu warnen, die ihr angeblich von 
Hitler drohten. Es sci weitgehend von der Haltung abhängig, die die 
demokratischen Mächte Europas gegenüber dem Dritten Reich einnähmen, 
ob die Stunde der Opposition komme. Nur ihre Festigkeit und Entschlos- 
senheit könne den Frieden wahren und gleichzeitig den größten Einfluß 
auf die innere Entwicklung in Deutschland ausüben. Der „Neue Vor- 
wärts“ erklärte im Mai 1935, es bestünde ein gemeinsames Interesse der 
Völker Europas und des deutsche Volkes am Sturze eines Systems, „das 
die Deutschen mit Terror, die anderen mit Krieg bedroht“. Gregor Bien- 
stock erklärt als Sprecher der Emigranten: 


„Sollte es möglich sein, einen Ring um Deutschland zu schmieden der gegen- 
über allen Expansionsgelüsten von Berlin .... gesichert werde, so wird das 
Prestige der Hitlerregierung einen tödlichen Stoß erleiden, und die revolu- 
tionäre Bewegung hat in Deutschland einen viel leichteren Stand als heute, 
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wo Hitler sich als der einzige erfolgreiche deutsche Außenpolitiker der. Nach- 
kriegszeit darstellen kann.“ 

Ein anderer meinte, man könne es nicht länger einem Verrückten er- 
lauben, die Welt zu beherrschen so wie Wilhelm II. im Jahre 1914. Wieder- 
um andere erklärten, Nazideutschland müsse behandelt werden wie ein 
Geächteter, und man müsse ihm jegliche Zugeständnisse verweigern. 


Es war wieder der Cheftheoretiker Rudolf Hilferding, der mit seinen 
Forderungen die Wandlung in der Haltung der Emigrations-SPD ein- 
leitete. Schon in einem Aufsatz vom November 1933 wandte er sich gegen 
den Pariser Beschluß der sozialistischen Arbeiterinternationale vom 24. 
August 1933, jeden Krieg durch einen Generalstreik zu verhindern. Man 
müsse erkennen, daß die Ausführung eines solchen Beschlusses praktisch 
den Selbstmord der demokratischen Staaten bedeute. Für Europa gelte 
es jetzt schon, die Hoffnungen des faschistischen Deutschlands auf Sieges- 
chancen in einem künftigen Kriege zu zerstören. Daher könne die inter- 
natıonale Arbeiterbewegung ihre revolutionäre Pflicht gegenwärtig nur 
in der Verteidigung der Demokratien und in der Niederwerfung der Dik- 
taturen erfüllen. Er wandte sich sogar gegen eine Abrüstung und gegen 
eine Änderung der Friedensverträge Die Hauptaufgabe bestehe darin, 
die Beseitigung der Diktaturen, in erster Linie der Hitlerdiktatur, 
durch äußeren Druck zu erzwingen. Dieser Aufgabe habe sich 
alles andere unterzuordnen, und die Internationale selbst müsse die Or- 
ganisation eines solchen Druckes in die Hand nehmen, und keinen Zweifel 
darüber lassen, daß im Kriegsfalle die internationalen Sozialisten voll 
und ganz auf seiten der gegen Hitler kämpfenden demokratischen Mächle 
stehen würden. Hilferding arbeitete auch im Auftrage der Parteileitung 
eine Denkschrift aus, die an die Internationale versandt wurde und in 
der diese unter Hinweis auf die Kriegsabsichten Hitlers zu einer radi- 
kalen Revision ihrer gesamten Politik aufgefordert wurde. Die Inter- 
nationale müßte sich für die Notwendigkeit der Aufrüstung durch die 
Demokratien und gegen die Rüstungsgleichheit für Deutschland aus- 
sprechen. Obwohl die Forderungen der Denkschrift bei der Inter- 
nationale wenig Anklang fanden, setzte die Parteileitung der SPD ihre 
Versuche fort, ihrem Standpunkt Geltung zu verschaffen. 


Viel kürzer und deutlicher als Hilferding drückte der Jude Dr. Otto 
Bauer, einer der Rädelsführer des mißglückten Marxistenaufstandes in 
Österreich im Juli 1934, dieses Ziel aus: 

„Um unsere verlorenen Positionen zurück zugewin- 


nen, müsseen die Arbeiter mitwirken an der Ent- 
fesselung eines neuen Krieges.“ 


Je mehr die Herren einschen mußten, daß die Herrschaft Hitlers nicht 
durch einen Umsturz im Innern herbeizuführen sei, weil dessen inner- 
und außenpolitische Erfolge zu groß waren, und die breite Masse an 
seinem Sturz nicht das geringste Interesse hatte, desto mehr sehnten sie 
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den Krieg herbei — ohne Rücksicht auf dessen fürchterliche Folgen. In 
seinem Aufsatz vom November 33 rechnete Herr Hilferding schon mit der 
Möglichkeit, daß „die siegreichen Demokraten den Sieg mißbrauchen 
könnten“ und das EXekutivkomitee erklärte im Prager Manifest, die 
Sozialdemokratie werde „sich mit Entschiedenheit gegen jeden Versuch 
von außen wenden, einen kriegerischen Zusammenbruch der Despotie in 
Deutschland zu einer Zerstückelung Deutschlands auszunutzen und keinen 
Frieden anerkennen, der zur Zerreißung Deutschlands führt und eine 
Hemmung seiner freiheitlichen und wirtschaftlichen Entwicklungsmög- 
lichkeiten bedeutet.“ Die Situation war so absurd, daß selbst unter den 
Pazifisten Verwirrung entstand und einer ausrief: „Ist es nicht toll, daß 
wir geschworene Pazifisten den Krieg, der doch kommen wird, herbei- 
sehnen müssen, weil wir sonst verschlungen Werden von dieser braunen 
Pest?“ 

Viele Leute in der Öffentlichkeit vertraten die Meinung, daß die 
eigentlichen Kriegshetzer nicht die Nazis seien, sondern die „Antinazi- 
Jerimiasse.“ Die Sozialisten der neutralen Länder beschwerten sich, daß 
die Emigranten versuchten, die Internationale zu benützen, einen Krieg 
anzufangen, um Hitler zu stürzen, damit sie wieder in ihre Heimat zu- 
rückkehren könnten. Friedrich Adler, ein Österreicher, mußte als General- 
sekretär der Internztionale zurücktreten und wurde durch einen Belgier 
ersetzt, von dem man annahm, daß er weniger Sympathie für die Sache 
der Emigranten habe. Jouhaux, der Führer der französischen Geweri- 
schaften, erklärte einem deutschen Sozialisten auf seine Aussage hin, daß 
aller Wahrscheinlichkeit nur ein Krieg die Naziherrschaft beenden könne: 
„. .. Niemals sollte es gestattet werden, daß französisches Blut fließt, 
damit Ihr Eure Revolution haben könnt.“ Der bekannte Sozialist und bel- 
gische Minister Hendrik de Man schreibt in seinem Buche: „Gegen den 
Strom“, daß jede neue Rede Hitlers dazu beigetragen habe, die Nervo- 
sität unter den Emigranten zu steigern. Unter ihnen sei eine Geistes- 
verfassung entstanden, die einen seiner französischen Gesinnungsfreunde 
zu der Apostrophe veranlaßt habe: „Ihr haßt Deutschland, weil cs den 
Krieg will und je mehr ihr Deutschland haßt, um so weniger haßt ihr 
den Krieg“. In einem Artikel vom Oktober 1939 unter der Überschrift: 
„Genug Sabotage der Neutralität“, erteilte er eine entschiedene Absage 
an den Kriegswillen jener Sozialisten, die den Krieg als „Kreuzzug gegen 
den Faschismus“ betrachteten. Das alles hielt aber die Emigranten nicht ab, 
immer wieder zu hetzen. Am 14.9. 1938 veröffentlichte die SOPADE f£ol- 
gende Erklärung: ® 

„Der Krieg ist in nächster Nähe. 


der Sturz Hitlers ist deshalb das Ziel, für das wir kämpfen werden, gemeinsam 
mit der Sozialistischen Arbeiter- Internationale und allen demokratischen Kräf- 
ten in Europa. 

Hitler und der neue detsche Militarismus sind eins. Die Niederlage 
und die endgültige Überwindung dieses Militarismus sind die Voraussetzungen 
für den Frieden und die Neuorganisation Europas. 
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Als verbündete Kraft an der Seite aller Gegner Hitlers, die für die Freiheit 
und die Kultur Europas kämpfen, werden wir im Kriege in diesem Sinne 
wirken." | 

Diese Auffassungen fanden sich wieder in dem „Zehn-Punkte-“Pro- 
gramm demokratischer Sozialisten, das in der Hauptsache 1936 von dem 
Sozialdemokraten Hermann Brill verfaßt war und 1938 in der Schrift 
„Freiheit“ veröffentlicht wurde: 

„Aber wir werden diesen Krieg benutzen, um Deutschland von Hitlers Dik- 
tatur zu befreien. Der Friede nach diesem Krieg wird ein Friede der Freiheit 


sein ... Der Friede durch den Sturz Hitlers wird herrlicher sein als der 
Friede nach einem siegreichen. Krieg.“ 


Diese Herrlichkeit haben wir seit 1945 praktisch erlebt! 


Da die Herren sehr viel Zeit hatten, verfaßten sie mit üblicher Gründ- 
lichkeit auch sehr frühzeitig programmatische Richtlinien. Diese werden 
als das Ergebnis eingehender Beratungen deutscher Sozialisten im 
Rahmen der „Union deutscher sozialistischer Organisationen in Groß- 
britannien“ bezeichnet, und sind abgedruckt in der Broschüre: ‚;Zur Poli- 
tik deutscher Sozialisten“, die Ende November 45 von der Exekutive der 
vorgenannten Union herausgegeben wurde. In der Einleitung heißt es, 
daß sie geboren seien in den schweren Jahren des Krieges aus dem Willen 
heraus, für die Sozialisten in Deutschland zu sprechen, die. die Hitler- 
diktatur zum Schweigen verurteilt habe. 


Da wir sie aus Platzmangel nicht voll wiedergeben können, obwohl 
sie dies wegen ihrer Maßlosigkeit, Phrasenhaftigkeit und Eindeutigkeit 
der Ziele verdienten, wollen wir sie hier kurz kommentieren, wobei wir 
besonders beachtenswerte Formulierungen durch Sperrdruck hervorheben. 


Es sind dies: 
.I. Richtlinien für die Wirtschaftspolitik. 


A. Die Ziele der Sozialisten in der Wirtschaft sind: 


Freiheit von wirtschaftlicher Ausbeutung, 

Gleichheit der wirtschaftlichen Entwicklungsmöglichkeiten, 
Sicherung einer menschenwürdigen Existenz für alle, 
Vollbeschäftigung aller Arbeitsfähigen, 

Hebung des allgemeinen Wohlstandes und 

freie Entfaltung der Fähigkeiten aller. 


B. Die Mittel ihrer Verwirklichung sind: 
Die Befreiung der Wirtschaft von den Fesseln des privaten Mono- 
poleigentums und dıce Planung = Wirtschaft für das Volk und 
durch das Volk. 
Dazu ist notwendig: 
l. die großen Vermögensunterschiede durch eine  eimElgE progressiv ge- 
staffelte Vermögensabgabe zu beseitigen, 


2. die wirtschaftlichen Schlüsselstellungen in öffentliches Eigentum zu über- 
führen und alle Großkonzerne. die als private Gebilde selbständige Macht- 
positionen darstellen, zu enteignen, 


3. mit Hilfe dieser Schlüsselstellungen die Gesamtes staatlich zu 
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planen, insbesondere durch die Entscheidung über Umfang und Zweck 
der Investitionen, 


5. innerhalb des zentralen Planes die größt mögliche Freiheit der Ini- 
tiative und des wirtschaftlichen Wettbewerbs für die einzelnen öffent- 
lichen, genossenschaftlichen und privaten Betriebe und für die regionalen 
und fachlichen Organe der Wirtschaft. 


C. Die Durchführung einer sozialistischen Planung erfordert eine Reihe von 
Enteignungsmaßnahmen und Kontrollen. 
Die Enteignung soll grundsätzlich gegen angemessene Entschädigung statt- 
finden. Die Entschädigungen werden aus dem Ertrag der Vermögensabgabe 
finanziert. 
Im einzelnen sind folgende Maßnahmen notwendig: 
1. Kreditwesen. 
Verstaatlichung der privatkapitalistischen Banken und Versicherungs- 
institute. 


3. Wohnungswirtschaft. 
Verstaatlichung der Großproduktion von Baustoffen. 
Überführung des Baulands in öffentliches Eigentum. 
"Organisation des Wohnungsbaus und der Wohnungsbewirtschaftung als 
öffentlicher Dienst durch Staat, Kommunen und Genossenschaften. 
4. Landwirtschaft. 
Enteignung des Großgrundbesitzes und Übergabe des geeigneien Landes 
an Kleinpächter, landarme Bauern und Neusiedler in Erbpacht. 
Staatliche Marktregelung für die wichtigsten landwirtschaftlichen Pro- 
dukte zum Schutz der Produzenten und Verbraucher gegen übermäßige 
Preisschwankungen. 
5. Außenwirtschaft. 
Staatskontrolle des gesamten Außenhandels durch Sicherung des inneren 
Wirtschaftsplanes unter größtmöglichem Einbau in die europäische und 
Weltwirtschaft. 
Engste Zusammenarbeit mit anderen sozialistischen und fortschrittlichen 
Planwirtschaften zur Förderung der gemeinsamen Ziele.“ 


Der sorgfältige Leser wird es trotz der phrasenhaften Formulierungen 
nicht schwer haben, sich zu überzeugen, daß es den Herren weder an 
großem Appetit nach „Eigentum“ mangelt, noch an Ideen, wie man durch 
Planung, Kontrolle und sonstige Maßnahmen einer Parteibürokratie 
größten Stiles laufendes Futter verschaffen kann. Für freie Entfaltung 
bliebe nicht viel Raum. 

Aus 

„I Richtlinien für eine deutsche Staatsverfassung“ 
die Phrasen aufzuzählen wäre Papierverschwendung. Interessant ist 
nur in dem Kapitel Gesetzgebung, daß sich die Herren für Ermächtigungs- 
gesetze mit einer einfachen Mehrheit begnügen, während man hierfür 
Hitler noch eine Zweidrittel-Mehrheit abverlangte. Im Kapitel Rechts- 
pflege heißt es: 

„Es gibt keine Ausnahmegerichte. Niemand darf seinem gesetzlichen Rich- 
ter entzogen werden. Eine Handlung kann nur dann mit einer Strafe belegt 


werden, wenn diese Strafe gesetzlich bestimmt war, bevor die Tat begangen 
wurde.“ 


Wie chrlich man es damit meint, werden wir später sehen. 
In den 

„III Richtlinien für den Aufbau der Verwaltung 

und die Reform der Justiz“ 

ist unter Ziffer 1 (Gliederung des Staatsgebiets) bemerkenswert, daß die 
Abgrenzung der Länder „nicht auf bisherigen Zusammenschluß, der auf 
zufälliger gemeinsamer dynastischer Vergangenheit beruht“, Rück- 
sicht nehmen darf. 


In Ziffer 4 ist interessant, mit welcher scheinheiligen Raffiniertheit 
durch ein Vetorecht der Staatsaufsichtsbehörde die vorbeugende Mög- 
lichkeit geschaffen wird, Versuche der Wähler zu durchkreuzen, partei- 
unabhängige und korrekte Persönlichkeiten alsLeiter der Seluvst- 
verwaltungskörperschaften zu wählen. Für die Landkreise soll der Wille 
der Bevölkerung nahezu ganz ausgeschlossen sein. 
In den 
„IV. Briektiiinien fur die Kulwyrpo li 2 
ist es für die Herren von der SPD ein Glück, daß folgende Forderung im 
Kapitel „Die Presse“ nicht verwirklicht wurde: 
»Die Verbreitung bewußt falscher oder irreführender Nachrichten ist unter 
Strafe zu stellen.“ 
Für die 
„u BRiehtlinien Zur JE Erzienungspelitik. 

gibt es nur ein Urteil: Es ist zu schön, um wahr zu sein. 
Die 

„VI Richtlinien für die internationale Politik“ 
gründen sich auf eine Entschließung der Union vom 23. Oktober 1943. Es 
ist direkt ein Genuß, heute nach 14 Jahren erlebter Geschichte die staats- 
männische Weisheit der Verfasser in folgenden Formulierungen kennen- 
zulernen: 


„1. Als internationale Sozialisten erstreben wir eine internationale Ordnung, 
die die Ursachen kriegerischer Konflikte beseitigt . ... 


art 

Es ist ein Lebensinteresse der deutschen und europäischen Demokraten und 
Sozialisten, daß der Krieg in Eucopa durch die Zusammenarbeit der briti- 
schen Völkergemeinschaft, der Sowjetunion und der Vereinigten Staaten 
von Amerika eine stabile Grundlage erhält. Nur in der freundschaftlichen 
Zusammenarbeit mit allen diesen Mächten, nicht in Anlehnung nur an eine 
oder die andere Seite, kann sich ein einiges und freiheitliches Europa ent- 
wickeln ... 


Für den Erfolg einer solchen Politik ist es wesentlich, daß die Grundsätze 
der Atlantik-Charta in vollem Umfange auch auf ein demokratisches 
Deutschland Anwendung finden. Wir deutschen Sozialisten erkennen die 
realen Sicherheitsbedürfnisse der jetzt von den nationalsozialistischen und 
faschistischen Angreifern überfallenen und unterdrückten Völkern an. 

Der erste Beitrag eines demokratischen Deutschlands zu diesem Sysiem 
wird die sofortige militärische Abrüstung Deutschlands sein. Wir sind über- 
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zeugt, daß die Vernichtung des deutschen Militärapparates nicht genügt. 
Wir sind entschlossen, die gesellschaftlichen Machtpositionen der wirt- 
schaftlichen und politischen Träger des deutschen Militarismus durch die 
Enteignung der deutschen Kriegsindustrie und des Großgrundbesitzes und 
durch den demokratischen Neuaufbau des Verwaltungsapparates von Grund 
auf zu beseitigen. Wir betrachten es als eine Ehrenpflicht des kommenden 
freien Deutschlands, an der Wiedergutmachung des Unrechts, das Hitler- 
Deutschland den Völkern zugefügt hat und am Wiederaufbau Europas mit 
allen Kräften mitzuhelfen... 

4. Wir werden den innerpolitischen Kampf für eine solche Außenpolitik auch 
nach dem Sturze der Hitlerdiktatur gegen starke reaktionäre Kräfte zu 
führen haben. Wir hoffen, daß wir in diesem Kampf das Vertrauen und 
die aktive Unterstüztung der Kräfte der internationalen Arbeiterbewegung 
des Fortschritts und des Friedens in allen Völkern finden werden.“ 


In den 
„VII. Richtlinien für die Organisationspolitik“ 
wird der Kenner unter Ziffer 3 lesen: . 

„Die neue Sozialdemokratie muß eine breite Volksbewegung ‚sein. Sie muß 
ihre Tore weit aufmachen für Menschen aus allen Schichten. In ihren Reihen 
muß nicht nur Platz sein für die Arbeiter, sondern auch für dievom Natio- 
nalsozialismus ruinierten Mittelstand, die Handwerker, die An- 
gehörigen der Intelligenz, die selbständigen kleinen und mittleren Unter- 
nehmer. Unter der Fahne der Sozialdemokratie müssen Bauern und Gelehrte 
am Neubau Deutschlands genau so mitwirken wie die Millionen der indu- 
striellen Arbeiter. Millionen Menschen, die früher auf Grund ihrer schein- 
bar gesicherten Existenz sich nicht um politische Fragen kümmerten oder 
gar in der organisierten Arbeiterschaft eine Gefahr für ihre Stellung in der 
Gesellschaft sahen, :.. erblicken in einer sozialistischen Neuordnung ihre 
einzige Hoffnung. Die Sozialdemokratie muß die Verkörperung dieser Hoff- 
nung und der Träger des Kampfes um ihre Verwirklichung sein.“ 


Zum Schlusse kommen wir zum Anhang, den ; 
„Richtlinien für Straf- und Sicherungsmaßnahmen 
gegen Nazis“ i 

Es wäre eigentlich notwendig; diese in unserem eigenen Anhang in 
vollem Text zu bringen, doch reicht einmal der Platz nicht aus und zum 
andern besteht die Gefahr, daß der Leser ihnen dort nicht die nötige Be- 
achtung schenkt. Nach einer Anmerkung zu diesen Richtlinien sind diese 
bereits früher mit einem Notprogramm für die örtliche Selbstverwaltung 
bekanntgegeben worden. In diesem Notprogramm war die Einrichtung 
von 'Orts-, Kreis- oder Bezirksräten vorgesehen worden. Es ergibt 
sich also die klare Verantwortung der SPD für die Härte der späteren 
Entnazifizierungsmaßnahmen der Alliierten. | 

Entgegen der Forderung in den Richtlinien für eine deutsche Staats- 
verfassung, daß es keine Ausnahmegerichte geben dürfe, daß- niemand 
seinem gesetzlichen Richter entzogen werden solle, und daß eine Handlung 
nur dann mit einer Strafe belegt werden könne, wenn diese gesetzlich 
bestimmt war, bevor die Tat begangen wurde, werden besonders zu bil- 
denden Tribunalen die Möglichkeiten zur SeRDIREDRE; + höchster Strafen 
zugewiesen. In der Präambel heißt es: 
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„Die Haupttiräger, Hintermänner und Helfershelfer der Naziherschaft und 
die Haupischuldigen am Kriege, soweit sie den militärischen Zusammenbruch 
und seine unmittelbaren Folgeerscheinungen überleben sollten, können mit 
dem Mittel des Strafrechts allein nicht unschädlich gemacht werden. Die not- 
wendige Sicherung würde nicht erreicht, wollte man sie auf Personen beschrän- 
ken, denen strafbare Handlungen nachgewiesen werden können. 


[i 
Es bedarf vielmehr noch politischer Maßnahmen außerhalb der Rechtspflege, 
um der Größe des sträflichen Verhaltens all derer gerecht zu werden, die 
so viel Unheil über das eigene Volk und die Welt gebracht haben. Für die 
Anwendung dieser Maßnahmen können nicht einzelne Handlungen maßgebend 
sein, sondern das Gesamtverhalten derer, die die Verantwortung tragen für 
die geschichtliche Periode, die durch den Zusammenbruch der Naziherrschaft 
den Urteilsspruch der Geschichte bereits gefunden hat... ö 


Zur Verwirklichung der Ziele der Präambel sind vorgesehen: 
„I. Politische Volkstribunale. 


Für den Bezirk jeden Oberlandesgerichts werden politische Volkstribunale 
eingesetzt. Sie sind vorübergehende Einrichtungen . . . Sie entscheiden in der 
Besetzung von drei Mitgliedern, von denen eins die Fähigkeit zum Richteramt 
haben muß. Der Spruch der Volkstribunale ist endgültig. 

Die politischen Volkstribunale entscheiden über: 


1. Personen in Staat, Wehrmacht, Wirtschaft und öffentlichem Leben, die in 
führender Stellung durch aktive Hilfe und Rat dem Nationalsozialismus zur 
Machtergreifung verholfen oder die Naziherrschaft oder die Vorbereitung 

des Krieges absichtlich erheblich gefördert haben; 
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Personen, die ihnen von den Volksgerichten überwiesen werden, weil sie 
unwiderlegt behaupten, an die TEESPISTIADIEREN Unuen Handlungen geglaubt 
zu haben. 

II. Volksgerichte. 


Für den’ Bezirk jeden OL werden Volksgerichte Singesenzl 46j8 entscheiden 
in der Besetzung von fünf Mitgliedern, von denen zwei die Fähigkeit zum 
Richteramt haben müssen... . Das Verfahren regelt sich nach der StrafprozeB- 
ordnung, wie sie vor dem 30. Januar 1933 galt. Jedoch brauchen der Verteidi- 
gung nicht ntetın Rechte eingeräumt zu werden, als sie vor dem Kriegsausbruch 
hatte. = 
In den anschließenden Bestimmungen: werden den Volksgerichten 
weiteste Möglichkeiten gegeben, von den Bestimmungen der Strafprozeß- 
ordnung abzuweichen, soweit sich diese zugunsten der „Täter“ auswirken 
würden. Alle seit dem 30. Januar 1933 erlassenen: Vorschriften über 
Straffreiheit, Niederschlagung von Verfahren und Erlaß von Strafen sind | 
mit rückwirkender Kraft aufzuheben. Als sichernde Maßnahmen 
sind vorgesehen die „Einschließung zur Zwangsarbeit“ für 1. alle von den 
Volksgerichten Verurteilten im Anschluß. an die verbüßte Strafe, 
2.... 3. alle Personen, die jemals der SS angehört haben, die in der 
NSDAP und ihren Gliederungen mindestens den Rang eines politischen 
Leiters der Ortsgruppe bekleidet. haben und alle Personen, die jemals 
der Gestapo und dem Sicherheitsdienst angehörten. Ferner die „Verban- 
nung“ für im Ausland befindliche Deutsche, die während der Nazihcrr- 
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schaft im Auslandsdienst des Reiches gestanden haben. Der „Ehrver- 
lust“ trifft alle vom Volkstribunal Verurteilten. Ferner verlieren ihre 
„Ehre“ für die Dauer von 25 Jahren alle politischen Leiter, für die 
Dauer von 10 Jahren alle Mitglieder vor 1933, für die Dauer von 5 Jahren 
alle sonstigen Mitglieder der NSDAP. Zum Schluß fehlen natürlich auch 
nicht Bestimmungen über „Vermögenseinziehung, Straffreiheit für Anti- 
nazis und Liquidierung der Naziorganisationen“. 
Anstatt eines Kommentars hierzu kann man nur zwei Fragen stellen: 
1. „Welches Mitglied der NSDAP kann es mit seiner Ehre vereinbaren, 
Mitglied der SPD zu sein?“ 
2. Was würden die Verfasser dieser Richtlinien mit ihren Gegnern an- 
fangen, die sie so lange hinderten, die Macht auszuüben? 


Schon im Frühjahr 1942 traten unter den Mitgliedern der Union Dif- 
fcrenzen auf und Kurt Geyer, bisher eine Hauptstütze der Exekutive, ging 
zu deren Gegnern über und gründete mit fünf anderen Sozialisten ein 
Freiheitskomitee, das von prominenten Engländern unterstützt wurde. 
Es proklamierte die Kollektivschuld und forderte schwere Bestrafung der 
Deutschen nach dem Kriege. Geyer und seine Anhänger klagten die Mit- 
glieder der SOPADE an, daß sie „antidemokratisch und wilde National- 
sozialisten“ seien. Sie machten sich über sie lächerlich wegen des An- 
spruches, sie wären das andere Deutschland, das eines Tages das Hitler- 
regime stürzen könnte, um das Vaterland zurückzuführen in die Gemein- 
schaft der friedensliebenden demokratischen Nationen. Diese Vorwürfe 
steigerten natürlich die Entschlossenheit der Herren von der SOPADE. 
Vogel und andere Sozialisten forderten immer wieder über den Rundfunk 
das deutsche Volk auf, gegen Hitler aufzustehen, um die Wohltat eines 
großherzigen Friedens zu erlangen. Ende 1942 erklärte Ollenhauer: 

„Es ist unser aller Wunsch, daß Hitlers Diktatur stürzen wird als Ergeb- 
nis eines klaren militärischen Sieges der Alliierten 
und eines Aufstandes der antifaschistischen Mächte in Deutschland.“ 

Mit Vogel zusammen meinte er: 

Es ist zu hoffen, daß ein innerer Aufstand im Dritten Reich die vollständige 
Zerstörung und die Eroberung des Landes durch die Alliierten verhindern 
würde.“ 

Weiterhin erklärte Ollenhauer: 


„Diejenigen, die bedauert hatten, daß es 1918bei der Revolution so 
wenig Blutvergießen gab, werden zukünftignichts zuklagen 
haben. Die Vernichtung der Reaktionäre, Militaristen, Nationalisten und 
kapitalistischen Elemente wird eine gründliche sein.“ 

Nach dem Genuß dieser blutrünstigen Ergüsse möchte man dem „Spie- 
gel“ und alle jene Herren, die in der SPD eine ordentliche demokratische 
Partei sehen, fragen, was sie nun von unserem Kanzleraspiranten halten 
— seiner Mäßigung, Vaterlandsliebe und Klugheit!? Sie mögen aber vor 
der Beantwortung noch die anderen Dokumente studieren, die Lidice- 
erklärung vom 16. Juni 1942 (Anhang Nr. 7, III) und die Stellungnahme zur 
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Nachkriegspolitik (Anhang Nr. 7, VI). Auch ihr Inhalt ist hochinteressant 
und beweist mit erschütternder Eindeutigkeit, wes Geistes Kind die 
Verfasser waren und welchen Illusionen sie sich hingaben. 


Alles in allem waren also die Herren mit Arbeit gut ausgelastet in 
jener Zeit, da die deutschen Soldaten einen unmenschlichen Kampf gegen 
den Bolschewismus führten. Sie waren im Geiste nicht bei diesen Sol- 
daten, sondern lobten den Mut des russischen Volkes, mit dem es dem 
deutschen Soldaten widerstand. 


Ein helles Frohlocken verursachten die ersten Nachrichten über das 
Attentat vom 20. Juli 1944, das jedoch bald wieder abgelöst wurde von 
einer tiefen Enttäuschung, als das endgültige Ergebnis bekannt wurde. 
Die nachfolgenden Ereignisse auf den Kriegsschauplätzen zeichneten aber 
immer mehr die deutsche Niederlage ab und weckten neue Hoffnungen 
unter den Emigranten. 


Von den SPD-Funktionären, die nicht emigriert waren und bald wieder 
aus den Konzentrationslagern entlassen wurden, hat sich der über- 
wiegende Teil in den Arbeitsprozeß eingegliedert und dem NS-Regime 
gegenüber so verhalten, daß er unangefochten leben konnte. Eine Stö- 
rung gab es für diese nur noch nach dem 20. Juli 1944, wo im Rahmen der 
Gitteraktion vorsorglich und vorübergehend alle jene verhaftet wurden, 
die man möglicherweise auf Grund ihrer politischen Vergangenheit mit 
den Verschwörern in Verbindung stehend ansehen konnte. Nur ein kleiner 
Teil ließ sich verleiten, in den ersten Jahren den Versuch zu unternehmen, 
die Parteiorganisation der SPD im geheimen wenigstens durch kleine 
Gruppen aufrecht zu erhalten. Da dies praktisch fast unmöglich war, 
weil einerseits die Anhänger gar kein Interesse daran hatten, nachdem 
sie so enttäuscht worden waren, Arbeit und Besserstellung in jeder Hin- 
sicht bekommen hatten und andererseits die Gestapo scharf gegen jegliche 
illegalen Organisationsversuche vorging, blieben diese Versuche in ihrer 
Ausweitung von geringer Bedeutung. Praktisch beschränkte sich die 
Tätigkeit der Gruppen auf die Verteilung eingeschmuggelter oder illegal 
hergestellter Schriften. Im Laufe der Zeit flogen fast sämtliche auf und 
ca. 1500 Beteiligte wurden in etwa 50 Prozessen abgeurteilt. Eine Revo- 
lution von unten gegen das Naziregime war also völlig ausgeschlossen. ls 
kam daher auch zu keiner geschlossenen Aktion sozialdemokratischer 
Widerstandsgruppen. Es gab lediglich noch einige Einzelgänger, von denen 
wir die bekanntesten kurz erwähnen wollen. 


CarloMierendorff£fkamalseiner der jüngsten sozialdemokratischen 
Reichstagsabgeordneten 1933 ins KZ, wurde jedoch durch Fürsprache eines 
hohen SS-Führers, der Landsmann von ihm war, frühzeitig entlassen und 
bekam eine gute Stellung bei der Brabag-Benzin AG Berlin, die er sogar 
während des Krieges behalten konnte. Trotzdem trat er mit Widerstands- 
kreisen in Verbindung, insbesondere mit seinem Studienfreund Theodor 
Haubach. Später wurde er mit Staatsrat Ludwig Schwamb und Adoif 
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Reichwein Mitglied des Kreisauer Kreises. Anfang 1944 kam er bei einem 
Bombenangriff in Leipzig um. 

Theodor Haubach war Mitbegründer des Reichsbanners und bis 1933 
Beamter im Berliner Polizeipräsidium. Auch er kam 1933 in das KZ und 
wurde aus diesem 1939 entlassen. Als der Krieg ausbrach, gab er — offen- 
bar als Ergebnis sechsjähriger Denkarbeit — folgende Weisheit von sich: 

„Hitler ist zu vernichten und das deutsche Volk gleichzeitig vor dem Unter- 
gang zu retien. Wie sollten wir wenigen mit dem Blick für die Wirklichkeit 
dieses zu vollbringen vermögen?“ 

„Wie“ dieses unmögliche Ziel zu’ verwirklichen war, machte ihm später 
keine Sorge mehr — die Hauptsache: „Die Befreiung war wieder möglich“. 
Auch er schloß Sich dem Kreisauer Kreis an und wurde im Zusammen- 
hang mit dem Prozeß gegen dessen Mitglieder zum Tode verurteilt. Von 
ihm ist noch zu vermerken, daß er Anfang 1944 vergeblich seine Ge- 
sinnungsgenossen Leber und Reichwein gewarnt hatte, als diese auf An- 
raten von Stauffenberg mit dem Zentralkomitee der KPD Verbindung 
aufnehmen wollten. Einer der drei Kommunisten soll ein Spitzel gewesen 
sein, so daß die Betciligten festgenommen und hingerichtet wurden. Diescr 
unerwartete Ausfall. zweier maßgebender Männer war einer der Gründe, 
die die Verschwörer zu einer überhasteten Durchführung des Putsches vom 
20. Juli veranlaßten. Haubach scheint eine Neigung zur Produktion unüber- 

legter Sätze gehabt zu haben, denn als der Oberreichsanwalt im Prozeß | 
nur eine Freiheitsstrafe beantragt hatte, soll erden Vorsitzenden Jes 
Volksgerichtshofes, Freißler, durch die Formulierung seiner Motive zur 
Wiederaufnahme.der Verhandlung und zum Todesurteil veranlaßt haben. 

Dr. Julius Leber war seit 1924 Reichstagsabgeordneter und „Verbin- 
dungsoffizier“ zwischen Heer und SPD. Nach seiner Entlassung aus dem 
KZ tarnte er durch den Betrieb eines kleinen Kohlengeschäftes seine ille- 
gale- Tätigkeit. Er war von den Verschwörern als Innenminister vorge- 
sehen und wäre, da er auf der Ministerliste des Herrn Goerdeler stand, 
auch ohne sein voreiliges Treffen mit den Kommunisten dem Tode ver- 
fallen gewesen. Er stand in Verbindung mit dem Sozialisten Gustav Dah- 
rendorf und dem Staatsrat Dr, Ludwig Schwamb, welcher auch zum Tode 
verurteilt wurde. Der führende Mann der Sozialisten aber war 

Wilhelm Leuschner, Mitglied des hessischen Landtags und zeitweise 
hessischer Innenminister. Ab 1932 war er stellvertretender Vorsitzender 
der freien deutschen Gewerkschaft. und als solcher 1933 nach Genf ge- 
fahren, um das Internationale Arbeitsamt zu veranlassen, die deutsche 
Arbeitsfront nicht anzuerkennen. Nach Rückkehr aus der Schweiz. wurde 
er verhaftet und bis 1935.im KZ gehalten. Nach der Entlassung übernahm 
er zusammen mit scinem Gewerkschaftskollegen Ernst Schneppenhorst 
cine Bierhahnenfabrik, die praktisch als Hauptquartier der illegalen Ge- 
werkschaftsbewegung ausgebaut wurde. Die angestellten „Auslands- 
reisenden“ hielten die Verbindungen mit den internationalen Gewerk- 
schaften aufrecht, während die „Inlandsreisenden“ illegale Zellen organi- 
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sierten. Leuschner selbst hatte Verbindung mit oppositionellen Offizieren 
wie dem roten Gencral v. Hammerstein, General Beck, Admiral Canaris 
usw. und fand dadurch frühzeitig Anschluß an die Verschwörerkreise. Er 
sollte Vizekanzler des neuen Kabinetts werden. Wenn man den ganzen 
Irrsinn dieser Verschwörerpläne sarkastisch ins rechte Licht stellen will, 
so braucht man nur Emil Henks*) Schilderungen über die Machtkämpfe 
der Verschwörer untereinander zu zitieren: 


»Der Kampf um die Macht begann, ehe man die Macht besaß. In langen 
und immer wieder wechselnden Kämpfen wurde um die Besetzung der künf- 
tigen politischen Ämter gerungen .. .. Der Machtkampf der Untcrirdischen um 
die Minister im kommenden Staat dauerie das ganze Jahr 1943. Namen tauchten 
auf und versanken wieder. Um den Kultusminister wurde gekämpft. Leuschner 
war für Professor Reichwein, der ein vorzüglicher Pädagoge und ein lauterer, 
gescheit.r Mann war — Goerdeler nannte andere Namen, darunter auch 
Professor Ritter, Freiburg. Besonders heftig war der Kampf um den Infor- 
mationsminister. Das ist praktisch der Nachfolger von Goebbels. Goerdeler 
bestand wieder auf seinen Leuten und Leuschner verlangte kategorisch Dr. 
Haubach. Es gibt paradoxerweise auch in der Illegalität Demissionen. Leusch- 
ner drohte zum Beispiel in diesem Fall mit seinem Rücktritt, falls Dr. Haubach 
nicht durchzuseizen war. Carlo Mierendorff, der weitaus beste Mann, sollte 
lediglich Staatssekretär werden.“ 


Daraus geht also klar ‚hervor, daß es weniger um Deutschland als um 
die Macht ging. Henk schreibt daher ganz richtig: „.... denn Beiden 
(Canaris und Leuschner) war ein Dasein ohne Politilk nicht lebenswert‘“, 
und weiter: „Leuschner wußte: der Krieg ist das Schicksal Hitlers. Er 
wußte: im Frieden ist er nicht zu stürzen, weil er ohne Verzweiflungs- 
zustände in. den Massen politisch nicht zu beseitigen ist und ohne die 
Massen war die Diktatur, die selbst wieder auf die Massen auf- 
gebaut war, nicht zu überrennen.“. Praktisch heißt das doch, daß 
Hitler mit den Massen — da sie ihn vergötterten — nicht zu stürzen 
war, sondern nur mit Hilfe eines Krieges und der nachfolgenden Nieder- 
lage. Es war daher auch kein Wunder mehr, wenn man aus der Aussage 
Leuschners bei seinem Prozeß vor dem Volksgerichtshof erfuhr, daß Gc- 
neral Beck bei seiner zweiten Rücksprache mit ihm im Jahre 1943 auf die 
Frage, ob und für welchen Zeitpunkt man den Putsch beabsichtige, erklärt 
habe, daß ein solcher nicht mehr notwendig sei, denn man verfüge jetzt 
über genügend Vertrauensleute in Kommandostellen der Ostfront, daß 
man den Krieg bis zum Zusammenbruch des Regimes regulieren könne. 
Diese Vertrauensleute arrangierten z. B. Rückzüge ihrer Einheiten, ohne 
jeweils die Nachbareinheiten zu benachrichtigen, so daß die Sowjets in die 
so entstandene Lücke einbrechen und die Front nach beiden Seiten auf- 
rollen könnten. Diesen Nachbareinheiten seien also auch zum Rückzug 
gezwungen oder würden in Gefangenschaft geraten. 

Leuschner war einer der „großen Arbeiterführer“ und diese wußten 
ganz genau, welches Spiel sie spielten, daß es eine „Hoffnung auf Be- 


*) Emil Henk, Die Tragödie des 20. Juli 1944. 


39 


seitigung des Regimes nur bei äußerster Katastrophe gab“. Als einzigen 
Ausweg erschien ihnen der Wunsch: „hoffentlich sind die Engländer cher 
in Berlin als die Russen“. Der sozialdemokratische Reichstagsabgeordnete 
Wilhelm Keil, der nach seinem zweibändigen Werk: „Erlebnisse eines So- 
zialdemokraten“ während der ganzen Nazizeit so ungestört das geruhsame 
Leben eines Spießbürgers führen konnte, daß er sich an den Stamnı- 
tischen immer wieder offen zu seiner Gesinnung bekannte, vertraute An- 
fang 1943 seinem Tagebuch an: 

„Die Zertrümmerung der nazistischen Verbrecherregierung wird ersehnt, 

ein Grauen aber erfaßt einen, wenn man sich die Folgen einer totalen Niederlage 
Deutschlands vorstellt. Gibt es aber einen anderen Ausweg? ... Und wer 
sonst als die feindlichen Mächte könnte Hitler stürzen?“ 
Dieser Hitler, ihr erbitterter Gegner, war ein anderer Arbeiterführer. Als 
er nach dem Attentat vom 20. Juli erfuhr, daß man im ersten Augenblick 
die in Rastenburg beschäftigten Arbeiter der OT der Täterschaft ver- 
dächtigt hatte, stellte er dies energisch als Unmöglichkeit hin und ent- 
schuldigte sich sofort bei den Arbeitern persönlich, daß man sie zu Unrecht 
verdächtigt hatte. 
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Die SPD nach dem Krieg 


Als der Krieg im Mai 1945 zu Ende ging, fand damit der sehnlichste 
Wunsch der SPD seine Erfüllung: der Sturz des nationalsozialistischen 
Systems als Folge der Niederlage dank der Übermacht der Sieger. 


Die Gefängnisse und Konzentrationslager öffneten sich und entließen 
auch alle Funktionäre der SPD in die Freiheit. Sie bekamen damit die 
Gelegenheit, alle ihre guten und bösen Vorsätze, die sie in der Zeit ihrer 
Haft gesammelt hatten, in die Tat umzusetzen. Die bösen der Rache an 
ihren politischen Gegnern kamen natürlich zuerst, denn Rachegefühle 
waren ja genügend aufgespeichert worden, nachdem von den meisten das 
ganze Geschehen seit 1933 nur vom marxistischen Blickwinkel aus be- 
irachtet und beurteilt worden war. Da die Sieger für die Verwaltungen 
der Länder, Gemeinden usw. politisch unbelastete und demokratisch ein- 
wandfreie Kräfte dringend brauchen konnten, fanden alle Antifaschisten 
bald cine Stellung. Es dauerte auch nicht lange, bis die Sieger wieder die 
politische Betätigung und die Bildung von Parteien erlaubten. In der 
Osizone war dies auf Grund des Befehles Nr. 2 der sowjetischen Militär- 
verwaltung im Juni 1945 der Fall, so daß schon am 17. Juni die Grün- 
dungsversammlung der SPD in Berlin stattfinden konnte. Anfang Juli 
erschien die erste SPD-Zeitung. 


Im Westen ging es nicht so schnell, doch wurden auch hier von den 
Siegern die alten Parteien und damit auch die SPD wieder zugelassen. 
Hannover wurde der Sitz ihrer Zentrale und Dr. Kurt Schumacher, der 
fast 12 Jahre im Konzentrationslager saß, wurde ihr erster Vorsitzender. 
Da die Emigranten der SPD natürlich so rasch nicht zurückkehren konnten, 
scharten sich um ihn zunächst alle zur Politik drängenden Funktionäre 
der ehemaligen SPD aus dem Reich. 


Das erste größere Problem der SPD war die Frage der Zusammenarbeit 
mit den Kommunisten der Sowjetzone, die natürlich dort dank der Pro- 
tektion der Russen in Führung lagen. Diese steuerten auf eine Vereini- 
gung der beiden Linksparteien hin, um die Konkurrenz der SPD aus- 
schalten und auch deren Anhänger beherrschen zu können. Die Kämpfe 
um diese Vereinigung zogen sich fast ein ganzes Jahr hin und wurden in 
Berlin mit Erbitlterung geführt, da auch in den Reihen der SPD die Mei- 
nungen geteilt waren. Es ist aber interessant zu erfahren, wie sehr auf 
seiten der SPD zunächst der Wunsch nach Vereinigung der beiden Ar- 
beiterparteien war. Schon am 28. April 1945 schrieb der Sozialdemokrat 
Max Fechner an seinen „Genossen“ Walter Ulbricht: 
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„... Ich hätte gerne mit Dir darüber gesprochen, wie es möglich wäre, 
endlich die so ersehnte Einheitsorganisation der deutschen Arbeiterklasse zu 
schaffen. Meine politischen Freunde und ich stehen auf dem Standpunkt, daß 
bei der ersten Möglichkeit, sich wieder politisch. betätigen zu können. über alle 
Vergangenheit hinweg der neu zu beschreitende Weg ein gemeinsamer sein muß 
zwischen KPD und SPD. Ich möchte sagen, daß es bei Beginn der politischen 
Tätigkeit leichter sein wird, als wenn wir erst bei den Nachwirkungen der 
Kriegshandlungen angelangt sind. Ich würde mich freuen, bald mit Dir oder 
einem anderen Genossen von Euch dieses Fragengebiet besprechen zu können. 
Bitte gib mir Nachricht." x 

Eine Antwort erhielt Fechner nicht. Am 14. 5. 1945 besuchten die Sozial- 
demokraten Gniffke, Grotewohl und Graf den „Genossen“ Arthur Pieck 
im Magistrat der Stadt Berlin. Sie stellten die Mitarbeit der Sozialdemo- 
kratie zur Verfügung und erbaten eine gemeinsame Besprechung, in der 
die Frage der organisatorischen Einheit geklärt werden sollte. Pieck 
sagte zu, daß die Vertreter der KPD am 17, Mai 1945 zur gemeinsamen 
Besprechung erscheinen würden. Die Kommunisten kamen aber nicht, 
sondern schickten eine Einladung zu einer Besprechung am 24. Mai. Auch 
zu dieser Besprechung erschienen sie nicht. Gniffke und Graf begaben 
sich. jeweils am 25. und 29. Mai zu Pieck, ohne überhaupt vorgelassen zu 
werden: Am.12. Juni veröffentlichte nun die KPD ihr Aktionsprogramm. 
Hierzu erklärte der Sozialdemokrat Dahrendorf im Auftrag des Zentral- 
ausschusses der SPD: „Die neue sozialdemokratische Partei will die politi- 
sche und wenn es sein kann, auch die organisatorische Einheit der Werk- 
tätigen, aller Antifaschisten in Stadt und Land. Wir sind bercit, über 
alle Fragen der Einheit mit unseren kommunistischen Freunden zu spre- 
chen und fragen, wann ein solches entscheidendes Wort zu sprechen mög- 
lich ist.“ Auch in ihrem Aufruf vom 15. Juni erklärte die SPD: „Wir 
wollen vor allem den Kamp£ um die Neugestaltung auf dem Boden der 
organisatorischen Einheit der deutschen Arbeiterklassen führen.“ Die 
KPD verhielt sich aber hinhaltend, weil sie hoffte, mit Hilfe der Russen 
mindestens in der russischen Zone die Führung zu erhalten. Erst als diese 
Hoffnung sich als trügerisch erwies, begann sie die Vorbereitungen zur 
Schaffung der SED. Sie organisierte im Dezember 1945 eine Konferenz 
von je 30 Vertretern der sozialdemokratischen und kommunistischen Par- 
teien Berlins und der russischen Zone. Auf dieser Konferenz wurden die 
verschiedenen Auffassungen offenbar, aber immerhin erklärte noch Gu- 
stav Klingenhöfer, Mitglied des Zentralausschusses der SPD: 

„Wir brauchen eine Einheit. der Arbeiterklasse in Deutschland. Wir haben 
viel darüber gesprochen, warum wir sie brauchen vom Standpunkt der Arbeiıter- 
klasse. Ich sage: Wır brauchen diese Einheit auch im Interesse der Sowjet- 
union.“ Ä 
Die sozialdemokratische Delegation hatte im übrigen die Forderung ver- 
{reten, daß eine Verschmelzung der beiden Parteien nur im Reichsmaß- 
stabe durchgeführt und also nur von Reichsparteitagen beschlossen wer- 
den könne. Unter dieser Voraussetzung unterschrieb sie die der Konferenz 
vorgelegte „Entschließung für die Schaffung der Einheit der Arbeiter- 
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klasse“. Die Kommunisten taten nun in Zukunft alles, um die Verschmel- 
zung wenigstens iin der russischen Zone zu erreichen. Sie setzten die SPD- 
Mitglieder und Funktionäre unter Druck, so daß sich deren Widerstand 
nicht mehr länger durchsetzen konnte. Für den 1. März 1946 wurde eine 
Konferenz der Funktionäre der Berliner SPD einberufen, von der man 
erwartete, daß sie die Zustimmung für die Verschmelzung mit der KPD 
geben würde. Es wurde für den 31. März eine Urabstimmung über die 
Frage der Verschmelzung beschlossen. Diese Urabstimmung fand jedoch 
nur in den 12 westlichen der 20 Berliner Bezirke statt. Von 33000 Mit- 
gliedern nahmen 70 Prozent an der Abstimmung teil und von diesen 
stimmten 19529 gegen den soforligen Zusammenschluß beider Arbeiter- 
parteien und nur 2937 dafür. Es stimmten jedoch 14 773 „für cin Bündnis 
beider Parteien, welches gemeinsame Arbeit sichert und Bruderkampf 
ausschließt.“ Zehn Jahre später war dieses Ergebnis der Berliner Partei- 
zentrale der SPD so peinlich, daß sie verhinderte, daß ein Diapositiv, das 
den Zuschauern das Abstimmungsergebnis ins Gedächtnis rufen sollte, zur 
Vorführung gelangte Trotz des Abstimmungsergebnisses erklärte der 
Zentralausschuß, daß die Vereinigung im 'Zonenmaßstab durchgeführt 
würde. Diese Erklärung führte zur Trennung der Berliner SPD, und am 
7. April 1946 konstituierte sich die selbständige sozialdemokratische Partei 
Großberlins. 5 

Hinter den Kreisen der SPD, die gegen die Verschmelzung der beiden - 
Arbeiterparteien waren, standen offensichtlich britische Kräfte, denen die 
Gefahren, die sich aus einer Steigerung des russischen Einflusses durch 
die Gründung der SED ergeben würden, allmählich klar wurden. Bei 
einer Konferenz der bayerischen SPD sagte nach einer Pressemeldung des 
Daily Worker vom 16. April 1946 der britische Major C. P, Mayhew: 

„Die britische Labour Partei sieht mit Sympathie Ihre Weigerung einer 
Fusion mit der kommunistischen Partei.“ 

Im britischen Sektor von Berlin wurden der neuen Partei die Anerken- 
nung verweigert und den Gegnern. der Vereinigung die Parteigebäude 
übergeben. Gleichzeitig wurden Dr. Schumacher und seiner Gruppe jede 
mögliche Hilfe gegeben. Nach kommunistischen Angaben sollen die Geg- 
ner der Vereinigung unter den Emigranten vorzeitig entlassen worden 
sein, während hunderte von Anhängern der Vereinigung noch in England 
festgehalten wurden. Die englische Zeitung “The New Statesman and 
Nation“ schrieb am 4. Mai 1946: „Dr. Schumacher und seine Anhänger ira 
Westen sind offensichtlich unter dem Eindruck, daß sie britische Unter- 
stützung bis zum Letzten in ihrem Kampfe gegen dic Verschmelzung mit 
der KPD erhalten werden.“ j 

Bevor wir die offizielle Haltung der. SPD, die sie der Öffentlichkeit 


gegenüber einnahm, einer Betrachtung unterziehen, wollen wir uns zwei. 


Briefen, die ein gewisser Kurt Schmidt Ende 1945 an seine Bekannten nach 
Amerika schrieb, über die Beurteilung der politischen Situation jener Zeit 
und der Zukunftshoffnungen, wie sie ein typischer Mann der SPD in 
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Wirklichkeit sah, Kenntnis verschaffen*. Schmidt war 1933 Mitglied der 
Berliner Bezirksleitung der sozialistischen Arbeiterjugend, war lange 
Jahre illegal tätig und hatte durch zahlreiche Reisen ins Ausland Ver- 
bindung mit der sozialistischen Emigration und Internationale. Es gelang 
ihm immer wieder, Verbindungen zwischen verschiedenen illegalen Grup- 
pen im Reich herzustellen, bis er 1938 verhaftet und zu zwölf Jahren 
Zuchthaus verurteilt wurde. Aus seinen Zeilen sprechen keine Phrasen, 
sondern offensichtlich die reine Wahrheit. Er muß einsehen, daß die zwölf 
Jahre lang von den Emigranten in die Welt posaunte Forderung, Deutsch- 
land müsse von Hitler befreit werden, dann wäre alles wieder gut, nichts 
als eine üble Phrase war und daß auch das deutsche Volk — nicht nur 
Hitler — die Niederlage erlitten hat und deren Folgen tragen muß. Prak- 
tisch wirft er, wenn auch in schönen Abschiedsworten, um ihren Erfinder, 
den „großen Toten“ nicht zu schmähen, den ganzen Marxismus auf den 
Trümmerhaufen. Damit aber greift er dem offiziellen Wollen der SPD- 
Führung zuvor. 

Obwohl in der Westzone die Parteien noch nicht offiziell erlaubt waren, 
rief Kurt Schumacher eine Auswahl seiner Genossen am 6. Oktober 1945 
zu einer ersten Parteikonferenz nach dem Kloster Wennigsen bei Han- 
növer. Erich Ollenhauer erhielt zusammen mit 2 Mitgliedern der Union 
von der neuen englischen Arbeiterregierung Erlaubnis, das Komitce der 
Union zu vertreten. Auch Grotewohl erschien als Vertreter des Berliner 
Zentralausschusses an der Spitze einer Delegation. Da die Parteienbildung 
noch nicht erlaubt war, verzichtete man in Wennigsen auf die Wahl eines 
Vorstandes und verschob diese bis zur Errichtung der neuen Partei auf 
einen regelrechten Parteitag der SPD. Die anwesenden Vertreter ver- 
weigerten die Anerkennung der Exilexekutive als rechtliche Nachfolgerin 
der SPD, obwohl Ollenhauer immer noch im Namen der SOPADE sprach 
und meinte, daß man auf die Rückkehr der Leute von London warten 
solle. Die anderen Vertreter erklärten jedoch, daß sie zwar keine Feind- 
schaft gegen die Emigraten hätten, aber die Frage stellen müßten, ob es 
wirklich nötig gewesen sei, daß diese Deutschland verlassen hätten. Es 
wurde den Emigranten bedeutet, daß sie die Vergangenheit vergessen und 
sich damit abfinden müßten, daß veränderte Verhältnisse herrschten und 
ihre Stellung in Zukunft nur davon abhinge, wie sie nach ihrer Rückkehr 
mit und für die Partei arbeiten würden. Andererseits wurden auch die 
Ansprüche Grotewohls auf sofortige Vereinigung der beiden Arbeiter- 
parteien abgelehnt. 


Da noch Ende 1945 auch im Westen die Parteien zugelassen wurden, 
machte in Westdeutschland die Reorganisation der SPD Fortschritte und 
am 9. Mai 1946 fand in Hannover der erste Parteikongreß stait. Auf 
diesem wurde Kurt Schumacher zum ersten Vorsitzenden und Erich Ollen- 
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hauer als einziger Vertreter der SOPADE zum zweiten Vorsitzenden ge- 
wählt. Hans Vogel, der bisherige Vorsitzende der SOPADE, war im Ok- 
tober 1945 in London gestorben, Auch auf dem Parteikongreß in Hannover 
und bei den nachfolgenden Kongressen interessierten sich die Delegierten 
nicht für den von der SOPADE angekündigten Bericht darüber, was sie in 
den vorhergehenden 13 Jahren im Exil getan hatte. Die Delegierten lehn- 
ten es ab, sich durch irgendein Manifest gebunden zu fühlen und waren 
entschlossen, der Öffentlichkeit zu beweisen, daß keine formelle Bindung 
mit der Vergangenheit und keine Verbindung zwischen der neuen und 
alten sozialdemokratischen Partei bestand.‘Man wünschte, die Partei so 
schnell wie möglich wieder aufzubauen und forderte die Emigranten auf, 
bald zurückzukehren und die Lücken zu füllen, denn man könne sie nicht 
entbehren. Diese kamen der Aufforderung nach, kehrten einzeln zurück 
und versprachen, frühere Streitigkeiten zu vergessen, bis die Partei neu 
aufgebaut war. Obwohl Ollenhauer 1942 in England gesagt hatte: 

„Die entscheidenden Kräfte, die die neue sozialistische Partei in Deutsch- 
land nach dem Sturz der Hitlerdiktatur tragen, ihre Ziele und Formen bestim- 
men werden, leben in. Deutschland.“ 
und Heinrich Fraenkel im en 1945 | in einem Emigrantenbrief aus 
IL.ondon erklärte: 

„Wir alle waren uns stets im klaren über die Bescheidenheit der Rolle, die 
uns Emigranten beim Wiederaufbau unseres Vaterlandes zukommen würde." 
so ergab sich doch bald das Gegenteil. Die Emigranten erlangten das 
Übergewicht und besonders, seit nach dem Tode Schumachers Ollenhauer 
1952 in Dortmund zum ersten Vorsitzenden gewählt wurde. 1954 waren 
bereits acht von den 30 Mitgliedern des Vorstandes frühere Emigranten 
und die Mehrzahl von diesen waren Mitglieder der Londoner Union. Heute 
sind etwa 20 Prozent sämtlicher Bundestagsabgeordneler der SPD frühere 
Emigranten. Wie sehr dieser Trend 'gefördert wird, beweist der Fall des 
Dr. Gerhard Kreyssig, den der „Spiegel“ (Nr. 25/57) kürzlich schilderte. 
Herr Ollenhauer wird nicht nur um seinen ‚Schwiegersohn’ Kreyssig be- 
sorgt gewesen sein, als er an den Landesvorsitzenden von Bayern, den. 
Emigranten W. von Knoeringen, einen Brief schrieb, man möge doch bei 
der Placierung der Abgeordneten auf der Landesliste an den ‚erprobten’ 
Genossen Dr. Kreyssig denken, der bei der Wahl durch die Delegierten zu- 
gunsten eines Neulings durchgefallen war. Es war sicher auch die Sorge 
um den erprobten ‚Emigranten’ Kreyssig, so daß Ollenhauers Wunsch auf 
fruchtbaren‘ Boden fiel und die Parteimitglieder über ‚praktische Demo- 
kratie’ nachdenken können. | 

Die ‚internationalen’ Emigranten haben die Herrschaft in der ‚natio- 
nalen’ SPD angetreten. Sie sind zahlenmäßig in der Minderheit, doch ein- 
flußmäßig an der Macht. Dieses Ergebnis konnte auch nicht aufgehalten 
werden, obwohl in den eigenen Reihen Leute aufstanden, die die Emi- 
granten wegen ihrer verräterischen Unterstützung von Deutschlands 
Feinden während’des Krieges anklagten. Damit ist die SPD dort wieder 
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angelangt, wo sie in der Zeit ihres großen Versagens stand, was gar kein 
Wunder ist, da sie ja von den gleichen Geistern geführt und repräsentiert 
wird, wenn es auch nicht mehr alle die gleichen Namen sind. Daran 
ändern auch nichts die Bestrebungen des „Ernst-Reuter-Kreises“, die Zeit- 
schrift „Die neue Gesellschaft“, Herr Klaus-Peter Schulz mit seinem sor- 
genvollen Büchlein „Sorge um die deutsche Linke“, — noch etwas die tak- 
tischen Methoden, mit denen jetzt die SPD die Wähler über ihre wirk- 
lichen Ziele hinweg täuschen will. 


Sie will nicht enteignen, nicht sozialisieren, nicht kontrollieren. Sie ist 
mittelstandsfreundlich, bauernfreundlich und christentumsfreundlich und 
von Sorge für alle erfüllt, obwohl man aus ihren Veröffentlichungen, die 
in den 80 Jahren ihres Bestehens erschienen sind, ganze Bände mit gegen- 
sätzlichen Äußerungen ihrer Führer zusammenstellen könnte. 


Sie verspricht uns auch in außenpolitischer Hinsicht alles: Frieden ohne 
NATO, Wiedervereinigung in Kürze usw. Aber auch den Mächten, von 
deren Wohlwollen wir abhängen, verspricht sie alles. Herr Ollenhauer 
reist nicht nur nach dem großen Amerika — nein auch das kleine Israel 
vergißt er nicht — im Interesse Deutschlands! 


Wie wenig ernst es der SPD mit ihrer betont nationalen Haltung war 
und ist, ergibt sich nicht nur aus ihrer haßerfüllten, pathologischen 
Verfolgungssucht gegen alle nationalen Menschen und Erscheinungen, die 
sie seit 1945 bis zu den tollsten Exzessen austobte, sondern auch aus ihrer 
Haltung zum Soldatentum und zur Außenpolitik. 


In den ersten Jahren nach 1945 wurden alle Schmuizkübel über unsere 
Soldaten ausgegossen, die gegen die allergemeinsten Diffamierungen 
wehrlos waren. Als eindrucksvolles Beispiel verweisen wir auf die per- 
verse Gedicht, das am 18.9. 1948 unter dem Titel „Der Ruhm der Soldaten“ 
im „Neuen Vorwärts“, dem Zentralorgan der SPD, veröffentlicht wurde*. 
Die Gewerkschaftszeitung „Grafische Post“ Nr. 5 vom Juni 1952 erklärte 
in dicker Balkenüberschrift: „Der verachtungswürdigste Stand ist der des 
Soldaten“. Das mußten sich die Soldaten, die jahrelang einen mörderischen 
Kampf gegen den Bolschewismus führten, sagen lassen von Leuten, die 
während des Krieges im Ausland für die Niederlage ihres Vaterlandes 
kämpften und sich selbst vor der Erfüllung ihrer Soldatenpflichten drück- 
ten. Mindestens 19 der Bundestagsabgeordneten der SPD haben sich ihrer 
Wehrpflicht entzogen, und es ist nicht nur eine Forderung politischer 
„Vernunft“, wenn sie jetzt gegen die Remilitarisierung ankämpfen, son- 
dern auch der Ausfluß einer grundsätzlich wehrfeindlichen und unsol- 
datischen Einstellung. Diese Haltung gehört zur Tradition marxistischer 
SPD-Funktionäre, woran nichts die Tatsache ändert, daß einzelne Funk- 
tionäre und vor allem hunderttausende einfache Menschen, die der SPD 
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heute noch nachlaufen, in beiden Weltkriegen ordentlich ihre soldatische 
Pflicht erfüllt haben. 

Diese Kritik richtet sich außerdem nur gegen jene, die sich die Führung 
anmaßen, die ihnen bei echter Persönlichkeitswahl nie anvertraut würde. 
Wie sehr die SPD trotzdem auf das Wohlwollen der Soldaten spekuliert, 
beweist die Tatsache, daß sie trotz der Ablehnung der Remilitarisierung 
in allen Ausschüssen mitarbeitet, die mit militärischen Fragen zu tun 
haben. Sie hat außerdem eine „Dokumentensammlung“ über das Thema 
„Sozialdemokratie und Wehrfrage“ zusammengestellt, in der nur solche 
Dokumente oder Teile von Dokumenten aus dem letzten Jahrhundert ent- 
halten sind, die für die SPD einen günstigen Eindruck hinterlassen. 
Außerdem sagte Ollenhauer im Januar 1957 in einer Rede den Funk- 
tionären seiner Partei: „Die SPD ist nicht gewilit, zwischen sich und den 
Soldaten eine Kluft aufreißen zu lassen.“ ä 

In ihrer Haltung zu außenpolitischen Fragen wiederholte die S?D ihre 
alten Fehler, die man schon „Verbrechen“ nennen muß. Sie trompetete in 
ungehemmter Weise die verlogene Behauptung von der deutschen Kriegs- 
schuld und der „verbrecherischen“ Kriegsführung Deutschlands in die 
Welt, ohne auch nur einen Schimmer von Ahnung zu haben, oder auch 
gar nur den Versuch zu machen, sich durch Forschungen gegenteilige 
Kenntnis zu verschaffen. Alle Richtigstellungen von nationaler Seite 
werden brutal unterdrückt, Persönlichkeiten der Feindseite werden in 
den Himmel gehoben und Persönlichkeiten des eigenen Landes werden 
beschimpft. Selbst das Ausland bleibt von dieser Manie nicht verschont. 
Spanien, Argentinien und die arabischen Völker sind das fortgesetzte 
Ziel ihrer Angriffe. Die Beweise für diese antinationale Haltung würden 
ganze Bücher füllen. Bewußt wird Schuld — und Greuelpropaganda 
getrieben und auch nicht eingestellt, wenn in Literatur und Presse noch so 
viele Berichtigungen erfolgen. Herr Carlo Schmid stellt ohne Scham öffent- 
lich die Behauptung auf, daß Dokumente des Reichssicherheitshauptamtes 
existierten, aus denen hervorginge, daß bis zum 1. April 1943 2'!/ı Mil- 
lionen Juden umgebracht worden seien. Er nennt sogar die Quelle — und 
alles ist erlogen. Solche Fälle ließen sich dutzendfach anführen. Über das 
verbrecherische einer solchen Haltung wollen wir hier nicht viele Worte 
verlieren, sondern nur auf die abgrundtiefe selbstmörderische Dummheit 
hinweisen, die in der Einbildung liegt, daß uns deswegen die anderen 
Völker besser einschätzen oder gar besser behandeln würden. Das ist die 
gleiche Dummheit, die schon seit Jahrzehnten aus den Hoffnungen der 
SPD auf die Hilfe der Internationale spricht. 

Bei echten nationalen Anliegen z.B. der Frage der Grenzen Deutsch- 
lands versagt die SPD sofort. So sagte Herr Ollenhauer kürzlich in einer 
Auseinandersetzung über die Frage der deutschen Vorkriegsgrenzen, die 
Regierung sollte auf der Grundlage der Grenzen von 1937 verhandeln. 
Alle anderen Kombinationen erregten den Verdacht „Großdeutscher Vor- 
stellungen“ im Sinne Hitlerscher Annektionen nach 1937. Dabei müßte 
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jeder von der Propaganda nicht vernebelte Schuljunge wissen, daß Hitler 
überhaupt nur Deutschland von den Andern geraubte Gebiete „annektiert“ 
hat. In der Frage Oder-Neiße-Grenze steht die SPD mit ihrer Politik an 
der Spitze der Verzichtspolitiker. 

Die SPD hat von jeher versäumt, auf die Mahnungen eines ihrer 
wenigen anständigen und tüchtigen Männer zu achten, die sie hatie, näm- 
lich des Reichspräsidenten Friedrich Ebert, der das weise Wort sprach, 
das heute mehr denn je gilt und seiner Verwirklichung bedarf: 


„Wenn Deutschland keine nationale Arbeiterbewe- 
gung bekommt, so wird es zugrunde gehen." 


Zum Schlusse muß noch auf die Tatsache verwiesen werden, daß es für 
eine Oppositionspartei eine billige Möglichkeit ist, „nationale“ Forde- 
rungen für ein Volk zu erheben, das von den Siegern in den Zustand 
äußerster materieller Not und völliger Rechtslosigkeit auf allen Gebieten 
‘des öffentlichen Lebens gebracht wurde. Solche meist materiellen For- 
derungen als Beweise nationaler Haltung zu bezeichnen, ist genau so 
pharisäerhaft, wie wenn man als Beweis für Humanität die Forderung 
bezeichnen wollte, daß der Verhungernde etwas zu Essen haben müsse. 


Genauso müssen wir das Verhältnis der SPD zur KPD einer kritischen 
Betrachtung unterziehen. Heute kann sich die SPD-Führung nicht genug 
tun in der Distanzierung vom Kommunismus. Der SPD-Abgcordnete 
Franz Neumann hat darüber in der „Zeit“ vom 5. April 1956 unter der 
Überschrift: „Die SPD wird nie paktieren“ allerhand ausgeführt. Er hat 
aber alles das weggelassen, was geeignet wäre, das Gegenteil zu bewei- 
sen, denn man könnte über die gegenteiligen Beweise aus der Geschichte 
der SPD ein ganzes Buch schreiben. Dieses müßte den Titel tragen: „Ich 
sehe die Zwiebeltürme des Kreml blitzen“ — die Formulierung des 
Bundestagsabgeordneten Schneider vom 12. April 1956, über die die SPD 
so erbost war. Gewiß ist die offizielle SPD-Führung heute scharf anti- 
kommunistisch eingestellt — so scharf wie die Führung eines Antialko- 
holikervereins gegen den Alkohol. Das schließt aber nicht aus, daß in 
diesem Verein zahlreiche ehemalige Süchtige sind, die mehr oder minder 
heimlich dem Laster weiter frönen oder zu frönen bereit sind, sobald 
sich Gelegenheit dazu ergibt. Solche Sünder gab es und gibt es auch in der 
SPD, und früher, als der Antikommunismus noch nicht so allgemein Mode 
war wie heute, konnte man sogar feststellen, daß die Führung der SPD 
selber gerne sündigte. Wir wollen an ein paar Seitensprünge erinnern: 


1932. schlug Severings Staatssekretär Abegg ein regelrechtes Kampf- 
bündnis gegen die Papenregierung vor. Herr Stampfer führte im gleichen 
Jahre Verhandlungen mit dem sowjetischen Botschafter über die Ver- 
einigungıder beiden Arbeiterparteien und verkündete im „Neuen Vor- 
wärts“ die Parole der Einheitsfront. Während des zweiten Weltkrieges 
war die Zusammenarbeit der Sozialdemokraten und der Kommunisten in 
der Untergrundtätigkeit sehr eng. Günter Weisenborn berichtet darüber 
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in seinem Buche: „Der lautlose Aufstand“ sehr viele Einzelheiten, des- 
gleichen O, Winzer in seinem Büchlein: „Zwölf Jahre Kampf gegen Fa- 
schismus und Krieg“. Auch Herbert Wehner weiß von vielen erfolgreichen 
Versuchen gemeinsamer Zusammenarbeit zu erzählen. Zum Saarkampf 
war eine regelrechte Kampfgemeinschaft zwischen SPD und KPD ge- 
gründet worden und wurde bis zum Schluß mit der Parole für den Status 
quo durchgehalten. Die zahlreichen Verhandlungen zwischen den illegalen 
Vertretern der beiden Parteien während der Nazizeit beweisen, welch 
zähes Band das marxistische Dogma für den Zusammenhalt ist. Auch in 
das Netz der kommunistischen Spionageorganisation „Rote Kapelle“ 
waren mehrere Sozialdemokraten verwickelt. Ferner ist zu erwähnen das 
Treffen der Sozialdemokraten Dr. Leber und Prof. Reichwein mit den 
Kommunisten Jacob und Saefkow kurz vor dem 20. Juli. Sehr eng war 
die Verbindung von Sozialdemokraten mit Kommunisten im Konzentra- 
tionslager Buchenwald unter der Leitung des früheren sozialdemokra- 
tischen Ministers Hermann L. Brill, die zur förmlichen Bildung einer 
antifaschistischen Vereinigung führte Im übrigen haben wir auch aus 
dem Inhalt dieses Buches selbst genügend über die vielfachen Versuche 
erfahren, mit den. SOrmumSten zu einer tragbaren Kampfgemeinschaft 
zu kommen. 

Genauso Snake ist das Verhältnis der SPD zum Dogma des Mar- 
xismus selbst. Darüber äußerte sich Dr. Kurt Schumacher auf dem 
ersten Parteitag der SPD in Hannover am 9. Mai 1946 folgendermaßen: 

„Wir haben als Sozialdemokraten gar keine Veranlassung, den Mar- 
xismus in Bausch und Bogen zu verdammen und über Bord zu werfen. 
Einmal wissen ja die Kritiker am Marxismus gar nicht, was Marx ist. 
Zweitens haben aber die östlichen Entwicklungs- und Entartungsformen 
des Marxismus gar nichts mit dem zu tun, was die deutsche Sozialdemo- 
kratie aus und mit Marx macht. Der Marxismus ist in seinen beiden wich- 
tigsten Formen, der ökonomischen Geschichtsauffassung und der des 
Klassenkampfes, nichts Überaltertes, weil er durch die Realitäten wirklich 
bejaht wird. Er ist. kein Ballast. Ich erkenne gern an, daß er nicht eine 
ausschließliche Begründung des Sozialismus ist, auf die jeder Sozialdemo- 
krat hören muß. Ich gebe jedem Sozialdemokraten gern das Recht, aus 
anderen Motiven und mit anderen Argumentationen vom Philosophischen 
über das Ethische zum Religiösen her seinen Sozialdemokratismus zu be- 
gründen. Wenn der Marxismus uns auch kein Katechismus ist, so ist er 
doch die Methode, der wir, besonders in der Analyse angewendet, mehr 
Kraft und mehr Erkenntnisse und mehr Waffen zu verdanken haben, als 
jeder anderen wissenschaftlichen und soziologischen Methode in der Welt. 
Der Klassenkampf ist erst beendet, wenn alle Menschen gleiches Recht 
und gleiche Pflichten haben.“ 

Dr. Schumacher hat also auch die Dialektik nicht verlernt und schafft 
den neuen Begriff des „Sozialdemokratismus“, den sich selbst zu begrün- 
den er jedem Sozialdemokraten großzügig das Recht einräumt. Im übrigen 
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weist er dem Marxismus die Rolle eines geistigen Brunnens zu, aus dem 
die Mitglieder der SPD immer wieder schöpfen könnten. Erst einige 
Jahre später, als Schumacher tot ist, wird auf dem Kölner Kongreß von 
dem neuen Chefideologen Carlo Schmid scheinbar weiterer marxistischer 
Ballast von Bord geworfen, wie sich die Presse falsch ausdrückte, denn es 
ist klar, daß der „Ballast“ nur vor der Öffentlichkeit versteckt werden 
sollte. Rein äußerlich also hat uns der Krieg — oder Hitler? — vom 
Marxismus befreit, aber wirklich nur äußerlich, denn es regieren noch 
die überzeugten Marxisten — auch wenn sie zur Zeit den marxistischen 
Rock nicht mehr tragen, weil er wegen der Verunreinigung durch die 
Kommunisten nicht mehr Mode ist. Genauso wenig kann sich die SPD 
von der Verhaftung mit dem Internationalismus nicht trennen. Schu- 
macher gab auf dem Parteitag in Hannover folgende Definition über Jie 
„nationale“ Haltung der SPD: 

„Wir wissen, eine deutsche Politik kann es nur mit der Nation und 
mit der Internationale gegen den Nationalismus geben. Die deutsche 
Sozialdemokratie ist stolz darauf, daß sie die selbstverständliche Tradition 
seit Jahrzehnten gehabt hat, sowohl eine nationale wie eine internationale 
Partei zu sein. Aber sie ist national und international aus denselben 
Gründen der Ökonomie, der Politik und der Moral.“ 


In einer späteren Rede legte er Wert auf die Feststellung: 

„Aber in Wirklichkeit sind wir dieselben geblieben, nicht nur im Kera 
und Wesen, sondern auch im politischen Ausdruck. ‚International’ heißt 
nicht, besser und mehr sein wollen, aber ‚international’ heißt auch nicht, 
schlechter und weniger sein.“ 

Es ist nicht unsere Sache, hier lang und breit auszuführen, inwiefern 
in den darauf folgenden Jahren die SPD trotz ihrer günstigen Stellung 
als Oppositionspartei versagt hat. Darüber gibt es ein gutes Büchlein von 
‘ dem kritischen Sozialdemokraten Klaus-Peter Schulz: „Sorge um die 
deutsche Linke“*, in dem er ihr alle Fehler seit 1945 vorhält. Selbst zwei- 
felnd schreibt er eingangs seiner Betrachtungen: 

„Es ist ihr nicht gelungen... . den Kampf um die Seele des deutschen 
Volkes zu gewinnen. Ob es ihr gelingen wird, die heilsamen Lehren dieses 
Wahlergebnisses für eine vollständige Regeneration an Haupt und Glie- 
dern fruchtbar zu machen, oder ob sie sich selber dazu verurteilt — in den 
nächsten Jahren rein äußerlich sicher noch immer ein stattlicher Koloß —, 
die Rolle eines lebenden Leichnams zu übernehmen ist eine Frage, die 
weit über die Grenzen der Partei hinaus unser öffentliches Leben bewegt 
und gerade die deutsche Intelligenz mit banger Sorge erfüllt.“ 


Schulz meint, daß der psychologische und politische Bruch in der Ent- 
wicklung der SPD seit 1945 mit dem Tag begonnen habe, als der Partei- 
vorstand den folgenschweren Entschluß faßte, im Frankfurter Zweizonen- 
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Wirtschaftsrat in die Opposition zu gehen. Anschließend zählt er alle 
Fehler auf, die die SPD gemacht haben soll, insbesondere alle „Nein“, die 
sie im Laufe der Zeit immer wieder aussprach. Obwohl er diese Fehler mit 
erfreulicher Offenheit kritisiert, begreift er als „richtiger“ Marxist die 
wirklichen und grundsätzlichen Fehler auch nur schwach. Wir wollen 
einige seiner diesbezüglichen Ausführungen zitieren, wobei die Sperrungen 
unseren Kommentar ersetzen mögen: 


„Alle unklaren verschwommenen politischen Instinkte, alle nationali- 
stischen Ressentiments und Minderwertigkeitskomplexe, an die die SPD 
in den ersten vier Jahren der Bundesrepublik aus rein taktischen 
Gründenin oft unverantwortlicher Weise appellierte, 
kehrten sich während der Weimarer Republik eindeutig gegen sie.“ 


„Psychologisch freilich stand der demokratische Neubeginn in Deutsch- 
land nach dem Zusammenbruch des Hitlerregimes unter dem Unstern, daß 
keine der damaligen politischen Parteien aus einer unmittelbaren Initia- 
tive des Volkes entstand, sondern daß sie zunächst von stärkeren 
Kräften plötzlich als Mitverantwortliche gemeinsam in einen materiell 


und geistig verwüsteten politischen und sozialen Raum geschoben 
wurden.“ 


„Eine zunächst unmerkliche, dann aber spürbarere Verschiebung des 
Gleichgewichts trat erst ein, als frühere Spitzenfunktionäre in immer dich- 
teren Scharen aus der Emigration zurückkehrten. Wenn hier über diesen 
Punkt etwas allgemein Kritisches gesagt wird, so sei zur Vermeidung von 
Mißverständnissen gleich hervorgehoben, daß nicht gegen einen einzelnen 
polemisiert werden soll. . . Diese Einschränkung entwertet aber die sach- 
liche Feststellung in keiner Weise, daß der zunehmende Einfluß der Emi- 
grationssozialisten der Entwicklung der SPD weit mehr geschadet als ge- 
nützt hat ... Im Verlaufe dieser sehr gründlichen Auseinandersetzung 
kam man schließlich in Kreisen der SPD-Emigration zu der prinzipiellen 
richtigen Erkenntnis, daß die früher oft aufgestellte Behauptung, der Ar- 
beiter habe kein Vaterland, nicht zutreffe. Leider wurde diese Entdeckung 
runde 15 bis 20 Jahre zu spät gemacht.“ 


„Die offizielle Reaktion offenbarte auch, wie sehr es der Apparat der 
SPD inzwischen verstanden hatte, sich ein Eigengewicht zu verschaffen.“ 


„Eine Oppositionspolitik, die unter Schumachers Direktiven bei aller 
Fragwürdigkeit noch Linien und Konturen gehabt hatte, geriet nun vol- 
lends ins Zwielicht einer permanenten unschöpferischen und verbockten 
Nörgelei. Immer wieder blieb die SPD die Antwort auf die eine große 
und bewegende Frage schuldig, was sie denn außenpolitisch besser machen 
wolle und könne, wenn sie die Macht übernähme.“ 

Der „Sozialismus“ der SPD scheint im übrigen in der Hauptsache darin 
zu bestehen, daß sie für ihre Funktionäre recht viele goldene Sessel schafft 
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und den Arbeitern mit immer: neuen Lohn- und Sozialforderungen zu 
imponieren versucht, ohne ihnen klaren Wein darüber einzuschenken, daß 
dies in dieser primitiven Form nur in der Zeit des Wirtschaftswunders 
möglich ist, wo man keine, Rücksicht auf die Interessen der gesamten 
Volkswirtschaft zu nehmen braucht und wo es sich eine Streikzeitung 
leisten kann zu sagen: 

„Mit Genugtuung stellen wir fest, daß der Ausstand der schleswig-holstei- 
nischen die Metallindustrie -des Landes schwer getroffen hat.“ 

Die Auswirkungen einer solchen rein opportunistischen Haltung machen 
sich allmählich bemerkbar. Ein Delegierter sagte in Dortmund ganz 
richtig: : 

‘.Je mehr die SPD versuche, jedem Wähler das Seine zu versprechen, um 
“so weniger werde sie mit der Arbeitertreue rechnen können.“ 

An diesen-Folgen wird auch dic vielsagende Zuversicht mancher Funk- 
tionäre nichts mehr ändern Können, die sich scheinbar mit der Behauptung 
trösten, die SPD-Wähler würden bei ihrer sturen Anhänglichkeit auch 
eine rote Unterhose ins Parlament wählen, wenn die Partei das so wolle. 

Es wäre schade, wenn sich der deutsche Arbeiter, um dessen Tüchtig- 
keit uns die ganze Welt beneidet, zum Stimmvieh einer Partei degradieren . 
ließe, die mit Spekulationen auf materielle Instinkte und mit Mißbrauch 
hoher Ideale arbeitet. 

Wenn der Kanzler Adenauer bei einer Wahlversammlung in Nürnberg 
sagte: | 

„Wir sorgen dafür, daß die sozialdemokratische Partei niemals an die Macht 


kommt. Wir sind dazu zutiefst entschlossen, weil wir glauben, daß mit einem 
Sieg dieser Partei der Untergang Deutschlands verknüpft ist.“ 


so hat er mit dieser Feststellung an und für sich schon recht, aber ich 
kann ihm nicht zustimmen hinsichtlich des Grundes, der ihn zu dieser 
Feststellung veranlaßte, nämlich der Ablehnung der SPD bezüglich der 
Mitgliedschaft Deutschlands in der Nato. 

Ich meine, daß grundsätzlich mit einem Siege der SPD der Untergang 
Deutschlands verknüpft wäre, weil es keine Partei in Deutschland: gibt, 
. die n 
a) je solche ehsrnehereie Haltung an den Tag gelegt hat, wie die SPD 

in ihrer 80jährigen Geschichte, | 
b) so viele politischen Dummheiten gemacht hat wie die SPD und 
c) so viele Menschen in führende Stellungen gebracht hat, die sich zu . 
allen Zeiten nicht vor Hoch- und Landesverrat zum Nachteil ihres 

Vaterlandes scheuten, | 
d) in solcher Weise die nationalen und sozialistischen Ideale ihrer gut- 

gläubigen Anhänger verraten hat wie die SPD. 


Jeder ehrliebende Deutsche wird es einst als Schande empfinden müs- 
sen, eine solche Partei durch Mitgliedschaft oder Wahl praktisch unter- 


stützt zu haben. 5 
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OLLENHAVUER 


UND EINIGE SEINER PALADINE 





Erih Ollenhauer 


Erich Ollenhauer ist am 27. März 1901 in Magdeburg als Sohn eines 
Maurers geboren. Das schließt ziemlich sicher die Richtigkeit der oft 
geäußerten Vermutung aus, daß Ollenhauer jüdischer Abstammung sei. 
Nach dem Besuch der Volksschule kam er als kaufmännischer Lehrling 
in eine Druckerei. Nach einem Jugendbildnis aus jener Zeit scheint er 
ein zarter und braver Jüngling gewesen zu sein, der kein Wässerchen 
trüben konnte. Um die Teilnahme am |. Weltkrieg ist er offenbar alters- 
halber herumgekommen. 

Nach der Lehre wurde er Volontär bei der „Volksstimme“, der 
sozialdemokratischen Zeitung in Magdeburg. Olienhauer, der sich 
schon früh in der sozialistischen Jugendbewegung aktiv betätigte, fiel auf 
dem ersten Reichsjugendtag der Arbeiterjugend 1920 in Weimar auf, 
als er bei der Kranzniederlegung am Goethe-Schillerdenkmal in seiner 
Rede die folgenden Schlußworte sprach: 


„Am Geburtstage Goethes wollen wir diesen Kranz darbringen als ein Gelöb- 
nis, seinen Geist und seine Werke in unseren Reihen leben zu lassen, damit aus 
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der Arbeiterjugendbewegung von heutc eine neue, glücklichere Menschheit er- 
wächst.“ z 


Auf der anschließenden Reichskonferenz der Arbeiterjugendvereine 
wurde er in den Vorstand gewählt. Aus dem Volontär der „Volksstimme" 
wurde der Redakteur der Zeitschrift „Arbeiterjugend“. 1922 heiratete 
er seine heutige Ehefrau. Da man Vertrauen zu ihm hatte und mit seinen 
Leistungen zufrieden war, wurde er 1928 Vorsitzender der sozialistischen 


Arbeiterjugend. Sein Biograph G. Oschilewski schreibt über ihn aus 
jener Zeit: 

„Wer jemals den 20- oder 30jährigen auf unzähligen Sitzungen und Arbeits- 
konferenzen, Tagungen und Kundgebungen der sozialistischen Jugend erlebte, 
konnte sich seiner Begeisterungsfähigkeit und der Durchschlagskraft seiner Ar- 
gumentierungen nicht entziehen. Wohl war er als Redner und Schreiber maß- 
voll — suchte er doch den Gegner bei aller sachlichen Schärfe, die cr als der 
geborene Polemiker an den Tag legte, nicht zu verblüffen, sondern mit besseren 
Argumenten zu überzeugen —, aber ebenso konnte er in einem recht jugend- 
lıchen Sinne leidenschaftlich sein, wenn es um die Sache der Demokratie und 
des Sozialismus, des Jugendschutzes und des Jugendrechtes ging.“ 


Besonders stark widmete sich Ollenhauer der Zusammenarbeit der 
internationalen Jugendorganisationen. 1921 war als Gegengewicht gegen 
die kommunistischen Bestrebungen in Amsterdam die Arbeiterjugend- 
Internationale gegründet worden, deren Sekretär Ollenhauer wurde. 
Einige Monate zuvor erfolgte in Wien die Gründung der internationalen 
Arbeitsgemeinschaft sozialistischer Jugendorganisationen. Ollenhauer 
seizte 1923 die Einigung dieser beiden Organisationen .durch, denn er 
verstand es immer wieder, die sich streitenden Elemente zu einigen und 
die Differenzen auszugleichen. , 

Kurz nach der Machtergreifung Hitlers wurde er zur Verjüngung in den 
Hauptvorstand der SPD berufen, da er „von den älteren Parteiführern 
als ein ergebener, mit gesundem Menschenverstand ausgestatieter und 
maßvoller junger Mann angesehen wurde“. Am 6. Mai 1933 ging er mit 
Fritz Heine und Siegfried Crummenerl über das Riesengebirge nach Prag 
in die Emigration. Von Prag aus begann nun unter maßgeblicher Betei- 
ligung Ollenhauers die SOPADE ihre Arbeit, die wir an anderer Stelle 
ausführlich behandelten. Die internationalen Beziehungen kamen ihr 
dabei sehr zustatten. Hören wir darüber seinen sudetendeutschen Genos- 
sen Ernst Paul: 


„Das jüngste Mitglied des Parteivorstandes rückte in immer stärkerem Maße 
in den Vordergrund. Dabei förderte seine Entwicklung die heute allgemein 
bekannte Eigenschaft, eine geradezu unglaubliche Arbeitsleistung hinter sich 
zu bringen. Ollenhauer schrieb Beiträge für die Publikationen der SOPADE, 
er beteiligte sich an den vielfältigen Versuchen, neue programmatische Grund- 
sätze zu formulieren, er verarbeitete das eingehende Material und korrespon- 
dierte mit den zahlreichen deutschen Emigrationsgruppen in allen Teilen 
Europas und in Übersee. Nebenbei besorgte er noch die Geschäfte eines 
Sekretärs der sozialistischen Jugendinternationale. Die Verbindungen, die er 
durch diese Tätigkeit erworben hatte, besaßen gerade in der Emigration für 
die SOPADE besonderen Wert. In immer stärkerem Maße waren seine Freunde 
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in der Jugendinternationale in ihren Ländern zu führenden Funktionen auf- 
gerückt.” . ö 

Als die Büros der SOPADE im Frühjahr 1938 schließen mußten, zogen 
die Emigranten über Polen nach Kopenhagen und von dort nach Paris, wo 
ih der Rue des Ecoles das neue Büro der SOPADE eröffnet wurde. Ollen- 
hauer wohnte in dem roten Arbeitervorort Chatenay-Malabry bei Ver- 
sailles. Da der erste Vorsitzende Otto Wels während der Reise monate- 
lang krank war und schon am 16.9.1939 starb, rückte Ollenhauer im 
Exekutivkomitee naturgemäß nach vorn. Andererseits brachte der Kriez 
der SOPADE eine erhebliche Erschwerung der internationalen Arbeit, 
da zunächst die meisten Emigranten bei Beginn des Frankreichfeldzuges 
interniert wurden. Auch Ollenhauer erlitt für kurze Zeit dies Schicksal 
Der iranzösische Volksfrontführer Leon Blum konnte aber noch vor der 
Einnahme von Paris seine Freilassung herbeiführen. Diese Einnahme 
aber zwang ihn erneut zur Flucht nach Südfrankreich — wiederum aber 
nur für kurze Zeit —, denn die Kapitulation Frankreichs erzwang die ° 
Weiterreise nach Marseilles. Dort entschloß man sich im September 1940 
über die Pyrenäen nach Spanien zu marschieren, wo man sich aber wegen 
der Betätigung im spanischen Bürgerkrieg nicht lange aufhalten konntc. 
Die Reise ging also weiter nach Lissabon. Von Lissabon aus bewarb man 
sich um die Einreiseerlaubnis nach England, obwohl die Ausreise nach 
dem damals noch neutralen Amerika, wohin auch Rinner und Stampfer 
sowie andere Sozialdemokraten fuhren, viel leichter gewesen wäre. In 
‚London hatte aber Wilhelm Sander schon seit 1938 das Nest vorbereitel 
und deswegen drängte es Ollenhauer, Hans Vogel und Friedrich Heine 
nach England. Und hier erfährt meines Erachtens auch der formale Tat- 
‚„ bestand des Landesverrats seine Erfüllung, denn England hatte ja — 
“angeblich um die Souveränität Polens zu retten — Deutschland am 3. Sep- 
tember den Krieg erklärt. Wenn England zu jenem Zeitpunkt, wo es 
mit Deutschland ein Ringen um Leben und Tod begann, den deutschen 
Emigranten die Einreiseerlaubnis erteilte — zu einem Zeitpunkt, wo es 
selbst nahezu tausend nationale Engländer in Internierungslager ge- 
steckt hatte — so tat es dies nicht um der blauen Augen der Emigranten 
willen, sondern nur deswegen, weil es sich von der Hilfe dieser erbitter- 
ten Hitlergegner für seinen Kampf gegen Hitlerdeutschland etwas Beson- 
deres versprach. | u u 

Zunächst entzog ja Ollenhauers Familie allein mit ihrer Flucht nach 
England ihrem Vaterlande drei wehrfähige -Männer der Erfüllung der 
Wehrpflicht: er war 40 Jahre alt und seine beiden Söhne 17 bzw. 19. 

Ollenhauer traf im Januar 1941, also gerade zu einer Zeit in London 
ein, als die deutschen Luftangriffe einen besonders starken Umfang an- 
genommen.hatten. Die Wahl Londons als Zufluchtsort läßt im übrigen die 
Entschlossenheit ahnen, mit der die Herren Emigranten den Kampf 
gegen „Hitlerdeutschland“ führen wollten. Es ist daher ganz logisch, wenn 
sich der bekannte Deutschenhasser Stephan King-Hall, über dessen Hetze 
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gegen Deutschland sich unsere Regierung schon vor dem Kriege offiziell 
bei der englischen Regierung beschwerte, brüstete, Ollenhauer zu seinen 
besten Freunden zählen zu dürfen und ihn besonders lobte. 

Durch den Tod von Wels und den Abgang der Emigranten, die nach 
Amerika übersiedelten, ‘war die Bedeutung Ollenhauers innerhalb der 
Exekutive noch mehr gestiegen. Seinem Organisationstalent war es zu 
danken, daß sich schon im März 1941 die „Union deutscher Sozialistischer 
Organisationen in Großbritannien” bilden konnte. 

Da wir sein weiteres Wirken aus der Darstellung der Geschichte deı 
SPD verfolgen können, wollen wir hier seinen Lebenslauf beenden mit 
seinem verständlichen Wunsch, den er in der Weihnachtsnummer einer 
Illustrierten zum Ausdruck brachte — den ihm aber hoffentlich die Deut- 
schen nicht erfüllen werden: a 

„Ich glaube auch und habe es erfahren, 
daß man besser im Leben. vorankommt, 
wenn man rechtzeitig und großzügig vergessen kann ... “ 


Staatsminister a. D. Dr. Adolf Grimme 


Der ehemalige sozialdemokratische Staatsminister Dr. Adolf Grimme 
hatte während des Krieges von der Roten ‚Kapelle zweitausend RM „So- 
wjetgeld“ bekommen. Seine Bewährung vor 1933, diese Tatsache und die 
paar Jahre Zuchthaus, die er dafür bekommen.hatte, ließen ihn der SPD 
würdig erscheinen, ihn zum Generaldirektor des NWDR zu machen, in 
welcher Eigenschaft er die Zahl der Angestellten dieses Instituts in kurzer 
Zeit um das vierfache vermehrte und so das Funkhaus zu einer Heim- 
stätte gutbezahlter SPD-Funktionäre machte, die meistens alle eine ruhm- 
volle Vergangenheit ausweisen konnten. Darunter war Herr Weisenborn, 
“der auch „in lautlosem Widerstand“ für die Rote Kapelle gearbeitet hatte. 
Programmdirektor war Herr Alexander Maaß, der in Spanien für die 
„Freiheit“ auf Seiten der Roten und beim Soldatensender Calais wiederum 
für die Freiheit gegen die Deutschen gekämpft hatte. Auch Herr Eber- 
hard Schütz als ein Schützling der britischen Lügenfabrik des Herrn 
Sefton Delmer konnte beim Soldatensender Calais als Ansager seine Ver- 
dienste beweisen. Der Herr Abteilungsleiter Albin Stübs, ebenfalls Emi- 
grant und Freund von Alexander Maaß, hatte noch in England den seligen 
Herrn Otto John als Taufpaten seiner Kinder gewählt. 

Für diese Leute, die in England für ein sozialistisches Deutschland ge- 
kämpft hatten, ist die soziale Frage gelöst. Herr Dr. Grimme bewohnt 
heute eine schöne Villa in Oberbayern und lebt einen guten Tag. Nicht 
einen derjenigen, die ihn als Landes$verräter beschimpften, hat er mit 
Erfolg vor den Kadi bringen können. Die SPD hat sich damit begnügt, 
Solche Fälle durch die VERSEIEUNE in die Wüste der Pensionierung zu 
bereinigen. 


. 
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Arno Behrisc 


Nach diesem Bilde kann es kei- 
nem Zweifel mehr unterliegen, 
daß Herr Arno Behrisch ein Mann 
mit eisernen Nerven ist, welche 
gut im Fett versteckt liegen. Sci- 
ne Heimat war Dresden und schon 
frühzeitig wurde er als Schrift- 
setzer Mitglied der SPD. 1934 
ging er nach Prag in die Emigra- 
tion und erwarb sich erhebliche 
Verdienste im Kampf gegen Hit- 
ler. Als es ihm in der Tschechei 
zu brenzlich wurde, flüchtete cr 
1938 nach Schweden. Über seine 
Arbeit im schönen Schweden steht 
im Bundestagshandbuch der „auiI- 
schlußreiche“ Satz: 


„Nach aktiver Teilnahme an der 


\ 


EN Arbeit des Internationalen Trans- 





portarbeiterverbandes gegen die 
Kriegsvorbereitungen Hitlers Ver- 


„Wir sind keine Severings. Wir werden Euch quotschen, . ; 
Ei 5 R er haftung und vier Jahre Zuchthaus.‘ 


bis Euch der Dreck aus dor Lunge geht.“ 


Da sieht man wieder einmal die Ungerechtigkeit der Welt. Statt das 
man solch einem Manne — zumal er doch schon in Schweden war — den 
Friedensnobelpreis verleiht, verhaftet man ihn und steckt ihn vier Jahre 
ins Zuchthaus! 


Den Fall müssen wir klären, vorsichtig richtig klären, denn Herr 
Behrisch hat wirklich eiserne Nerven und klagt sofort gegen jeden, der 
etwas „Unrichtiges“ über ihn äußert. Er sagt selbst unter Eid am 29. Jan. 
1953 in einem Strafprozeß gegen den General a. D. Wolf, daß er mit den 
schwedischen Gewerkschaftler Edo Fimmen einer Meinung gewesen sei, 
daß man mit Flugblattaktionen gegen Hitler nicht vorwärts komme, wenn 
man den Krieg, in welchem nach dem Polenfeldzug eine Atempause ein- 
getreten war, im Keime ersticken wolle Er bestätigte damit das, was eı 
schon am 3. März 1948 im bayerischen Landtag vorgetragen hatte*): 

„Nun war ich der Ansicht, daß Flugblätter Hitler nicht mehr stürzen konnten, 
nachdem er ins Abenteuer des Krieges gestiegen war. Man mußte seine Kriegs- 
maschine schwächen, ihm die Rohstoffe aus den Händen winden, aus denen er 


Mordwerkzeuge schmiedete. Der für Hitler wichtigste Rohstoff war das schwe- 
dische Erz. Ich habe einen Plan entworfen, wie wir durch Sprengung der 


°), Stenografischer Bericht der 58. Sitzung des bayerischen Landtags Selte 987. 
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Ladekräne und Zerstörung der Kais Hitler 12 Millionen Tonnen besten 
schwedischen Erzes entziehen konnten. Es ist nicht mein Fehler, daß die 
Aktion nicht glückte und ich bereue ihr Mißlingen noch heute... .“ 


Also stimmt es schon nicht, daß er wegen seiner Arbeit gegen die Kriegs- 
vorbereitungen Hitlers verhaftet wurde, sondern weil er den Krieg 
im Keime ersticken wollte. Ob die Leser diese Tätigkeit auch als Landcs- 
verrat bezeichnen wollen, überlasse ich ihnen selbst. 


Der schöne Plan Behrisch’s gelang jedoch nicht, denn er wurde von der 
schwedischen Polizei im Keime erstickt und Herr Behrisch am 10. April 
1940 vom schwedischen Gericht für 20 Jahre hinter Zuchthausmauern 
geschickt. Die Schweden waren jedoch gnädig und ließen ihn am 27. März 
1944 auf englische Intervention hin wieder heraus. Diese Intervention 
erfolgte sicher nicht seiner blauen Augen wegen, denn nach vorliegenden 
Berichten der schwedischen Presse vom Jahre 1940 war Behrisch Mit- 
glied der Rickmann-Bande, die mit ihm zusammen abgeurteilt wurde und 
deren Mitglieder Geld bekamen. Ein sorgfältiger Vergleich des Prozeß- 
verlaufes in Schweden mit den eidlichen Aussagen Behrisch’s in den Pro- 
zessen gegen seine „Beleidiger“ würde manche Überraschung ergeben. 


In dem Prozeß gegen den General a. D. Wolf bekundete außerdem der 
Zeuge Tibor Yost, Herausgeber einer Hofer Zeitung, daß ihm Behrisch 
1945 begegnet sei, als er auf der Suche nach Redakteuren für seine Zeitung 
war. Er habe sich aber damals Kurt Kreibisch genannt. Als er im Auto, 
in dem er ihn mitgenommen hatte, das Taschentuch etwas zu hastig aus 
der Tasche zog, sei eine kleine Agentenkamesa mit herausgeflogen, wo- 
rauf er erstaunt Behrisch gefragt habe: „Spionage?“ Behrisch habe eır- 
läutert: „Ich arbeite für die Allierten“, worauf er wieder geantwortet habe: 
„Also doch Spionage.“ Trotzdem fand das Gericht die Spionage nicht be- 
stätigt, denn eine solche könne er ja nicht gut in der Zeit betrieben haben, 
da er hinter schwedischen Gardinen saß. Wozu die Kamera nach der 
Entlassung im Frühjahr 1944 diente, darüber zerbrach sich das Gericht 
nicht den Kopf, wenn auch Herr Behrisch sich selbst gebrüstet hatte, daß 
er von einem englischen Flugzeug über Deutschland abgesetzt worden sei 
und sich bei einem Pfarrer in Sachsen verstecken konnte, weil die Gestapo 
zu duselig gewesen sei. 

Herr Behrisch hinterließ noch mehr Beweise seiner wahren Gesinnung. 
Aus dem schwedischen Zuchthaus schrieb er an seinen Zellengenossen, den 
späteren tschechischen Botschafter in Rom, Herrn Banek folgenden Brief: 

„Ich habe in diesen Tagen viel an Prag gedacht. Erinnerst Du Dich an den 
Sokolkongreß? Welch ein Fest jubelnder Begeisterung! Umbrandet von Haß 
und Verleumdung hatten die Tschechen diese Manifestation! Kann ein Volk 
seine Reife würdiger demonstrieren? Heute ziehen andere durch Prag, in 
schwarzen Uniformen und knarrenden Stiefeln;, und wo sie marschieren, 
herrscht Furcht und Entsetzen. Mögen ein gütiges Schicksal sie alle bewahren 
die Tschechen und Jugoslawen, und mögen sie dabei sein, wenn alle Völker 


die gekämpft und gelitten haben, bestiefelte Militärabteilungen zu einer Sieges- 
parade nach Berlin schicken, damit die dreimal verfluchten Naziseelen tief im 


2 


Herzen empfinden können, was es heißt, wenn fremde Stiefel Heimaterde 
trampeln.“ 

Nidıt deutsche Soldaten sollten also nach seinem Willen als Sieger in 
Berlin einziehen, sondern feindliche Soldaten der Alliierten. Anfang 1951 
erschien in der oberfränkischen Tageszeitung ein Bericht Behrisch’s über 
den Besuch einer Delegation in Jugoslawien, deren Mitglied er war. In 
dem Bericht wird den kommunistischen Partisanen Titos ein Loblied 
gesungen, deren Opfer und Leben „furchtbar“ waren, weil „die Nazis 
die fehlende militärische Kraft. mit Brutalität ersetzten.“ Tito und 
seine Männer seien Träger eines Kampfes gewesen, der „Simson-Kräfte 
und einen prometheischen Willen verlangte.“ 

Nach dieser Schilderung der vaterländischen Verdienste und scelen- 
haltung dieses Herrn, für die er mit dem. Amt eines Bundestagsabge- 
ordneten belohnt wurde, müßten wir uns etwas mit seinen privaten Ge- 
schäften befassen. Aber wir überlassen dies lieber dem „Spiegel“, denn 
der ist bekanntlich Meister darin, die größten Stunkaffären des Jahı- 
hunderts aufzudecken und so unterhaltsam und beweiskräftig zu schildern, 
daß der Staatsanwalt kaum mobil gemacht werden kann. Wer also etwas 
von diesem Sammelsurium von Schiebungen, Urkundenfälschungen und 
Eigentumsdelikten erfahren will, in die teils Herr Behrisch selbst und 
teils seine ebenso interessanten Freunde verwickelt waren, der lese den 
„Spiegel“ vom 23. März 1950. Dort sieht er auch das Bild des Herrn 
Behrisch aus der Anfangszeit seiner Abgeordnetentätigkeit. Wie wird er 
erst aussehen, wenn ihn die SPD trotz seiner Vergangenheit nicht fallen 
lassen wird. Er braucht seine eigenen Nerven nicht zu strapazieren, weil 
sie ihn nicht fallenlassen kann, denn er ist einer ihrer Besten — obwohl 
der volle Wortlaut der erwähnten Rede im bayerischen Landtag jeden 
Leser davon überzeugen würde, daß ein größerer Tiefstand in bildungs- 
mäßiger und charakterlicher Hinsicht nicht mehr erreicht werden kann. 


Friedrih Heine 


jetziges Mitglied des geschäftsführenden Vorstandes, ist 1904 in Hannover 
geboren und stieß früh zur SPD. Als Sekretär des Parteivorstandes emi- 
grierte er 1933 nach Prag, kehrte aber öfters heimlich zurück, um Unter- 
grundverbindungen herzustellen. Er war in Prag für alle Veröffent- 
lichungen, auch die illegalen, verantwortlich. Über Paris reiste er Ende 
1940 nach London. Er war dort einer der führenden Deutschen des Political 
Intelligence Departement (PID), einer Organisation des englischen Geheim- 
dienstes. Ihm’ unterstanden alle Deutschen, die dort arbeiteten. Er be- 
tätigte sich am englischen Soldatensender Gustav Siegfried I, dessen Auf- 
gabe es angeblich nur war, den Soldaten die Sinnlosigkeit einer Verlän- 
gerung des Krieges klarzumachen. 
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Willi Birkelbadı 


Herr Birkelbach hat auch einen 
doppelten Lebenslauf. Das Hand- 
buch des deutschen Bundestages 
berichtet von ihm: 


„Geboren 12. Januar 1913 in Frank- 
furt am Main-Höchst. Abitur, kauf- 
männische Lehrjahre. TFremdspra- 
chenkorrespondent; Auslandsreisen 
(Schweiz, England, Frankreich, Ita- 
lien). 1938 — 1941 in Haft, 1942 Straf- 
ceinheit 999, 1944 — 1946 Kriegsze- 
fangenschaft. 9/1947 Leiter der Lan- 
desgcwerkschaftsschule (DGB Hes- 
sen), 7-12/1948 Studienaufenthalt 
(USA), 14. 8. 1949 MdB." 


Die rauhe Wirklichkeit berichtet 
zusätzlich: Wegen kommunisti- 
scher Untergrundtätigkeit kam 
Birkelbach 1938 ins KZ und von 
da wegen guter Führung 1942 in 
die bekannte Straf£feinheit 999, um 
sich zu bewähren. Im Jahre 1944 
kam er in russische Gefangen- 
schaft, wo er sich. so bewährte, 
daß er bald Schulungsleiter im Komitee „Freies Deutschland“ wurde. Nach 
der Entlassung aus der russischen Kriegsgefangenschaft kam .er für ein 
halbes Jahr zur „Auslüftung“ nach Amerika, wurde, Mitglied der Kogon- 
schen Europabewegung und somit reif, für die SPD in den Bundestag zu 
ziehen. 





Das hinderte ihn. 1953 nicht, seine kommunistischen Bundesgenossen von 
ehemals zu Hilfe zu holen, um den verdienten Kommandanten von Kreta, 
den General a. D. Andrae,'dem, zeitweise auch die Sen IB = unter- 
stand, krankenhausreif zu schlagen: 


- „Die 1945 von den Denen hen "verhinderte Abrechnung kann 
nicht auf alle Zeit vertagt werden.“ 
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Willy Brandt 


Herr Brandt, Journalist von 
Beruf, hat als Präsident des Ber- 
liner Abgeordnetenhauses natür- 
lich einen besonders vornehmen 
Lebenslauf. 

Das Handbuch des deutschen 
Bundestages berichtet von ihm: 


»„Geboren am 18. Dezember 1913 in 
Lübeck. Leitender Funktionär der 
sozialistischen Jugendbewegung und 
Mitarbeiter am sozialdemokräatischen 
Volksboten in Lübeck. Fluchtetie 
1933 nach Norwegen, wo er Gec- 
schichte studierte und als Journalıst 
tälıg war. Pressesachbearbeiter bei 
der norwegischen Volkshilfe. Ab 
Sommer 1940 in Stockholm. Dort 
von 19142 — 1945 Leiter des norwe- 
gisch - schwedischen Pressebüros. 
Nach Kriegsende Sonderkorrespon- 
dent skandinavischer Zeitungen ın 
Deuischland, u. a. beim ersten Nürn- 
berger Kriegsverbrecherprozeß. Spä- 
ter Presseattachee bei der norwegi- 
schen Militärmission in Berlin. Auf- 
gabe dieser Tätigkeit und der ihm 1940 verliehenen norwegischen Staatsbürger- 
schaft, als er im Januar 1948 vom SPD-Parteivorstand Hannover mit der 
städtischen Vertretung in Berlin beauftragt wurde. Mitglied des außenpoli- 
tischen Ausschusses der SPD.“ 





Also 1933 schüttelte er den Staub des Vaterlandes von seinen Füßen und 
wandte sich, da er etwas hitzig veranlagt war, nach dem kühleren Norden. 
Wegen seiner hohen Verdienste in der Heimat und in Norwegen wurde 
ihm zunächst die deutsche Staatsbürgerschaft aberkannt. Das war für 
ihn aber kein Hindernis, tapfer gegen Hitler und im spanischen Bürger- 
krieg ebenso tapfer auf seiten der Roten für die „Freie Welt“ zu kämpfen. 
Zwischendurch machte er illegale Reisen nach Deutschland — ohne immer 
wieder fragen zu müssen: „Wer soll denn das bezahlen?“ 


1940 fiel der böse Hitler in Norwegen ein, um den Engländern zuvor 
zu kommen, d. h., er kam nicht persönlich, sondern schickte seine Soldaten. 
Nur weil es „Hitlers“ Soldaten waren, mußte ihnen Herr Brandt in nor- 
wegischer Uniform entgegentreten, um für ‚die norwegische „Freiheit“ 
zu kämpfen. Er streckte jedoch ebenso schnell die Waffen wie die anderen 
Norweger. Diese duseligen Deutschen erkannten nämlich in dem Manne 
ohne Papiere nicht den Berliner Präsidenten in spe. Als er sich seitwärts 
in die Büsche schlagen wollte, schnappten sie ihn wieder und stellten ihn 
wie den anderen Soldaten seiner Kompanie ein Papier aus, das beschei- 


nigte, daß der „norwegische Soldat Frahm“ aus der Kriegsgefangenschaft 
entlassen sei und sich in seine Heimatstadt Oslo begeben könne. 

Da Brandt aber der Gestapo nicht die gleiche Duseligkeit zutraute, 
hielt er es für besser, sich nach Schweden in Sicherheit zu bringen, wo 
er bei der norwegischen Gesandtschaft in Stockholm arbeitete und Bücher 
über Norwegens Freiheitskampf verfaßte. Er erwirkte sich sogar die 
Gnade, als Berichterstatter beim Nürnberger Kriegsverbrecherprozeß an- 
wesend sein zu dürfen. Als er noch zum Presseattachee bei der noniwvegi- 
schen Militärmission avanciert war, fiel ihm wieder ein, daß er einmal 
Deutscher war, und daß ihm die SPD einen gefüllteren Fettopf bieten 
könne. Er gab dic norwegische Bürgerschaft auf und wurde „Präsident“. 
Auch hier verstand es also die SPD, „die beste Kraft“ heranzuholen. 

Herr Brandt soll auch der Widerstandsgruppe „Augustin“ angehört 
haben. Es lohnt sich zwar angesichts der vorstehenden Tatsachen nicht 
mehr, zu untersuchen, ob dies tatsächlich der Fall war,-aber wenn es 
wahr wäre, so würde dies verständlich machen, daß der Herr Präsident 
Interviews a la Augustin gibt und seine Berliner, die sich für seine Ver- 
gangenheit interessieren, als „politische Stinktiere“ bezeichnet. 

Einige Blüten seines Interviews lauten: 

„Deutschland würde, historisch gesehen, gut daran getan haben, wenn — 
lassen Sie uns sagen — eine Million (nazistischer) Schurken, nun, auch einige 


tausend Kreisleiter und darüber von ihren eigenen Landsleuten ins Jenseits 
expediert worden wären." 


„Jeder einzelne erwachsene Mensch in Deutschland wußte sehr wohl, daß 
es KZ’s gab und daß Juden-Verfolgungen vor sich gingen. Viele waren un- 
wissend über den Umfang der Verbrechen, aber jeder, ‚der leugnet, davon ge- 
hört und davon gewußt zu haben, ist geisteskrank." 


„Eines ist auf alle Fälle sicher und muß das Ausland beruhigen: Deutsch- 
land kann nicht mehr als Großmacht die Welt ins Unglück führen. Deutsch- 
lands Verhältnis zum Ausland ist im Augenblick risikofrei“”). 


Also sprach der Herr Präsident Brandt für die SPD. 


*», Aus „Politiken" vom 26. 3. 1957. 
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Fritz Eberhard 


Wir müssen uns nun mit einem Manne befassen, der zwar im großen 
politischen Leben der Sozialdemokratie keine überragende Stellung ein- 
nimmt, ces jedoch trotzdem verdient, unter die Lupe genommen zu wer- 
den. Einem Teil unserer deutschen Öffentlichkeit ist er bekannt geworden 
als Intendant des Südwestdeutschen Rundfunks durch den Sturm im 
Wasserglas, der anläßlich der bevorstehenden Neuwahl eines Inten- 
danten im Jahre 1954 durch Rundfunkhörer inszeniert wurde, weil sie 
die Ansprüche an die Sauberkeit unseres öffentlichen Lebens höher ein- 
schätzten als die „Treue“ und das Zusammengehörigkeitsgefühl der 
Herren von der SPD. 

Herr Eberhard ist wie Herr Wehner auch in Dresden geboren und heißt 
gar nicht Fritz Eberhard, sondern Hellmut von Rauschenplat. Diese Um- 
. taufe wird man weder auf seine Bescheidenheit noch darauf zurückführen 
können, daß’ er als überzeugter Sozialist den Adel grundsätzlich ablehnt. 
Er scheint überhaupt die Taufe zu lieben, denn er hatte zuvor noch die 
Namen angenommen: i | 

h - Fritz Werkmann 
Fritz Kempf 
Hans Schneider. 
Noch bevor er „offiziell“ umgetauft war, wurde er unter falschem Namen 
. Landtagsabgeordneter und Staatssekrteär. 

Herr Eberhard war während des Krieges auch in England und hat dort 
gegen Hitler „gekämpft“. Er hat darüber 1939 eine Broschüre unter dem 
Titel „How to conquer Hitler“ (Wie man Hitler besiegen kann) geschrieben. 


Leider besitzen wir von dieser nur die Übersetzung des letzten Kapitels: 
„Ein besseres Deutschland“. Dieses Kapitel hat nämlich Herr Eberhard. 


nach dem Kriege in der Broschüre „Schwerer Weg zum Frieden“*) noch- 
mals veröffentlicht und sich dabei ausdrücklich zu seiner 1939er Haltung 


bekannt. Wegen dieser Veröffentlichung entstand 1953 in der bekannten 


Zeitschrift „Nation Europa“ (Heft 7 und 11) eine Kontroverse, in der 
Herrn Eberhard Landesverrat vorgeworfen wurde, und auf die sich jene 
Kreise stützten, die gegen seine Wiederwahl als Intendant agitierten. 
Herr Eberhard: versuchte mit gewundenen Ausflüchten die Vorwürfe zu 
‘ entkräften, doch „Nation Europa“ (11/53) schrieb mit Recht: 


„2. Der Vorwurf; er habe zu Unrecht von „Vorschlägen“, gesprochen, die Herr 
Dr. Eberhard zur Knebelung Deutschlands gemacht habe, ist unbegründet, 
denn tatsächlich wirken die Gedanken, die Dr. Eberhard als bezahlter oder 
als unbezahlter Ratgeber — während des Krieges in London, nach dem 
Krieg an einem der wichtigsten Schalthebel der Reeducation — entwickelt 
hat, durchaus nicht als Katalog „mutmaßlicher Forderungen der damaligen 
Kriegsgegner“, sondern eben als Liste von Vorschlägen seinerseits, die er 





°) „Schwerer Weg zum Frieden“ in „Werdendes Europa“, Heft 1, Dr. Riederer Verlag 
Stuttgart. 
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sogar in teilweise schr aufdringlicher Form vorgebracht hat. Es wimmelt 

‘in seiner Broschüre von Wendungen wie „Wir schlagen vor“; „Wir wollen“; 

„Wir erkennen an“; „Wir sind uns darüber klar“. Nur ein Beispiel, bei dem 

wir gar zu gerne Stellungnahmen des Amtes Blank, des rüstungsbeflies- 

senen Herrn Bundeskanzlers und der Abwehrstelle des europäischen Ober- 
'  kommandos erbitten möchten.“ 


„Wir — die Herren Bern- und Eberhard — schlagen vor, den frü- 
heren deutschen Landesverratsparagraphen umzukehren. Nach ihm wurde einst 
derjenige bestraft, der über eine Aufrüstung Mitteilung machte. Wir wollen 
künftig denjenigen mit Strafe bedrohen, der eine Aufrüstung verheimlicht.“ 


Das Pamphlet schließt — wörtlich! — mit „einem .an die Siegermächte gerich- 
teten Vorschlag, der deutschen Demokratie eine Chance zu geben und die Ein- 
heit der Sieger über Hitler zu bewahren durch Einbeziehung deutscher Demo- 
kraten in diese Einheit.“ 


Und dann folgen eben die Vorschläge, die mit Recht das Befremden unseres 

Freundes Lenz erregt haben: i s 

. Volle militärische Abrüstung Deutschlands! 

. Teilung Deutschlands in eine Reihe kleiner Staaten! 

. Gebietserweiterungen der Nachbarstaaten auf Kosten Deutschlands! 

. Ostpreußen für Polen! 

. Ständige Besatzungsarmee Auf.deutschem Boden! 

. Brechung der Vorherrschaft Preußens! 

. Wirtschaftliche Abrüstung Deutschlands im S\unE, des späteren Morgen- 
thauplans! 2 


Man darf sicherlich nicht bis zu dem Vorwurf gehen, diese Vo'rschläge 
hätten die Nachkriegspolitik der Siegermächte bestimmend beeinflußt: da 
waren noch furchtbarere Gehirne am Werk. Aber fast alles, was die Herren . 
vorschlugen, ist uns tatsächlich auferlegt worden! Das Einfühlungsver- 
möscn des Herrn Intendanten in die Vernichtungsabsichten der damaligen 
Feinde hat sich also bewährt, leider besser als seine ‚Hoffnungen auf eine — 
nach Deutschlands ‚endlicher „Bändigung” — friedevoll dahinrieselnde Welt- 
politik. 

Ob die im Jahre 1946, also ein Jahr nach Hitlers Tod, ausdrücklich ieneht 
holten und noch weiter ausgebauten Vorschläge zur Knebelung unseres Volkes 
sıch „ausschließlich gegen Hitler persönlich, und zwar im wahren Interesse 
Deutschlands“ gerichtet haben können, das zu beurteilen überlasse ich dem 
einsichtigen Leser. Mir selbst will es nicht recht einleuchten. Und ich mu 
zugeben: das ... Bestreben, sich als Angehöriger des besiegten deutschen 
Volkes an den Tisch heranzuwedeln, auf dem die Siegermächte ihre Beüte 
tranchieren, berührt unangenehm. 

Wie weit die Zutraulichkeit sich damals verstiegen hat, geht aus folgendem, 
wörtlich wiedergegebenen Vorschlag hervor: 


„Ein bedeutsamer Schritt zur europäischen Einheit könnte darin bestehen, 
daß das zur führenden Rolle in einem künftigen europäischen Staatenbund 
berufene französische Volk das französische Staatsbürgerrecht an einen mög- 
lichst SPEBIAUNIE auszuwählenden Kreis deutscher Demokraten ver- 
leiht . 


molzdein gelang es nicht, die Wiederwahl Eberhards zu verhindern. Die 
SPD stützte ihn und konnte durch ein geschicktes Manöver, über das der 
„Spiegel“ in Nr. 12 vom 12. März 1954 ausführlich berichtete, diese Wie- 
derwahl durchdrücken, obwohl auch sonst erhebliche sachliche Bedenken 
gegen ihn vorlagen. Sogar der mächtige Professor Carlo Schmid mußte 


sich entschuldigen, weil er bei der bekannten Bandaufnahme seines Ge- 
x 


Jana @ m 
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spräches mit den Angestellten des Rundfunks Herrn Eberhard unter den 
„Dreck“ rubriziert hatte. Es ist uns aber glücklicherweise gelungen, eine 
andere Schrift ‚des Herrn Eberhard zu ergattern, die er im Jahre 1942 in 
London als Hellmuti von Rauschenplat in Form eines an einen Kameraden 
der englischen Arbeiterpartei unter der Überschrift “Help Germany to 
Revoli!“ (Helft den Deutschen zur Revolution) gerichteten Briefes ver- 
öffentlichte. Dieser Brief ist deswegen so interessant, weil er in nicht zu 
übertreffender Klarheit die wahren Ziele der deutschen Sozialdemokraten 
aufzeigt und über das landesverräterische Treiben der Herren Emigranten 
keinen Zweifel mehr läßt. 


Interessant ist außer dem Titel schon die Wahl des Vorspruches, in 
dem er den aus der Münchener Rätezeit bekannten Kommunisten Ernst 
Toller sagen läßt: 

„Wann endlich wird sich dieses Sklavenvolk erheben!“ 

Dabei ist diese Bezeichnung noch harmlos, denn Rauschenplat legt cin- 
gangs des Briefes seinem Kameraden von der Arbeiterpartei gleich dic 
Frage in den Mund: 

„Was können wir tun, um zu verhindern, daß diese Bestien jemals wicder 
auferstehen, wenn wir sie in diesem Kriege niedergeschlagen haben?“ 

Herr von Rauschenplat antwortet ihm aufklärend: 


„Wir glauben, daß deutsche Sozialisten uns eine Antwort auf diese Frage 
geben könnten. Deshalb schreiben wir auch diesen Brief an Dich. Du fragst, 
welche Garantie es geben könnte gegen Bismarck, Wilhelm II. und Hitler tind 
was für einen Nachfolger sie auch haben mögen. Du glaubst natürlich nicht, 
daß das gesamte deutsche Volk ausgelöscht werden könnte oder sollte. Ohne 
Zweifel wird es Dir klar sein, daß das Aufteilen des deutschen Reiches in eine 
Zahl kleinerer Länder keine dauernde Sicherheit geben wird, denn es wird 
sicher einen Chauvinisten unter den deutschen Massen geben, um die Einigung 
herbeizuführen.“ 


Wie gnädig, daß die Herren nicht das deutsche Volk auslöschen wollen, 
sondern nur Garantien wollen gegen große Männer wie Bismarck, dem 
Einiger Deutschlands, Wilhelm II, den Friedenskaiser und Hitler, den 
Schöpfer Großdeutschlands und gegen einen kommenden, dem es ein- 
fallen könnte, das Beispiel Bismarcks nachzuahmen. Es geht also nicht 
nur gegen den blutrüstigen Tyrannen Hitler. 

Herr von Rauschenplat frägt daher voller Zweifel seinen Kameraden 
und antwortet zugleich: 

„Glaubst Du, daß Du und deine Landsleute Lust hätten, auf die Dauer ;e- 
sehen, die Wacht am Rhein zu halten oder Polizeimann von Europa zu sein? 
Wird Dein fester Wille, Deutschland niederzuhalten, auf die Dauer gesehen 
stärker sein als der Wille des alten Preußen, sich wieder zu erheben? 

Wenn Du zugibst, daß der Friede in der Zukunft auf einer stärkeren Grund- 
lage beruhen muß, dann bitten wir Dich, Dir zu vergegenwärtigen, daß cs nur 
einen Weg gibt, diesen Grund zu legen: der Weg der deutschen Revolution.“ 

Er propagiert also eine Revolution in Deutschland: 


„Für diejenigen, die die feste Überzeugung haben, daß dies ein Krieg sein 
muß, um die Kriege endgültig unmöglich zu machen, gibt es keine Alternative 
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der deutschen Revolution gegenüber. Es ist wahr, daß das deutsche Volk noch 
nie eine erfolgreiche Revolution gemacht hat. Sie haben ihre Chance 1918 
fortgeworfen und haben keinen Widerstand 1933 versucht. Sie haben jenen 
Wahnsinn der Nazityrannei geboren und haben seitdem nicht einmal ver- 
sucht, sie abzuschütteln .. . Ein europäisches Commonwealth kann nur Wirk- 
lichkeit werden, wenn das deutsche Volk radikal mit der Vergangenheit ge- 
brochen hat. „Das Brechen mit der Vergangenheit“ bedeutet mehr als das 
Überwinden der derzeitigen deutschen Regierung und der Nazipartei. „Das 
Brechen mit der Vergangenheit" meint soziale Revolution. Es ist nicht nur 
das Regierungssystem, das eine grundsätzliche Änderung verlangt, sondern das 
soziale System ... Das Ziel der deutschen Revolution muß daher sein, nicht 
nur mit dem Nazismus aufräumen, sondern ebenso mit der feudalkapitali- 
stischen Gesellschaftsordnung in Deutschland.“ 


Zu diesem Zweck sollen die Besilzer der großen getreideerzeugenden 
Güter im Osten und die Industriellen entmachtet werden: 


„Die meisten dieser Unternehmungen warden nicht länger Profite cin- 
streichen, sobald die Welt die Handelsschranken niederreißt, befreit vom Krieg 
und vor der Furcht vor dem Krieg. Deutschland wird dann wieder von der 
Einfuhr von Lebensmitteln und Rohmaterialien abhängig sein und wird seine 
Kriegspotentiale zerstören, aber es geschieht im großen Interesse zum Lebens- 
standard seines Volkes und seiner Nachbarn.“ 


Wir sollen also abhängig sein! 


„Dann wird die Zeit für den zweiten Teil der großen Reinigung kommen. 
Die Deutschen, besonders die, die im 3. Reich aufgewachsen sind, müssen sich 
selbst einer gründlichen Rückerziehung unterwerfen. Sie werden die wahren 
Gegebenheiten ihrer eigenen Geschichte lernen müssen ... Diejenigen von 
uns, die mit Euch durch die Tage von Dünkirchen und die Schlacht um Eng- 
land gegangen sind, haben eine Lehre cingesteckt, die wir in einem neuen 
Deutschland nicht vergessen werden.“ 


Aha, jetzt propagiert er die glorreiche Zeit der Umerziehung. Diese ge- 
waltige Aufgabe können die Herren nicht allein erfüllen und darum 
betteln sie um ausländische Unterstützung: 


„Aber bevor wir überhaupt versuchen können, dabei Eure Unterstützung 
zu gewinnen, müssen wir die Fragen beantworten, die Ihr uns gestellt habt: 
furchtbare Erfahrung der Vergangenheit beweist, daß die deutschen Massen 
unfähig zu einer Revolution sind; ob die Sozialisten, die behaupten, politische 
Realisten zu sein, berechtigt sind, eine deutsche Revolution bei Ausgang des 
Krieges zu erwarten und unter welchen Bedingungen eine Revolution über- 
haupt in Erscheinung treien könnte ... Wir wollen hier jetzt feststellen, 
daß wir um Eure Unterstüizung bitten und das bei vielen Eurer Kameraden, 
um die deutsche Revolution in Gang zu bringen.“ 


Zur Unterstützung dieser Bitte muß Herr von Rauschenplat weit aus- 
holen und dabei erfahren wir einige interessanten Erkenntnisse und 
Wahrheiten: 


„Hitlers größter Verbündeter war die allgemeine Überzeugung, daß es 
nicht weitergehen sollte. Die Zahl der Arbeitslosen stieg auf 7 Millionen und 
die anderen Anhänger der Arbeiterklasse lebten in der beständigen Furcht, 
daß auch sie noch den Arbeitsplatz verlieren könnten ... Es ist wahr, daß 
viele von ihnen, die wieder an die Arbeitsbank gekommen waren, kaum mehr 
als die Erwerbslosenunterstützung verdienten: trotzdem waren sie und ıhre 
Familien froh darüber, daß sie wieder irgendeine Arbeit bekommen hatten. 
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Diese Erfolge Hitlers, seine Propaganda und sein Terror machten .es sehr 
schwierig, die Massen zur Revolte gegen ihn zu erheben .. .' 


„Das war die Lage bei Kriegsausbruch. Ihr wißt, daß die deutschen Sozia- 
listen seit der Bildung des 3. Reiches fast beständig in Deutschland hin und her 
gereist sind, und. daß wir aus unserer eigenen Beohachtung wissen, daß dıe 
detitschen Massen keinen Krieg wünschten und wie entsetzt das deutsche Volk 
im September 1939 war. Aber wenn man in der Tatsache, daß die Deutschen 
in der Zeit nicht gegen Hitler revoltierten, einen Beweis der unheilbaren 
Schafsdummheit des deutschen Volkes sieht, dann müssen wir 
Dich dagegen bitten, einmal Deine Aufmerksamkeit darauf zu richten. ob die 
Hilfe, die England Polen gab, eine deutsche Opposition hälte ermutigen können. 
Das Schicksal Polens bestätigt nur mal wieder die alte Erfahrung, daß der- 
jenige, der es wagte, den Nazis entgegenzutreten, im Stich gelassen wurde, und 
es war gleicherweise klar, daß weder die deutschen Antifaschisten noch das 
polnische Volk alleine in der Lage waren, Hitler eine Niederlage beizubringen. 
In dieser Lage waren die deutschen Revolutionäre gezwungen, zu dem Schluß 
zu kommen, daß es unklug und unverantwortlich gewesen wäre, einen Auf- 
stand zu versuchen, der nur mit einer Niederlage enden konnte. Und wenn 
Du nun auch noch das deutsche Volk für so eine Haltung verurteilen möchtest, 
möchten wir immer darauf antworten mit einer weileren Frage: warum führtc 
das britische Volk keinen Regierungswechsel im eigenen Lande herbei, als der 
Ausbruch des Krieges einen durchschlagenden Fehlschlag enthüllte, wie ihn 
keine Regierung eines großen Landes hätte hinnehmen dürfen? Und weiter 
möchten. wir fragen, warum nun das britische Volk den langen Weg der Nach- 
sichtigkejt mit den Herren MacDonald, Baldwin und Chamberlain ging, obwohl 
Hitler von Anfang an keinen Zweifel über seine Absichten gelassen hatte. Nun 
ja, es fehlte nicht an Nachrichten, es gab keine Beschränkung der persönlichen 
Freiheit in England und niemand wurde durch Terror bedroht, der das Volk 
auf die tatsächlichen Gegebenheiten der Lage aufmerksam machen wollte. Und 
doch war das englische Volk genau so blind, genau so illusionistisch wie das 
deutsche Volk; und die deutschen Heilrufe für Hitler waren nicht weniger 
erniedrigend als die französischen und englischen Willkommensgrüße für 
Chamberlain und Daladier bei ihrer Rückkehr von München.“ 


Kommentare hierzu kann sich der Leser selbst bilden. 


Nun macht Herr von Rauschenplat klar, warum es in Deutschland zu 
keiner Revolution kommen kann. Er weiß nämlich genau, daß das deut- 
sche Volk hierzu gar keine Veranlassung und Lust hat: 


„Gibt es eine Massenbewegung für die Revolution? 


Du hast natürlich recht, wenn Du fragst, ob deutsche Massen, die aus irgend- 
einem Grunde bisher Hitler ihre Unterstützung gegeben haben, nunmehr tal- 
sächlich wünschen, ihn zu beseitigen. Wenn.das nicht der Fall ist, oder. wenn 
sie diesen Wunsch nicht haben, dann kann es keine Revolution geben. Etwas 
wie eine Massenbewegung für die Revolution kann zweifellos nicht in Erschei- 
nung treten, solange Hitlers Kriegsmaschinerie nicht durch Niederlagen eınst- 
lich aufgeweicht ist; und solange die wirkungsvolle Maschinerie der Gestapo 
noch in der Lage ist, jedem Versuch der Organisation des Widerstandes zuvor 
zu kommen. Aber abgesehen hiervon ist es unwahrscheinlich, daß eine solche 
Revolutionsbasis zur Wirkung kommen kann, solange die Massen der Bevöl- 
kerung, einschließlich der Gegner der jetzigen Regierung, fürchten, daß die 
- Niederlage Hitlers sie der Gefahr aussetzt, daß sie für unbestimmte Zeit von 
der Außenwelt für die Naziverbrechen bestraft werden sollten. Auch wird ein 
Volksaufstand mit wirklich revolutionären Zielen nicht zur Wirkung kommen, 
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solange die Massen von keiner friedlichen Alternative zum jetzigen System 
wissen, die das Land nicht wieder in Krisis und Unruhe zurückwerfen wird.“ 


„Eine lange Zeit hindurch haben die derzeitigen Massen des Volkes Entschul- 
digungen für Hitlers Verbrechen gefunden, weil er ihnen Brot gegeben hat und 
weil er die ‚Ehre und Größe’ Deutschlands wieder hergestellt hat. Aber sie 
haben kein Interesse an einem Lebensraum, der weit von der Heimat entfernt 
ist.“ Ä 


Er spekuliert also auf die Kriegsmüdigkeit, die Unzufriedenheit und die 
sich steigernde Oppositionstätigkeit im deutschen Volke und malt diese 
Hoffnungen breit aus.. Er weiß aber selbst, daß diese übertrieben und 
unerfüllbar sind und schreibt daher seinem Kameraden unter der aus- 
drücklichen Kapitelüberschrift: 3 


„Zuerst militärische ae 


Du glaubst, daß wir überoptimistisch sind? Das sind wir nicht. Wir erkennen 
sehr wohl, daß die Entwicklung, die wir gerade aufgezeigt haben, wahrschein- 
lich kaum einen Umfang erreichen kann, daß sie dem Regime gefährlich werden 
könnte, bevor die Zivilbevölkerung begreift, daß die Wehrmacht der Nazis 
entscheidende Rückschläge an der Front und in den besetzien Ländern erhalten 
hat. Es wird etlicher schwerer Niederlagen bedürfen, um das deutsche Heer 
ihren Befehlshabern aufsässig-werden zu lassen, denn in Deutschland hört sogar 
der Soldat mehr als in allen Ländern auf, eine Persönlichkeit zu sein und wird. 
nur cin Glied der Kriegsmaschine von dem Augenblick an,-an dem er eine 
Uniform angezogen hat. Aber wenn erst einmal das Märchen der Unbesiegbar- 
keit der deutschen Armee endgültig zur- Lüge geworden ist, dann werden auch 
die Soldaten geneigt sein, sich der Revolution anzuschließen, wie sie es 1918 
getan haben und es wird wahrscheinlich in demselben Maße wie damals der 

Fall werden. Keine Zensur und keine Überwachung kann die Mißstimmung 
des Volkes daheim verhindern, wenn sie sich selbst an der Front breitmacht. 
Briefe und Soldaten, die vom Urlaub zurückkehren, verbreiten die Stimmung 
sehr schnell. Regimenter, die in der Heimat in kritischen Gegenden stationiert 
sind wie z. B. in Österreich und in den Nordhäfen, sind die ersten, die von dem 
Geist der Auflehnung beseelt werden. Die Soldaten im Urlaub werden nicht 
mehr pünktlich zu ihren Einheiten zurückkommen, und die Männer der Marine, 
die ja so hoffnungslos in einen Kampf gegen einen überlegenen Feind ver- 
strickt sind, können ebenso selährlich Hitler gegenüber werden wie sie cs dem 
Kaiser gegenüber 1918 waren.“ 


Also genau wie 1918: Erst wird die Revolution gemacht — dann meutern 
die Soldaten! So erfuhren wir es auch aus der „Werkstatt der Revolution“ 
von Emil Barth. Herr von Rauschenplat will aber klüger sein als die 
Revolutionäre von 1918: 


„Und es ist noch ein anderer Grund, daß die Massen wahirscheinlich enischie- 
dener in ihrem revolutionären Kampf sein werden, als sie es 1918 waren: dieses 
Mal dürfte es kaum einen cinzigen deutschen Sozialisten geben, der glaubt, daß 
das Land anders als durch einen revolutionären Kampf befreit werden könnte! 


Aber selbst in dieser Zeit wird die Bewegung nur eine Rebellion gegen die 
Naziregierung sein, anstatt eine Revolution gegen die aufgerichtete Ordnung. 
"Eine Rebellion würde den Allierten dienen, wie sie auch zur schnelleren Be- 
endigung des Krieges. beitragen wird. Aber sie würde nur dann Sicherheit für 
‚die Zukunft geben, wenn sie sich zu einer Revolution entwickelt. Damit das 
wahr wird, wird es notwendig sein, daß die selbstgesteckten Ziele der Massen 


89 


in ein positives Programm umgewandelt werden. Ihnen müssen die Wurzeln 
des Übels in der sozialen Schichtung ihres eigenen Landes gezeigt werden. 
Und sie dürfen nicht nur begreifen, daß ihre Zukunft von der Rolle abhängt, 
die sie im Kampf gegen Hitler spielen, sondern es muß ihnen auch die Über- 
zeugung beigebracht werden, daß die Alliierten nicht einmarschieren werden, 
um die Revolution niederzuschlagen, und die Alliierten haben ein bestimmtes 
Programm im Sinn, wenn sie erklären, daß sie die Unterdrückung. die Not und 
Massenarbeitslosigkeit in der Nachkriegswelt nicht dulden werden. Wenn dic 
deutschen Massen ermutigt werden, gegen Hitler zu kämpfen, dann 
müssen sie überzeugt werden, daß ein Deutschland, das seıne 
Kriegstreiber abgeschafft hat, nicht der Rache von Hitlers Opfern außerhalb 
Deutschlands ausgesetzt wird und daß das deutsche Volk alle Ur- 
sache hat,den Sieg von Hitlers, ‚Gegnern zu wünschen. 
Es muß ihnen aufgezeigt werden, daß der Unterschied zwischen den Nazis und 
ihren Feinden in der Tatsache liegt, daß die letzteren Deutschland nicht be- 
handeln wollen wie die Nazis heute Polen behandeln. 

Hierauf beruht tatsächlich das größere Gewicht der Vorbereitung einer deut- 
schen Revolution, und zwar das, das auf die Menschen in der freien Welt fällt.“ 


Herr von Rauschenplat und seine Freunde wollen also erst die deutsch= 
Niederlage — um dann ih re Revoultion durchführen zu können. Er zählt 
die Vorbereitungen auf, die für diese Revolution getroffen werden müssen. 
Dazu würde gehören, „mittels Radiosendungen von außerhalb Deutsch- 
lands die Anstrengungen der einzelnen, der Gesamtheit und der einzelnen 
Abschnitte gleichzuschalten, die die Untergrundopposition ausmachen.“ 
Nachdem er wiederholt hat, daß die Revolution nur eine sozialistische sein 
darf, bringt er seine Besorgnisse zum Ausdruck, daß dieses Ziel curch 
ein Interregnum gefährdet sein könne. Mit Sehergabe sieht er die Aden- 
auerregicrung voraus, die er damals noch Petainregierung nennen muß, 
weil ja Adenauer erst 1945 durch die Amerikaner von seinem Posten als 
gut bezahlier Pensionär der Nazis befreit wurde: 

"Nur eine Revolution kann diese Aufgaben erfüllen, und nur, wenn sie er£ullt 
werden, wird die deutsche Gefahr von Europa und der Welt abgewandt werden. 
Die Maßnahmen, die wir hier oben zusammengefaßt haben, und das wiedcer- 
holen wir ausdrücklich, sind nicht alles was nötig ist, um aus Deutschland cın 
sozialistisches Land zu machen ... 

Wenn ein deutscher Petain gefunden werden könnte, um den Platz in 
Deutschland einzunehmen, so würde das eine gewaltige Erleichilerung für aile 
die sein, die Angst vor einer sozialen Revolution haben; und viele, die keine 
Angst davor haben, werden damit zufrieden sein, daß ein solches Regime 
vielleicht nützlich als Interregnum sein möchte, um so den revolutionären 
Kräften die Zeit zu geben, die sie für ihre Vorbereitungen nötig haben. Führte 
das Kerensky-System nicht weiter zur Oktober-Revolution? Wir würden eine 
entsprechende Übergangsregierung in Deutschland begrüßen, wenn wir uns nur 
darauf verlassen könnten, daß die Geschichte sich wiederholen würde. Wir 
haben aber demgegenüber der Möglichkeit von Ereignissen Rechnung zu 
tragen, dic einen radikal anderen Weg nehmen. 

Wer könnte der Kandidat für den Posten eines deutschen P&tain sein? Einer 
der Generale der Armee? Unmöglich — wenn der Mythus der Unbesiegbarkeit 
der deutschen Armec nicht gleich von Anfang an wieder gestärkt werden soll, 
anstatt ihn gründlich zu zerstören!“ 


Nachdem er also einen General abgelehnt hat, feiert seine Sehergabe 
direkt Triumphe, indem er schreibt: 
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„Oder würde es v. Papen sein, jener gewandte und geschickte Politiker oder 
sein Kollege Dr. Schacht?“ 


Er sieht also direkt deren Nürnberger Freisprüche voraus und fährt dann 
aufschiußreich fort: 


„Oder einer der bedeutenden Emigranten, z. B. Herr Rauschning oder Dr. 
Brüning? Sogar irgend jemand, der weiter links steht, könnte gewählt werden, 
aber auch er würde wählen müssen zwischen der Rolle eines P&tain oder der 
eines Instruments der Revolution... . 

Jede Regıerung dieses Typs könnte nur in Amt und Würden gesetzt werden 
mit der Zustimmung der alliierten Armee, genau wie ihr französisches Gegen- 
stück seine Autorität von der Berliner Zustimmung herleitet. Es könnte nur 
die gleiche Aufgabe haben wie die Männer von Vichy: die militärische Nieder- 
lage anzuerkennen und die Ordnung aufrecht zu erhalten, z. B. eine Revolte 
zu verhindern oder den Bruch des Waffenstillstandes. In Deutschland würde 
die Regierung einen Rückhalt, wenn überhaupt, hauptsächlich in den Reihen 
der Konservativen finden, die sie als eine Sicherheit gegen die Revolution be- 
grüßen möchten und gegen übertriebene harte Friedensbedingungen, z. B. sie 
würden den gleichen Rückhalt finden, wie ihn Vichy zur Zeit genießt.“ 


Herr v. Rauschenplat zählt nun alle Unvollkommenheiten einer solchen 
Regierung auf und entwickelt auch hierbei beachtliche Sehergaben: 


. sie würde ständig gezwungen sein, ihre diktatorische Macht auszubauen 
und alle revolutionären Elemente mattzusetzen, die sich an die Oberfläche 
wagen würden ... Sie würde nicht in der Lage sein, die bürgerlichen Frei- 
heiten wieder herzustellen... . 

Um die Massen niederzuhalten, würde die Regierung entweder die Gestapo 
aufrecht erhalten müssen oder sie müßte sich vollkommen auf fremde Truppen 
verlassen, sogar für den Polizeidienst.“ 

‚Diese Konservativen haben eine gute Erfahrungstradition, um jede Bewegung 
als bolschewistisch hinzustellen, die ihre Vorrechte bedroht, und die ihre 
eigenen persönlichen Interessen so hinzustellen weiß, als wären sie die heilig- 
sten Inbegriffe des Vaterlandes.“ 

„So würde auch eine deutsche Petainregierung nicht in der Lage sein, die 
Kriegstreiber zu vernichten, und sofern eine solche Regierung die Unter- 
stützung der alliierten Streitkräfte bekäme, so würden diese Streitkräfte nur 
dazu beitragen, die einzige Kraft in Deutschland niederzuhalten, die in der 
Lage wäre, den Frieden zu sichern.“ 


Er sieht in einer solchen Regierung den Hemmschuh für die sozialistische 
Revolution, und fordert daher eine gründliche Entnazifizierung nach 
seinen Vorstellungen: 

„Nur solche örtlichen Ausschüsse werden in der Lage sein, die Macht an 

ihrem Grund zu zerstören. Diese Ausschüsse werden sogar so etwas wie Sowjets 
sein und die Instrumente für die Revolution, und niemand, der nach dem 
Modell des Pe&tain geformt ist, könnte es wagen, ihre Unterstützung abzu- 
lehnen.“ 
Er hat auch Angst, daß eine solche Regierung die Saat einer neuen faschi- 
stischen Regierung säen könnte, der es evtl. einfiele, die deutsche Ehre 
wiederhrezustellen. Dieser Mythos der deutschen Ehre macht ihm über- 
haupt große Sorgen. Er hat Angst, daß die Regierung überlistet wird. Die 
alliierten Truppen sollten 


». .. es nicht als ihre Pflicht ansehen, ‚Ruhe und Ordnung aufrecht zu erhal- 
ten’ und ‚Kämpfe zwischen den Deutschen zu verhindern’, wie es kürzlich ın 
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einem PEP-Flugblatt angedeutet wurde. Sie müßten sich klar darüber sein, 
daß die Ziele der Revolutionären in weitem Maße mit dem Hauptfriedensziel 
der Massen in den alliierten Ländern übereinstimmen. — Frieden. Und daß 
man von einer Revolution nicht erwarten kann, daß sie strikt in den Grenzen 
von ‚Ruhe und Ordnung’ durchgeführt werden kann.“ 


Da zu Ruhe und Ordnung auch die gleichmäßige Verteilung der Lebens- 
mittel gehören würde, die die Alliierten nach Deutschland senden werden, 
will er auch dieses Problem für die Revolution teuflich ausnützen: 


„Die Art der Verteilung von Lebensmitteln von Deutschland mag bei ihnen 
selbst ein gewichtiger Faktor sein, der das Gleichgewicht der Kraft innerhalb 
Deutschlands berührt und es mag ebenso ein Faktor für die Umerziehung des 
deutschen Volkes sein. Wenn eine internationale Dienststelle die Lebens- 
mittel in, Verbindung mit örtlichen antifaschistischen Ausschüssen verteilt, so 
würde das sowohl die Revolution als’auch die Überwindung des engen natio- 
nalistischen Begriffs unterstützen, den Hitler so lange gepredigt hat.“ 


Seine Sorgen um die Zukunft der.deutschen Wirtschaft ergeben sich auch 
aus folgenden Zeilen: 


„Welches ökonomische System ist durchführbar als Nachfolger der totali- 
tären faschistischen Wirtschaftsauffassung? Was soll mit den ungeheuren 
Werken zur Herstellung von Ersatzstoffen geschehen, die nicht länger begehrt 
sein werden, wenn der internationale Handel wieder einmal von den lähmen- 
den Fesseln befreit sein wird? . Was soll geschehen, wenn Deutschland als das 
einzige kontinentale Land mit einer großen und tüchtigen Werkzeugmaschinen- 
industrie im Spiele bleibt? Was für Sicherheiten können ersonnen werden 
gegen das Wiederaufkommen wirtschaftlichen Nationalismusses?“ 


‘Herr v. Rauschenplat beendet sein Machwerk mit folgenden vielsagenden 


Bettelphrasen: 
‘ „Die Deutschen werden nicht nur mehr bereit zum Kampf gegen Hitler 
sein, wenn sie wissen, wofür sie kämpfen. Sie werden auch mehr Vertrauen 
zu England und zur, englischen Propaganda haben, wenn sie begreifen, daß 
die Kriegsziele aller zivilisierten Menschen: Freiheit vom Mangel und Frei- 
heit von Furcht, wie Präsident Roosevelt es ausdrückt. Aber glaube ja nicht, 
daß unsere möglichen Verbündeten in Deutschland durch irgendeine Pro- 
klamation von Plattheiten beeindruckt werden. Das Schicksal der 14 Punkte 
des Präsidenten Wilson bringt alle ähnlichen Erklärungen von Anfang an in 
Mißkredit. Selbst wenn. man den Deutschen sagt, daß die Alliierten — in 
ihrem eigenen Interesse — nicht den wirtschaftlichen Zusammenbruch Deutsch- 
lands nach dem Kriege wünschen, so werden sie doch gern wissen wollen, ob 
diejenigen, die solche guten Absichten. zur Schau tragen, auch wirklich wissen, 
wie man sie verwirklichen kann. Die Wirkung der deutschen Sendungen des 
britischen Rundfunks würde gewaltig vergrößert, wenn solche Fragen in einer 
bestimmteren Art und Weise beantwortet werden könnten als es bisher ge- 
schehen ist . > 

Eure. Unterstützung für eine solche Zusammenarbeit zu gewinnen, das ist 
die Absicht dieses Briefes. Laßt uns hier zusammenfinden, um im gemein- 
samen Kampf unsere Rolle zu spielen und die Kräfte innerhalb Deutschlands 


aufzurufen, ihre Pflicht zu tun.” 


Da dieses ungeheuerliche Produkt des Landesverrats von Herrn Baron 
v, Rauschenplat im Jahre 1942 veröffentlicht wurde, wird es uns erst recht 
begreiflich, warum er so sehr nach einer Umtaufe drängte und sich schon 
zu jener Zeit widerrechtlich Eberhard nannte, als er Landtagsabgeord- 
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neter und Staatlssekretär wurde, obwohl er noch nicht gesetzlich das Recht 
dazu hatte. Den Abgeordneten Rößler-Richter hat man bekanntlich dafür 
ins Gefängnis gesteckt. Wenn es aber in der Begründung der Verfügnng, 
mit der seine Umtaufe ministeriell am 10. Februar 1947 gestattet wurde, 
heißt: „Weil v. Rauschenplat unter dem von ihm beantragten Namen bei 
Widerstandsgruppen in Deutschland und auch im Ausland gewirkt hatte“, 
so ist dies die genaue Umkehrung der Tatsachen, denn die Umtaufe in 
Eberhard sollte bewirken, daß kein Esel das Gras wegfressen könne, das 
über den Namen „von Rauschenplat“ wachsen solle. Da aber solche Esel 
zur Unterstützung der Wahrheit nicht aussterben, helfen die ganzen Ma- 
növer nichts. = 

Der Erwähnung wichtig scheinen noch zwei Tatsachen, einmal, daß als 
Mitverfasserin Frau Hilde Monte zeichnet, die bei dem Bürgerbräuatten- 
tat, das von dem englischen Minister Strauß inszeniert wurde, beteiligt 
gewesen und 1944 beim Überschreiten der Schweizer Grenze erschössen 
worden sein solle Zum andern, daß Mitherausgeberin die Fabian Society 
ist, eine Forschungsgesellschaft der englischen Arbeiterpartei, welche die 
Verbindung zwischen dieser, den deutschen und den internationalen So- 
zialisten pflegt. Diese Gesellschaft gab Ende ’1946 der deutschen Delegation 
unter Dr. Schumacher einen Empfang. Der Herrn Fritz Eberhard 1954 
zuteil gewordene Schutz der SPD dürfte hiermit ausreichend: enträtselt 
sein. 
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Willi Eichler 


wurde 1896 in Berlin geboren, 
war kaufmännischer Angestellter 
und machte den Weltkrieg 1914-—18 
mit. Ab 1925 war er als Journalist 
tätig und in den Jahren 1933-1945 
in der Emigration, zuletzt in Eng- 
land, wo er in der Organisation 
des englischen Geheimdiensles tätig 
war. Heute ist er Mitglied des Par- 
teivorstandes und Bundestagsab- 
geordneler. 





Hans Jahn 


heute Vorsitzender der Eisenbahnergewerkschaft, wurde 1885 in Sachsen 
geboren, erlernte zunächst das Schmiedehandwerk und wurde späler 
Lokomotivführer. 1933 war er Vorstand im deutschen Eisenbahnerverband. 
Der schon früh der SPD Beigetretene emigrierte 1935 und war in fast 
allen europäischen Ländern tätig. 1944 soll er vom britischen Geheimdienst 
zum amerikanischen Geheimdienst delegiert worden sein mit dem Auftrag, 
die italienischen Gewerkschaften in die Richtung der amerikanischen zu 
drängen. 1945 sei er mit den amerikanischen Besatzungstruppen in ameri- 
kanischer Uniform zunächst nach Italien und dann nach Deutschland 
gekommen. 


Wenzel Jaksch 


Als im Herbst 1938 durch den Spruch von „München“ das Sudetenland 
zu Großdeutschland kam und die Sudetendeuischen aus der durch Ver- 
sailles künstlich geschaffenen Tschechei wieder in ihre wirkliche Heimat, 
ins Reich, heimgeführt wurden, freuten sich darüber nicht nur die Sude- 
tendeutschen und die Deutschen, sondern auch die anständigen Teile 
aller Völker der Erde — einschließlich der Tschechen selbst. 


Gegner dieser Lösung waren nur die notorischen Kriegshetzer und 
grundsätzlichen Gegner des neuen Regimes Deutschlands, die Clique um 
Benesch, die vergebens auf die Hilfe ihrer französischen - Verbündeten 
gehofft hatte, und jener Teil der ehemaligen tschechischen „Deutschen“, 
die mehr internationale Sozialisten — sprich Marxisten — waren, als 
wirkliche Deutsche Für sie wäre diese Lösung nur zufriedenstellend 
gewesen, wenn sie der ehemalige Reichspräsident Ebert und nicht der ver- 
haßte Hitler zustandegebracht hätte. Es kam ihnen gar nicht in den Sinn, 
daß sich die deutsche SPD nie Gedanken um eine Besserstellung des Loses 
der Sudetendeutschen gemacht hatte, also gar nicht daran dachte, an der 
durch Versailles erpreßten Loslösung des Sudetenlandes zu rütteln, ge 
schweige denn, daß die Weimarer Republik angesichts ihrer Kraftlosig- 
keit jemals hätte eine Änderung dieses Zustandes erreichen können. 


Einer der führenden Männer dieser tschechischen Deutschen war der 
ehemalige SPD-Abgeordnete Wenzel Jaksch, heute Bundestagsabgeorä- 
neter der SPD und wohlbestallter Ministerialdirektor in der Hessischen 
Landesregierung. Er und die seinen wollten gar nicht, daß das Sudeten- 
land ins Reich heimkehre, sondern ihnen war es darum zu tun, daß das 
Sudetenland im Verband der Tschechei eine autonome Stellung einnehme 
und sie einen Ministersessel bekämen.. Wie weit ihr Haß gegen die von 
Hitler angestrebte Lösung ging, beweist, daß nach eigenem Eingeständnis 
des Jaksch in seiner Schrift „Benesch war gewarnt“* „unsere Genossen 
Mitteilungen über die Bürgerkriegsvorbereitungen der Nazis (an die Pra- 
ger Regierung, d. V.) weitergegeben haben.“ 

Kläglich beschwert sich Jaksch in dem gleichen Schreiben vom 3. April 
1943 an Benesch, daß man dieses Verhalten ‚so wenig danke, obwohl ver- 
schiedene dieser Genossen, die doch ihre republikanische Pflicht (gegen- 
über der Tschechei, d. V.) erfüllt hätten, später von den Nazis als Landes- 
verräter hingerichtet werden konnten, weil die tschechische Staatspolizei 
diese Meldung nicht aus den Akten entfernt hätte. 


Er erinnert Benesch auch daran, daß er vom tschechischen Geheimdienst 
noch nicht einmal gewarnt wurde, als dessen Herren am Tage vor der 
deutschen Besetzung nach England abflogen, und daß seine Versuche mit 
tschechischer Hilfe aus Prag zu entkommen, völlig ergebnislos waren, 


ec), „Bencsch war gewarnt" von Wenzel Jaksch, Verlag „Das Volk“ München 1949, S. 65. 


95 


daß cr seine Rettung nur der Hilfe englischer Freunde verdanke. Im 
„eigenen“ (tschechischen, d. V.) Staate sei ihnen das Äsylrecht verweigert 
worden, und nur in demokratischen Asylländern seien sie als Deutsche 
aufgenommen worden, die nicht im Hitler-Deutschland leben wollten. 
Solange man deutsche Sozialdemokraten zur Verteidigung des Landes ge- 
braucht habe, seien sie „Tschechoslowaken“ gewesen. Als man ihrer nicht 
mehr bedurfte, habe man sie als „Deutsche“ nach Großdeutschland ab- 


geschoben. & 


Er hat ganz vergessen, Herrn Benesch auch daran zu erinnern, daß er 
ihm 1938 sofort petzte, als ihm Otto Strasser erzählte, ein General habe 
diesem im August 1938. in der Schweiz berichtet, daß die Generäle einen 
Putsch gegen Hitler planten. Die Weitergabe dieses Geheimnisses aus- 
gerechnet an Herrn Benesch lag natürlich ganz im Interesse Deutsch- 
lands. 


Herr Jaksch hat seit 1938 so viel geredet und geschrieben, daß man ces 
nicht schwer hat, interessante Wahrheiten in den Wiedergaben dieser 
"Auslassungen zu finden. Wir wollen einige zitieren: 


» .. meine Unterredung mit Dr. Benesch am 3. 8. 1939. Dr. Benesch kam 
gerade von einem längeren Amerika-Besuch zurück.. Er war dabei im Weißen 
Hause wie ein Staatsoberhaupt empfangen worden und erzählte mir, Präsident 
Roosevelt hätte ihm volle Unterstützung bei der Wiederaufrichtung der Tsche- 
choslowakei zugesagt. Obwohl ich ihn damals noch nicht im vollen Umfange 
durchschaut hatte, war ich nicht geneigt, die taktische Nebenabsicht dieser. 
Mitteilung zu verkennen. Soviel aber war klar, daß Hitler nur durch einen. 
Krieg gestürzt werden konnte und daß durch diesen Krieg auch das Schicksal 
der Sudetendeutschen erneut aufgerollt werden würde. Darum machte ich bei 
diesem ersten vorsichtigen Abtasten der beiderseitigen Standpunkte geltend, 
daß man einer erneuerten Sudeten-Demokratie wohl nicht weniger auiono- 
mistische Konzessionen zumuten könne, als man der Henlein-Bewegung im 
Rahmen des sogenannten „Vierten Plans“ 1938 zu geben bereit war. Jener 
Plan hätte in der Tat die Sudetendeutschen zum Rage eines Staatsvolkes 
erhoben, und er stellte daher einen guten Ausgangspunkt für eine spätere 
Vertragslösung dar. Dr. Benesch warf aber sofort ein, der „Vierte Plan“ sei 
nur zur Demäaskierung Henleins ‘vor der Weltöffentlichkeit bestimmt ge- 


wesen.“ 


Hier erfährt man also nicht nur, wie sehr sich der Friedensengel Roose- 
velt mit der Erhaltung des Friedens beschäftigte, sondern auch wie die 
Tschechen in Wirklichkeit über die Freiheit der Sudetendeutschen dachten. 
In einem Rundschreiben vom 9: Oktober 1939 an die emigrierten Sudeten- 
deutschen heißt es unmißverständlich: 


„Für das Gros unserer wehrfähigen Männer ist nach Lage der Dinge der [rei- 
‚willige Eintritt in die britische Armee vorzuziehen.“  - 


Es ist leider nicht bekannt, ob Jaksch diesen Männern den Befehl mit- 
gab, nur auf Hitler persönlich und nicht auf deutsche Soldaten zu schießen. 
Seine wahren Spekulationen mit dieser Empfehlung ergeben sich aus 
folgenden Zeilen eines späteren Rundschreibens vom 23. März 1942: 
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. die Zugehörigkeit einer Anzahl unserer Genossen zu britischen For- 
mationen hat eınen tieferen Sinn. In den entscheidenden Tagen wird es allein 
auf unsere Kraft ankommen.“ 

Nun, dieser Kampf auf englischer Seite hat weder die grausame Aus- 
treibung der Deutschen aus der Tschechei verhindern können, noch konnte 


er den sudetendeutschen Emigranten irgendein .Mitspracherecht in der” 


wiederhergestellten Tschechei verschaffen. Verräter ernten eben immer 
Undank. 

Ein unbezahlbares Geständnis machte er aber am 9. März 1940 aüf der 
Vorstandssitzung der sozialdemokratischen Partei in Loughton-Essex: ‘ 


„Wir können mil unserer Betrachtung nicht. .mehr dort stehen, wo wir stan- 
den. Der Grund hierfür ist, daß der Staat nicht mehr existiert. Wir waren 


ja damals in der abnormen Lage, gegen die Autonomie des Sudeten- | 


landes sein zu müssen, um nicht den Henleins gänzlich ausgeliefert zu sein.“ 
N 


Jetzt wissen wir genau, warum Herr Jaksch und die Seinen. gegen die 
Heimkehr des Sudetenlandes ins Reich waren. Sie wollten ihr Leben 
retten, das sie durch Verrat verspielt hatten. 

In einem Schreiben vom 22. Juni 1942 an Bencsch erhebt er den An- 
spruch auf das Verdienst, daß die tschechoslowakische Demokratie 
„heroisch“ gefallen sei. Er gibt auch offen zu, daß es nur der Haltung 
seiner sozialdemokratischen Freunde zu danken wäre, daß 

. die internationale Propagandaschlacht um das Schicksal der Tschecho- 
sion nicht schon im Frühjahr 1938. verloren gewesen sei. Es hätte dann 
keiner Runciman-Mission und keines Spruches von München bedurft, ja die 
letzte heroische Geste der September-Mobilisierung wäre dem Lande versagt 
geblieben. Jede objektive Nachprüfung dieser tragischen Vorgänge wird be- 
stätigen, daß unsere Organisationen das Sudeiengebiet noch politisch gehalten 
haben, als es von der Staatsbürokratie bereits praktisch preisgegeben war.” 

Herr Jaksch gibt auch zu, daß seine deutschsprachigen Sendungen 
über den britischen Rundfunk während des Krieges ein Instrument der 
politischen Kriegsführung gegen Hitler waren. Er weiß auch, daß wegen 
des illegalen Abhörens dieser Hetzsendungen zahlreiche seiner Genossen 
zu schweren Freiheitsstrafen verurteilt wurden, während er im sicheren 
London saß — ohne sein Brot durch eine praktische Erwerbstätigkeit wie 
diese Genossen verdienen zu müssen. . e 

Wir wollen uns noch mit einigen Bekenntnissen der Treuegemein- 
schaft sudetendeutscher Sozialdemokraten in London beschäftigen, bei 
deren Abfassung Herr Jaksch Aue SIEnD beteiligt war. Am 7.11.1943 
versprach sie: 


4 


„... Sich für die aktive Beteiligung der Sowjetunion an einem gesamt- . 


europäischen Sicherheitssystem einzusetzen ... unerbittlichste Anwälte für 
die volle Wiedergutmachung aller am tschechischen Volke begangener Ver- 
brechen zu werden — die sozialdemokratische Bewegung hundertprozentig an 
der Seite der wahren Interessen des tschechischen Volkes marschieren zu 
' lassen.“ 


Am gleichen Tage gab Genosse Volkmar Gabert folgende Entschließung ’ 


der Jugendtagung zur Kenntnis: 
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„Unsere Mitglieder stehen in den Reihen der Royal Air Force (brit. -Luft- 
waffe) der britischen, kanadischen und tschechoslowakischen Armee, sie arbei- 
ten in den Kriegswerkstiätten und Munitionsfabriken, in den Büros und auf 
den Farmen des britischen Kriegseinsatzes .... Vom ersten Tage haben wır 
unsere ganze Kraft vorbehaltlos in diesem Kriege eingestezt.“ 


Der Genosse Platek führte bei der gleichen Konferenz aus: 


„Ich möchte feststellen, daß wir schon in der Tschechoslowakei an der 
Grenze gestanden sind, Hand in Hand mit der tschechoslowakischen Armce. 
Viele von uns ... haben sich sofort zur Armee gemeldet ohne Rücksicht, 
welchen Rang wir bekleiden und zu welcher Abteilung wir kommen würden 

. . Viele waren enttäuscht, weil wir in Arbeitseinheiten eingereiht wurden. 


Später hatten wir auch Kampfaufgaben und stellten unseren Mann ın 
anderen Einheiten der Armee.“ 


Der Genosse Ferry brüstete sich stolz, den Rock des englischen Königs 
zu tragen. Der Genosse de Witte wiederholt das Bekenntnis: 

». .. Aus unseren Reihen tragen nahezu alle, denen ces nicht ihr Alter oder 
körperliche Ungeeignetheit verbiete, dem Rock des Kämpfers, den englischen, 
kanadischen oder tschechoslowakischen Waffenrock oder die Bluse des Kriegs- 
arbeiters.“ 


Herr Jaksch schämt sich nicht, in der Schrift „Sudeten-Labour etc.“ 
stolz das amtliche britische Armeefoto mit folgender Unterschrift zu 
zeigen:*) 


„Sudetendeutsche Sozialisten, die in britischen Marinekommandos dicnen, 
bringen deutsche Gefangene auf der Insel Walcheren ein, (November 1944).“ 


Dieser Kampf auf der Seite der Alliierten gegen Deutschland wurde 
fortgeseizt, obwohl die sudetendeutschen Sozialdemokraten schon längst 
wußten, daß seitens der Tschechen die völlige Austreibung der Deutschen 
und die Verweigerung des Selbstbestimmungsrechts geplant war. Jaksch 
schreibt in seinem Brief vom 22. Juni 1942 an Dr. Benesch: 


„Es ist schwer, zu beschreiben, Herr Präsident, welches Ausmaß von Konster- 
nation die bisherige Propaganda für Massentransfer der Sudetenbevölkerung 
in unseren Reihen hervorgerufen hat. Solche Maßnahmen würden sich natur- 
gemäß gegen die Bevölkerung ganzer Regionen richten und daher auch Kreise 
treffen, die sich vor und nach der Entscheidung von München in der Aus- 
einandersetzung mit dem Nazifaschismus wahrhaft heroisch gehalten haben.“ 


In der Antwort hierauf schreiben die Tschechen am 2, 12. 42: 


„Wir wären aber keine realistischen Politiker, wenn wir uns nicht ganz 
klar sagen würden, daß das deutsche Volk und der deutsche Staat (also nicht 
nur Hitler allein, d. V.) die Folgen ihrer Niederlage tragen müssen, wenn sie 
aus diesem Kriege geschlagen hervorgehen. Jeder, der sich in diesem Kriege 
mit ihnen irgendwie verbündste oder ıhnen irgendwie behilflich war, wird 
von dieser Niederlage mit betroffen werden. Die große Mehrheit der Deut- 
schen aus den tschechoslowakischen Ländern hat sich mit ihnen verbündet, 
solidarisch erklärt und ihnen wirksam geholfen. Sie werden also mitbetroffen 
sein; in welcher Weise — das kann heute noch niemand sagen. Man wird das 
den politischen Verhältnissen entsprechend, unter denen wir den Krieg bce- 


») Das Bild ist veröffentlicht In der Zeitschrift „Der Weg“, 7/54, Seite 510. 
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enden, entscheiden. Es liegt aber auch im Interesse der Tschechen und SIo- 
waken, daß es hier vernünftig und legal zugeht und daß nicht nur die Rache 
herrscht ... . Unsere Schlußfolgerung ist, daß die Bewohner unseres Grenz- 
landes auf kollektives und territoriales Selbstbestimmungsrecht keinen An- 
spruch haben, wenigstens nicht ohne Zustimmung der Tschechen ... Ein 
jeder muß allerdings das Recht auf individuelles und persönliches Selbstbe- 
stimmungsrecht haben. Er kann freiwillig den Staat und die Umgebung, in 
der er politisch nicht so zu leben vermag, wie er es sich wünscht, verlassen.“ 


Diese vielsagende Ankündigung haben die Tschechen trotz der lächer- 
lichen Proteste der sudetendeutschen Emigranten in einer Weise wahr- 
gemacht, daß dieses Volk die Schande der Verbrechen an den Deut- 
schen niemals abwaschen kann, denn es herrschte nur die Rache bei der 
Vergeltung. Vergeltung wofür? Dafür, daß die Bevölkerung unter der 
deutschen Herrschaft verstohlen den Gruß „goldenes Protektorat“ ge- 
brauchte, weil es ihr so gut ging. Selbst die Zeitung des Herrn Jaksch 
„Der Sozialdemokrat“ (London 31. Dezember 1948) mußte bekennen: 


„Dieser Ausspruch ist im heutigen Böhmen und Mähren nicht vereinzelt. Die 
Wahrheit ist, daß die Naziherrschaft das soziale und wirtschaftliche Gefüge 
des tschechischen Volkes ziemlich intakt gelassen hat. Wer nicht zur dünnen 
Oberschicht verfolgter Politiker und Intelligenzler gehörte, ging weiter in Ruhe 
seiner Arbeit nach. Die Lebensverhältnisse waren, verglichen mit andern be- 
setzten Ländern, erträglich. Soweit tschechische Arbeiter in Deutschland und 
Österreich arbeiteten, waren sie mit den deutschen und österreichischen Ar- 
beitern gleichberechtigt. Sie hatten die gleichen Lebensmittelzuteilungen und 
waren nicht kasernieri. Der einzige Unterschied bestand darin, daß die deut- 
schen Kollegen in steigender Zahl zum Waffendienst einberufen wurden, wäh- 
rend die Ischechische Manneskraft wenigstens von den Blutopfern des zweiten 
Weltkrieges verschont blieb.“ 


Das tschechische Volk hat jetzt unter dem bolschewistischen Regime 
die besten Vergleichsmöglichkeiten und Gelegenheit, Sühne für die Rache 
zu leisten. 

Wir wollen den Fall Jaksch mit der Wiedergabe eines Briefes be- 
schließen, den ein biederer Bundesbürger am 7. Oktober 1953 an den 
ersten Vorsitzenden der SPD, Herrn Ollenhauer, richtete, weil er noch in 
der Illusion lebte, die seinerzeit bei der SPD üblichen nationalen Flöten- 
töne würden einen ernsthaften Willen zu nationalem Handeln entspringen. 
Herr Ollenhauer würdigte ihn jedoch keiner Antwort: 


.. 


„Sehr geehrter Herr Ollenhauer! 


Aus der Presse entnehme ich, daß Ihr Kollege, Herr Wenzel Jaksch, Mit- 
glied des Hauptvorstandes der SPD und Ministerialdirektor der hessischen 
Landesregierung über den sicheren Platz einer Landesliste der SPD als Ab- 
geordneter in den neuen Bundestag einzieht. Der Artikel enthält einen kurzen 
Lebenslauf des neuen Bundestagsabgeordneten. Der Inhalt dieses Lebens- 
laufes ist es, der zu dem Eindruck verleitet, als hätte Herr Jaksch in den 
letzten Jahren eine entgegengesetzte Entwicklung durchlaufen wie die bis- 
herigen Abgeordneten. 

Während so mancher der bisherigen Bundestagsabgeordneten es für zeitge- 
recht und notwendig hielt, seinen im Jahre 1949 abgegebenen Lebenslauf durch 
kleine Verzierungen zu ergänzen (Regimentskommandeur oder Ritterkreuz- 
träger, Adjutant) vermissen wir bei Herrn Jaksch die Schilderung verschic- 


Ss") 


dener Lebensabschnitte, die noch vor kurzer Zeit vom sozialdemokratischen 
Schrifttum besonders herausgestellt wurden. Es’ handelt sich um das Verhalten 
des Herrn Jaksch'in der Heimat, das zu seiner Emigration geführt hat und 
sein Verhalten in der Emigration in London. a 


Über das erstere schreibt Ihf Kollege, Bundestagsabgeordnete Ernst Paul in 
dem Buche — Sozialdemokratie und Nation — auf Seite 145 den in der Beilage 
beigefügten Aufsatz, aus welchem zu ersehen ist, daß die Zusammenarbeit der 
sudetendeutschen Sozialdemokraten mit den Tschechen so weit ging, daß sie an 
der Seite der tschechischen Staatspolizei gegen ihr Volk Dienst taten... .Y) 


Man kann sich dem Gedanken’einer Emigration Einzelner nicht verschlie- 
Ben, wenn man bedenkt, daß ein Mensch auch seine Heimat verläßt, wenn 
ihm das Leben unter dem Einfluß eines ihm unbequemen Systems wenig 
zuträglich scheint. Einem solchen Emigranten kann man duch nichts ehren- 
rühriges nachsagen, nur weil er emigriert ist, selbst dann nicht, wenn man 
an Beispielen wie das des Herrn Dr. Kurt Schumacher erkennen kann, daß 
es eine Sache der Persönlichkeit, des Charakters sein kann, ob man cmi- 
griert oder ob man sich mit dem System auseinandersetzt und zum Kampf 
stellt. 

Zweifellos ist das Verhalten Wenzel Jaksch’s in diesen beiden Fällen der 
Zusammenarbeit mit den Tschechen und den Alliierten gegen sein eigenes 
Volk mit einer anständigen Ehrauffassung kaum noch in Einklang zu 
bringen. 

Es ist mir bekannt, daß ich Ihnen mit diesen Zusammenhängen keinerlei 
Neuigkeiten vortrage-und gerade deshalb bin ich erstaunt, daß Sie als der 
verantwortliche Vorsitzende der SPD auf Bundesebene die Kandidatur eines 
Jaksch gebilligt haben. Ich gehe wohl in der Annahme nicht fehl, daß Sıe 
die Zusammenhänge um die geschilderten Momente aus dem Leben Jaksch’s 
aus persönlichem Miterleben kennen, da Sie sich zu gleicher Zeit in der 
damaligen Tschechoslowakei, wie in London befunden haben... 


Wenn die Öffentlichkeit, wie dies im Falle Jaksch geschehen ist, dessen 
direkten Versuch in den Bundestag zu kommen, zweimal abgelehnt hatte, 
dann hätte diese zweimalige offene Ablehnung des Kandidaten seine Par- 
tei davon abhalten müssen, den Weg durch die Hintertüre über den siche- 
ren Platz der Landesliste zu. beschreiten, um ihn doch noch in den Bundcs- 
tag zu 'lanzieren. 

Es kann Ihnen nicht entgangen sein, wie En. Amerika, Frankreich, 

Belgien, Holland oder Rußland mit Landsleuten verfahren sind! die sich ın 
der Notzeit des eigenen Volkes gegen ihr Volk. stellten und dem Feinde 
selbst mit der Waffe dienten. 
' Warum sollte das deutsche Volk einer anderen Ehrauffassung huldigen? 
Aus dieser Sicht heraus wird es an der Zeit, daß sich die SPD mit dem Falle 
Jaksch doch etwas näher befaßt und die notwendigen Konsequenzen zicht, 
um etwaige Folgerungen, die sich aus Debatten im Bundestag ergeben kön- 
nen und dem Ansehen des Bundestags im AUSApE Abbruch tun könnten, zu 
vermeiden. 

Bei aller politischen Toleranz, die heute mehr denn je notwendig ist, um 
die Schäden der Vergangenheit zu überwinden, wird es notwendig werden. 
festzulegen, wo die Grenze jener Toleranz liegt. 


In diesem Falle bitte ich Sie um Ihre Stellungnahme und zeichne 


mit vorzüglicher Hochachtung! 
gez. Unterschrift“ 


*e) Siehe Kapitel „Ernst Paul“. 
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Waldemar von Knoeringen 


wurde 1906 im südlichen Oberbayern geboren und war zunächst als 
Krankenkassenbeamter tätig. 1926 trat er der SPD bei und war auch Mit- 
glied des Reichsbanners. 1933 emigrierte er und gelangte zuletzt nach 
England, wo er unter dem Namen „Mister Holt“ lebie. Er arbeitete am 
„Sender der europäischen Revolution“, den der britische Publizist 
Richard Crossmann aufgezogen hatte und vom Foreign Office kon- 
trolliert wurde. Da dieser Sender 1942 stillgelegt wurde, weil die Alli- 
ierten auf einen schärferen Kurs mit der Forderung nach der bedingungs- 
losen Kapitulation’ zusteuerten, ging von Knoeringen -zusammen mit 
Crossmann nach Nordafrika, wo sie Verbindungen mit Kriegsgefangenen 
des Bewährungsbataillons „999“ aufnahmen, um sie für politische Auf- 
gaben nach dem Zusammenbruch des Dritten Reiches vorzubereiten. Nach 
der Invasion in Frankreich nahm er einige dieser Leute nach London mit 
und sprach mit ihnen zusammen im Londoner Rundfunk in Kriegsze- 
fangenensendungen, um dem deutschen Volk die Sinnlosigkeit der Fort- 
führung des Krieges klarzumachen. In dem bekannten Kieler Prozeß 
gesen den ehemaligen Bundestagsabgeordneten Hedler sagte der bei die- 
sen Sendungen beteiligte Zeuge Köbke jedoch eindeutig aus, daß das 
Ziel der Sendung Wehrkraftzersetzung gewesen sei. Von Knoeringen 
selbst sagte: „Ich trug in Afrika eine kurze braune Drillichhose und:ein 
Offizierstrenchcoat ohne Rangabzeichen, weil ich nicht mit einem SPD- 
Schiff nach Nordafrika gefahren bin, auf dem ich mir vielleicht eine 
deutsche blaue Hose hätte kaufen können.“ Heute ist von Knoeringen 
Landesvorsitzender der SPD in Bayern. 


Herbert Kriedemann 


Der Bundestagsabgeordnete Herbert Kriedemann kann als Prototyp 
jener SPD-Führer bezeichnet werden, die auch mit den größten ihrer 
„Missetaten“ den Treuekomplex der SPD nicht erschüttern konnten. Es 
wird daher den Leser interessieren zu erfahren, was man alles auf dem 
„Kerbholz“ haben kann, ohne von der SPD fallen gelassen zu werden. 


Kriedemann studierte Landwirtschaft, ohne jedoch ein ‚Examen. zu 
machen. Anschließend war er als Angestellter in der Werbeabteilung 
des Reichsbildungsausschusses der SPD bis zum Frühjahr 1933 tätig. 
Nach der Machtergreifung Hitlers versuchte er sich zuerst illegal in Berlin 
zu betätigen und verschwand dann nach Prag. Er wurde aber von dem 
dorthin emigrierten „Vorstand“ der Partei nicht mit Begeisterung auf- 
genommen, da. dieser mit den Ergebnissen von Kriedemanns illegaler 
Arbeit nicht zufrieden war und außerdem Verdacht schöpfte, als sich 
Kriedemann zu sehr für das frühere Vorstandsmitglied der SPD Rein- 
hold Schwabe einsetzte, der auch V-Mann der Gestapo war. Kriedemann 
verglich sich mit dem Parteivorstand und erhielt eine Abfindungssumme 
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von etwa 10000 Kronen. 1936 verlegte er seinen Sitz nach Holland — 
wohin ihm aber die Warnung des Prager Parteivorstandes an den Vor- 
stand der holländischen SPD folgte. In dem Protokoll des Prager Vor- 
standes vom 15.10.36 heißt es: 

„Kriedemann steht im Dienst des tschechischen Generalstabes, hat außerdem 
Verbindung mit Schwabe und der Gestapo. Es wird vor ihm gewarnt. Die 


Partei in Amsterdam ist ermächtigt, alles NOUMERMIBE gegen ihn zu unterneh- 
men, wenn Anlaß dazu besteht.“ 


Aus einem andern Protokoll vom 18.9.1936 ergibt sich eindeutig, daß 
Ollenhauer genau wußte, daß Kriedemann Spionage treibt und für die 
Gestapo spitzelt. „Es bestehen hier gewisse Besorgnisse, daß der Partei 
für den Fall einer tatsächlichen Spitzelei Kriedemanns Vorwürfe gemacht 
würden, wenn wir nicht rechtzeitig vor ihm warnen“, 


Da sich Kriedemann keine ausreichende Existenz verschaffen konnte, 
fiel es der Gestapo nicht schwer, über Schwabe Verbindung mit ihm auf- 
zunehmen, zumal Kriedemanns Bruder selbst SS-Mann war. Schon am 
27. 8. 36 hatte der Kriminalkommissar Sattler eine Unterredung mit 
Kriedemann in Holland. Da dieser gern auf zwei Klavieren spielen und 
sich rückdecken wollte, sagte er seinen Parteifreunden, daß er eine Be- 
gegnung mit einem Nazispion habe, von dem er hoffe, Nachrichten über 
die deutsche Kriegsindustrie zu erhalten. 

Über diese Dinge hat die KPD eine ausführliche Broschüre mit allen 
Einzelheiten unter dem Titel „In Sachen Kriedemann“ veröffentlicht, 
die auch Fotokopien der verschiedenen Dokumente enthält. Kriedemann 
führte bei der Gestapo die Deckbezeichnung „S 9 Walter“. Von ihm cr- 
fuhr sie allerhand Einzelheiten über die illegale Tätigkeit des Prager 
SPD-Vorstandes. So etwa folgendes, was auch für uns wissenswert ist: 


„Die emigrierten Mitglieder des Parteivorstandes, Wels, Crummencerl, Hertz, 
Stampfer, Ollenhauer und Vogel standen auf dem Standpunkt, daß eine Emi- 
gration direkt notwendig sei und daß die Leitung der Partei, die damals noch 
nicht verboten war, vom Auslande aus erfolgen müsse Die anderen Mit- 
glieder des Parteivorstandes z. B. Künstler, Jürgensen, Nemitz, Stelling usw. 
waren genau gegenteiliger Ansicht. Nachdem der Prager PV gesehen hatte, daß 
ihm die alte Organisation nicht mehr zur Verfügung stand, teilweise, weil sie 
schon zerfallen war, teilweise, weil die maßgebenden Funktionäre eine Mit- 
arbeit unter Prager Leitung ablehnten, versuchte er, sich neue organisatorische 
Ansätze zu schaffen. Mit der Leitung der Arbeit in Deutschland und der Vcer- 
tretung des PV wurde Rinner beauftragt, der kurz vor der Emigration als 
jüngstes Mitglied zum PV hinzugewählt worden war... 


... Das Parteivermögen ist etwa im Februar 1933 durch den Buchhalter des 
PV, Rudi Leeb, nach Zürich gebracht worden. Über die Höhe des Partei- 
vermögens habe ich niemals etwas gehört... 

‚.„ Die wesentlichste Arbeit in Prag bestand in der Materialherstellung. 
Das Material und seine Verbreitung in Deutschland waren die eigentlichen 
Nachweise der Existenzberechtigung gegenüber den üblichen Parteien der 
Internationale. Es hat sich dabei auch um Geldbeschaffung von dieser Seite 
aus gehandelt. Man muß wissen, daß damals die Stellung des PVs sehr um- 
stritten war. Wenn er nachweisen konnte, daß er so und so viel Verbindungs- 
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leute im Lande hatte, oder daß er so und so viele Leute zu Konferenzen ins 
Ausland bringen konnte, war damit für ihn eine Art von Legitimation ge- 
geben. Da die Grenzsekretäre vom PV völlig abhängig waren, unterstützten sie 
ihn in dieser Richtung. Diese nahmen den ganzen Malerialvertrieb auf sich 


und lieferten damit für die Prager den Beweis, daß man mit Material arbeiten 
könnte... 


Die Prager waren sehr bemüht, ihre „Deutschlandberichte“ aufzubauen, weil 
das eine ihrer Finanzierungsquellen war. Diese Berichte sind in Prag von 
Dr. Rinner zusammengestellt worden. 


Als 1941 in Holland alle Emigranten verhaftet wurden, mußte auch 
Kriedemann daran glauben, doch kam er wegen seiner Beziehungen zur 
Gestapo günstig davon, denn er wurde nur wegen Hochverrat zu zwei 
Jahren Gefängnis verurteilt und schon nach 45tägiger Haft entlassen. In 
dem Gnadengesuch, das der Oberstaatsanwalt beim Volksgerichtshof am 


17. Dezember 1941 beim Justizminister für Kriedemann einreichte, heißt 
cs: 


„Der Verurteilte, der im August 1934 Deutschland verlassen hat, hat sich 
seitdem nicht mehr in illegaler Arbeit betätigt, sondern seinen Vorsatz, sein 
Leben wieder in ordentliche Bahnen zu bringen, durchgeführt. Um seinen guten 
Willen zu beweisen, hat er sich im Jahre 1936 bereit erklärt, für deutsche 
Behörden Nachrichten über die illegale Arbeit der SPD zu beschaffen. Da der 
Vcrurteilte sich offenbar innerlich völlig umgestellt hat und die weitere Ver- 
wendung seiner Arbeitskraft im Dienste der Volksernährung notwendig ist, 
rege ich’an, die Strafe mit einer Bewährungsfrist von fünf Jahren auszu- 
setzen." 


Diesem Antrag wurde schon am 6. Januar 1942 stattgegeben. 


Da 1938 die Gestapo feststellen mußie, daß Kriedemann von seinen 
Parteifreunden zu sehr bespitzelt wurde, und daß daher seine weitere 
Tätigkeit als V-Mann keinen Erfolg mehr versprach, löschte sie ihn in 
ihrem Register als V-Mann. Er war also wieder ohne „Erwerb“. Er stellte 
neue Verbindungen mit anderen Nachrichtendiensten, insbesondere mit 
dem Agenten des britischen Nachrichtendienstes, Rudolf Siman, her. 
Darüber besagt ein Schreiben der Gestapostelle Wilhelmshaven vom 
27. März 1942 an den Oberreichsanwalt vom Volksgerichtshof folgendes: 

". .. Kriedemann wurde am 6. März 1942 wegen Verdachts des Landesver- 
rats festgenommen. Bei Sichtung des Materials in der Spionagesache Rudolf 
Sıman u. a. wurde fcstsestellt, daß Kr. nach dem Kassabuch des englischen- 
Nachrichtenagenten in den Jahren 1936 — 1938 erhebliche Geldzuwendungen in 
hfl. und RM erhalten hat! Kr. ist außerdem in den sichergestelllen Aklien des 
polnischen Nachrichtendienstes als Agent verzeichnet. Da der dringende Ver- 
dacht besteht, daß Kr. größere SP-Aufträge zum Nachteile des Reiches aus- 
geführt hat, ist bei RSHA gegen Kr. Schutzhaft bis auf weiteres beantragt.“ 


Ein zweites Schreiben der Gestapostelle Wilhelmshaven an das Reichs- 
sicherheitshauptamt vom 10.7.42 lautet: 


„Kriedemann ist geständig, für den englischen Agenten Rudolf Siman als 
Nachrichtenvermitiler und Agentenwerber tätig gewesen zu sein. Kr. führt 
an, seine Verbindungen zum feindlichen Nachrichtendienst nur deshalb aufge- 
nommen zu haben, um die in Holland gegen Deutschland tätigen Spionage- 
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 agenten ausfindig zu machen und sie der deutschen Abwehr zu melden, um 
dadurch seine gegenüber dem Reiche begangenen Verfehlungen wieder gut- 
zumachen.“ ; 

Von diesem Siman hat Kriedemann 1829 Gulden und 5200,— RM für 
seine Tätigkeit als Agent des britischen Nachrichtendienstes erhalten. Er 
wurde am 1. Juli 1943 vom Volksgerichtshof wegen Landesverrat zu einer 
Gesamtstrafe von 3 Jahren Gefängnis verurteilt. Aber auch hier kam er 
im Hinblick_auf seine frühere Tätigkeit als Agent der Gestapo für die 
Bespitzelung seiner „Kameraden“ von der SPD gut weg, denn der Reichs- 
minister für Justitz bewilligte ihm am 9. Oktober 1943 erneut Straf- 
aussetzung gegen Bewährung bis zum 31. Oktober 1948. 

Trotz dieser Tatsachen, die durch Beweise einwandfrei belegt sind 
und der SPD bekannt waren, zwang diese mit der gleichen Frechheit, mit 
der sie auch schon in anderen Fällen durch die Jagd auf Formalbelei- 
digungen.die Aufdeckung der. Wahrheit unterbunden hatte, den Kriede- 
mann zu einem Prozeß gegen den Kommunisten Müller, der diese Tat- 
sachen propagandistisch auswertete. 

Diesmal aber zog die SPD den kürzeren, denn Müller wurde freige- 

| sprochen, weil die Wahrheit seiner Behauptungen erwiesen war. 

"Der:wahre Charakter Kriedemanns aber offenbart sich aus folgendem 
Brief, den Kriedemann, nachdem er wegen seiner Verräterrolle vor- 
zeitig aus der Haft entlassen wurde, an die Gestapo in Berlin richtete: 

„Als Sie mir nach meiner Abreise aus Berlin mitteilten, daß mir auch der 
Generalstaatsanwalt verzeiht, war- ich vor Freude und Dankbarkeit ganz bce- 
nommen. Jeden Tag stellte ich mir erneut die Frage, was dieses Glück bedeute, 
und kam zu dem Entschluß, daß dies für mich eine Verpflichtung zur Dankbar- 
<eit und zum Wirken sein soll. Ich verpflichte mich, bei der Aufklärung aller 
Angelegenheiten behilflich zu sein, um dadurch meine Schuld zu verringern. 
Ich bitte um Verständnis und Hilfe. 


Heil Hitler! Ergebenst 
‘Herbert Kriedemann. 


Ernst Paul 


ist sudetendeutscher Kampfgenosse von Wenzel Jaksch und sein Kollege 
im Bundestag. Im Zivilberuf avancierte er vom Schriftsetzer zum Redak- 
teur. Er flüchtete 1938 als Funktionär der Sozialdemokraten nach Schwe- 
den und kämpfte dort gegen Hitler. Wir können nicht viel berichten von 
ihm und beschränken uns daher auf die Wiedergabe eines Auszuges aus 
einem Artikel, den er 1946 in Malmö zum Geburtstag Wenzel Jaksch’s 
veröffentlichte, denn schöner könnten wir seinen und. dessen Helden- 
kampf doch nicht beschreiben: | 

„Alles wankte, nur unsere Kader standen fest und unerschütterlich. 
Jaksch war schon im Jahr vorher in England und Frankreich gewesen 
und hatte auf die drohenden Gefahren aufmerksam gemacht. Nun mo- 
bilisierte er die Sozialistische Internationale und brachte deren Reprä- 
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sentanten ins Land. Er zog Sonntag um Sonntag durch die Dörfer und 
Städte. Gegen die großen Henleinkundgebungen standen unsere Arbeiter- 
tage. Den aus der ganzen Welt herbeigeeilten Journalisten wurde be- 
wiesen, daß es im Sudetengebiet eine unerschütterliche Armee von Frei- 
heitskämpfern gab, die der Welt ein Beispiel boten. Noch zur gleichen 
Zeit, da Hitler auf dem Parteitag der NSDAP in Nürnberg die schwer- 
sten Drohungen gegen die Tschechoslowakei ausstieß, demonstrierten 
wir für die Republik. Am Tage darauf raste der Bürgerkrieg im Sudeten- 
gebiet. Unsere Männer von der Republikanischen Wehr (entspricht etwa 
dem deutschen Reichsbanner, Anm. des Verf.) schlugen die Angriffe zu- 
rück, sie taten Dienst an der Seite der Staatspolizei, die ohne ihre Assi- 
stenz hilflos gewesen wäre. Aber die Maßnahmen des Staates waren 
ebenso schwach wie jene der verbündeten Großmächte. Trotzdem stand es 
manchen Tag mehr auf Gewinn denn auf Verlust. Jaksch erließ in diesen ° 
Tagen im Namen der Partei einen Aufruf, dessen prophetische Worte 
tiefsten Eindruck machten. Zur gleichen Zeit aber kapitulierten Cham- 
berlain und  Daladier vor .Hitler in München. Der tschechoslowakische 
Staat verlor die deutschen Gebiete, die er dank einer fehlerhaften Poli- 
tik nicht fest an sich zu ketten gewußt hatte, die deutschen Sozialdemo- 
kraten aber hatten die blutige Zeche zu bezahlen.“ 


Erwin Schoettle 


ist 1899 geboren _ und wurde als gelernter Buchdrucker 1931 Redakteur 
und Parteisekretär in Stuttgart. 1933 emigrierte er über die Schweiz nach 
England und war Vertragsangestellter der englischen Rundfunkorganisation 
BBC. Er übte dort die gleiche Tätigkeit wie Heine aus. 
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Herbert Wehner 


Das also ist er, der vielumstrit- 
tene und vielbeschäfligte Mann 
des großen Vertrauens der SPD. 
Da die Presse sich schon ausführ- 
lich mit ihm befaßte, können wir 
uns auf die Beleuchtung jener Dinge 
beschränken, die bisher etwas zu 
kurz kamen. 


Der 1906 in Dresden als Sohn 
eines Schuhmachers geborene Weh- 
ner scheint schon in seiner Jugend 
wenig seßhaft und für Dauerarbeit 
eingenommen gewesen zu sein. Aus 
seiner Stellung bei der Fa. Zeiss- 
Ikon in Dresden soll er 1927 mit 
dem Nachruf geflogen sein: Sie 
Agitator! 


Er hatte sich schon früh der Po- 
litik zugewandt und seine politi- 
sche Betätigung 1923 bei der sozial- 
demokratischen Arbeiterjugend be- 
gonnen. Er machte dort sofort in Opposition durch die Herausgabe der 
Monatszeitschrift „Die revolutionäre Tat". Sein-Geist war so revolutionär, daß 
er bald zu der Auffassung kam, die Sozialdemokratie sei nicht das Richtige 
für ihn, so daß er für die Interessen der Werktätigen besser bei der KPD 
„kämpfen“ könne. Zeitweise war der berüchtigte Erich Mühsam, der in 
der Münchner Räte-Zeit eine führende Rolle spielte, sein Chef. Es ist kein 
Wunder, daß Wehner bei den Kommunisten rasch emporstieg und im 
technischen Sekretariat des Zentralkomitees der KPD neben Thälmann 
eine Stelle erhielt und kommunistischer Landtagsabgeordneter wurde, 
nachdem er sich inzwischen auch seine Sporen im Kampfe mit dem Staais- 
anwalt verdient hatte. 1932 inszenierte er Streiks gegen Klagges und 
von Papen. 


Mit dem Erscheinen Hitlers war 1933 seine legale Betätigungszeit natür- 
lich zu Ende, denn Hitler mußte nicht nur die 7 Millionen Arbeitslosen in 
Arbeit, sondern auch die 7 Millionen Kommunisten zur Vernunft bringen. 
Herrn Wehner wäre also nur ernste Arbeit übriggeblieben, und da ihm 
diese nun gar nicht zusagte, entschicd er sich für eine ununterbrochene 
Reisetätigkeit im Untergrund, die ihn in den nächsten Jahren durch ganz 
Europa führte. Es fehlte ihm hierzu nie an. Geld und falschen Pässen. 
Das alles besorgte die KPD aus „ernster“ Arbeit — in Moskau, wo auch 
Pieck und Ulbricht „arbeiteten“. 


106 


Es hat keinen Zweck, Wehners einzelne Aktionen in dieser Reisezeit 
zwischen Prag, Paris, Amsterdam, Moskau usw. näher zu untersuchen. 
Wir wollen nur jene Aktion für die freiheitliche Demokratie erwähnen, 
die so liebevoll von unserer „demokratischen“ Presse bei den Lebens- 
laufen Wehners immer wieder vergessen wird, nähmlich seinen helden- 
halten Kampf gegen den Anschluß des Saargebietes an Deutschland im 
Jahre 1934. Man muß sich vorstellen, daß die Abstimmung schon im 
Versailler Friedensvertrag vorgesehen war, und daß die Saarbevölkerung 
seit 15 Jahren auf ihre Heimkehr nach Deutschland wartete Ihr war 
es praktisch egal, wer in Deutschland regierte, denn als gute Deutsche 
wollten die Saarländer auf alle Fälle „heim ins Reich“. Nach Wehners 
eigener Schilderung hatten sogar „noch im Januar 1934 Vertreter der KPD 
in der Saarbrückener Stadtverordnetenversammlung erklärt, sie würden 
für die Wiedervereinigung des Gebietes mit dem Reiche eintreten, auch 
wenn das für sie das Konzentrationslager bedeuten würde. Von den drei 
Abstimmungsvarianten 


a) Wiedervereinigung mit dem Reiche, 
b) Anschluß an Frankreich, 
c) Beibehaltung des Status quo 


waren die zweite und dritte in der Propaganda der Partei als separa- 
tistisch bezeichnet worden.“ 


Aber die innerlich deutsch gebliebenen Kommunisten hatten nicht mit 
dem Pariser Politbüro und Herrn Wehner gerechnet, dem der ehren- 
volle Auftrag zugefallen war, die Genossen an der Saar auf Vordermann 
zu bringen: „Es dauerte nicht lange, bis ich begriff, daß die neue Taktik, 
die im Saargebiet eingeschlagen werden sollte, auf die neue Politik der 
Sowjetunion im Völkerbund zurückzuführen war, und daß das Politbüro 
versuchte, rechtzeitig ein Demonstrationsbeispiel für seine Fähigkeit, die 
neue Politik zu verstehen und selbst durchzuführen, an seine Fahne heften 
zu können.“ | 


Interessant ist aus einem Artikel vom 8. Juni 1934 in der offiziellen 
Wochenschrift die Begründung der kommunistischen Internationale für 
diesen Kampf: 


„Für den Augenblick entscheiden sich die Kommunisten für den status quo, 
um die revolutionären Kräfte schneller und besser entfalten zu können. Aber 
ihre Unterstützung des status quo wird in dem Augenblick aufhören, da das 
Proletariat in Deutschland den siegreichen Kampf um die Macht beginnen 
wird.“ 


Wie wir an anderer Stelle schon gesehen haben, konnte Herr Wehner 
nichts erreichen und wehmutsvoll mußte er 1946 bekennen: 


„Wesentlich ist meines Erachtens dıe Erfahrung, daß die nationalen Ge- 
fühle, Vorurteile und Traditionen sich als stärker erwiesen haben als der von 
den Arbeiterorganisationen mit vereinten Kräften (KPD und SPD, d. V.) ver- 
anstaltete Versuch, eine auf Vernunftgründen basierende politische Entschei- 
dung herbeizuführen.“ 
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Diese ehemalige Agitation Wehners gegen den Anschluß des Saar- 
gebietes allein müßte schon unmöglich machen, daß er in Deutschland je 
noch eine Position von politischer Bedeutung bekäme — aber was ist 
“nicht alles in Deutschland möglich. R 

Es ist klar, daß Wehners Tätigkeit ihn in Moskau empfahl, so daß er 
auf dem 7. Weltkongreß der Komintern glänzen konnte, wo er sogar 
Molotow auffiel, weil er seine Rede nicht vom Konzept ablas. 

Es war für ihn auch Ehrensache, daß er sich durch die Aufstellung 
eines Thälmann-Bataillons um den Bürgerkrieg in Spanien verdient 
machte. Er brüstet sich damit, daß auf seinen einzigen Artikel in der 
‚Internationale die Meldungen der Emigranten für den Einsatz in Spanien 
stark angestiegen seien. Das Zentralkomitee habe außerdem alle Genos- 
sen aufgefordert, sich zu melden. | 

Wehner hatte überhaupt ein sehr weites Gewissen, denn er schluckte 
senr viel, was ihm seine radikalen Parteimitglieder im Laufe der Zeit 
boten: 

1930 hatte er den kommunistischen Mordbrenner Max Hoelz aus einem 
Versteck in Falkenstein im Vogtland nach Berlin geholt. 

Eine illegale Rotfrontgruppe, die einen Feuerüberfall auf ein Verkehrs- : 
lokal der SA dur chführte, wurde „zur Rede gestellt“. 

Er wußte auch Bescheid, daß die beiden Polizeioffiziere Lenk und An- 
lauf von einer Geheimgruppe der Kommunisten ermordet worden waren, 
-und zwär stellte sich 1935 heraus, daß die Gruppe zum M-Apparat Hans 
Kippenbergers gehörte und daß die De Anweisung zum Mord von 
Neumann gegeben worden war. 

„Im Falle der Genossen, die durch de Neuaufrollung der Horst-Wessel- 
Sache durch Gestapo und Gericht gefährdet waren, kam es freilich dar- 
auf an, sie einfach ins Ausland in Sicherheit zu bringen.“ Während des 
Reichstagsbrandprozesses „waren einige Redakteure mit der Auswertung 
des Materials tätig gewesen, das wir durch Verbindungen zu ausländischen 
Journalisten erhalten hatten.“ j 

Von ihm selbst erfahren wir eine hochinteressante Sache. Der kom- 
munistische, Agent Victor (Berlin), „der damals die Arbeit des Kippen- 
berger-Apparates in diesem Abschnitt leitete, ..... sagte mir vor seiner 
Abreise nach Prag — wo er Pieck und Ulbricht treffen und Anweisungen 
für seine Weiterreise entgegennehmen wollte — er müsse mir eine Mit- 
teilung machen, über die er bisher mit keinem gesprochen habe. Er habe 
im Auftrage Kippenbergers Verbindungen.zu den englischen und fran- 
zösischen Generalstäben unterhalten. Kippenberger habe in seiner Eigen- 
direkt mit Thälmann, und nach dessen Wegfall mit 'Schehr gesprochen. 
schaft als Vertrauensmann Thälmanns über derartige Verbindungen 

‚ Wir (Victor und Wehner, d. V.) waren in den Jahren seit Ende 1932 
oft zusammen gekommen und hatten mancherlei gemeinsam zu tun ge- 
habt ... Ich wußte, daß er und seine Frau (eine Tochter des Generals 
von Hammerstein-Ecquord, die ich ebenfalls kennengelernt, und die uns 
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in Berlin manchmal und zuverlässig geholfen hatte), die sich in Deutsch- 
land beim Studium befand, schwer unter der Ungewißheit leiden mußten,. 
der er entgegen: ging.“ Herr Wehner störte sich also nicht an den landes- 
verräterischen Verbindungen seines Genossen Victor, hatte er doch immer 
mit dessen Frau „zuverlässig zusammengearbeitet“, der Tochter des Gene- 
rals von Hammerstein, die dafür bekannt war, daß sie dem kommunisti- 
schen Redakteur Hirsch zusammen mit ihrer Schwester militärische In- 
formationen lieferte, die aus dem Schreibtisch des „roten Generals“ stamm- 
ten. 

Herr Wehner hatte in Moskau auch ausreichend Gelegenheit, die er- 
schütternden Schicksale seiner kommunistischen. Kameraden zu rezi- 
strieren, die zu tausenden in der bolschewistischen Knochenmühle ein 
trauriges Ende fanden und den Traum eines bolschewistischen Paradieses 
mit ins Grab nahmen. Er schildert nämlich diese Schicksale ausführlich. 
Als er 1941 Rußland 'verließ, durfte er auch seine Frau Lotte nicht mit- 
nehmen, obwohl sie ihn dringend bat: „Laß.mich nicht in diesem Lande 
sterben; ich muß immer an die Mauer denken.“ Es ist kaum anzunehmen, 
daß Herr Wehner 1946, als er wieder heiratete, Klarheit darüber.hatte, 
ob seine erste Frau wirklich „an dieser Mauer“ gestorben war. 

Alle diese Erlebnisse konnten Herrn Wehner von seinem kommunisti- 
schen Wahn nicht kurieren, denn in seiner politischen SEIDSUDISBTAPLNE 
vom Mai 1946 schreibt er vielsagend: 

„Als ich die Sowjetunion verließ, hatte ich viel gelernt. Eins aber hatte ich 
noch nicht gelernt: Welche Konsequenzen aus meinen Erfahrungen zu ziehen 
waren ... Wenn ich zeitweilig während besonders heftiger Krisen an dieser 
Möglichkeit gezweifelt hatte, schöpfte ich dann doch wieder Hoffnung ... 
Hatten mich meine Sympathien für die Grundsätze des sozialistischen Sowjel- 
systems ... . dazu gefürt, in der Sowjetunion den entscheidenden Aktivposten 
der sozialistischen Arbeiterbewegung zu sehen, dessen Verteidigung und Schutz 
notwendig seien, um sowohl die Durchführung sozialistischer Maßnahmen im 
Innern zu fördern. als auch der internationalen Arbeiterbewegung eine wesent- 
liche moralische Stütze zu erhalten . 7. Noch im Jahre 1943 (also zwei Jahre 
nach der Ausreise aüs der Sowjetunion, d. V.) hielt ich es nicht für ausge- 
schlossen, daß von der Seite der Sowjetunion — direkt oder indirekt — nach 
dem Kriege versucht werden würde, die Initiative zu einer grundsätzlichen 
Diskussion der Probleme der internationalen Arbeiterbewegung zu ergrei- 
fen». a” 

Nach ee „arbeitete“ Wehner hauptsächlich in Holland 
und Belgien, wo er Verbindung mit etwa 30 Leuten in Deutschland hatte, 
welche ihm Nachrichten zukommen ließen. Während des deutschen Ein- 
marsches 1940 versteckte er sich bei einer Familie und reiste später über 
Skandinavien,nach Moskau. Im Frühjahr 1941 verließ er mit der Wei- 
sung Dimitroffs, des Chefs der Komintern, Moskau, um in Skandinavien 
den KPD-Apparat auf seine „Dichtheit“ zu überprüfen. Das scheint offen- 
bar seine Version zu sein, die er dem „Spiegel“ gab*) In Wirklichkeit wird 


°») Spiegel vom 6. 10. 1951. 
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der große Wehner wohl eine größere Aufgabe gehabt haben, denn Herr 
Dimitroff vergab nicht so harmlose Aufgaben, wie dies heute Herr Wehner 
darstellen will. Er hatte ja auch beim Reichstagsbrandprozeß frech ge- 
leugnet, daß die Sprengung der Kathedrale von Sofia das Werk der Kom- 
munisten gewesen sei. Er schob cs der bulgarischen Polizei in die Schuhe 
und erst 15 Jahre später gab er zu, daß die Kommunisten doch die Täler 
waren. 

Ein Deutscher mit gesundem Verstand muß also lächeln, wenn Wehner 
heute sagt, daß ihm Dimitroff auferlegt habe, alles zu vermeiden, was in 
Schweden als Arbeit im sowjetischen Auftrag ausgelegt werden könne. 
Welchen Auftrag er im einzelnen hatte, interessiert hier gar nicht genau, 
denn allein wichtig ist, daß gar kein Zweifel daran bestehen kann, daß 
er als überzeugter und treuer Kommunist alles nach Moskau meldete, 
was er über Deutschland und andere Länder ermitteln konnte und von 
dem er glaubte, daß es für seine Auftragsgeber wissenswert war — Sci 
es auch über Artikel in der Komintern-Zeitschrift „Die Welt“. 


Von seinen Bekannten aus Holland, denen er Broschüren sandte, er- 
hielt er laufend Angaben über die Verhältnisse in Deutschland, über Jie 
Stellung der deutschen Kriegsindustrie (Waffen- und Flugzeugfabriken, 
Arbeiten an U-Bootwerften, Truppenbewegungen) über Änderungen an 
französischen Waffen usw. Daß Herr Wehner bis zu seiner Verhaftung im 
Frühjahr 1942 allerhand erfahren und dies prompt weitergemeldct hatte, 
kann gar keinem Zweifel unterliegen, zumal ja sonst die Auftraggeber 
die Geldzuweisungen gesperrt hätten. Wehner schreibt ja selbst, daß dıe 
Leute, mit denen er in Holland arbeitete, „in ihren Fiugblättern wie eine 
Abteilung der roten Armee aufgetreten“ seien. Außerdem ließ ihm Herr 
Dimitroff ausdrücklich nach Schweden durch eine Russin ausrichten, daß 
„Sentimentalität nicht am Platze sei. Von den deutschen Kommunisten 
müsse nun erwartet werden, daß sie sich als Soldaten fühlen und als 
solche handeln ... Von ihnen wäre vor allem die Organisierung von 
Sabotage- und Kampftrupps zu erwarten.“ Zwar habe er ihr entgegnet, 
„daß wir den Kampf gegen den Nazismus auf unsere Weise zu führen 
hätten, wodurch wir am besten dazu beitrügen, die Kriegsstärke des 
Hitlerregimes zu schwächen.“ Aber der Leser wird wohl begreifen, daß der 
Unterschied zwischen der von Wehner in Aussicht genommenen Kampf- 
methode gegen das Hitlerregime und der von Dimitroff gewünschten nur 
darin bestand, daß diese für Wehner weniger riskant, aber für die Frage 
des Landesverrats bedeutungslos war. 


Es kann auch gar keinem Zweifel unterliegen, daß die von Wehner 
offen zugegebene Weitergabe von Meldungen aus Deutschland durch einen 
schwedischen Politiker an die britische Radiostation BBC während des 
Krieges als Landesverrat zu werten ist. 

Da er in dem streng demokratisch regierten Rechtsstaat Schweden 
wegen Spionage zu Zuchthaus verurteilt wurde, ist es völlig unmöglich, 
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daß dies zu Unrecht geschah. Die schwedische Regierung gab lakonisch 
das richtige Gutachten über die Tätigkeit Wehners ab: 


„Spionage, die im Auftrag der Komintern betrieben wird, gilt als Spionage 
für die Rechnung einer ausländischen Macht.“ 


Also — während die deutschen Soldaten an den Fronten einen verzwei- 
felten Kampf gegen die Sowjetunion führten, deren Regierungschef am 
14. August 1942 anläßlich eines Banketts selbst erklärte, daß er den Krieg 
mit Deutschland kommen sah, aber „glaubte, noch etwa 6 Monate gewin- 
nen zu können“, trieb Herr Wehner Spionage zum Vorteil dieser Sowjet- 
union — zum Nachteile Deutschlands. Die verzweifelten Versuche, diese 
Tätigkeit heute in eine Tätigkeit umzumünzen, die sich nur gegen Hitler 
richtete, können nur als dummfreche Zumutungen an den Verstand der 
Leser gedeutet werden, die ganz zu seinem Gesicht passen. Ein solcher 
Mann sitzt heute nach dem „Spiegel“ vom 6. Oktober 1954 in folgenden 
Ämtern und Organisationen: 


Bundestagsausschuß für gesamtdeutsche und Berliner Fragen (Vor- 
sitzender) 

Bundestagsausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
Bundestagsausschuß für Fragen der europäischen Sicherheit 
Gemeinsame Versammlung der Montanunion 

Ausschuß für politische Angelegenheiten und Außenbeziehungen 
der Montanunion (Vizepräsident) 

SPD-Bundesvorstand Bonn 

Bundesfraktionsvorstand der SPD 

Außenpolitischer Ausschuß der SPD 

Arbeitskreis Außenpolitik der SPD-Fraktion (Vorsitzender) 
SPD-Arbeitskreis für europäische Zusammenarbeit 
SPD-Ausschuß für proklamatische Grundsätze 
SPD-Landesvorstand Hamburg 

SPD-Kreisvorstand Hamburg-Harburg. 


Man kann nicht mehr sagen, ein solches Vertrauen grenze an staats- 
gefährdenden Leichtsinn — nein, ein solches Vertrauen ist Staatsgefähr- 
dung selbst, 


Daß die Sozialdemokratie unter Führung des Herrn Ollenhauer, Wehner 
trotzdem nicht fallen läßt, muß zunächst jedem Deutschen als Rätsel 
erscheinen. Es gibt aber auch hier keine Rätsel, denn Wehner war der 
Mann, der schon immer gute Beziehungen zur SPD unterhielt und sich für 
eine engere Zusammenarbeit zwischen.KPD und SPD einsetzte. Einzel- 
heiten ergeben sich aus dem allgemeinen Kapitel über die Beziehungen 
der SPD zur KPD. 


Herr Wehner weiß zuviel von den Taten der SPD-Leute in der Emi- 
gration, kann also von ihnen gar nicht fallen gelassen werden. Sie sind 
ihm verhaftet auf Gedeih — und Verderb. 
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Herr Wehner will der Weltöffentlichkeit klar machen, daß er der KPD 
auf Grund seiner Erkenntnisse während seiner schwedischen Haftzeit 
abgeschworen habe. Auch das ist unwahr, denn aus einer Selbstbiographie, 
bei deren Abfassung im Jahre 1946 er natürlich nicht ahnte, daß diese 
zehn Jahre später einmal so genau unter die Lupe genommen werden 
würde, schreibt er wörtlich: 

„Von Smedsbo aus versuchte ich, die Genossen über die Provokationen, denen 
ich ausgesetzt gewesen war, zu unterrichten ... Die Parteikonferenz veroot 
den Mitgliedern der KPD in Schweden erneut jeden Verkehr mit mir, weil 
meine Stellungnahme seit meiner Entlassung parteischädigend sei.“ 

Eine sehr eindrucksvolle Bestätigung finden diese Ausführungen in dem 
Beschwerdebrief, den der kummunistischen Bundestagsabgeordnete Oskar 
Müller am 27. Februar 1953 an den Präsidenten des Bundestages richtete.”) 
Der Inhalt 'dieses Briefes enthält auch noch andere interessante Auf- 
schlüsse zur Beurteilung der Persönlichkeit Wehners. Er.hat also den 
Fußtritt bekommen und nun gilt es dafür nach alter Sitte Rache zu nceh- 
men, so daß wir nun auch durchaus verstehen, warum nun aus dem 
treuen Kommunisten Wehner plötzlich solch ein Bolschewistenfresser 
geworden ist. Er hat also wirklich nicht gelogen, als er am 2. Juli 1953 
auf die Frage, ob er als früheres Kominternmitglied inzwischen aus einem 
Saulus zu einem Paulus geworden sei, mit einem klaren Nein antwortete. 


Mit der gleichen Hartnäckigkeit, mit der Herr Wehner 15 Jahre lang 
behauptete, die kommunistische Ideologie sei die einzig richtige, mit der 
gleichen Leichtigkeit, mit der er diese Ideologie seit 1944 verleugnet und 
bekämpft, mit der gleichen charakterlichen Rücksichtslosigkeit würde er 
einst im Falle einer Eroberung Europas durch den Bolschewismus be- 
haupten, es sei rein planmäßige Berechnung im Interesse des Kommunis- 
mus gewesen, daß, er seine kommunistische Vergangenheit vorübergehend 
verleugnete, um die SPD so hervorragend unterwandern zu können. Man 
kann daher nur ein trauriges Lächeln für die Haltung der demokratischen 
Zeitungen übrig haben, die versuchen, den Fall Wehner entweder zu baza- 
tellisieren oder nur wahlpolitisch auszubeuten. Wir wissen zwar, warum 
dies geschieht, doch ist es trotzdem nicht zu entschuldigen. 


“«) Siehe Anhang Nr. 10. 
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ANHANG 


Nr. 1 


Auszug aus dem Protokoll der Sitzung der Reichstagsfraktion der SPD am 
10. Juni 1933, Berlin 


Anwesend waren von 120 Abgeordneten 73. 


Genosse Westphal erstattete Bericht über die Entwicklung eines Konflikis in 
der Partei, der am Freitag und Samstag vor der Fraktionssitzung seinen Nieder- 
schlag in zwei sensationellen Artikeln der Frankfurter Zeitung gefunden 
hatte... 


Die Auffassung der im Auslande weilenden Parteivorstandsmitglieder war 
die, daß in Deutschland nun für die Partei alles aus sei und daß deshalb der 
Weg der lllegalität beschritten werden müsse. Diese Auffassung führte zu der 
Entsendung der Genossen Stampfer und Vogel in die Sitzung der Reichstags- 
fraktion vom 16. Mai 1933 und zu dem Vorschlag. der Sitzung des Reichstags am 
17. Mai fernzubleiben unter gleichzeitiger Abgabe einer scharfen Erklärung. 
Vogel und Stampfer reisten nach dem gegenteiligen Entscheid der Reichstags- 
fraktion wieder ins Ausland ab... 


Bei den Besprechungen über die weitere Taktik der Partei zeigte sich dann 
dic gegensätzliche Auffassung in aller Schärfe 


Die Genossen draußen vertreten mit zunehmender Heftigkeit folgende Meci- 
nung: Eine Partciarbeit ist in Deutschland nicht mehr möglich. Versammlun- 
gen sind ausgeschlossen, es fehlt die Presse, und außerdem wird der Druck auf 
die Gewerkschaften nicht aufhören. Irgendeine Wirkungsmöglichkeit in den 
Parlamenten ist ausgeschlossen. Es entsteht die absolute Gefahr, daß die Par- 
tei jeden Kredit bei den Arbeitermassen verliert und außerdem in einen immer 
schlechteren Ruf bei den Genossen im Ausland kommt. Wenn die Dinge so 
weiterlreiben, dann werden vor allem die Kommunisten mit ihrer illegalen 
Arbeit die Führung im Abwehrkampf gegen den Faschismus bekommen... 


Es erweise sich bei der Prüfung der Gesamtlage als unumgänglich notwendig, 
den Sitz der PV der SPD offiziell ins Ausland zu verlegen, also der Öffentlich- 
keit davon Mitteilung zu machen, daß der Parteivorstand nach Prag übergesie- 
delt sei. Stampfer wird eine Zeitung herausgeben, und außerdeni soll eine Pro- 
klamation der deutschen SPD in Prag verfaßt und dann überall verbreitet wer- 
den. Diese Proklamation werde dem dortigen Faschismus den Kampf bis aufs 
Messer ansagen. (Zurufe: von Prag aus!). Die Genossen draußen seien sich 
allerdings darüber im klaren, daß in dem Augenblick, in dem das geschehe, in 
Deutschland zunächst jede organisatorische Betätigung aufhöre und auch den 
Parteifunktionären jede Existenzmöglichkeit genommen werde... 


Die Genossen, die noch in Deutschland weilen, vertraten nun auf den Kon- 
ferenzen eine ganz andere Auffassung. Sie sehen die Dinge völlig anders, ob- 
wohl auch sie davon überzeugt sind, daß wir künftig keine leichtere Wirkungs- 
möglichkeit haben werden als bisher. Der Faschismus wird bestrebt sein, sich 
nach den bisher angewandten Methoden alles unterzuordnen. und er wird vor 
allem jede oppositionelle Regung zu unterdrücken versuchen. Die Frage ist 
aber, ob ihm das wirklich in Deutschland gelingt. Man kann darauf nur ant- 
worten: je länger der Faschismus dazu braucht, desto schwieriger wird es für 
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ihn sein! (Zustimmung). Auf jeden Fall aber steht fest: diese ungeheure Bec- 
wegung wird nie von kleinen Gruppen unscrer Pariei vom Ausland her er- 
schüttert werden können. (Lebhafte Zustimmung). Eine Proklamation bedeutet 
nichts anderes als ein Lufthieb, der dann zu einem wirklichen Hieb gegen .un- 
sere kleinen Funktionäre wird. Von draußen aus kann dieses Regiment nicht 
beseitigt werden. Wenigstens so lange nicht, als nicht die Voraussetzungen 
durch eine Selbstzersetzung im Faschistenkörper in großem Ausmaße geschaf- 
{fen sind. (Erneute Zustimmung). Ein Recht zur Ablehnung der Vorschläge des 
PV von draußen besteht aber wohl nur dann, wenn die im Lande verbliebenen 
Funktionäre, vor allem aber die Mandatsträger, alle noch vorhandenen legalen 
Wirkungsmöglichkeiten im Sinne der Schaffung eines illegalen Apparates — 
der noch nicht in ausreichendem Maße da ist und funktioniert — ausnützen. 
Dice Arbeit im Inlande ist viel wichtiger wie die im Auslande, wenigstens bis 
zur Stunde. Das Verfahren, das in Prag vorgeschlagen wurde, ist also taktisch 
für absolut falsch zu halten. (Lebhafte Zustimmung). Es würde der Regierung 
nur die Möglichkeit geben, die Walze gegen die Marxisten neu abrollen zu 
lassen, und zwar mit großem Erfolg. Der PV der SPD muß wenigstens vor- 
läufig noch in Deustchland bleiben. (Zurufe: nicht nur vorläufig, immer!). Bis 
jetzt sind wir in unserem Berliner Büro ungeschoren, obwohl seit Monaten 
keine Miete mehr bezahlt wird. . 


Den Genossen draußen ist zu sagen: wer von euch nicht unbedingt draußen 
sein muß, soll zurückkehren! (Lebhafte Zustimmung). Wer aber draußen bleibt, 
kann nicht entscheidender Vorstand der Partei sein, sondern hat in aller Ruhe 
eine Hilfestellung für die Partei zu beziehen und dabei möglichst den Mund 
zu halten. (Lebhafte Zustimmung). Wir müssen büßen, was draußen verf[ruht 
gemacht wird. Wir haben die Genossen draußen aufgefordert, zu den Oblcuten 
nach Berlin und zu den hier gebliebenen- Vorstandsmitgliedern eine Delegation 
zu entsenden, um ihre Meinung eingehend begründen zu können. Das haben 
die Genossen draußen leider abgelehnt, obwohl die technische Möglichkeit ge- 
geben gewesen wäre. (Bewegung). Sie haben dafür den Obleuten ein Expos6 
übersandt und sich im übrigen auf den Standpunkt gestellt, daß sie draußen 
die Mehrheit des Parteivorsiandes seien und sich einfach durchsetzen werden! 
(Rufe: unerhört!). Ja, es ist sogar das Wort vom Geld gefallen, das ja sie be- 
säßen! (Große Empörung). Um nochmals eine Einigung zu versuchen, haben wir 
nun eine Delegation nach Prag gesandt, die wahrscheinlich im Laufe des Sams- 
tagabend noch zurückkehren und dann uns im hiesigen Vorstand Bericht er- 
siatten wird. Inzwischen hat gestern nach ausgedehnten Beratungen die preu- 
Bische Landtagsfraktion den Standpunkt vertreten, daß der Parteivorstand un- 
bedingt in Deutschland bleiben muß. Die Reichstagsfraktion hat nun ebenfalls 
ihre Meinung zu sagen und entsprechende Beschlüsse zu fassen. (Lebhafter 
Beifall folgte diesem Berichte Westphals, den Löbe sofort ergänzte)... 


Löbe: Aber wie es auch sei. Ich fürchte, Genossen, die Dinge entwickeln sich 
zwangsläufig weiter in der Richtung der Verschärfung des Konflikts. Kommt 
die Proklamation, dann geht es nicht mehr mit einer Vernehmung von mir ab, 
sondern dann werden unsere kleinen Leute vor die Alternative gestellt: lehnt 
ihr das ab, oder ... ? (Lebhafte Zustimmung). Ich halte die Vorschläge von 
Prag für eine große, taktische Ungeschicklichkeit: leitet man eine solche Aktion, 
wie sie die von draußen planen, wirklich mit Paukenschlägen ein? Damit 
gleich darauf die deutsche Regierung so und so viele Nazispitzel mit Mitglieds- 
büchern der SPD versieht und nach Prag setzt! Muß man wirklich vor aller 
Welt sagen, der PV der SPD sitzt jetzt in Prag, Gasse Nr. soundso, damit unsere 
Genossen bei jedem Schritt bewacht werden und in dem Augenblick zu fassen 
sind, in dem sie eventuell zu illegaler Tätigkeit die Grenze überschreiten? (Leb- 
hafte Zustimmung). Sind wir im Laufe der letzten Jahrzehnte so sehr an le- 
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gale Betriebsformen gewöhnt worden, daß wir selbst den Beginn einer illegalen 
Arbeit mit einem legalen Akt einleiten? (Große Heiterkeit und lebhafte Ze- 
stimmung). Aber auch zu der prinzipiellen Seite will ich sagen: die Geschichte 
hat bewiesen, daß die Emigrationspolilik selten von entscheidender Wirkung 
gegen ein absolutistisches oder faschistisches Regime war. Ich verweise auf das 
Schicksal von Martow und Abramowitsch von der russischen Sozialdemokratie. 
Und was konnte Turati in Paris tun, was {tut Modigliani, während Mussolini 
ruhig weiter regiert? Was taten die ungarischen Emigranten? Alle konnten sie 
nur klagend von RSSIERE zu Parteitag ziehen bei ihren ausländischen Bruder- 
parteien. 


Sollten wir nun auch das Schicksal dieser klagenden Parteitagsgäste teilen? 
Wir als deutsche Sozialdemokraten? Ich sage nein! Wir dienen im Innern un- 
serer Sache mehr! (Lebhafter Beifall). Wo wir in den bedrohten Bezirken auch 
nur mit fünf Mann zusammenkommen, leisten wir Aufbauarbeit für die Partei. 
Ich werfe den Genossen draußen nichts vor, aber auch ich empfinde. daß ihnen 


das Gefühl dafür verloren gegangen ist, was bei uns Inoelien ist und was nicht! 
(Erneute Zustimmung) . 


So kann es sein, daß es zu einer schmerzlichen Trennung zwischen alten 
Freunden kommt. Ich hoffe immer noch, daß das verhindert werden kann. 


Wenn aber keine Einigung erfolgt, dann ist ein schwerer Konflikt wohl un- 
vermeidlich. 


In der Debatte erklärten: 


Lipinski-Leipzig: wir müssen den Parteikörper von innen am Leben erhalten 
und aufmerksam den weiteren Entwicklungsprozeß bei den Nazis verfolgen... . 


Schnabrich-Kassel: Unsere sozialdemokratischen Genossen am Orte und im 
Bezirk halten durch. Sie werden nie die Politik der Genossen von draußen 
billigen. .... Die Vorschläge der Genossen in Prag sind nicht nur abzulehnen, 
sondern wir haben uns möglichst rasch eine neue Leitung zu geben, um zu han- 
deln. 


Schmidt-Köpenick: Er habe den Genossen Stampfer immer sehr. geschätzt. 
Wenn er sich aber schon in der letzten Fraktionssitzung über ihn gewundert 
habe, so müsse er heute sagen, Stampfer hat den Verstand verloren. Wir dürfen 
seinen Ratschlägen unter keinen Umständen folgen. Er spreche es ganz deut- 
lich aus: die Emigranten-Politik ist eine Politik der Feigheit (Widerspruch, 
Mahnung Löbes). 


Dr. Schumacher-Stuttgart: Es sei zu den grundsätzlichen Bemerkungen Löbes 
über die Emigrantenpolitik doch darauf hinzuweisen, daß es auch Beispiele in 
der Geschichte gebe, die vom Erfolg der Emigrantenpolitik sprechen. Er brauche 
dabei nur an Lenin zu erinnern. (Zurufe: nie ohne den Krieg und den deut- 
‘schen Generalstab!) .... Dabei-darf aber denn noch nicht vergessen werden, 
daß .eigentlich die Pate — denn das ging aus dem Bericht von Westphal doch 
klar hervor — die drei Genossen vom Vorstand — nämlich Wels, Stampfer und 
Crummenerl — hinausgesandt hat. er _ 


Es muß unbedingt noch mal der Versuch eines Ausgleichs mit den Genossen 
von draußen gemacht werden. Es muß doch möglich sein, umgehend den ganzen 
Vorstand zu einer Sitzung zusammentreten zu lassen ... Prinzipiell bin ich der 
Auffassung, daß wir mit der Organisierung der illegalen Arbeit schon viel zu 
viel Zeit verloren haben. Wirdürfen nicht überschen, daß der Faschisierungs- 
prozeß, der beim Bürgertum seinen Höhepunkt bereits überschritten hat, beim 
Arbeiter erst beginnt. Man höre nur auf die Gespräche, die in Arbeiterkreisen 
gefuhrt werden. Das herrschende System wird gerade dann, wenn es in grö- 
Bere Schwierigkeiten gerät, nur einen Ausweg haben: den Kampf gegen uns, 
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und zwar mit größter Schärfe. Für uns gibt es aber keine Möglichkeit der Ver- 
söhnung mit dem Faschismus. 


Baade-Charlottenburg wendet sich scharf gegen die Haltung Stampfers und 
verurteilt den im Prager sozialdemokratischen Organ erschienenen Artikel. Der 
Tıennungsstrich müsse ganz klar und eindeutig zwischen uns und den andern 
gezogen werden... 


Stelling-Köpenick wünscht, daß alles versucht wird, um zu einer Einigung mit 
den Genossen in Prag zu gelangen. Erweist sich das jedoch als unmöglich, dann 
dürfe die Partei auch nicht davor zurückschrecken, in einer Öffentlichen &r- 
klärung die Politik von draußen als unvereinbar mit der Partei abzulehnen... . 


Raloff-Hannover: Wie die Ankündigungen der Genossen von draußen auf dıc 
Nazis bereits gewirkt hätten, das sei aus einer Notiz des Hamburger Anzeigers 
zu entnehmen, der die Regierung aufforderte, nunmehr der SPD restlos den 
Garaus zu machen. Die Partei hat keine Veranlassung, diesem faschistischen 
System Wasser auf die Mühlen zu tragen. Die Emigrantenpolitik birgt immer 
eine gewisse Gefahr in sich. Wir müssen sie ablehnen. 


Dill-Nürnberg findet die Art, wie die Genossen draußen vorgchen, für un- 
begreiflich. Er habe sich in den letzten Tagen oft an den Kopf gegriffen und 
gefragt: ist das wirklich die Führung, die seit vielen Jahren richtungweisend 
ın unserer Politik gewesen ist? Ist ihr Blick so eng, so begrenzt gewesen? Es 
sei doch wirklich nicht schwer, sich vom sicheren Ort aus als heldenhaften 
Kämpfer gegen den Faschismus aufzuspielen. Er bekenne ganz oflen, daß die 
Äußerungen im Ältestenrat ihn bei der Entscheidung vor der letzten Reichs- 
tagssitzung beeinflußt hätten. Er sei kein Held, und hätte sich immer vor dem 
Sterben gedrückt. Aber er mute auch dem kleinen Manne, dem einfachen Ar- 
beiter, nie mehr zu, als er sich selber zumuten könne. (Lebhafte Zustimmung). 
Deshalb sei manches innerlich in ihm zerbrochen, als er die Parolen der Ge- 
nossen in Prag vernahm. Man arbeitet da ja mit einem taktischen Ungeschick 
ohne Beispiel. Er müsse schon sagen, die draußen hätten von einer illegalen 
Arbeit keine Ahnung. Wir müßten diese Politik unter allen Umständen ablen- 


nen. 


Dietrich-Erfurt erklärt, die ganzen Vorgänge unterstreichen nur die Auffas- 
sung, die bei den uns treu gebliebenen Arbeiten vorherrsche, nämlich, daß der 
Neuaufbau der Partei nur mit einem völlig neuen Gefüge vor sich gehen kann. 
Es sei einfach eine Illusion, wenn die Genossen, die in erster Linie für die Politik 
und die Haltung der Partei verantwortlich waren, glauben, sie besäßen noch 
das gleiche Vertrauen, das sie einst besessen haben. Man solle nur hinhören, 
was die Arbeiter wirklich sagen. Nein, mit dem Vertrauen sei es zunächst vor- 
bei, nur die sozialistische Überzeugung halte noch Anhänger zusammen. Das 
Vertrauen müsse neu erobert werden. Ohne einen großen personellen Wandel 
sei das undenkbar. 


Künstler-Berlin wedet sich vor allem gegen die in vielen Fällen nicht gerecht- 
fertigte Abreise von führenden Genossen ins Ausland. Diese Flucht habe bei 
den Arbeitern eine Empörung ausgelöst, die nicht mehr zu überbrücken sei. 
Dazu komme die Politik der letzten Jahre, die die Note 5 verdiene. Trotzdem 
sehe das, was jetzt von außen gemacht werde, genau so aus wie die Regie, nach 
der die Personalpolitik in der Partei gemacht und die Parteitage geführt wor- 


den seien. ... 


Saupe-Leipzig tritt für das Verbleiben des Parteivorstandes in Deutschland 


En. 4 
Krätzig-Petershagen äußert sich in ähnlichem Sinne... .. 
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Heinig-Berlin knüpft an die Darlegungen von Dictrich an und meint, daß der 
allgemeine UmschmelzungsprozeßB an der Partei nicht vorübergehen werds, 
ohne beträchtliche Veränderungen hervorzurufen. Wir müßten ganz nüchtern 
denken und uns auch von Hoffnung auf einen allzu raschen Zusammenbruch 
des Systems freihalten. ... Die Rohstoffpreise ziehen dauernd an!... Dann 
werden sich erst bedeutende Schwierigkeiten vor der Regierung auftürmen und 
sich für eine klug arbeitende Opposition Möglichkeiten zeigen. Wir dürfen 
deshalb durch ein Vorprellen von draußen die Entwicklung nicht stören, eine 
Entwicklung, die nach den privat kapitalistischen Gesetzen verlaufen wird. (Leb- 
hafte Zustimmung). 

Nach der Beendigung der Debatte ergab die Abstimmung folgendes Ergebnis: 


Die Fraktion beschließt einmütig: der Sitz des Parteivorstandes ist Deutsch- 
land. Sollte sich mit den im Auslande weilenden Mitgliedern des Parteivor- 
standes eine Einigung nicht erzielen lassen, so haben die verantwortlichen In- 
stlanzen der Partei und der Fraktion rasch zusammenzutreten und die erfor- 


derlichen Maßnahmen zu treffen. Die Fraktion selbst soll am 1. Juli wieder 
zusammentreten.“ 


Nr. 2 
Das Versagen der Sozialdemokratie im Urteil des eigenen Lagers 


Otio Braun, der ehemalige sozialdemokratische preußische Ministerpräsident 
kam in seinem Buche: „Von Weimar zu Hitler“ zur späten Erkenntnis, 


„daß die nationalen Gefühlswerte im Leben der Völker gewaltige Bedeu- 
tung haben, und daß es auch für den pazifistischen und sozialistischen Poli- 
tiker wichtig ist, diesem gesunden nationalen Fühlen in seinem öffent- 
lichen Wirken die gebührende Resonnanz einzuräumen. Hierin hat die deut- 
sche Sozialdemokratie oft gefehlt... .. | 


Derselbe an anderer Stelle: 


„Im Reiche schleiften inzwischen die Zügel. Die wirtschaftliche Lage 
Deutschlands gestaltete sich um die Jahreswende 1931/32 immer kritischer. 
Die Zahl der Arbeitslosen erreichte mit 6 031 000 am 31. März 1932 ihren 
höchsten Stand. Fast 4 Milliarden Mark hatten Reich, Staat und Gemeinden 
im Jahr für die Unterstützung der Erwerbslosen aufzuwenden; und das bei 
sinkenden Einnahmen. Das Parlament versagte vollends; keine Partei 
wollte die Verantwortung für die nun einmal unerläßlichen unpopulären 
Maßnahmen auf sich nehmen, jede schob sie der andern zu und alle zu- 
sammen der Regierung. Die Worte, die Brüning im Jahre 1931 in einer Ver- 
sammlung in Schlesien sprach: ‚Die Parteien müßten den Mut haben, dem 
Volke die Wahrheit zu sagen’, verhallten ungehört, ebenso seine im gleichen 
Monat in Köln ausgesprochene Mahnung: ‚Der Reichstag kann viel besser 
als die Regierung die Demokratie retten, nämlich dann, wenn er sich frei- 
willig eine Selbstbeschränkung in Agitationsmanövern auferlegt‘. Verge- 
bens, das Parlament blieb bei seinem selbstmörderischen Treiben, das nicht 
nur das parlamentarische Regime gefährdete, sondern auch die Demokratie 
beim Volk in Mißkredit brachte.“ 


x 
Gustav Noske, der sozialdemokratische Wehrminister stellte schon 1927 mit 
Erbitterung fest: 


„Solange Leute im Vorstand der Partei sitzen, die erklären dürfen, daß sie 
kein Vaterland kennen, das Deutschland heißt, ist nicht darauf zu rechnen, 


119 


daß sich die Partei auf eine starke Betonung ihres deutschen Nationalgefühls 
einstellt.“ ’ 


* 


Der jüdische Abgeordnete Arthur Rosenberg bekennt sogar, daß 


„die republikanischen Parteien, vor allem die Sozialdemokratie, nicht die 
richtige Einstellung zu den nationalen Problemen gefunden hätten, die 
unter der Herrschaft des Versailler Vertrages in Deutschland immer wich- 
tiger geworden seien, daß die Partei nicht imstande gewesen sei, die Füh- 
rung der in Deutschland sich neu bildenden nationalen Opposition gegen die 
Entente an sich reißen. ... der Faschismus nach 1918 vor seinen Gegncın 
den außerordentlichen Vorzug hatte, daß er als einzige polilische Kraft 
wirklich im Namen der ganzen Nation zu sprechen schien." 


”* 


Die sozialdemokratische Zeitschrift „Die 'Glocke“ bekannte im August 1918 
ehrlich: . 

"u... Das heutige Maß der weit um sich greifenden Anfeindung wie dcs 
Hasses deutschen Wesens haben wir alle selbst mit verschuldet, denn wir 
selbst haben unseren Feinden dıe Waffen geliefert, mit denen sie heute poli- 
tisch gegen das Deutsche Reich kämpfen, und dem armen, versklavten und 
verpreußten deutschen Volk als Menschheitsbeglücker eine freiere Zukunft 
bringen wollen.” , 


Der ehemalige sozialdemokratische Reichstagspräsident Paul Löbe in seinen 
Erinnerungen: A P 

„Während dieser Wochen haben die politischen Parteien, einschließlich der 
Sozialdemokratie und der Gewerkschaften, keinen überragenden Beweıs 
von Umsicht und Tapferkeit gegeben. Die Frage, ob die Machterschleichung 
der Nazis durch gewaltsamen Widerstand abgewendet werden könne, war 
umstrititen. Das Gros unserer Anhänger hat diesen aktiven Widerstand cr- 
wartet, die Führer aber waren von der Nutzlosigkeit des damit verbun- 
denen Blutbades überzeugt. Die so hervorgerufene Tatenlosigkeit betraf 
alle Parteien.“ 


nie 
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Der bekannte Sozialdemokrat Viktor Schiff bekennt 1934 in rücksichtsloser 
Offenheit: 


„Wenn es überhaupt einen Punkt gibt, über den es keine Meinungsver- 
schiedenheiten unter uns gibt und wohl auch nicht geben kann, dann ist es 
wohl der, daß Hitler seinen Aufstieg und seinen schließlichen Sieg im we- 
sentlichen der Weltwirtschaftskrise verdankt, der Verzweiflung der arbeits- 
losen Proletarier, der zukunftslosen akademischen Jugend. der zum Bank- 
rott treibenden mittelständlerischen Kaufleute und Handwerker und der 
durch landwirtschaftlichen Preissturz arg bedrohten Bauern. In dieser Hin- 
sicht haben wir in‘der Tat allesamt versagt. Wir haben sicherlich mit Recht 
die kapitalistische Wirtschaftsordnung für die Krise verantwortlich gemacht, 
aber darüber hinaus waren wır nicht in der Lage, den Massen mehr zu 
bieten als sozialistische Redensarten.“ 
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Arnold Brecht, der Vertreter Preußens im Reichsrat, führt in seinem Buche 
„Vorspiel zum Schweigen“ aus: 


„Deutschlands wirtschaftliche und finanzielle Lage war in ..der Tat ver- 
zweifelt, und ein völliger Zusammenbruch schien unmittelbar bevorzustehen. 
Die steigende Arbeitslosigkeit ließ die Staatsausgaben anschwellen, während 
die Staatseinnahmen weit zurückblieben. Auch die Vereinigten Staaten 
haben schwere Arbeitslosigkeit und ein scharfes Sinken der Steuereingänze 
kennengelernt. Die Lage in Deutschland jedoch war viel schlimmer, als sie 
jemals in den Vereinigten Staaten wurde. Von je 10 Gewerkschaftsmitglie- 

. dern war im Jahre 1928 eines arbeitslos, 1930 waren es schon mehr als 2, 1931 
mehr als 3 und 1932 mehr als 4. Diese Zahlen schließen die Kurzarbeiter 
nicht ein. Als von 10 Arbeitern 4 bis 5 gänzlich arbeitslos waren, waren 2 bis 
3 weitere feilweise arbeitslos und nur 3 vollbeschäftigt. 


Trotz der scharfen von Brüning durch Notverordnung durchgeführten 
Kürzungen und der Einführung der Bedürftigkeitsprüfung nach 6 Wochen 
Arbeitslosenunterstützung stieg die Gesamtsumme, die vom Reich und ande- 
ren öffentlichen Stellen wegen der Arbeitslosigkeit ausgegeben wurde, von 
1,2 Milliarden Reichsmark im Jahre 1928 auf 3 Milliarden im Jahre 1932, 
ohne die Ausgaben für öffentliche Arbeiten. Gleichzeitig sanken die Reichs- 
einnahmen von 9,3 Milliarden Reichsmark im Jahre 1928 auf 6,6 Milliarden 
Reichsmark im Jahre 1932, obwohl die Regierung Brüning durch eiwa zehn 
zusätzliche Steuern die Kassen zu füllen suchte.” 


Der Emigrant Gerth Schreiner SEDDEIDL in seinem Buche „Die Republik der 
vierzehn Jahre“: „ 


„Auch die Führer der republikanischen Parteien der en Jahre‘ ha- 
ben sich ihre Dolchstoßlegende erfunden. Liest man ihre dicken Bücher, 
könnte man, regierte Hitler nicht seit Jahren in Deutschland, zu der Auf-* 
fassung kommen, daß auch sie eigentlich gewonnen haben. Tatsächlich 
träumen manche von ihnen heute noch, daß eines Tages in Deutschland die 
Republik von Weimar wieder ausbrechen ‚wird.. Aber das Deutschland der 
vierzehn Jahre ist unwiderruflich dahin. Es ist nur eine Episode gewesen. 
Und es hat Episode bleiben müssen, weil es ein Gebilde politischer Verlegen- 
heit war. Es ist das historische Beispiel dafür, daß man eine Staatsform mit 
politischen Spielregeln allein nicht bilden kann — daßsich eine Staatsform mit 
politischen Maßnahmen allein nicht halten kann — daß die Schicksale eines 
Volkes durch politische Konstellationen im Parlament nicht allein bestimmt 
werden — daß vielmehr die in einem Volke lebendigen seelischen Energien 
sein Schicksal und das Schicksal seiner Staatsform ausmachen. 


Das Schicksal der deutschen Republik weimarer Prägung war deswegen 
tatsächlich schon entschieden, bevor sie sich in der Nationalversammlung 
von Weimar konstituierte. \ 


n . 


Ich bin überzeugt — und zu dieser Überzeugung bin ich nicht erst in der 
Emigration gekommen, obwohl mir vieles erst ganz klar wurde, als ich aus 
dem verwirrenden Lärm Deutschlands in die Stille des Landes kam, das mir 
nun Gastfreundschaft gewährt, — daß die Republik der vierzehn Jahre ein 
Koloß auf tönernen Füßen gewesen ist, ein Geschöpf der -Realpolitik", wie 
die Parteiführer sie auffaßten. Diese Realpolitik berauschte sich an Parolen 

‚und Statistiken. Aber es fehlte ihr die visionäre Schau. Zu schöpferischer 
Gestaltung war sie unfähig. Sie schmückte sich dekorativ mit den künstleri- 
schen Überbleibseln des Vorkriegsdeutschlands. Es ist kein Zufall, daß Ger- 
hart Hauptmann ihr Olympier wurde, weil er einmal „Die Weber" geschrie- 
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ben hatte. Als 1933 Gewalt die tönernen Füße zerschlug, stürzte der Koloß 
zusammen und begrub die Realpolitiker, die ihn gemacht hatten, unter sich.” 


ts 
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Konrad Heiden, ein anderer Emigrant, urteilt in seinem Buche „Geburt des 
Dritten Reiches“: 


„Der 20. Juli hat jener entarteten sozialdemokratischen Herrschaft in 
Deutschland ein Ende gemacht, die zuletzt nichts mehr war als ein Polizei- 
sozialismus. Für den Kampf um eine sinnlose, zu nichts Nützlichem verwen- 
dete Macht hatte diese Regierung jahrelang den Polizeisäbel geschliffen 
und poliert, und als sie ihn endlich gebrauchen sollte, wagte sie das schöne 
Stück nicht schartig zu machen.“ Es zeigte sich, daß die angeblich gut repu- 
blikanische und demokratische preußische Polizei zwar energisch auftrat, 
wenn es gegen links ging und ab und zu auch mit dem Gummiknüppel gegen 
die SA losging, aber gegen einen Staatsstreich von rechts war sie nicht zu 
gebrauchen. Man machte erst gar keinen Versuch. Aber auch die Reichs- 
bannerleute, die am Abend des 20. Juli mit verbissenen Gesichtern ın ihren 
Versammlungslokalen beisammensaßen und auf Parolen warteten, wurden 
von ihren Führern wieder nach Hause geschickt. Die Gewerkschaften lehn- 
ten es ab, einem Vorschlag der Kommunisten zuzustimmen, die den Gene- 
ralstreik forderten.“ 


Ganz heftig äußert sich der bekannte Pazifist Freiherr v. Schoenaich in sei- 
nem Buche „Mein Finale“: 


„Trotzdem glaube ich nicht, daß die Hitler-Bewegung zur Macht gekom- 
men wäre, wenn die deutschen Linksparteien nicht so katastrophal versagt 
hätten. Ich habe durch meine Artikel der letzten fünf Jahre gezeigt, daß ıch 
in dieser Hinsicht immer wieder, aber leider vergeblich gewarnt habe. Für 
Leute wie den Herrn Breitscheid, der nie einen anderen Grundsatz gehabt 
hat als den, auf irgendeinem krummen oder geraden Wege Außenminister 
zu werden, oder wie die Herren Wels oder Höltermann, deren Energie sich 
in der Bekämpfung ehrlicher Warner im eigenen Lager erschöpfte, habe 
ich nur tiefste Verachtung. Und wenn diese Leute, die das Hasenpanier er- 
griffen haben und die, als sie selbst an der Macht waren, vollkommen ver- 
sagı haben, jetzt ihre trotz alldem innerlich treugebliebenen Anhänger 
gegen die heutige Regierung aufheizen, so steigert sich meine Verachtung 
zum Ekel. Die Hitler-Bewegung verdankt ihren rapiden Aufstieg außer 
der Angst der kapitalistischen Wirtschaftsführer vor dem möglichen Gelin- 
gen des russischen Wirtschaftsexperiments vor allem diesen jämmerlichen 
Parteiführern der deutschen Linken.“ 


-.. 


Der Sozialdemokrat Kurt Schmidt führte auf der ersten Versammlung der 
jungen Sozialdemokraten in Berlin am 10. Februar 1946 aus: 
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„Gestattet mir eine kurze Rückschau auf die Vergangenheit. Die eine 
große Frage vor der wir 1933 standen, war: Warum hatte die Arbeiterbewc- 
gung versagt? Sehen wir uns das im Einzelnen an. 

Die Sozialdemokratie sah ihre Hauptaufgabe darin, die Lage der Arbei- 
tenden innerhalb der kapitalistischen Gesellschaft durch Reformen zu ver- 
bessern. Sie wollte die wirtschaftlichen Verhältnisse durch demokraliscne 
Umgestaltung, mittels Reformen und Verstaatlichungen zum Sozialismus 
führen. Durch die anfänglichen Erfolge kam sie zu dem Glauben, daß sie 
mit den Spielregeln der Demokratie dieses Endziel friedlich erreichen 
könnte. Sie verkannte die politischen Machtverhältnissce und die inneren 


Gesetze der kapitalistischen Gesellschaft und stellte sich in Verkennung 
dieser Tatsache nicht auf einen Machikampf ein. So kam es nicht zur er- 
strebten Sozialisierung. sondern zum Faschismus... . 

Wir stellten damals fest, und die objektive Geschichtsschreibung wird uns 
heute recht geben, daß beide Arbeiterparteien versagt haben, weil.sie nicht 
in der Lage waren, eine sozialistische Lösung der Krise der Weimarer Re- 
publik -zu finden. Eine bewußte Verräterrolle am Sozialismus hat keine von 
beiden Parteien betrieben.“ 


ee 
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. 


Der belgische Sozialist Hendrik de Man, der die deutschen Verhältnisse be- 
stens kennt, bringt in seinem Buche „Gegen den Strom“ folgende Auffassung 
zum Ausdruck: 

„Im Lichte dessen, was seither gechah, ercheint die Interesse- und Ver- 
ständnislosigkeit im sozialistischen Lager gegenüber der Entwicklung, die 
Hitler an die Macht brachte, heute fast unbegreiflich. Sie läßt sich jedoch 
nur allzugut aus Tatsachen erklären, die schon lange vor 1933 vorlagen. Die 
Ohnmacht der deutschen Sozialdemokratie im Abwchrkampf gegen den 
Nationalsozialismus, wie sie sich im Endauflösungsprozeß von 1933 der gan- 
zen Welt offenbarte, war weitgehend die Folge ihrer Unfähigkeit, die Er- 
scheinungen zu verstehen, die zu diesem Ende führen mußten. - Die Haupt- 
bedingung für den Erfolg Hitlers war das Versagen der sozialistischen Be- 
wegung vor den Aufgaben, die der Marxismus so gern als ihre historische 
Mission verkündete. Daß sie die potentiell vorhandenen antikapitalistischen 
Kräfte weder zu sammeln noch mobilzumachen verstand, liegt letzten Endes 
daran, daß sie keine Augen hatte für das, was außerhalb ihrer eigenen, fak- 
tısch auf die Industriearbeiterschaft beschränkten Organisation vorging. 
Dabei war diese Organisation nicht einmal identisch mit der Klasse, die sie 
zu repräsentieren meinte. Die Tatsache der Organisation selber, mit ihrer 
unvermeidlichen Hierarchisierung und Bürokratisierung, hätte jene wach- 
sende Entfremdung zwischen der Schicht der besoldeten Funktionäre und 
der Masse hervorgerufen, die sich sogar auf der Stufe des betriebsrät- 
lichen Vertretungssystems feststellen ließ. 

All die anderen Schwächen der sozialdemokratischen Stellung — das zu 
hohe Alter der Kader, der Mangel an Verständnis für die Geistesverfassung 
der Jugend, das Festhalten an längst überholten Propagandamethoden usw. 
— waren nur Folge- und Begleiterscheinungen des einen Grundphänomens: 
die Beschränkung auf eine soziale Schicht, die schon lange aufgehört hattc, 
die ganzc proletarische oder proletarisierte Masse zu sein. Daher auch letz- 
ten Endes der fatalistische Verzicht auf jeden Versuch einer Politik, die zu- 
sammen mit der Wirtschaftskrise die Ursachen des Steigens der national- 
sozialistischen Welle aus der Welt geschafft hätie. Die Klassenkampflchre 
wirkte sich in der Praxis als Beschränkung auf ein System von Forderungen 
aus, deren Funktion und Wert darin bestand, bei Wahlen eine möglichst 
große Stimmen- und Abgeordnetenzahl zu erreichen. Um die Schranken 
der Klasse zu überschreiten und das Schicksal des ganzen Volkes anders zu 
gestalten, hätte man den Sozialismus als Sache aller, zum mindesten aller 
Opfer der kapitalistischen Unordnung und der dadurch verursachten Krise 
auffassen müssen. Auf dieser Grundlage allein wäre es möglich gewesen, 
aus einem System von propagandistischen Forderungen einen nationalen 
Umbauplan zu machen.“ 

ir 

Der Bericht cines sozialdemokratischen Redakteurs aus Hannover vom No- 
vember 1936 an die SOPADE enthält folgende Ausführungen: 

„Wir haben in jenen Monaten alle Genossen Tränen vergießen sehen und 
junge Funktionäre zornig und grimmig über das Versagen der Arbeiterorgani- 
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sationen sprechen hören, über „geistige Waffen“ und „Ruhe und Besonnenheit“ 
usw. Das war keine Freude. Es zeigte sich, daß dıe bewunderungswürdize 
Disziplin und das blinde Vertrauen der. Genossen eine sehr, sehr weit ver- 
breitete Schwäche verdeckte: Die Massen unserer Genossen waren nicht an 
eigenes Denken gewöhnt worden; aus Disziplin waren sie zu eigenem Denken 
und selbstständigem Handeln unfähig. Es ist kein Wunder, daß das Ver- 
trauen zu den Organisationen dahin war. Aber es wurde in der Folge iest- 
gestellt, daß alte und junge Genossen, die diese Erschütterung crlebt hatten 
und nach einer sehr kritischen Prüfung sich wieder zur Mitarbeit einfanden, 
die eifrigsten und zähesten wurden. 


Es muß besonders Unterstrichen werden, daß in allen Richtungen die Ent- 
täuschung allgemein war. Es war kein Verständnis da für die Feststellung, daß 
die Arbeiterklasse „den ungeheuren Aufgaben der Zeit noch nicht gewachsen“ 
gewesen sei, nachdem doch auf früheren Parteitagen das Selbstbewußtsein der 
Partei so starken Widerhall gefunden hatte . 


Verlassen von der Führung, waren die Arbeiter auf sich selbst gestellt .... 


Was sollte man den Genossen sagen, um ihre Widerstandskraft gegen die 
raffinierten Propagandamethoden zu erhalten und zu stärken? Man mußte dar- 
an denken, daß das Regime nach dem Zusammenbruch der Arbeiterorganisa- 
tionen ungeheure Möglichkeiten der Kritik an der Arbeiterbewegung hatte 
und daß es den Arbeitern die Aussichtslosigkeit, auf eine neue deufische Ar- 
beiterbewegung zu hoffen, täglich mit einfachen und brutalen Mitteln demon- 
strieren konnte. Sollte man den Genossen sagen, daß die Grundgedanken des 
Marxismus doch richtig seien und durch die faschistische Diktatur wiederum 
eine Bestätigung ihrer Richtigkeit erfahren hätten? Sollte man sagen, daß 
unsere Analysen der faschistischen Bewegung richtig gewesen seien? Solche 
Fragen stellen, heißt sie verneinen. Wenn die Arbeiterbewegung zusammen- 
bricht und mit ihr die Hoffnung auf einen sozialistischen Sieg, die sich seit über 
zwei Generationen an diese Organisationen knüpfte, dann müssen sowohl dıese 
Organisationen als auch die von ihnen verfolgte Politik an Grundfehlern ge- 


litten haben... 


Es ist natürlich, daß sich jeder. seine Gedanken machte über die Ursachen des 
Zusammenbruchs und daß er für sich die Lehren daraus zog. Bei einem Teil 
der Genossen erschöpfte sich das Nachdenken in einer Kritik der Politik der 
Arbeiterparteien, die zu dem Ergebnis führte: „So darf es nicht wieder wer- 
den!“ Das war wohl der größte Teil der nachdenklichen Genossen. Andere, und 
das waren diejenigen, die sich bemühten, über die Kritik hinauszukomnien und 
sich Gedanken über die Zukunft zu machen, gewannen nach und nach Wider- 
hall in den Massen; denn gegenüber der täglichen Wucht des Regimes ist nicht 
lange mit der Negation — nicht einmal vor sich selbst — zu bestehen. In der 
ersten Zeit fanden die Parolen, welche die Arbeiterschaft auf baldige Kämpfe 
anderer Gruppen gegen ‚den Faschismus vertrösteten, zweifellos Gehör. So 
wurde für den Oktober 1933 ein Stahlhelm-Putsch vorausgesagt, der Hitler- 
stürzen und die politische Reaktion im Bunde mit der Reichswehr an die Macht . 
bringen sollte. Später sollte der mißglückte Putsch. Röhms das Ende des Regi- 
mes bedeuten, dann wurde die Hoffnung auf politische Aktionen kirchlicher 
Kreise gegründet. Solche Prognosen wurden von einem Teil der früheren An- 
gestellten der Arbeiterbewegung mit: Entschiedenheit vertreten, besonders Ge- 
werkschaftsangestellice waren ihre Propagandisten. Aber schon im Sommer 
1933 sagte der größte Teil der Arbeiter sich: „Ist es richtig. diesen Gruppen eine 
größere politische Aktivität zuzutrauen, als die gesamte organisierte Arbeiter- 
schaft sie gehabt hat? Sınd überhaupt alle diese Gruppen grundsätzlich anti- 
faschistisch?“. Je öfter solche kurzfristigen Zusammenbruchsprophezeiungen 
fehlgingen, desto mehr schwand das Vertrauen zu solchen Prognosen, und desto 
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stärker wurde in immer weiteren’ Kreisen der Arbeiter das Vertrauen auf dic 
cigene Kraft... 


Die Erfahrungen haben die Genossen sowohl in politischer als auch in per- 
sönlicher Hinsicht kritisch gemacht. Man sagt sich, daß in Zukunft keine blinde 
Disziplin geübt werden darf, sondern daß die Arbeiter sich letzten Endes selbst 
dafür verantwortlich fühlen. müssen, daß eine sozialistische Politik mit Energie 
getrieben wird. Oft konnte man hören: hätten wir gewußt, daß es so kam, 
dann hätten wir unser Vertrauen nicht so rückhaltlos gegeben, sondern dann 
hätten wir früher aufgemuckt; aber wir haben vieles übersehen, weil wir uns 
sagten, daß die Bewegung im richtigen Augenblick doch ihre ganze Kraft ein- 
setzen würde. Unangenehme persönliche Dinge, die führende Genossen sich 
bei dem Verbot der Partei zuschulden kommen ließen, haben nicht nur Em- 
pörung darüber geweckt, daß Genossen, denen man viel Vertrauen schenkte, 
solchen Schmutz zeigten, sondern auch den Willen, in Zukunft auch die Men- 
schen, denen man Vertrauen schenkt, sich genau anzusehen. Weil man natür- 
lıch nicht vergessen hat, daß man selbst einmal die fraglichen Genossen mit 
viel Vertrauen ausgestattet hat, gibt man zu, daß man sich selbst in ihnen geirrt 
hat, daß man zu leichtgläubig war. Aber man schließt auch daraus, daß die 
Methoden der Funktionärauslese falsch gewesen sind. . .“ 


DS 


Der bayerische -Ministerpräsident Dr. Wilhelm Högner vermittelt uns in 
dem Kapitel „Das Ende der Weimarer Republik“ aus der Schrift „Der 9. März 


1933" eine höchstinteressante und lebensechte Schilderung des kläglichen Ab- 
gangs der SPD: 


„Wir beschlossen zunächst im Lande zu bleiben. Soweit wir Parlamenta- 
rier waren, vertrauten wir vorläufig noch auf den verfassungsrechtlichen ° 
Schutz der Immunität. Keinem von uns kam auch nur der Gedanke. Waffen 
oder Truppen gegen die siegreichen Nationalsozialisten zu sammeln. Nach 
dem unerwarteten und völligen Zusammenbruch der Bayerischen Volks- 
partei wäre das auch Wahnsinn gewesen. So drängten wir uns noch cine 
Zeitlang zusammen wie Schafe bei einem Gewitter und jeder wartete darauf, 
daß der nächste Blitz uns treffen würde. Noch war es keinen Monat her, daß 
uns in den Versammlungen Tausende zugejubelt und geschworen hatten, für 
die Freiheit zu sterben. Jetzt fürchtete jeder für seine Haut. Die Berührung 
mit der Volksmasse, der seelische Rückhalt unscrer Tätigkeit im öffentlichen 
Leben, hörte zu wirken auf. Die Pyramide der Organisation, deren Spitze 
wir bildeten, zerfloß unter uns wie Brei. Wir hingen auf einmal in der Luft 
und zappelten verzweifelt mit Armen und Beinen, um den Sturz in den Ab- 
grund zu mildern. Lange wollten wir nicht glauben, daß er tödlich gewesen 
war. Wie die Geister der Erschlagenen in der Schlacht auf den katalauni- 
schen Feldern-erhoben wir uns noch lange jeden Tag zu neuem Streit, ließen - 
die verrosteten Waffen klirren, schrieen mit dünner werdenden Stimmen das 
alte Feldgeschrei, machten mechanisch die eingelernten taktischen Schwen-' 
kungen und rannten noch eine Weile gegen die Eisenstarrenden feindlichen 
Reihen an. Allmählich wurden wir immer weniger und eines Tages erfuhren 
wir, daß man uns längst tot gesagt hatte und nur noch für lächerliche Ge- 
spenster hielt.“ 
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Nr. 3 


Erklärung des Reichstagspräsidenten Paul Löbe vom 13. Februar 1931 
gegenüber dem Vertreter der katholischen Zeitung „Libre Belgique“: 


„Ich bin der Ansicht, daß meine politische Tätigkeit und die meiner Freunde 
endgültig abgeschlossen ist. Die Geschicke Deutschlands vollziehen sich künftig 
auf einer neuen Ebene. In dieser Beziehung unterschreibe ich das Wort Hit- 
lcrs ‚Die Vergangenheit kehrt niemals wieder’. Man würde mich fur einen ver- 
ächtlichen Überläufer halten, wenn ich, nachdem ich während so langer Zeit 
für ein anderes Ideal gearbeitet habe, mich von heute auf morgen in cınen be- 
geisterten Anhänger des Nationalsozialismus verwandeln würde. Ich bin aber 
objektiv genug, zuzugeben, daß die neuen Führer Deutschlands mit einem 
schönen Ungestüm Probleme in Angriff genommen haben die wir nicht haben 
lösen können. Ich denke an die Reichsreform, die Beschaffung von Arbeit für 
zwei Millionen Arbeitslose und die Winterhilfe, ein Werk, das von einem gro- 
Ben sozialistischen Geist erfüllt ist. Das Agrarproblem scheint mir ebenfalls 
mit viel Schneid angepackt worden zu sein. Wenn es der neuen Regierung 
gelänge, sechs Millionen Arbeitslose wieder einzustellen, so wäre das eine 
Heldentat, die mir Achtung abnötigen würde.“ Zum Schluß erklärte Lobe: .Zu 
glauben, daß wir in fünf oder zchn Jahren wiederkommen Könnten, ist eın 
Mythos. Ich möchte meine Kameraden, die im Auslande leben, nicht entmuti- 
gen, aber sie selbst wissen, was von der Rolle zu halten ist, die sie noch zu 
spielen haben.“ 


Nr. 4 
Tatsachen zur Kriegsschuldfrage 


Am 24. März 1933 brachte der Londoner „Daily Herald“ die dıcke Überschrift 
auf der Titelseite: 


„Juda erklärt Deutschland den Krieg“ — darunter ein großes Bild mit 
Hitler vor einem Tribunal von 4 Rabbinern als Richter. 
2. 


Der jüdische Hcrausgeber des „American Hebrew, New York“ sagte am 24. Mai 
1934 zum amerikanischen Schriftsteller Mr. R. E. Edmondson, Oregon: 


„Wir sind dabei, einen Krieg über Deutschland zu bringen.“ 
M- 


1937 sagte W. Churchill.zu Außenminister v. Ribbentrop: 
„Ein erstarkendes Deutschland wird wieder zerschlagen werden.“ 


ut, 
am 
Fin 


Unter dem 7. Juli 1938 erwähnt der polnische Unterstaatssekretär Szembek ın 
seinem Tagebuch 1933—1939 eine Nachricht des polnischen Botschafters in Lon- 
don, daß 

„entgegen diesen vollendeten Vertretern des britischen Kompromißgeistes 


(Chamberlain und Halifax) sowohl Vansittart wie die Dienststellen des 
Foreign Office jetzt eine reichlich deutschfeindliche Politik einnehmen. Sie 
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wünschen auch uns (Polen) in die Einkreisungspolitik gegen Deutschland 
hineinzuziehen, und sind aus diesem Grunde der bei uns ausgeübten Druck- 
politik all der englischen Clans der Linken einschließlich der Elemente, die 
sich dem radikalen Bewußtsein verbunden fühlen, günstig gesinnt, bilden 
heute eine Kriegspartei und nehmen sogar den Gedanken eines Präventiv- 


krieges an, um sich der Ausdehnung des Totalitarismus in Europa zu wider- 
setzen." 


Am 21. 11. 1938 berichtete der polnische Botschafter in Washington, Graf Po- 
tocki an seine Regierung über seine Unterredung mit dem amerikanischen Bot- 
schafter Bullitt, dem Vertrauten Roosevelits: 


„Über Deutschland und den Kanzler Hitler äußerte er sich mit größter 
Vehemenz und mit starkem Haß. Er sprach davon, daß nur Gewalt, schließ- 


lich ein Krieg der wahnsinnigen Expansion Deutschlands in Zukunft eın 
Ende machen kann. 


Auf meine Frage, wie er sich diesen kommenden Krieg vorstelle, erwi- 
derte er, daß vor allem die Vereinigten Staaten, Frankreich und England 


gewaltig aufrüsten müßten, um der deutschen Macht die Stirn bieten zu 
können. 


Dann erst, wenn der Augenblick reif ist (sprach Bullitt weiter), wird man 
zu der leizten Entscheidung schreiten können. Ich fragte ihn, in welcher 
Weise die Auseinandersetzung erfolgen könne, da Deutschland vermutlich 
nicht England und Frankreich als erster angreifen werde. Ich sehe einfach 
nicht den anhakenden Punkt in dieser ganzen Kombination. 


Bullitt erwiderte, daß die demokratischen Staaten absolut noch zwei Jahre 
bis zur vollständigen Aufrüstung brauchten. In der Zwischenzeit würde 
Deutschland vermutlich mit seiner Expansion in östlicher Richtung vor- 
wärtsschreiten. Es würde der Wunsch der demokratischen Staaten sein, daß 
es dort im Osten zu kriegerischen Auseinandersetzungen zwischen dem 
Deutschen Reich und Rußland komme. Da das Kräfte-Potential der Sowjet- 
union bisher nicht bekannt sei, könne es sein, daß sich Deutschland zu weit 
von seiner Basis entferne und zu einem langen und schwächenden Krieg 
verurteilt werde. Dann erst würden die demokralischen Staaten, wie Bullitt 
meint, Deutschland attackieren und es zu einer Kapitulation zwingen. 


Auf meine Frage, ob die Vereinigten Staaten an einem solchen Kriege teil- 
nehmen würden, antwortete er: ‚Zweifellos ja, aber erst dann, wenn Eng- 
land und Frankreich zuerst losschlagen!’ Die Stimmung.in den Vereinigten 
Staaten ist, wie er sagte, gegenüber dem Nazismus und Hitlerismus so ge- 
spannt, daß schon heute unter den Amerikanern eine ähnliche Psychose 
herrscht wie vor der Kriegserklärung Amerikas an Deutschland im Jahre 
1917." 


Der polnische Botschafter Potocki in Washington sendet am 12. Januar 1939 
folgenden Bericht an seine Regierung: 


„Die Stimmung, die augenblicklich in den Vereinigten Staaten herrscht, 
zeichnet sich durch einen immer zunehmenden Haß gegen den Faschismus 
aus, besonders gegen die Person des Kanzlers Hitler und überhaupt gegen 
alles, was mit dem Nationalsozialismus zusammenhängt. Die Propaganda ist 
vor allem in jüdischen Händen, ihnen gehört fast zu 100 Prozent das Radio, 
der Film, die Presse und Zeitschriften. Obgleich diese Propaganda sehr grob 
gehandhabt wird und Deutschland so schlecht wie möglich hinstellt — man 
nutzt vor allem die religiösen Verfolgungen und die Konzentrationslager 
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aus —, wirkt sie doch so gründlich,- da das hiesige Publikum vollständig 
unwissend ist und keine Alınung hat von der Lage in Europa. Augenblicklich 
halten die meisten Amerikaner den Kanzler Hitler und den Nationalsozia- 
lismus für das größte Übel und die größte Gefahr, die über der Welt 
schwebt. | 


Die Lage hierzulande bildet ein ausgezeichnetes Forum für alle Art Red- 
ner und für die Emigranten aus Deutschland und der Tschechoslowakei, die 
an Worten nicht sparen, um durch die verschiedensten Verleumdungen das 
hiesige Publikum aufzuhetzen. Sie preisen die amerikanische Freiheit an, im 
Gegensatz zu den tofialen Staaten. Es ist sehr interessant, daß in dieser senr 
gut durchdachten Kampagne, die hauptsächlich gegen den Nationalsozialis- 
mus geführt wird, Sowjetrußland fast ganz ausgeschaltet ist. Wenn es über- 
haupt erwähnt wird, so tut man es in freundlicher Weise und stellt die 
Dinge so dar, als ob Sowjetrußland mit dem Block der demokratischen 
Staaten zusammenginge. Dank einer geschickten Propaganda ist die Sym- 
pathie des amerikanischen Publikums ganz auf seiten des Roten Spaniens. 


Außer dieser Propaganda wird auch noch künstlich eine Kriegspsychose 
geschaffen: Es wird dem amerikanischen Volk eingeredet, daß der Frieden 
in Europa nur noch an einem Faden hängt, ein Krieg sei unvermeidlich. 
Dabei wird dem amerikanischen Volke unzweideutig klargemacht, daß 
Amerika im Falle eines Weltkrieges auch aktiv vorgehen müßte, um die Lo- 
sungen von Freiheit und Demokratie in der Welt zu verteidigen. 


Der Präsident Roosevelt war der erste, der den Haß zum Faschismus 
zum Ausdruck brachte. Er verfolgte dabei einen doppelten Zweck: 1. Er 
wollte die Aufmerksamkeit des amerikanischen Volkes von den innerpoli- 
tischen Problemen ablenken, vor allem vom Problem des Kampfes zwischen 


- Kapital und Arbeit. 2. Durch die Schaffung einer Kriegsstimmung und 


die Gerüchte einer Europa drohenden Gefahr wollte er das. amerikani- 
sche Volk dazu veranlassen, das enorme Aufrüstungsprogramm Amerikas 
anzunehmen, denn es geht über die Verteidigungsbedürfnisse der Ver- 
einigten Staaten hinaus. 


Ferner ist das brutale Vorgehen gegen die Juden in Deutschland und das 
Emigrantenproblem, die den herrschenden Haß immer nur schüren gegen 
alles, was irgendwie mit dem deutschen Nationalsozialismus zusammen- 
hängt. An dieser Aktion haben die einzelnen jüdischen Intellektuellen 
teilgenommen, z. B. Bernard Baruch, der Gouverneur des Staates New York, 
Lehmann, der neuernannte Richter des Obersten Gerichts, Felix Frank- 
furter, der Schatzsckretär Morgenthau und andere, die mit dem Präsidenten 
Roosevelt persönlich befreundet sind. Sie wollen, daß der Präsident zum 
Vorkämpfer der Menschenrechte wird, der Religions- und Wortfreiheit, und 
er soll in Zukunft die Unruhestifter bestrafen. Diese Gruppe von Leuten, 
die die höchsten Stellungen in der amerikanischen Regierung einnehmen 
und die sich zu den Vertretern des ‚wahren Amerikanismus’, und als ‚Ver- 
teidiger der Demokratie’ hinstellen möchten, sind im Grunde doch durch, 


„unzerreißbare Bande mit dem internationalen Judentum verbunden. Für 


% 
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diese jüdische Internationale. die vor allem die Interessen ihrer Rasse im 
Auge hat, war das Herausstellen des Präsidenten der Vereinigten Staaten 
auf diesen ‚idealsten’ Posten eines Verteidigers der Menschenrechte ein 
genialer Schachzug. Sie haben auf diese Weise-einen sehr gefährlichen 
Herd für Haß und Feindseligkeit auf dieser Halbkugel geschaffen und 
haben die Welt in zwei feindliche Lager geteilt. Das Ganze ist als meister- 
hafte Arbeit aufgemacht worden: Roosevelt sind die Grundlagen in die 
Hand gegeben worden, um die Außenpolitik Amerikas zu beleben und 
auf diesem Wocege zugleich die kolossalen militärischen Vorräte zu schaffen 
für den künftigen Krieg, dem die Juden mit vollem Bewußtsein zu- 


streben. Innerpolitisch ist es sehr bequem, die Aufmerksamkeit des Pu- 
blikums von dem in Amerika immer zunebmenden- Antisemitismus abzu- 
lenken, indem man von der Notwendigkeit spricht, Glauben und indivi- 
auelle Freiheit vor den Angriffen des Faschismus zu verteidigen.“ 


Der Bericht vom 16. Januar 1939 bringt konkrete. Angaben: 


- Aus der Unterhaltung mit Bullitt hatte ich den Eindruck, daß er vom 
Präsidenten Roosevelt eine ganz genaue Definition des Standpunktes er- 
halten hat, den die Vereinigten Staaten bei der heutigen europäischen Krise 
einnehmen. Er soll dieses Material am Quai d’Orsay vortragen und soll auch 
in seinen Unterredungen mit europäischen Staatsmännern davon Gebrauch 
machen. Der Inhalt dieser Direktiven, die mir Bullitt im Laufe seiner halb- 
stündigen Unterhaltung anführte, ist wie folgt: I. Eine Belebung der Außen- 
politik unter Führung des Präsidenten Roosevelt, der scharf und unzwei- 
deutig die totalitären Staaten verurteilt. 2. Die Kriegsvorbereitungen der 
Vereinigten Staaten zur See, zu Lande und in der Luft, die in beschleu- 
nigtem Tempo durchgeführt werden und die kolossale Summe von Dollar 
1 250 000 000 verschlingen. 3. Die entschiedene Ansicht des Präsidenten, daß 
Frankreich und England jeder Kompromißpolitik mit den Totalstaaten ein 
Ende machen müssen. Sie sollen auf keine Diskussion mit ihnen eingehen, 
die irgendwelche Gcebietsveränderungen bezwecken. 4. Eine moralische Ver- 
sıcherung, daß die Vcreinigten Staaten die Isolierungspolitik verlassen und 
bereit sind, im Falle eines Krieges aktiv auf Seiten Englands und Frank- 
reichs einzugreifen. Amerika ist bereit, sein ganzes Material an Finanzen 
und Rohstoffen zu ihrer Verfügung zu stellen.“ 


’ 

Anfang Februar 1939 berichtet‘ der polnische Botschafter in Paris, Luka- 
siewiecz, an seinen Außenminister, daß ihm gegenüber der amerikanische Son- 
derbotschafter Roosevelts, Mr. W. Bullitt geäußert habe: 

„Die Vereinigten Staaten verfügen England gegenüber über verschiedene 
ungeheuer bedeutsame Zwangsmittel. Allein die Drohung ihrer Anwendung 
dürfte genügen, England vor einer Kompromißpolitik auf Kosten Frank- 
reichs zurückzuhalten.“ 

Unter dem 18. Februar 1939 berichtet der polnische Unterstaatssekretär Szem- 
bek in seinem Tagebuch 1933—1939 über ein pre mit dem ehemaligen 
König Alphors XIII.: / E 

„Der König betrachtet die Inrernatiorale ge mit Pessismismus. Die 
Internationalen treiben zum Kriege. Däs Judentum und die Freimaurer 
spielen eine sehr große Rolle bei diesen Machinationen.“ 


” 
Als Folge der englischen Garantieerklärung an Polen schrieb die „Times“ 
am 4. April 1939: 


„Die Einkreisung Deutschlands ist ein natürlicher und unvermeidlicher 
Prozeß. Sie beginnt volkstümlich zu werden.“ 


%* 
Der „Daily Telegraph“: 
„Der Kern einer machtvollen Allianz gegen Deutschland ist geschaffen.” 
Am 26. April 1939 berichtet der polnische Botschafter in London, Graf Eduard 


Raczynski, nach Warschau, daß sich die Opposition und ein gewisser Teil der 
! 
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konservativen Partei mit Churchill an der Spitze deutlich auf einen Krieg vor- 
bereite. 


Churchill äußerte sich am 4. Mai 1939: 


„Es gibt kein Mittel, um eine Ostfront gegen den Nationalsozialismus 
zu unterhalten, ohne den aktiven Beistand Rußlands." 


Ir 
“A 


Am 14. Mai 1939 erklärte der Dekan W.R. Inger: 


„Mir ist von einem prominenten Mitglied erzählt worden, daß von jüdi- 
scher Seite starker Druck auf Parlamentsmitglieder ausgeübt wird, sich 
jeder Politik der Versöhnung mit Deutschland zu widersetzen.“ 


>» 


Hans Fritzsche schrieb in: „Krieg den Kriegshetzern": 


„Als wir dann aber mit etlicher Verspätung die Londoner Zeitungen des 
31. August 1939 nach Berlin bekamen, da fielen uns fast dıe Augen aus dem 
Kopf, als wir im „Daily Telegraph“, dem offiziösen Organ des britischen 
Außenamtes, auf der ersten Seite im Fettdruck die Feststellung lasen, daß 
in der Nacht vor dem 31. August das britische Kabinett die Vorschläge des 
Führers zur Kenntnis genommen, sie an Warschau weitergeleitet hätie, und 
daß Warschau diese Vorschläge mit der Generalmobilmachung beantwortet 
habe. 

Zwar ist diese letzte Londoner Ausgabe des „Daily Telegraph“ vorn 
31. August sofort zurückgezogen und eine neue letzte Ausgabe dieses Blattes 
gedruckt worden, aus der man diese Feststellungen säuberlich entfernt 
hatte, aber es ist trotzdem gelungen, einige Exemplare rechtzeitig ins Aus- 
land und nach Deutschland zu bringen. Wir Deutschen können heute cin- 
deutig vor aller Welt feststellen: Von den vielen, vielen Beweisen der 
Kriegsschuld der englischen Regierung, die jetzt von der Tagespresse wic 
Mosaiksteinchen:- zusammengetragen werden, und die bald von der Ge- 
schichtsforschung zu einem geschlossenen Bild vereinigt sein dürften, ist 
uns dieser Vorfall mit dem „Daily Telegraph“ vom 31. August der inter- 
essanleste und schlagendste. So wie der Einbrecher durch die Hınterlassung 
des Fıngerabdrucks am erbrochenen Geldschrank sich eindeutig als Täter 
ausweist, so ist die zurückgezogene letzte Londoner Ausgabe des „Daily 
Telegraph“ vom 31. August der Fingerabdruck der englischen Attentäter 
gegen den Frieden Europas. 

War dies Verfahren nicht sehr intelligent, so waren die Verantwortlichen 
in London offenbar doch intelligent genug, einzusehen, welch ein Fehler 
von geschichtlichem Ausmaß ihnen unterlaufen war. 


Sie folgerten deshalb: Ist uns die Lüge von der Kriegsschuld Deutsch- 
lands mißglückt, dann müssen wir schnellstens dafür sorgen, Deutschland 
wegen angeblich unmenschlicher Kriegführung zu diffamieren.“ 


Der fromme Lord Halifax bekannte am 6. September 1939 im Unterhaus: 


„Jetzt haben wir ihn zum Krieg gezwungen, jetzt kann er nicht mehr auf 
friedlichem Wege ein Stück des Versailler Vertrages nach dem anderen auf- 
heben.“ ö 

x 


Premierminister Chamberlain notierte am 10. September 1939 — also wenige 
Tage nach Kriegsausbruch — folgende Überlegungen in sein Tagebuch: „Was 
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ich erhoffe, ist nicht der militärische Sieg — ich zweifle sehr. ob er möglich 
ist — aber ein Zusammenbruch der deutschen inneren Front“ (Feiling, S. 418). 


DR 

Am 3. Oktober 1939 nahm Ministerpräsident Chamberlain im Unterhaus zu 
der deutsch-russischen Erklärung vom 28. September 1939 Stellung: In diesem 
Abkommen gebe es nichts, was England veranlassen Könnte, etwas anderes zu 
tun als das, was es jetzt tue, nämlich die gesamten Hilfskräfte des britischen 
Empires zu mobilisieren. Denn Polen sei zwar .die direkte Gelegenheit zum 
Kriege gewesen, jedoch nicht die fundamentale Ursache dazu". 


nz 


Der amerikanische Verteidigungsminister J. Forrestal vermerkte unter dem 
27. Dezember 1945 in seinem Tagebuch: 


„Ich habe heute mit Joc Kennedy (Joseph P. Keinedhn Botschafter in Lon- 
don in den Jahren vor dem Krieg) Golf gespielt. — Ich befragte ihn über 
seine Unterredungen mit Roosevelt und Neville Chamberlain von 1938. 
Er sagte Chamberlains Überzeugung 1938 sei gewesen, daß Großbritannien 
nichts in der Hand habe, um zu fechten, und daß es deshalb nicht wagen 
könne, gegen Hitler in den Krieg zu gehen. — Kennedys Ansicht: Daß Hiller 
mit Rußland gekämpft haben würde ohne jeden späteren Zusammenstoß mit 
England, wenn nicht Bullitt (William C. Bullitt, damals Botschafter ın 
Frankreich) dazwischen gekommen wäre, der Roosevelt im Sommer 1939 
die Ansicht aufdrängte, den Deutschen müsse in der Polenfrage bis zum 
Äußersten Trotz geboten werden. Weder Franzosen noch Engländer würden 
Polen zum Kriegsgrund gemacht haben, wenn sie nicht unablässig von 
Washington angestachelt worden wären. Bullitt, so berichtet Kennedy, 
redete T. Roosevelt beharrlich ein, die Deutschen würden nicht kämpfen, 
während Kennedy die Auffassung vertrat, sie würden es tun und dabei 
Europa überrennen. Chamberlain, sagt Kennedy, habe festge- 
stellt, Amerika und die Weltjuden hätten England 
in den Krieg getrieben. In einem Telefongespräch Kennedys mit 
Roosevelt im Sommer 1939 wies daher dieser ihn wiederhoit an. Chambecr- 
lain ein eisernes Rückgrat einzuziehen. Kennedys Antwort war immer, 
Eisen im Rückgrat nütze nicht viel, wenn man kein Eisen in der Hand habe, 
um zu fechten — und das eben fehle den Briten.. .“ 


Nr. 5 
Wem galt der Krieg? 
Der Zionistenführer Wladimir Jabotinsky erklärte im Januar 1934 der jüdi- 
schen Zeitung „Nascha Rjetsch“: 


„Unsere jüdischen Interessen erfordern die endgültige Vernichtung 
Deutschlands; das deutsche Volk samt und sonders ist eine Gefahr für uns, 
deshalb ist es unmöglich zuzulassen, daß Deutschland unter der gegenwär- 
tigen Regierung mächtig wird.“ 

’*x 


Der Jude Bernard Lecache-Lifschitz schrieb am 18. Dezember 1938 in seiner 
Zeitung: „Le droit de vivre": 


„Es ist unsere Sache, die moralische und kulturelle Blockade Deutschlands 
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zu organisieren und diese Nation zu vierteilen. Es ist unsere Sache, endlich 
einen Krieg ohne Gnade zu erwirken.“ 


Die jüdische Zeitung “The Youngstown Jewish Times“ aus Ohio schrieb am 
16. April 1936: 


„Nach dem nächsten Krieg wird es nicht mehr ein Deutschland geben. Auf 
ein von Paris gegebenes Signal werden Frankreich und Belgien, sowie die 
Völker der Tschechoslowakei sich in Bewegung setzen, um den deutschen 
Koloß in einen tödlichen Zangengriff zu nehmen. Sie werden Preußen und 
Bayern voneinander trennen und das Leben in diesen Staaten zerschlagen.“ 


We 
ri. 


Vor dem Untersuchungsausschuß des Senats führte der amerikanische Ge- 
neral Wood aus, daß ihm Churchill schon 1936 erklärt habe, Deutschland wärc 
wieder zu mächtig Eersanden und müsse deshalb in einem neuen Krieg ver- 
nichtet werden. 

x 


1936 schrieb schon der bekannte Militärhistoriker J. F. C. Fuller: 


„Deutschland führt ein vernünftiges Finanzsystem ein, in welchem kein 
Geld aufgekauft werden kann. Es platzt die Goldblase und die Grundlagen 
des Wert- und Aktienkapitals sind erschüttert und brechen zusammen, da- 
her erblicken wir überall die fieberhaften Vorarbeiten zu Hitlers Vernich- 
tung.“ .. 


- 


„Ihe American Hebrew“, New York schrieb am 30. April 1937: 


„Die Völker werden zu der notwendigen Einsicht kommen, daß Nauzi- 
deutschland verdient, aus der Völkerfamilie ausgerottet zu werden.” 


Am 20. Februar 1939 schrieb die „New Chronicle“, daß es bei Fortsetzung 
dieser Hetzsendungen möglich sei, einen Keil zwischen das deutsche Volk 
und seine Herrscher, die es in Dunkel zu halten suchen, zu treiben. 

Do . 

Laut franz. Gelbbuch äußerte sich im April 1939 der französische Marine- 
minister Campinchi: 

„das Ergebnis des Krieges werde zweifellos die Niederlage Deutschlands 

sein. In diesem Falle werde ihm aber ein Frieden auferlegt werden, gegen 
den der Friede von Versailles nichts gewesen sei. Der Friedensvertrag, der 
den nächsten Krieg beenden werde, müsse nach dem Muster des West- 
fälischen Friedens ausfallen, d. h. das Reich völlig zerstückeln und in seine 

Bestandteile zerlegen. Nur dann könne man hoffen, während cines ver- 

hältnismäßig langen Zeitraums Ruhe zu haben ... General Gamelin sei 

der Ansicht, daß die strategische und militärische Stellung Frankreichs kei- 
nen Zweifel über einen erfolgreichen Kriegsausgang erlaube.“ 


= 


“ 


In der Zeitschrift „The Nineteenth Century" schrieb W. Duns Wochen vor 
Kriegsausbruch: 
„Nicht das Werk Hitlers muß vernichtet werden, sondern das Werk Bis- 
marcks und Friedrichs des Großen.“ 
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Am 18. Juli 1939 schrieb Henri de Kcrillis in der „Epoque": 


„Wenn der Krieg wieder anfangen sollte, dann darf man sich nicht wie- 
der wie vor zwanzig Jahren einfangen lassen. Deutschland ist unverbesscr- 
lich und unheilbar. Man muß endlich einmal ein Ende damit machen. Das 
deutsche Volk muß ausgerotteti werden.“ 


2% 


Der Jude L&on Blum stimmt ihm im „Populaire" vom 19. Juli zu, indem er 
schreibt: 


„Ich denke wie er, und er denkt wie ich." 


.. 


Die jüdischen Kammcrabgceordneten Pertinax und Pierre Bloch bekennen das 
gleiche: 


„Am Tage nach dem Siege muß das deutsche Volk vernichtet werden.“ 

Schon am 31. August 1939 eröffnete der alte Deutschenhasser Charles Maur- 
ras in der „Action Francaise“ den Kampf fur das Ziel, für das er schon ım 
Weltkrieg mit seiner unermüdlichen Feder focht: 


„Die Ursache der Kriege heißt die deutsche Einheit. Die deutsche Einheit 
ist der Feind. Wenn man die deutsche Einheit zerbricht, erreicht man das 
Wesentliche, und der ganze Rest — Gleichgewicht, Völkerrecht, Sicherheit 
der Grenzen — kommt dann von selbst. Was man 1919 hätte tun müssen, 
was man übermorgen tun muß, das ist nicht nur, das Deutschtum nach 
außen hin auflösen, sondern es im Innern zerspalten, zerbrechen, aufteilen, 
die Verschiedenheiten der Religion, des Geistes, der Natur, des Regimes 
benutzen, unterstützen und begünstigen durch Ungleichheit der Behandlung, 
endlich diesem zerstückelten Deutschland gegenüber ständige Interventions- 
möglichkeiten offenhalten, das heißt das Rheinland auf ewig besetzen.“ 


4 
A] 
.. 


Churchill verkündete am 3. September 1939 im Unterhaus: 


„Dieser Krieg ist Englands Krieg. Sein Ziel ist die Vernichtung Deutsch- 
lands ... Vorwärts, Soldaten Christi!“ 


Am 3. September 1939 schrieb die englische Zeitung „People“: 
„Der tolle Hund Europas, das deutsche Volk, ist wieder ausgebrochen. Er 


muß vernichtet werden.“ 


Die französische Wochenzeitschrift „Gringoire”“ meinte am 7. September 1939: 


„Das Hitler-Deutschland ist sicher abscheulich.-Aber das Reich Hinden- 
burgs war nicht viel besser. Man muß es aussprechen, weil es die Wahrheit 
ist, und auch um allen Träumereien ein Ende zu bereiten. Einige möchten 
immer noch an zwei Deutschländer glauben. Sie täuschen sich, und ihr 
Irrtum ist gefährlich. Ein Boche ist ein Boche, ob er sich Erzberger oder 
Göring nennt.“ 

- x 


Der „Matin“ am 9. September: 


„Altes Deutschland? Neues Deutschland? Eine Rasse, die sich niemals 


geändert hat. Eine Rasse, die ihren Eroberer- und Mordinstinkten ewig 
treu bleibt.“ 
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Der Offiziosus der französischen Regierung „Andre Chaumel“ schreibt im 
„Paris Soir“ vom 5. 11. 1939: 


„Der Frieden, so wie ihn sich die Westmächte wünschen, hat nur dann 
Aussicht, in die Tat umgesetzt zu werden, wenn der Germanismus ein für 
allemal zerbrochen wird. Hitler ist zwar das Symbol des Germanismus, 
aber dieser würde auch ohne ihn weiterbestehen. Dice Geschichte des Frie- 
dens von 1919 hat bewiesen, daß die wichtigste Bedingung weder juristisch 
noch wirtschaftlich ist, sondern daß sie vor allem eıne territoriale Bedingung 
ist und vornehmlich in der französischen Wacht am Rhein besteht.“ . 


* 


Der Londoner Berichterstatter der „Metropole“ (Belgien), der gute Beziehun- 
gen zum Foreign Office hat, gıbt in einem Londoner Brief vom 11. November die 
englischen Kriıegsziele bekannt: 


Um die Sicherheit in Europa zu garantieren, müsse Deutschland vollkom- 
men vernichtet werden. Wenn das deutsche Volk sich mit seinem Regime 
identifiziere, so sei das um so schlimmer. Nach der vollkommenen Zer- 
schmetterung werde man Deutschland zwar „Lebensmöglichkeiten” geben, 
aber nicht dıe Sicherheit, weil es diese nur benutzen könne, um »„ncue Än- 
griffe“ vorzubereiten. Es werde auch keine Friedenskonferenz einberufen, 
denn diesmal werde man sehr schnell handeln. Die Sıegerstaaten England 
und Frankreich würden ihren Frieden einfach aufzwingen. 


* 


Unter der Überschrift „Mission Frankreichs“ lesen wir im offiziösen „Temps“ 
vom 28. ll. 1939: 


„Hitler vernichten? sicherlich. Aber Hitler ist Deutschland. — Doch nicht 
das Deutschland von einst vernichten, das Deutschland von Hans Sachs und 
J. Sebastıan Bach — sondern das Deutschland des 19. und 20. Jahrhunderts, 
das Deutschland, das allmählich die Idee der Macht mit der Idee der Tu- 
gend identifizierte, das Deuıischland, dessen Philosophen und Staatsmänner, 
Diplomaten, Militärs und Industrielle jenes System geschmiedet haben um 
Runme der Kollektivität, das den Menschen erniedrigt und das unter dem 
Vorwande des Organisierens [ähiger ist zur Zerstörung.“ 


27 
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Die „Times“ vom 1. Dezember 1939 meint: 
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„Solange die 60 oder 80 Millionen Volksdeutsche als eine einzige Einheit 
unter einer Zentralgewalt existieren, können wir uns alle Vierteljahrhun- 
derte einmal dem Problem gegenübergestellt sehen, das sich aus ihrer Uniter- 
ordnung unter eine gewissenlose Führerschaft ergibt.“ 


„Der Weg der Vernichtung besteht darin, die alten deutschen Königreiche 
und Fürstentümer wieder aufzurichten, wenn nötig unter einem gewissen 
Maß von Be- und Überwachung seitens ihrer verschiedenen Nachbarn, mög- 
licherweise die Schaffung eines katholischen süddeutschen und österreichi- 
schen Staates, der wahrscheinlich sich nicht mit seinen nördlichen prote- 
stantischen Nachbarn verbünden würde. Und in der Tat: die Wiedererrich- 
tung der deutschen Staaten, die Jahrhunderte hindurch keine Gefahr für 
Europa darstellten, bis sie unter Preußens Führung zu einer einzigen Ein- 
heit zusammengeschlossen wurden.“ 
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In einer Veröffentlichung des Londoner Arbeiterblattes „Daily Herald" (Aus- 
gabe Nr. 7426) zeigen die englischen Kriegshetzer ihr wahres Gesicht: 


„Hört endlich auf, von Friedensbedingungen zu sprechen, schlagt Deutsch- 
land in Stücke, macht den Rhein zur Westgrenze und die Oder zur Ostgrenze! 
Gebt Sachsen der Tschechoslowakei und IgIStein an Dänemark! Nehmt 
den Hunnen alle Chancen!“ 


Am 7. Dezember 1939 erklärte Feldmarschall Millner im Oberhaus, daß die 
Tatsache nicht hinwegzuleugnen sei, daß Deutschland hinter dem Führer 
stehe. Krieg sei Krieg, und könne nicht gegen diese oder jene Gruppe 
in cinem Land geführt werden. Er forderte einen harten, rücksichtslosen und 
einen absolut mitleidlosen Krieg gegen Deutschland. Nur die Niederschlagung 
Deutschlands und seine endgültige Unschädlichmachung könne das Ziel dieses 
Krieges sein. 


Am 11. Dezember 1939 erklärte der frühere französische Ministerpräsident 
Millerand, daß nicht Adolf Hitler, sondern Deutschland vernichtet werden 
müsse. 


ns 
.— 
rc 


Der Botschafter Neville Henderson berichtet: 


„Seit dem Beginn des Krieges hat man viel über das Vorhandensein oder 
das Nichtvorhandensein zweier Deutschland reden hören, das eine freund- 
lich und fleißig und friedliebend, das andere grausam, militärisch und ag- 
gressiv. In Kriegszeiten kann es nur ein Deutschland geben, das bekämpft 
und geschlagen werden muß. Der Unschuldige und der Schuldige müssen 
gleicherweise leiden, denn es besteht kein Zweifel, daß Deutschland in etwa 
den letzten siebzig Jahren fünf Kriege entfesselt hat.“ 
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Der bekannte Schriftsteller Ernest Hemingway schrieb in der Einleitung des 
Sammelbandes „Men at war“: 


„Wenn dieser Krieg gewonnen ist, sollte Deutschland so gründlich zer- 
stört werden, daß wir es für hundert Jahre nicht mehr zu bekämpfen haben, 
oder wenn richtig aufgeräumt wird, überhaupt nicht mehr. Dies kann wahr- 
scheinlich nur durch Sterilisation geschehen .. ." 
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Theodore N. Kaufmann leitete seit 1941 in den USA erschienenes Buch .Ger- 
many must perish“ mit folgenden Sätzen ein: 


„Der Krieg unserer Tage ist kein Krieg gegen Adolf Hitler, auch kein 
Krieg gegen die Nazis... Es ist ein Kampf zwischen Deutschland und der 
Menschheit. Deutschland hat einen totalen Krieg über die Welt gebracht, es 
wird auch eine totale Strafe zu zahlen haben und es gibt nur eine, nur eine 
einzige totale Strafe: Deutschland muß für immer untergehen!“ 
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Nr. 6 
Der englische Modellfall 


Die Times bringt am 24. März 1939 cine von dem Parlamentsmitglied Lecs- 
Smith im Unterhaus gehaltene Rede und stellt dabei fest: „Der britische Ärzte- 
Verband hat Zahlenmaterial ausgearbeitet, demzufolge eine Familie wöchent- 
lich 6 Schilling pro Kopf zur Verfügung haben muß, um genügend und ge- 
sunde Nahrung zu erhalten. Untersuchungen haben aber ergeben, daß fast 
ein Drittel unserer Bevölkerung diesen Betrag für Nahrungsmittel nicht auf- 
bringen kann. Dies bedeutet, daß mindestens 30 Prozent aller Kinder in mehr 
oder weniger starkem Grad an Unterernährung leiden.“ 
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Die Catholic Times vom 17. März 1939 beschreibt eine Unterredung mit 
dem Hauptlehrer einer Volksschule in einem Grubendorf in Monmouthshire. 
Der Hauptlehrer sagte im Laufe des Gesprächs „In Südwales wächst eine 
Zwergenrasse heran. Die Kinder sind an Leib und Seele verkümmert ... 
Im Winter sitzen sie hustend und schnaubend in der Schule, weil sie nicht 
warm genug angezogen sind und wasserdurchlässiges Schuhzeug anhaben. 
Tagtäglich- stoße ich auf Buben und Mädchen, die in schwerer Tuberkulose- 


gefahr sind.“ 
Sr 


Im Schoße dieses Landes, dem ein Weltreich gehört, leiden, wie der eng- 
lische Wissenschaftler Sir John Orr im Jahre 1936 feststellte, nicht weniger 
als 13,5 Millionen Menschen an Unterernährung. 
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In London gibt es 1935 noch 30000 Kellerwohnungen. (C. R. A. Martin: 
„Slums and Slummers: a Sociological Treatise on the Housing Problem“, London 
1935, S. 29.) In einem Haus mit vier Stockwerken werden 226 Bewohner ze- 
zählt. Alte „Slums“ werden abgerissen, aber neue entstehen neben ihnen. „Im 
Cheynebezirk des Stadtteils Chelsea, wo Lady Douglas ein ganzes Stockwerk 
für ihre Kinderzimmer hat, ist die Kindersterblichkeit gering: 23 auf 1000 Ge- 
burten. Nebenan im Churchbezirk mit seiner Arbeiterbevölkerung in düsteren 
Mietskasernen und engen alten Häusern ist die Rate 70 (Allen Hutt: The Con- 
dition of ine Working Class in Britain“, London 1933, S. 163). 
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„Eine kluge Frau, Mitglied der Arbeiterpartei, zitierte den Ausspruch eincs 
Abgeordneten der Kohlenarbeiter, daß eine Anzahl von Bergarbeitern einfach 
nicht arbeite, da sie kein Vertrauen in das setzen, wofür wir angeblich kämpfen, 
und nicht daran glauben, daß sich nach dem Krieg etwas für sie ändern wird.“ 


‘ 
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„Sir John Orr sagte, wenn wir diesen Krieg gewonnen hätten, müßten wir 
einen andern gegen Armut und Elendsquartiere beginnen, sonst wären unsere 
Jungens umsonst gestorben.” 
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Kundgebungen der „Union deutscher sozialistischer Organisationen in 
Großbritannien“ 


Die auszugsweise wiedergegebenen politischen Kundgebungen sind abge- 
druckt in der Broschüre „Zur Politik Deutscher 'Sozialisten“, die von der „Union 
deutscher sozialistischer Organisationen in Großbritannien“ in London Ende 
1945 herausgegeben wurde.*)_ 


Für die Herausgabe zeichnen in der Einleitung verantwortlich für die Exeku- 
tive der „Union deutscher sozialistischer Organisationen in Großbritannien": 


willi Eichler, Hans Gottfurcht, Erich Ollenhauer, Wilhelm Sander, 
Erwin Schötlle, Gustav Sprewitz.. " 


„I. Gründungsbeschluß der „Union deutscher sozialistischer Organisationen in 
Großbritannien“. 


Die Vertreter der deutschen sozialistischen Organisationen in Groß-Britan- 
nien haben in gemeinsamer Beratung einstimmig beschlossen: 


.„Die deutschen Sozialisten in Groß-Britannien sind einig in der Überzeu- 
gung, daß die militärische Niederlage und der Sturz des Hiller- 
systems die endgültige Überwindung des deutschen Militarismus und die 
Beseitigung der sozialen Grundlagen der Hitlerdiktatur unerläßliche 
Voraussetzungen bilden für einen dauernden Frieden, den Wieder- 

ı aufbau Europas und eine demokratische und sozialistische Zukunft Deutsch- 
lands. Im Hinblick auf die besonderen Aufgaben, die sich für die in Groß- 
Britannien lebenden deutschen Sozialisten während des Krieges ergeben, 
erklären die unterzeichneten Organisationen ihre Entschlossenheit, unter 
Wahrung ihrer politischen Unabhängigkeit als deutsche Sozialisten den 
Kampf für die Niederlage Hitlers und seiner Bun- 
desgenossen mit allen ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln und im 
Bündnis mit allen Gegnern der totalitären Kräfte zu führen.“ 


Vorstand der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD) 
Leitung der Sozialistischen Arbeiter-Partei in Großbritannien (SAP) 
Vorstand des Internationalen Sozialistischen Kampfbundes (ISK) 
Auslandsbüro „Neubeginnen“. i 


Im Sinne dieser Erklärung wurde die Bildung der „Union deutscher sozia- 
listischer Organisationen in Großbritannien” beschlossen, der die oben be- 
zeichneten Organisationen angeschlossen sind. 


Die Landesgruppe deutscher Gewerkschafter in Großbritannien wird 
durch die Entsendung eines ständigen Vertreters in die „Union deutscher 
sozialistischer Organisationen in Groß-Britannien“ die enge Zusammenarbeit 
der deutschen freien Gewerkschafter mit der „Union” zum Ausdruck bringen. 
Die Leitung der „Union deutscher sozialistischer Organisationen in GroS- 
britannien“ erfolgt durch ein Exekutiv-Komitee’und durch einen Arbeits- 
ausschuß, in denen alle an der.»„Union“ beteiligten Organisationen vertreten 
sind. Vorsitzender des Exekutiv-Komitees ist Hans Vogel, 3 Fernside Avc- 
nue, London, N. W. 7. 


Die beteiligten Organisationen sehen in der Gründung der „Union deut- 
scher sozialistischer Organisationen in Großbritannien“ einen wesentlichen 
Schritt zur gemeinsamen Arbeit deutscher Sozialisten in Groß-Britannien 
für die Aufgaben des gegenwärtigen Krieges. Sie werden sich gleichzeitig 


*) Welbecson Press, Ltd. Battersea High Street, SW 11. 
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bemühen, an der Vorbereitung eines demokratischen Friedens mitzuwirken, 
der einem neuen Deutschland die Möglichkeit gibt, als freies Glied der euro- 
päischen Völkergemeinschaft seinen Beitrag zum Wiederaufbau Europas zu 
leisten, 


London, den 19. März 1941 


Die deutschen Sozialisten und Gewerkschafter und die Überwindung der 
Nazidiktatur. 

Eine Entschließung der „Union deutscher sozialistischer Organisationen in 
Groß-Britannien“ und der „Landesgruppe deutscher Gewerkschafter in Groß- 
Britannien.“ 

Die deutschen Sozialisten und Gewerkschafter in England rufen in Erinne- 
rung, was die „Union deutscher sozialistischer Organisationen in Groß- 
Britannien“ in ihrer ersten öffentlichen Erklärung im Frühjahr 1941 aus- 
sprach: 

„daß die militärische Niederlage und die Überwindung des 

Hitlerregime, die endgültige Vernichtung des deutschen Militarismus und 

die Beseitigung der sozialen Grundlagen der Hitlerdiktatur unerläßliche 

Voraussetzung für einen dauernden Frieden, für den Wiederaufbau Euro- 

pas und für eine demokratische und sozialistische Zukunft sind.“ 

. Die Kriegsmüdigkeit großer Schichten in Deutschland wird in allen 
glaubwürdigen Berichten bestätigt. Neben einer unorganisierten Gefühls- 
opposition arbeiten noch immer illegale Gruppen. Die Tatsache ihrer Exi- 
stenz nach neun Jahren Diktatur ist eine Bürgschaft dafür, daß der Zer- 
fall desnalionalsozialistischen Machtapparates, der 
die Folge militärischer Niederlagen sein wird, demokra- 
tische Kräfte freisetzen und ihrer geschichtlichen Aufgabe wiedergeben wird: 
der Schaffung freier, demokratischer Zustände in Deutschland... . 


Wir sehen in der vollkommenen militärischen Abrüstung Deutschlands, 
die der militärischen Niederlage Hitlerdeutschlands folgen und die auch die 
Entwaffnung aller Partei- und Wehrorganisationen umfassen muß, einen 
ersten notwendigen Schritt zur Befriedung Europas. Wir erneuern unsere 
Erklärung, daß wir keine derGebietserweiterungen oder der 
gewaltsamen Eroberungen der Hitlerdiktatur anerkennen. Wir betrach- 
ten es als eine Ehrenpflicht des kommenden freien Deutschlands, das Un- 
recht, das Hitlerdeutschland den Völkern zugefügt hat, wieder gut zu ma- 
chen und am Wiederaufbau Europas mit allen Kräften mitzuwirken. 


London, Ende Dezember 1941 


III. Lidice-Erklärung der deutschen Emigration in England. 
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Wir fühlen uns in dieser Stunde zuerst und zutiefst verbunden mit den 
tschechoslowakischen Freiheitskämpfern .. . 

Die Hitlerdiktatur, die die Arbeiter von Mannheim und die Arbeiter von 
Lidice mordet, ist der gemeinsame Feind. 

Diesem System, das die Völker Europas mit blutiger Gewalt unterdrückt, 
gilt der gemeinsame Kampf. ’ 

Wir erneuern die Erklärung, mit allen unseren Kräften mitzuhelfen an 
der vollständigen Vernichtung der Hitlerdiktatur und der 
deutschen Kriegsmaschine. b 


London, den 16. Juni 1942. 


Union deutscher sozialistischer Organisationen in Großbritannien (Union 
of German Socialist Organisations in Great Britain) Hans Vogel. 
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Landesgruppe deutscher Gewerkschafter in Großbritannien (Trade Union 
Centre for German Workers in Great Britain) Hans Gottfurcht. 


Emergency Aid Committee for German Scholars in Exile F. Demuth. 


Freiheitsbund deutscher Sozialisten (German Socialist Freedom Leagur) 
Kurt Hiller. 


Auslandsvertretung der DFP W. Westphal 
Deutsche Volkssozialisten Hans Jaeger. 


„Kameradschaft“ Bündische Opposition (Jungnationale, Jungkatholiken 
und freie Bünde) Hans Ebeling. 


. Stellungnahme zur Nachkriegspolitik der Alliierten gegenüber Deutsch- 


land. 


Ein Brief der „Union“ an die Exekutive der Labour Party vom 25. April 
1944: 


In der internationalen Diskussion über die Politik der Friedenssicherung 
in Europanach der Niederwerfung des deutschen Mili- 
tarismus und nach dem Sturz der Hitlerdiktatur ist in wachsendem 
Maße eine rein machtpolitische Lösung des europäischen Sicherheitspro- 
blems vertreten worden.. Soweit Deutschland in Frage kommt, sind in der 
letzten Zeit vor allem die folgenden konkreten Pläne in der Öffentlichkeit 
behandelt worden. 


Mr. Churchill hat im Namen der englischen Regierung erklärt, daß die 
Grundsätze der Atlantik-Charter in bezug auf territoriale Änderungen als 
Resultat dieses Krieges auf Deutschland keine Anwendung finden werden. 


Im Zusammenhang mit dieser prinzipiellen Erklärung hat Mr. Churchill 
die Annektion deutschen Gebietes zugunsten Polens 
angekündigt. In den amtlichen Erklärungen der englischen und russischen 
Regierung ist über das Ausmaß dieser Annektion nichts gesagt worden, 
aber die polnischen Patrioten in Moskau propagieren die Annektion Ost- 
preußens, Schlesiens, und eines Teiles der Provinz Pommern. 


Angeblich offizielle Pläne, die In der amerikanischen und englischen Öf- 
fentlichkeit diskutiert werden, sehen eine Aufteilung des deut- 
schen Reichsgebietes vor 1933 in vier oder fünf selb- 
ständige Einzelstaaten vor. 


Über diese territorialen Veränderungen hinaus werden weitgehende 
Eingriffe in die innere Verwaltung und Wirtschaftsführung eines Nach- 
kriegsdeutschlands gefordert. Wir wollen in diesem Zusammenhang nur 
hinweısen auf die in der Presse veröffentlichten und Prof. Eugen Varga zu- 
geschriebenen Vorschläge über die Zwangsverschickung deut- 
scher Arbeiter nach Rußland zum Wiederaufbau der zerstörten Ge- 
biete... 


Im Geiste der in dieser Erklärung vertretenen Politik der europäischen Zu- 
sammenarbeit möchten wir unseren englischen Genossen gegenüber unsere 
tiefe Sorge über die jüngste Entwicklung der alliierten Politik zum Aus- 
druck bringen. 


Nur ein Frieden, der einem demokratischen Deutschland die nationalen 
und wirtschaftlichen Existenzmöglichkeiten erhält, wird der kommenden 
deutschen Arbeiterbewegung die Basis für eine aktive und erfolgreiche 
Friedenspolitik in der Gemeinschaft der europäischen Völker und im Rah- 
men der internationalen sozialistischen Arbeiterbewegung schaffen können. 


Mit sozialistischen Grüßen 
gez.: Hans Vogel, Vorsitzender 
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Nr. 8 
- Briefe von Kurt Schmidt an seine Freunde in New York 


Berlin, im Dezember 1945 


„Der totale Krieg ist total verloren worden. Zwei große Mächte — Deutsch- 
land und Japan — sind ausgeschaltet. Die Welt wird gemäß den Interessen 
der siegreichen Mächte neu aufgeteilt. Die alten Grundlagen Mittelreuropas 
sind zerstört - . . 

Deutschland steht im Kraftfeld der gegensätzlichen Faktoren der Siegcr- 
mächte. Es ist ökonomisch zerschlagen worden; ist politisch und wirtschaft- 
lich in vier Teile gespalten. Seine soziale Struktur ist radıkal geändert 
worden und heute treten die Siegermächte als Besitzer der Produktions- 
mittel auf. 

Fast ein halbes Jahr ist vergangen, seitdem wir durch die siegreiche rote 
Armee vom Faschismus in Deutschland befreit wurden. Wie schlug uns das 
Herz höher, als wir vom Herannahen der Befreiungstruppen hörten. Welche 
Hoffnungen verknüpften wir mit diesem Ereignis. Zwölf Jahrc lang waren 
alle fortschrittlichen Kräfte in Deutschland geknechtet ... Das deutsche 
Volk hat mit diesen Kämpfern seinen Beitrag an der Niederringung des TFa- 
schismus geleistet. Jetzt sind wir frei. Wie anders hat sich mancher chr- 
liche Kämpfer die Befreiung ausgemalt. 


Wir wollen gestehen, wir haben uns geirrt. Wir sind nicht befreit, wir sind 
besiegt worden. Wir haben’ einen Krieg verloren, der unsägliches Leid über 
Europa gebracht hat. Wir stehen heute moralisch und materiell vor cinem 
Trummerhaufen. 

„Die Geschichte lehrt, daß die Hitler kommen und gehen, doch das deut- 
sche Volk bleibt.“ Und wir sind geblieben, doch wie anders haben wir uns 
dieses Bleiben vorgestellt. Der deutsche Lebensraum wird an Fläche um ein 
Viertel bis ein Drittel verringert. Auf diesem Raum aber sollen weiterhin 
schätzungsweise 65 Millionen Menschen ernährt werden, denen man aber 
große Teile ihrer Produktionsmittel nimmt, mit denen sie bisher als indu- 
strielles Land ihre Lebensexistenz sicherten. Ich will mich hier nıcht in 
Einzelheiten verlieren, aber wir müssen uns klar sein, daß wir auf einer 
50 Jahre zurückliegenden Produktionsstufe neu beginnen müssen. Dies sollen 
wir ehrlich bekennen und uns in Zukunft danach richten.“ 


erg 

„Wenn wir heute, im Jahre 1945, wieder mit dem Namen „Sozialdemokra- 
tische Partei“ von den Siegermächten zugelassen und genehmigt worden sind, 
so müssen wir uns darüber klar werden, welchen Weg die Partei heute ein- 
zuschlagen hat. Wir stehen heute vor vollkommen neuen Tatsachen. Deutsch- 
land hat seine politische Freiheit verloren und damit hat auch die deutsche 
Arbeiterklasse und also auch die sozialdemokratische Partei ihre Freiheit ..ein- 
gebüßt. Wir sind nicht frei in unseren Entschlüssen. Ein schematisches An- 
knüpfen an unsere alten Vorstellungen und ihr bloßes Übertragen auf voll- 
kommen neuartige Bedingungen, ohne die inzwischen vor sich gegangenen Ver- 
änderungen -zu berücksichtigen, wäre unmarkxistisch. Man würde damit eine 
lebendige Lehre zu einer Doktrin herabwürdigen. 

Das von Marx entwickelte Gesetz vom Wachsen der Produktivkräfte, die 
vorausgesagte Ablösung des Kapitalismus der freien Konkurrenz durch das 
Monopol, die Expropriation der Expropriateure durch das revolutionäre Pro- 
letariat kann heute für Deutschland keine Gültigkeit mehr haben. Die Pro- 
duktionsmittel sind zwar nicht enteignet, aber sie sind zerschlagen und aus- 
gebombt oder befinden sich in nicht-deutschen Händen. Diese Erkenntnis ist 
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keine Widerlcegung des Marxismus, sondern im Gegenteil, die Schlußfolgerung, 
die Marx selbst treffen würde, wenn wir an die ihm eigene Gründlichkeit 
denken, mit der er den englischen Kapitalismus analysiert hat. 

Aber das revolutionäre Wollen entscheidet heute nicht allein in Deutschland, 
auch nicht das Wollen der sozialdemokratischen und kommunistischen Partei, 
oder das Wollen einer etwaigen Einheitspartei, sondern entscheidend ist heute 
in Deutschland der Wille der Sieger. Kompliziert wird die Sache dadurch, daß 
Deutschland nicht von einem Staat besiegt worden ist, auch nicht von einer 
Reihe von Staaten mit gleichartigen gesellschaftlichen Verhältnissen, sondern 
daß Deutschland von vier verschiedenen Staaten besiegt wurde, deren innere 
gesellschaftliche Organisation nicht gleich ist. 


1. Durch den verlorenen Krieg ist das deutsche Volk unfrei geworden. 

2. Der Wille der Sieger ist eine entscheidende Gestaltungskraft in Deutschland. 

3. Die Parteien, die erlaubt und deren Tätigkeit genehmigt wurde, sind heute 
keine selbständig handelnden Faktoren, sondern der verlängerte Arm der 
jeweiligen Besatzungsbehörde. 

4. Wenn sie Objekte der Entwicklung bleiben, können dic Parteien nicht eine 
selbständige Führung übernehmen. 

5. Die’ Reproduktion der inneralliierten Gegensätze in den Parteien der Ar- 
beiterbewegung und ihrer traditionellen Gründsätze können stärker wirken, 
als der aus der schweren Zeit des Faschismus gegebene Wille zur Einheit. 

6. Die alliierten Gegensätze bleiben bestehen, weil sie gesellschaftlich und welt- 
anschaulich begründet sind. 

7. Die Zoneneinteilung erleichtert die. Tendenz, daß die Politik der Ber: 
lichen Parteien amerikanisch, die der Sozialdemokratie englisch, und die der 
Kommunisten russisch inspiriert wird und darüber die Hauptaufgabe, deut- 
sche.Politik zu treiben, vergessen wird. 


Nr. 9 


Das Gedicht: „Das ist der Ruhm der Soldaten“ 


das der „Neue Vorwärts", das Zentralorgan der SPD, am 18. September 1948, 
veroffentlichte: 


Ich sah sie mit Ehren’ und Orden, 
Gesichter wie Holz und Stein, 
dann sind sie geschlagen wörden 
und wurden häßlich und klein. 


Sie drückten sich heimlich beiseite 
und warfen die Orden weg, 

und übrig blieb die Pleite, 
Hunger, Trümmer, Dreck. 


Sie standen in Frankreich und Polen 
sie standen an Wolga und Don, 

sie haben geraubt und gestohlen 

und wissen jetzl gar nichts.davon. 


Das ist der Ruhm der Soldaten, 
Helden in Saus und Braus 
und alles, was sie taten, 

löffeln wir jetzt aus. 


Denn Männer, die machen Geschichte, 
wir haben das Beispiel probiert, 

da steh’n nun die traurigen. Wichte 
und haben es durchexerziert. 
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Nr. 10 


Brief des Bundestagsabgeordneten Oskar Müller von 27. Februar 1953 an 
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den Präsidenten des Bundestages 


„sehr geehrter Herr Präsident! 

Ich lege hiermit Einspruch ein gegen den Ordnungsruf. der mir in der 
Plenarsitzung vom 25. Februar 1953 durch den Vizepräsidenten des Bundes- 
tags, Herrn Dr. Carlo Schmid, erteilt worden ist. Ich habe in der Sitzung 
gesagt, daß der Bundestagsabgeordnete Herbert Wehner nicht wegen poli- 
tischer Differenzen, sondern wegen schwerwiegenden ehrenrührigen Ver- 
haltens aus der Kommunistischen Partei Deutschlands ausgeschlosen worden 
ist.. 

Herr Vizepräsident Dr. Schmid hat mir daraufhin einen Ordnungsruf er- 
teilt, der unberechtigt ist. 


Herr Wehner ist am 6. April 1942 wegen Feigheit und Denunziantentums 
aus der kommunistischen Partei Deutschlands ausgeschlossen worden. Die 
dokumentarisch belegten Tatsachen. die zu seiner Ausstoßung aus der KPD 
geführt haben, sind in ihren Grundzügen bereits mehrfach der Öffentlich- 
keit unterbreitet worden. 


Wehner war Mitglied des Politbüros des Zentralkomitees der KPD. In 
dieser Körperschaft war.der Beschluß gefaßt worden. daß Wehner zu ille- 
galer antifaschistischer Arbeit nach Hitler-Deutschland gehen soll. Wehner 
hat an dieser Beschlußfassung persönlich mitgewirkt. Er fälschte diesen kla- 
ren Beschluß der Partei um in eine ‚Disposition’, wonach die übrigen, gleich- 
zeitig und zusammen mit ihm für diese Arbeit bestimmten Parteimitglieder 
nach Deutschland gehen sollten, er aber in Stockholm verbleiben müsse, um 
von dort aus die Arbeit der ins Land gegangenen zu leiten. Daraufhin wurde 
er erneut auf den klaren und eindeutigen Beschluß hingewiesen. daß auch 
er selber persönlich nach Hitler-Deutschland zu gehen habe. Wehner hatte 
sich an diesen Beschluß nicht gehalten. 


Unter den Antifaschisten, die Wehner ins Land geschickt hatte befand sich 
auch ein gewisser W. In die Wohnung der Frau dieses W. begab sich dann 
Wehner, obwohl er ausdrücklich vor dem Betreten dieser Wohnung Zc- 
warnt worden war, weil dieselbe von der schwedischen politischen Polizei 
überwacht worden war. 


Prompt erreichte Wehner das von ihm gewollte Ziel. Vier Tage später ließ 
er sich nachts aus dieser Wohnung heraus verhaften. 


Trotzdem allgemein unter den in Schweden sich aufhaltenden Antifa- 
schisten bekannt war, daß die schwedische politische Polizei mit der Gestapo 
zusammenarbeitete und alle ihr zugehenden Informationen über die Tätig- 
keit der deutschen politischen Flüchtlinge gegen den Hitler-Faschismus der 
Gestapo zuleitete, machte Wehner im Gefängnis schriftliche Aussagen. Er 
schrieb alles auf, was er wußte, welche Genossen er selbst ins Land ge- 
schickt hatte, ihre Decknamen, ihre Wege, auf denen sie ins Land gegangen 
waren, ihre Anlaufstellen, ihre Deckadressen, die Namen der schwedischen 
Schiffe, an deren Bord sie gegangen waren, die Namen der schwedischen 
Matrosen, die ihnen dabei geholfen hatten, die holländischen Häfen, in 
denen sie angelaufen waren, die Arbeitsmethoden des illegalen Apparais in 
Hitler-Deutschland. 


Und die Folgen: Zahlreiche schwedische Seeleute, die den deutschen Anti- 
faschisten geholfen hatten, sind verhaftet worden. Alle von ihm — Wehner 
— ins Land geschickten Antifaschisten wurden von der Gestapo verhaftet. 


Der von Wehner ins Land geschickte Antifaschist Jakob Welter kam 
vor ein Sondergericht und wurde hingerichtet. 


Schwedische sozialdemokratische und andere Parlamentarier, die die Hin- 
tergründe der Sache nicht kannten, traten an den Rechtsanwalt und sozial- 
demokratischen Parlamentsabgeordneten Branting, den Sohn des vorma- 
ligen schwedischen Außenministers Branting, mit dem Vorschlag heran, die 
Verteidigung des verhafteten Wehner zu übernehmen. Branting ging zu 
Wehner in die Zelle, kam nach einer Stunde wieder zurück und erklärte: 
Das ist kein Kommunist, das ist kein Antifaschist, das ist ein Provokateur 
und Verräter. Ich muß es ablehnen, ihn zu verteidigen. 


In genauer Kenntnis dieser Feststellung Brantings und des ganzen Tat- 
bestandes hat die KPD Wehner wegen Feigheit und bewiesenen Denun- 
ziantentums aus ihren Reihen ausgestoßen. 


Wehner benötigte bezeichnenderweise gar keinen Verteidiger. Im Gegen- 
satz zu allen anderen von der schwedischen politischen Polizei verhaftelen 
deutschen Antifaschisten wurde er nach Intervention einer fremden Bot- 
schaft sehr bald wieder freigelassen und bekam in Schweden einen Wohn- 
sitz angewiesen, an dem er ungestört und unbehelligt leben konnte. 


Nach dem Zusammenbruch des Hitler-Regimes mußten Hunderte deut- 
scher Emigranten oft noch jahrelang warten, ehe sie die Erlaubnis erhielten, 
nach Deutschland zurückzukehren. Anders Wehner. Er konnte sofort von 
Stockholm nach Kopenhagen reisen. Dort bestieg er — in englischer Beglei- 
tung — ein Flugzeug, das ihn nach Hamburg brachte. 


Und dann begann seine Tätigkeit in der SPD und sein Aufstieg in die 
Spitze der Parteileitung. 


Abschließend noch eine Feststellung. Wehner beantragte im Jahre 1951 
ein Einreisevisum nach Schweden. Das wurde ihm vom damaligen schwe- 
dischen Auß&nminister Unden abgelehnt mit der offiziellen Begründung: 


‚Unerwünscht! Agent des Intelligence-Service.’ 
Angesichts dieser absolut wahren, nicht widerlegbaren Tatsachen be- 
antrage ich die Zurücknahme des Ordnungsrufes. 


Hochachtungsvoll! 
gez.: Oskar Müller, MdB (Frankfurt)“ 
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